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Streit vollendet

38 Ihr habt gehört, daß da gesagt ist (2. Mose 21, 24): "Auge um
Auge, Zahn um Zahn."

39 Ich aber sage euch, daß ihr nicht widerstreben sollt dem Übel;
sondern, wenn dir jemand einen Streich gibt auf deine rechte Backe,
dem biete die andere auch dar.

40 Und wenn jemand mit dir rechten will und deinen Rock nehmen, dem
laß auch den Mantel.

41 Und wenn dich jemand nötigt eine Meile, so gehe mit ihm zwei.
42 Gib dem, der dich bittet, und wende dich nicht von dem, der dir
abborgen will.

43 Ihr habt gehört, daß gesagt ist (3. Mose 19,18): "Du sollst
deinen Nächsten lieben und deinen Feind hassen."

44 Ich aber sage euch: "Liebet eure Feinde; [segnet, die euch
fluchen; tut wohl denen, die euch hassen;] bittet für die, so euch
[beleidigen und] verfolgen,

45 auf daß ihr Kinder seid eures Vaters im Himmel. Denn er läßt
seine Sonne aufgehen über die Bösen und über die Guten und läßt regnen
über Gerechte und Ungerechte.

46 Denn wenn ihr liebet, die euch lieben, was werdet ihr für Lohn
haben? Tun nicht dasselbe auch die Zöllner?

47 Und wenn ihr nur zu euren Brüdern freundlich seid, was tut ihr
Sonderliches? Tun nicht dasselbe auch die Heiden?

48 Darum sollt ihr vollkommen sein, gleichwie euer Vater im Himmel
vollkommen ist."

(Neues Testament, Matthäus Evangelium, Kapitel 5, Vers 38-48 Von
der Feindesliebe)



"Ihr habt gehört, daß da gesagt ist (2. Mose 21,24): 'Auge um Auge,
Zahn um Zahn'. Oh, ihr kleingeistigen Dattelkernezähler mit eurer
gnadenlosen Aufrichtigkeit, denn ich sage euch, daß ihr nicht
widerstreben sollt dem Übel; sondern wenn dir jemand einen Streich
gibt auf deine rechte Backe, dem biete die andere auch dar. Wie sonst
sollte ihn die Konsequenz und die Wucht deines vollen Gegenschlages
überraschen, mit dem du ihm die Achtung und die Gelegenheit
verschaffst, noch einmal von vorn anzufangen.

Und wenn jemand mit dir rechten will und deinen Rock nehmen, dem laß
auch den Mantel, damit er das Ungeheuer, das sich darin verbirgt,
vollkommen erkennen wird und sich wünscht, lieber erfroren zu sein.

Und wenn dich jemand nötigt eine Meile, so gehe mit ihm zwei, damit er
danach inständig hofft, dir nie wieder begegnen zu müssen.

Gib dem, der dich bittet, und wende dich nicht von dem, der dir
abborgen will und tue das gründlich, damit er dir zukünftig alles
schenken und geben würde, um dich nie wieder bitten zu müssen.

Ihr habt gehört, daß gesagt ist (3. Mose 19,18): 'Du sollst deinen
Nächsten lieben und deinen Feind hassen.' Ich aber sage euch: Liebet
eure Feinde; [segnet, die euch fluchen; tut wohl denen, die euch
hassen;] bittet für die, so euch [beleidigen und] verfolgen, auf daß
ihr Kinder seid eures Vaters im Himmel. Besser könntet ihr eure Feinde
nicht treffen, um ihnen derartige Schmerzen zu bereiten, daß sie gewiß
nicht mehr eure Feinde bleiben wollen. Denn euer Haß würde zu kurz
greifen, um ihnen nicht ihre feindliche Gesinnung zu erhalten.

Gott läßt seine Sonne aufgehen über die Bösen und über die Guten und
läßt regnen über Gerechte und Ungerechte. Denn wenn ihr liebet, die
euch lieben, was werdet ihr für Lohn haben? Tun nicht dasselbe auch
die Zöllner? Und wenn ihr nur zu euren Brüdern freundlich seid, was
tut ihr Sonderliches? Tun nicht dasselbe auch die Heiden? Darum sollt
ihr vollkommen sein, gleichwie euer Vater im Himmel vollkommen ist.
Denn er hat euch verstoßen und zurückgelassen, auf daß ihr ihn anbetet
und verehrt. Nach seinem Bilde geformt, will er euch prüfen, ob ihr
gelungen seid und ihm tatsächlich gleicht.

Grausam, eigennützig, unbarmherzig und gleichgültig ist seine
Ähnlichkeit mit euch doch trefflich geglückt, denn die Bahn, welche
die Sonne über das Elend der Welt zieht, der Regen, der die Schmerzen
und das Wehklagen der Kreaturen näßt und bedeckt wie auch das
Schicksal andauernder Vergeblichkeit aller anderen Geschöpfe, aus
seinen Pfützen und Sümpfen geboren und durch das Licht der Sonne
erwärmt, läßt sich kaum besser begreifen. Vielleicht seid ihr jenem
Auge Gottes am nächsten, mit dem er wohlwollend eure Fortschritte bei
der Unterwerfung der Erde betrachtet, wie er euren Rückstand an Härte
und Anpassung durch den Regen mit ihm beweint."

(aus: Helmut Barthel: Ein Zimmermann in der Wüste. Es begab sich
aber vielleicht auch ... Eine heitere Exegese neutestamentarischer
Begebenheiten, MA-Verlag 2016, Seite 37)
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ATOM/169: Halbwertzeit - viele Fragen offen ... (IPPNW)


Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges - Ärzte in sozialer
Verantwortung (IPPNW)

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf 

SOFA (Sofortiger Atomausstieg Münster) 

uranium network

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Natur- und Umweltschutzverein Gronau (NUG)

Internationale Kampagne für die Abschaffung von Atomwaffen (ICAN) -
Deutschland

Pressemitteilung vom 16.08.2018

Anti-Atom-Initiativen und Umweltverbände fordern Ende der
Urananreicherung 

Nach jahrelangen Protesten heute erstmals Gespräch im RWE-Tower



Nach jahrelangen Protesten von Atomkraftgegnern und Umweltverbänden gegen
die Beteiligung von RWE und EON an Urenco hat RWE für heute Nachmittag
erstmals zu Gesprächen über die Urananreicherung im westfälischen Gronau in
den RWE-Tower nach Essen eingeladen. An dem Treffen werden
Anti-Atomkraft-Initiativen, die Ärzteorganisation IPPNW und ICAN
Deutschland teilnehmen. Im besonderen Fokus der Gespräche stehen die
Zukunft Urencos und der Urananreicherung in Gronau, der Urenco-Atommüll,
die Gefahren der zahlreichen Urantransporte sowie die mutmaßliche
Unterstützung des Atomwaffenprogramms der USA durch Urenco und die völlig
unklare Entsorgung des Gronauer Uranmülls.

Gleichzeitig unterstützen die Anti-Atomkraft-Initiativen und Umweltverbände
angesichts des Klimawandels die Forderung nach einem beschleunigten
Kohleausstieg. RWE steht hier als größter Betreiber von Kohlekraftwerken
und größter CO2-Emittent Europas in der Pflicht.

RWE und EON halten jeweils ein Drittel am britisch-deutsch-niederländischen
Urananreicherer Urenco, der in Gronau die bundesweit einzige
Urananreicherungsanlage betreibt. Das trinationale Konsortium beliefert u.
a. die Brennelementefabrik in Lingen, von wo aus die Brennelemente in die
belgischen Pannenreaktoren Doel 3 und Tihange 2, aber auch ukrainische
Reaktoren nahe dem Kriegsgebiet in der Ostukraine und erstmals seit der
Reaktorkatastrophe von Fukushima 2011 auch wieder Japan beliefert werden.
Bislang ist die Urananreicherung vom Atomausstieg in Deutschland komplett
ausgenommen. Atomkraftgegner und die IPPNW kritisieren dies seit langem und
fordern die sofortige Stilllegung dieser Anlagen.

"Wir wollen RWE heute nochmal persönlich verdeutlichen, dass das Zeitalter
der Atomenergie in Deutschland unweigerlich zu Ende geht. Dazu gehört
zwingend auch das Ende der Urananreicherung in Gronau und die Abwicklung
der Firma Urenco. Zudem versetzt es uns in große Sorge, dass RWE offenbar
hinter verschlossenen Türen über einen noch in diesem Jahr bevorstehenden
Verkauf der Urenco an ein japanisch/US-amerikanisches Konsortium
verhandelt. Nach jahrelangen Protesten, auf den
RWE-Jahreshauptversammlungen erwarten wir, dass sich RWE heute der
Diskussion offen und kompromissbereit stellt," so Peter Bastian vom
Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen.

Starke Besorgnis haben Medienberichte ausgelöst, wonach Urenco Uran für
Atomreaktoren in den USA anreichern soll, die sich am Atomwaffenprogramm
der USA beteiligen. "122 Staaten haben letztes Jahr im Rahmen der Vereinten
Nationen für ein Abkommen zum Verbot von Atomwaffen gestimmt. Darin steht,
dass auch die Unterstützung der Herstellung von Atomwaffen verboten sein
soll. Sollte sich bestätigen, dass durch Urenco angereichertes Uran für
nicht-friedliche Zwecke verwendet wird, muss das aufhören", fordert
Johannes Mikeska von ICAN Deutschland.

Die Praxis von Urenco wäre ein klarer Verstoß gegen die im Staatsvertrag
von Almelo vereinbarte rein zivile Nutzung der Urananreicherung. "Die
Beteiligung am Atomwaffenprogramm in den USA bedeutet das Überschreiten
einer roten Linie und den Bruch des Staatsvertrags von Almelo durch Urenco.
Da die USA über keine eigene Urananreicherung mehr verfügen, sind weitere
derartige Bitten an Urenco mit hoher Wahrscheinlichkeit zu erwarten. Wir
fordern von RWE als Anteilseigner bei Urenco sowie von der Bundesregierung
als staatlicher Aufsicht über Urenco das sofortige Ende aller Lieferungen
von angereichertem Uran, das direkt oder indirekt militärisch genutzt
werden kann - eine Beteiligung am atomaren Wettrüsten ist absolut
unverantwortlich," so Dr. Angelika Claußen, IPPNW-Präsidentin Europa.

Weitere Infos:

www.ippnw.de, www.sofa-ms.de, www.urantransport.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung vom 16. August 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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ATOM/168: Strahlende Wege - unfaire Täuschungen ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 14. August 2018

Atomtransport in die Schweiz hat Montag (13.08.18) heimlich Lingen
verlassen / Proteste



(Bonn / Lingen, Bern 14.08.2018) Der umstrittene Atomtransport von
Lingen in die Schweiz, der laut Süddeutscher Zeitung vom Samstag heute
(14.08.) starten sollte, ist nach Polizeiangaben bereits am
Montagnachmittag (13.08.) losgefahren. Der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) kritisiert die
Verschleierungstaktik, betont aber, dass damit die berechtigten und
kreativen Proteste der Anti-Atomkraft-Bewegung nicht ausgebremst werden
können. "Es wird weitere Proteste in Lingen und anderswo geben", erklärt
BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz.

Anti-Atomkraft-Initiativen hatten bereits am Montagabend vermutet, dass
der Transport mit frischen Brennelementen für das Atomkraftwerk
Leibstadt (Schweiz) das Betriebsgelände der Brennelementefabrik in
Lingen verlassen haben könnte. "Bei einer Inspektion des Geländes in den
Abendstunden war kein Transportfahrzeug zu sehen gewesen", so Buchholz.
Zuvor hatten am späten Montagnachmittag rund 20 Mitglieder mehrerer
Initiativen und Verbände mit einer Mahnwache vor dem Werksgelände für
die sofortige Stilllegung der Lingener Brennelementefabrik und gegen
jegliche Atomtransporte demonstriert. Befürchtet werden Transportunfälle
mit Verseuchungen und zudem wird bemängelt, dass die Brennstäbe aus
Lingen den Weiterbetrieb des jahrzehntealten AKW Leibstadt ermöglichen.

Udo Buchholz vom Vorstand des BBU kritisiert, dass die Polizei und der
anwesende Vertreter des Lingener Ordnungsamtes bei der Mahnwache am
Montag nicht mitgeteilt haben, dass der Atomtransport bereits das
Werksgelände verlassen hat. "Wenn wir Protestaktionen anmelden, dann
werden von uns zahlreiche Detailinformationen erwartet. Da wäre es nur
recht und billig, wenn Polizei und Ordnungsamt auch transparent arbeiten
würden", so Buchholz.

Nach Angaben des BBU gibt es für den rund 750 Kilometer langen
Transportweg von Lingen bis zum AKW Leibstadt verschiedene mögliche
Streckenführungen, die je nach Route besonders durch Nordrhein-Westfalen
und Baden-Württemberg bzw. durch Hessen und Baden-Württemberg führen.
"Der Atomtransport trat seine Fahrt an, obwohl es für das ganze
Bundesgebiet sowie für die Schweiz massive Unwetterwarnungen gegeben
hatte", kritisiert BBU-Vorstandsmitglied Buchholz.

Das AKW Leibstadt befindet sich in der Nähe der deutsch-schweizerischen
Grenze und ist bereits mehr als 30 Jahre am Netz. Der BBU hat in der
Vergangenheit wiederholt die sofortige Stilllegung des AKW Leibstadt und
auch der anderen AKW in der Schweiz gefordert [1].

In Lingen haben im Juni rund 500 Menschen u. a. gegen den Weiterbetrieb
der Brennelementefabrik und besonders auch gegen die Produktion von
Brennelementen in Lingen für belgische Atomkraftwerke demonstriert.
Zudem fordern inzwischen über 350 Initiativen, Verbände und
Parteigliederungen in der "Lingen-Resolution" die sofortige Stilllegung
der Brennelementefabrik in Lingen und des AKW Emsland (AKW Lingen 2).

Weitere Organisationen können sich der Resolution noch anschließen.
Informationen dazu unter:

https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Lingen-Resolution%2018.pdf


Anmerkung:

[1] https://www.bbu-online.de/presseerklaerungen/prmitteilungen/PR%202016/28.11.16.pdf

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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KOHLEALARM/462: Klimakampf und Kohlefront - Treffen der Gegner ... (Klimacamp im Rheinland)


Klimacamp im Rheinland - 14. August 2018

"Als vom Braunkohleabbau Betroffene arbeiten wir mit dem Klimacamp
zusammen"

Klimacamp startet mit Podiumsdiskussion zur Zukunft des Rheinlands



Erkelenz. Das Klimacamp im Rheinland nimmt Form an. Seit Freitag werden
Zelte aufgebaut, und das Camp mit eigenem Solarstrom versorgt. Seit Montag
läuft das Programm, welches gleich mit einem Höhepunkt begann: Mit 200
Menschen war die Podiumsdiskussion "Das Rheinland der Zukunft - von lokaler
und globaler Gerechtigkeit" voll besetzt. Anknüpfend an eine gemeinsame
Veranstaltung in der Stadthalle Erkelenz letztes Jahr, trafen sich nun
erstmals ein Vertreter der Bergbau-Gewerkschaft IG BCE mit Aktiven der
Bewegung für Klimagerechtigkeit und Anwohnenden aus dem durch Umsiedlung
bedrohten Dorf Keyenberg auf dem Camp. Zahlreiche Anwohnende sowie
Mitglieder der IG BCE kamen zum Klimacamp, um die Debatte zu verfolgen und
mitzudiskutieren.

Auch in den kommenden Tagen bietet das Camp vielfältige
Beteiligungsmöglichkeiten. Im Zentrum steht dabei die Forderung nach
Klimagerechtigkeit und einem schnellen Kohleausstieg. "Klimagerechtigkeit
hat globale und lokale Dimensionen" erklärt Johanna Winter vom Klimacamp.
"Gesellschaften, insbesondere im globalen Norden, müssen so produzieren und
konsumieren, dass es nicht zu Lasten von Menschen in anderen Teilen der
Welt geht. Konkret bedeutet das: Kohle und andere fossile Energieträger
müssen im Boden bleiben. Klimagerechtigkeit bedeutet aber auch, dass
Menschen hier vor Ort nicht für die Profite von Energiekonzernen aus ihren
Dörfern vertrieben werden oder ein Kohleausstieg zu Lasten der
Beschäftigten von RWE geht. All diese Dimensionen bringen wir auf dem Camp
zusammen und suchen nach Lösungen, die ein gutes Leben für alle
ermöglichen." Deswegen steht das Klimacamp seit Beginn des Jahres im engen
Austausch mit den Menschen aus den umliegenden Dörfern. "Als vom
Braunkohleabbau Betroffene arbeiten wir mit dem Klimacamp zusammen, um zu
verhindern, dass durch die Kohle erst unsere Heimat stirbt und dann das
Klima. Wir fordern, dass alle Dörfer bleiben." erklärt Antje Pistel aus
Holzweiler.

In unmittelbarer Nähe des Camps liegt Keyenberg, das nächste Dorf, dem eine
Abbaggerung droht. "Um die fatalen Folgen des Klimawandels, wie die
anhaltende Dürre diesen Sommer abzumildern, brauchen wir einen sofortigen
Kohleausstieg. Sogar die Bundespolitik beschäftigt mittlerweile der
Ausstieg. Angesichts dessen sind die Pläne, weiter Dörfer abzubaggern,
verrückt. In Keyenberg beginnt RWE gerade damit Menschen aus ihrem Dorf zu
verdrängen. Mit dem Klimacamp wollen wir den Widerstand der Menschen hier
sichtbar machen und gemeinsam dafür kämpfen, dass Keyenberg bleibt." so
Johanna Winter.

Das Klimacamp im Rheinland findet in diesem Jahr zum neunten Mal statt. In
diesem Jahr liegt ein besonderer Schwerpunkt auf der Vernetzung mit den
Menschen aus der Region. Über die nächste Woche sind zahlreiche
Veranstaltungen auf dem Camp geplant. Menschen aus der Region sind täglich
zum gemeinsamen Abendessen um 18 Uhr eingeladen, für sie gibt es zudem
erstmals das "Zelt des lokalen Widerstands". Des Weiteren werden regelmäßig
Führungen über das Camp angeboten. Informationen zum Programm sind online
unter www.klimacamp-im-rheinland.de verfügbar. Gegen Ende der Woche trifft
sich dann die europäische Klimagerechtigkeitsbewegung zu zwei Konferenzen
im Rheinland. Es werden 500 Teilnehmende erwartet.

Das Klimacamp ist Teil einer weltweiten Bewegung, diesen Sommer finden
zahlreiche Aktionen für Klimagerechtigkeit statt. Die Gruppe Code Rood hat
für Ende August Protestaktionen gegen Gasförderung in den Niederlanden
angekündigt und im Oktober plant das Bündnis Ende Gelände in einer
Massenaktion zivilen Ungehorsams die Rodung des Hambacher Forstes zu
stoppen.

 * 

Quelle:

Klimacamp im Rheinland

E-Mail: presse-klimacamp@riseup.net

Internet: http://www.klimacamp-im-rheinland.de/
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KURSUS/4984: Uni Jena - Workshop "Physik für Schülerinnen" vom 8. bis 11. Oktober


idw - Pressemitteilung: Friedrich-Schiller-Universität Jena

Mädchen die Labore erobern lassen

Zum 15. Mal findet der Workshop "Physik für Schülerinnen" vom 8. bis
11. Oktober an der Universität Jena statt / Anmeldeschluss ist der 7.
September.



Es ist eine riesige Energiequelle, die Grundlage allen Lebens und
erhellt unsere Erde: das Licht. Was das Energiebündel darüber hinaus
noch leistet, ist einer der Schwerpunkte des Workshops "Physik für
Schülerinnen" an der Friedrich-Schiller-Universität Jena (FSU). In der
bereits 15. Auflage richtet er sich erneut gezielt an interessierte
Schülerinnen der 10. bis 13. Klasse. Der Kurs findet in den
Herbstferien vom 8. bis 11. Oktober statt, die Anmeldung ist ab sofort
möglich.

"Physik ist und bleibt noch immer eine typische Männerdomäne, nur rund
20 Prozent unserer Studierenden sind weiblich", erzählt Organisatorin
Dr. Angela Unkroth, selbst Physikerin, von der
Physikalisch-Astronomischen Fakultät der FSU. "Das wollen wir ändern,
indem wir jungen Frauen früh die Angst vor diesem als kompliziert
geltenden Fach nehmen und einen extra auf Mädchen abgestimmten Kurs
anbieten." Ohne dass gleichaltrige Jungen zusehen, sollen die
Schülerinnen dabei die Labore der Universität für sich erobern und
"sich richtig austoben", so Unkroth.

In mehreren Projektgruppen können sich die jungen Frauen
physikalischen Phänomenen nähern und selbst tüfteln. Neben "Jenseits
des Lichts - Mikroskopieren mit Elektronen", "Teilchen. Welle. Quant. -
- Was ist nun eigentlich Licht?" und "Polarisation - Geheimnisvolle
Eigenschaft von Licht" gehen die Schülerinnen auch Fragen zu
Magnetismus, Sonne und Solarenergie nach. Zum Jubiläum wird dabei ein
vielfacher Wunsch früherer Teilnehmerinnen umgesetzt: "Wir haben die
Zeit für die Projekte deutlich verlängert. Die Mädchen haben nun noch
mehr Zeit, einen Eindruck vom Forschen im Labor zu erhalten und eigene
Ergebnisse zu produzieren", sagt Prof. Dr. Elke Wendler vom Institut
für Festkörperphysik der FSU, die den Kurs mit Dr. Unkroth
organisiert.

Neue Berufsfelder für Physikerinnen

Zudem haben die Schülerinnen die Gelegenheit, sich mit
Physikstudentinnen über das Studium an der Uni Jena auszutauschen und
das Planetarium zu besuchen. Eine Vorlesung hören die Schülerinnen
über bildgebende Verfahren in der Medizin. Die vorgestellten
physikalischen Methoden gewinnen in den Lebenswissenschaften immer
mehr an Bedeutung, wodurch sich auch für Physikerinnen ganz neue
Berufsfelder eröffnen.

Die Teilnahme an dem viertägigen Workshop kostet 5 Euro, im Preis sind
die Kosten für alle Veranstaltungen enthalten. Drei Übernachtungen
können auf Wunsch für 20 Euro gebucht werden. Weitere Informationen
zum Workshop und zur Anmeldung sind zu finden unter:
http://www.physik.uni-jena.de/physiktage.html. Anmeldeschluss ist der
7. September.

Die Veranstaltung wird von der Jenoptik AG, der Stiftung für
Technologie, Innovation und Forschung Thüringen (STIFT) sowie dem
Alumni-Verein der Physikalisch-Astronomischen Fakultät der FSU
unterstützt.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.physik.uni-jena.de/physiktage.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Schiller-Universität Jena, 14.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8366: Uni Trier - Studienführer Campus der Generationen (22.10.-9.2.19) ist erschienen


Pressemitteilung: Uni Trier, 15. April 2018

Allgemeinbildung erweitern und Wissen vertiefen

Studienführer zum Campus der Generationen der Uni Trier ist erschienen 



Bildungshungrig - wissensdurstig? An der Universität Trier kann man
beides stillen ohne sich für ein reguläres Studium einschreiben zu
müssen. Alle Bürger mit Interesse an wissenschaftlichen Fragen,
insbesondere auch ältere Menschen, können auf dem Campus der
Generationen ihre Allgemeinbildung erweitern oder ihr Wissen in
fachspezifischen Bereichen vertiefen. Gerade ist der neue
Studienführer für das kommende Wintersemester erschienen.

Als Gasthörer können Interessierte an Lehrveranstaltungen in allen
Fachbereichen der Universität Trier teilnehmen, sofern Kapazitäten
frei sind. Darüber der Universität Trier teilnehmen, sofern
Kapazitäten frei sind. Darüber hinaus profitieren sie von einer
zentralen Beratung und Betreuung, besonderen Informationsangeboten und
Orientierungshilfen, einem wissenschaftlichen Vortragsprogramm sowie
allgemeinen Bildungsangeboten. Nicht zuletzt können sie die
Infrastruktur der Universität - Bibliothek, Rechenzentrum,
Sprachzentrum und Sportanlagen - nutzen. Ferner besteht die
Möglichkeit, sich an den Kulturangeboten der Universität wie Chor,
Orchester und Theater zu beteiligen.

Die Lehrveranstaltungen beginnen am 22. Oktober und enden am 9.
Februar 2019. Offene Fragen lassen sich bei einer
Informationsveranstaltung am 20. September von 14.15 bis 16.00 Uhr in
Gebäude B, Raum B 22, klären. Eine Anmeldung hierfür ist nicht
erforderlich.

Im neuen Studienführer finden sich neben dem Überblick über das
Veranstaltungsangebot weitere Informationen zur Anmeldung und
Zulassung. Die Broschüre ist online abrufbar
(www.campusdergenerationen.uni-trier.de) oder kann per Post oder Mail
angefordert werden bei:

Universität Trier, Campus der Generationen, 54286 Trier; E-Mail:
campusdergenerationen@uni-trier.de; Tel. 0651 201-2805 bzw. -2834.

 * 

Quelle:

Universität Trier

Universitätsring 15, 54296 Trier

Pressestelle

Telefon: 0651 201-4239, Fax: 0651 201-42 47

E-Mail: presse@uni-trier.de

Internet: www.pressestelle.uni-trier.de
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VORTRAG/8365: Bonn - "Zahlen in der Physik - vom Mikro- zum Makro-Kosmos" am 20.8.2018


Zahlen in der Physik - vom Mikro- zum Makro-Kosmos

Prof. Dr. Hans-Peter Nilles, Physikalisches Institut, Bethe-Zentrum
für Theoretische Physik



Die Beobachtung der Naturphänomene liefert die Zahlen zur Konstruktion
physikalischer Theorien. Extraktion einiger relevanter Naturkonstanten
(Beispiel: Plancksches Wirkungsquantum) bringt Licht in die Fragen
nach den kleinsten Bausteinen der Materie und den Ursprung der
fundamentalen Wechselwirkungen. Sie erlaubt zudem Aussagen über Aufbau
Entwicklung unseres Universums. Der Vortrag berichtet über
Fortschritte auf dem Weg zu einer einheitlichen Beschreibung der
fundamentalen Kräfte und präsentiert die noch offenen Fragen zur
Struktur von Mikro- und Makro-Kosmos, wie etwa den Ursprung dunkler
Materie und dunkler Energie.

Eine Veranstaltung im Rahmen von 200 JAHRE | 1818 - 2018

RHEINISCHE FRIEDRICH-WILHELMS-UNIVERSITÄT BONN

www.200jahre.uni-bonn.de

Datum: 20.08.2018

Uhrzeit: 19:00

Ort: Hauptgebäude der Universität Bonn, Hörsaal 1

Am Hof 1, 53113 Bonn

Preis/Euro: Der Eintritt zu dieser Veranstaltung ist kostenfrei

Eine Anmeldung zu dieser Veranstaltung ist nicht erforderlich.
Der Einlass beginnt um 18:15 Uhr. Es herrscht freie Platzwahl.

 * 

Quelle:

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-21 12, Telefax: (02 28) 77 24 68

E-Mail: presseamt@bonn.de

Internet: www.bonn.de
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NACHRUF/001: Zum Tod von Samir Amin (Promedia Verlag)


Promedia Verlag - 14. August 2018

Nachruf auf Samir Amin



Einer der einflussreichsten Intellektuellen des "globalen Südens" ist tot.
Samir Armin verstarb am 12. August 2018 fast 87-jährig in Paris. Der
Promedia Verlag trauert um einen Autor, dessen auf Französisch verfasster
Text "Souveränität im Dienste der Völker" gerade ins Deutsche übersetzt
wird. Das Buch wird als so nicht geplantes Vermächtnis im Frühjahr 2019
erscheinen.

Der 1931 in Kairo geborene Samir Amin zählte zu den profundesten Kritikern
kolonialer Ausbeutungsstrukturen. Seine dependenztheoretischen und
weltsystemischen Arbeiten prägten Generationen von entwicklungspolitisch
Interessierten. Als langjähriger Direktor des Dritte-Welt-Forums in
Dakar/Senegal entwickelte er auch praktische Modelle für eine
autozentrierte Entwicklung, die er als einzig gangbaren Weg für periphere
Volkswirtschaften sah, um sich von der zerstörerischen Kraft der
Globalisierung abkoppeln zu können. Es galt und gilt, so seine Überzeugung,
der Kapitalakkumulation im Weltmaßstab die Souveränität der Völker
entgegenzustellen. Und diese begann für ihn bei der bäuerlichen
Landwirtschaft, die allein Ernährungssicherheit garantieren könne.

Als Marxist und Antiimperialist kämpfte Amin auch für eine Verbindung der
Klassenkämpfe in der Produktion mit den Befreiungskämpfen überall auf der
Welt.

So verlustreich sein Tod für die Linke ist, so stark wird seine Stimme, die
in vielen Sprachen ihren Niederschlag gefunden hat, bleiben.

In Erinnerung wird uns Samir Amin auch als sehr bescheidener und
unprätentiöser Autor und Mensch bleiben. Anstatt eines langseitigen
Vertrages kommunizierte er freundschaftlich und unkompliziert. Wir werden
uns anstrengen, seinen intellektuellen Anforderungen gerecht zu werden.

Hannes Hofbauer, für den Promedia Verlag

 * 

Quelle:

Promedia Verlag

Wickenburgg. 5/12, A-1080 Wien

Telefon: 0043/1/405 27 02, Fax: 0043/1/405 27 02 -22

E-Mail: promedia@mediashop.at

Internet: www.verlag-promedia.de
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MELDUNG/289: Kumi Naidoo, neuer Amnesty-Generalsekretär, über seine Vision für die Menschenrechte


Amnesty International - Pressemitteilung vom 15. August 2018

"Grösser, mutiger und vielfältiger": 

Kumi Naidoo, neuer Amnesty-Generalsekretär, über seine Vision für die
Menschenrechte



Johannesburg, 16.08.2018 - Der neue Generalsekretär von Amnesty
International präsentiert bei seinem Amtsantritt in Johannesburg seine
Vision für die weltgrößte Menschenrechtsorganisation: "Die
Menschenrechtsbewegung muss größer, mutiger und integrativer werden, wenn
sie den Herausforderungen gerecht werden will, vor denen die Welt heute
steht", sagt Kumi Naidoo bei seinem Antritt als internationaler
Generalsekretär von Amnesty International. "Die Welt steht vor komplexen
Problemen. Diese können nur überwunden werden, wenn wir uns von dem
überholten Gedanken frei machen, dass es bei Menschenrechten um Unrecht
geht, das nur einige wenige Menschen betrifft. Die Formen der
Unterdrückung, die wir heutzutage erleben, sind alle miteinander
verknüpft."

"Man kann nicht über die Klimakrise sprechen, ohne anzuerkennen, dass es
hierbei auch um Ungleichheit und ethnische Zugehörigkeit geht; sexuelle
Diskriminierung ist untrennbar mit der wirtschaftlichen Ausgrenzung von
Frauen verbunden; und die bürgerlichen und politischen Rechte vieler
Menschen werden genau dann am stärksten unterdrückt, wenn diese Menschen
versuchen, grundlegende wirtschaftliche Gerechtigkeit für sich
einzufordern", so Naidoo weiter.

Die Welt befindet sich in einer äußerst polarisierenden Phase der
Geschichte, in der einzelne politische Kräfte das albtraumhafte Bild einer
Gesellschaft zeichnen, die von Hass und Angst bedroht sein soll. "Diese
Widrigkeiten können wir nur dann überwinden, wenn wir uns geschlossen
hinter die Werte stellen, die uns alle einen - wie zum Beispiel die
Menschenrechte. In meiner ersten Botschaft als Generalsekretär möchte ich
betonen, dass Amnesty International sich nun stärker als jemals zuvor
öffnen wird, um eine wirklich globale Bewegung aufzubauen, die in jeden
Winkel der Welt reicht, insbesondere in den Globalen Süden", so Naidoo.
"Ich möchte die Bewegung integrativer machen. Wir müssen neu denken, was
die Verteidigung der Menschenrechte im Jahr 2018 bedeutet. Aktivisten
können aus allen möglichen Gesellschaftsschichten stammen - sie sind in
Gewerkschaften, Schulen, Glaubensgemeinschaften, Regierungsbehörden und
auch in der Privatwirtschaft."

"Ganz besonders möchte ich den jungen Menschen versichern, dass sie hier
einen Platz haben. Ich möchte an sie appellieren, uns immer wieder den
Spiegel vorzuhalten. Ich bin fest davon überzeugt, dass junge Menschen
nicht die Führungskräfte von morgen sind, sondern die
Führungspersönlichkeiten des Hier und Jetzt", betont Naidoo. "Wir brauchen
mehr mutige Vorbilder wie Elin Ersson, Sibongile Ndashe und Ahed Tamimi.
Was wir brauchen, sind genau solche Menschen, die nicht vor zivilem
Ungehorsam zurückschrecken, und die keine Angst davor haben, als naiv oder
idealistisch bezeichnet zu werden", so Naidoo weiter. "Amnesty basiert auf
dem Gedanken, dass Menschen, egal wer sie sind oder wo sie sich befinden,
Unrecht persönlich nehmen, das andere Menschen erfahren. Und es hat sich
immer wieder gezeigt, dass große Veränderungen möglich sind, wenn sich
Fremde zusammentun und für Menschen auf der anderen Seite der Welt kämpfen -
 auch wenn sie diese nicht kennen."

"Mehr denn je zuvor brauchen wir jetzt Menschen, die sich zusammentun und
der Unterdrückung die Stirn bieten. Ich möchte euch einladen, euch uns
anzuschließen - wenn euch die Gegenwart und die Zukunft am Herzen liegen;
wenn ihr das Beste für eure Kinder und Enkelkinder wollt; wenn ihr Unrecht
persönlich nehmt. Amnesty International braucht eure Stimme, eure Tatkraft
und eure Anwesenheit in unserer Bewegung, um die Menschenrechte aller
Menschen zu garantieren."

Kumi Naidoo ehrt auch seinen Amtsvorgänger: "Ich möchte Salil Shetty für
den Beitrag danken, den er in den vergangenen acht Jahren für Amnesty
International geleistet hat, und für seine Bemühungen, unsere Präsenz in
der Welt zu stärken. Ich hoffe, auf seinem Erbe aufbauen zu können, um
dafür zu sorgen, dass wir eine geeinte und globale Bewegung werden."

Gabriele Stein, Vorstandssprecherin von Amnesty International in
Deutschland, sagt zu Naidoos Amtsantritt: "Wir sind sehr gespannt auf die
Zusammenarbeit mit unserem neuen internationalen Generalsekretär Kumi
Naidoo. In einer Zeit, in der die Menschenrechte mehr denn je gefährdet
sind, ist ein Mensch mit seiner Erfahrung, der bereits selbst in seiner
Jugend in Südafrika Menschenrechtsverletzungen erleben musste, ein Gewinn",
sagt Stein. "Vor allem sein unerschütterlicher Optimismus, sein Elan und
seine Überzeugungskraft werden ein wichtiger Faktor in unserer
internationalen Bewegung sein, um uns alle in gemeinsamen Aktionen zu
vereinen und mit neuem Mut für die Erhaltung der Menschenrechte
einzutreten".


Kurzbiografie Kumi Naidoo: Regelbrecher und Weltveränderer

Kumi Naidoo kommt aus Südafrika und setzt sich seit Jahrzehnten für soziale
Gerechtigkeit ein. 1965 in Durban geboren, organisierte er bereits mit 15
Jahren eine Protestveranstaltung gegen die Apartheid, wegen der er von der
Schule verwiesen wurde.

Danach engagierte er sich intensiv in seiner örtlichen Gemeinschaft und
organisierte Massenproteste gegen das Apartheidregime. Mit 21 Jahren musste
sich Kumi Naidoo vor Gericht verantworten - man warf ihm vor, die Regeln
des jahrelangen Ausnahmezustands von Juli 1985 verletzt zu haben. Er sah
sich gezwungen, unterzutauchen, und ging ins britische Exil. Dort blieb er,
bis Nelson Mandela freikam und die Befreiungsbewegungen wieder erlaubt
wurden.

Mit dem Niedergang des Apartheidregimes kehrte Naidoo 1990 nach Südafrika
zurück, um mit dem African National Congress zusammenzuarbeiten. Dort
wandte er sich einem Herzensprojekt zu: Bildung, genau genommen
Alphabetisierungskampagnen für Erwachsene sowie Wählerschulungen, um
Personengruppen zu stärken, die systematisch in der Geschichte Südafrikas
entrechtet worden waren.

Kumi Naidoo bewies sich in vielerlei Hinsicht als starke Führungsperson. Es
war seine Rolle als Geschäftsführer von Greenpeace International, die ihm
den Ruf als couragierter Aktivist einbrachte, der auch vor zivilem
Ungehorsam nicht zurückschreckt. 2011 wurde er festgenommen, weil er aus
Protest gegen Ölbohrungen in der Arktis auf eine Ölplattform in Grönland
geklettert war, um eine Petition zu übergeben. Ein Jahr später besetzte er
eine Ölplattform in der Barentssee in der russischen Arktis.

In seiner jüngsten Funktion war er Mitbegründer und vorläufiger
Vorsitzender der Organisation Africans Rising for Justice, Peace, &
Dignity. Die Gruppe hat sich mit Gewerkschaften, Glaubensgemeinschaften und
der Zivilgesellschaft zusammengeschlossen, um etwas daran zu ändern, dass
die Bevölkerung in Afrika trotz des Wirtschaftswachstums auf dem gesamten
Kontinent keinen Anteil an diesem größeren Wohlstand und Einfluss spürt.

Ein Brief, den Nelson Mandela 1962 an Amnesty International schrieb und in
dem er der Organisation dafür dankte, einen Vertreter zur Beobachtung
seines Gerichtsverfahrens geschickt zu haben, inspirierte Kumi Naidoo dazu,
sich für die Rolle des Generalsekretärs zu bewerben.

Am Abend vor dem Antritt seiner neuen Position bei Amnesty International
ging er dahin zurück, wo seine Geschichte begann: die Sekundarschule
Chatsworth in Durban, von der er 1980 verwiesen worden war. Bei der
morgendlichen Schulversammlung wandte sich Kumi Naidoo an die jungen
Menschen: "Lasst euch nicht einreden, dass eure Stimme nichts zählt, und
wartet nicht bis morgen, um für eine Sache einzustehen - denn wenn ihr
wartet, wird es kein Morgen geben. Und denkt daran, dass der Dienst am
Menschen das größte Glück mit sich bringt."


Hintergrund

Der Generalsekretär fungiert als Geschäftsführer des Internationalen
Sekretariats von Amnesty International in London. Amnesty International ist
mit Sektionen und regionalen Büros in mehr als 70 Ländern, mit 2.600
Angestellten und sieben Millionen Mitgliedern, Ehrenamtlichen und
Unterstützern auf der ganzen Welt die größte internationale
Menschenrechtsbewegung. Der Generalsekretär beziehungsweise die
Generalsekretärin wird von dem Internationalen Vorstand von Amnesty
International zunächst für einen Zeitraum von vier Jahren ernannt. Die
Ernennung von Kumi Naidoo erfolgte im Anschluss an ein umfangreiches
internationales Auswahlverfahren.

In der Vergangenheit war Kumi Naidoo unter anderem Vorsitzender von Global
Call for Climate Action, Gründungsvorsitzender von Global Call to Action
against Poverty sowie Generalsekretär und Geschäftsführer von CIVICUS, der
globalen Allianz zur Stärkung der Zivilgesellschaft.

Kumi Naidoo tritt die Nachfolge von Salil Shetty an, der seit 2010 im Amt
war und damit nach Ablauf seiner zweiten Amtsperiode turnusgemäß
ausscheidet.

 * 
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Pressemitteilung vom 16. August 2018

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BÜRGER/GESELLSCHAFT / AMNESTY INTERNATIONAL





MELDUNG/288: Türkei - Amnesty begrüsst Freilassung von Taner Kılıç nach mehr als 400 Tagen


Amnesty International - Pressemitteilung vom 15. August 2018

<>Türkei: Amnesty begrüsst Freilassung von Taner Kılıç nach mehr
als 400 Tagen - Verfahren gegen elf Menschenrechtler muss eingestellt
werden



Der Ehrenvorsitzende von Amnesty in der Türkei, Taner Kılıç, ist
endlich aus der Untersuchungshaft entlassen worden. Ein Gericht in Istanbul
ordnete seine Freilassung aus einem Gefängnis im westtürkischen Izmir an.
Mehr als 400 Tage befand sich Taner Kılıç in Haft. Das Verfahren
gegen ihn und zehn weitere Menschenrechtler, darunter der deutsche Trainer
Peter Steudtner, ist anhängig.

"Wir sind erleichtert, dass Taner Kılıç endlich auf freiem Fuß
ist. Mehr als 400 Tage musste er unschuldig hinter türkischen
Gefängnisgittern verbringen, obwohl alle Anklagepunkte mit Beweisen
widerlegt wurden. Seine Inhaftierung ist ein überdeutlicher Beleg dafür,
wie in der Türkei die Justiz instrumentalisiert wird, um jene zu verfolgen,
die die Menschenrechte verteidigen", sagt Markus N. Beeko, Generalsekretär
von Amnesty International in Deutschland. "Nach seiner Freilassung müssen
die türkischen Behörden nun auch das Verfahren gegen ihn und die zehn
weiteren Menschenrechtler einstellen. Die internationale
Staatengemeinschaft bleibt insgesamt weiter gefordert, gegenüber der
türkischen Regierung auf die Achtung der Menschenrechte und von
rechtsstaatlichen Prinzipien zu drängen."

Hintergrund:

Die "Terrorismusvorwürfe" der türkischen Behörden gegen die elf
Menschenrechtler sind völlig haltlos. Die Staatsanwaltschaft konnte keine
Beweise für ihre Anklage vorlegen und ein kürzlich vorgelegter
Polizeibericht bestätigte, dass die Inhaftierung von Taner Kılıç
jeglicher Grundlage entbehrt. Das Verfahren ist politisch motiviert und
Teil der systematischen Unterdrückung kritischer Stimmen in der Türkei.

 * 
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AFRIKA/707: Äthiopien - Olympiastar will zurückkehren


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 16. August 2018

Äthiopiens Olympiastar will aus dem Exil zurückkehren -
Prominenter Oromo-Marathonläufer vertraut Demokratisierung - Zeichen
der Hoffnung für Äthiopien



Göttingen, den 16. August 2018 - Als Zeichen der Hoffnung für eine
nachhaltige Demokratisierung Äthiopiens bezeichnet die Gesellschaft
für bedrohte Völker (GfbV) den Entschluss des Oromo-Olympiasiegers
Feyisa Lilesa, aus dem US-amerikanischen Exil in seine Heimat
Äthiopien zurückzukehren. Der Silbermedaillengewinner im Marathonlauf
hatte bei der Olympiade in Rio de Janeiro im August 2016 mit einer
symbolischen Geste beim Zieleinlauf auf die Verfolgung von Oromo in
Äthiopien aufmerksam gemacht. "Seine über dem Kopf verschränkten Arme
gingen als Zeichen des friedlichen Widerstands der Oromo um die Welt
und sorgten dafür, dass die Öffentlichkeit die blutige
Niederschlagung ihrer friedlichen Proteste erstmals wahrnahm",
berichtete der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Donnerstag in
Göttingen.

Lilesa wird in Äthiopien nicht nur von Oromo, sondern auch von
kritischen Bürgerinnen und Bürgern anderer ethnischer Gemeinschaften
als Volksheld verehrt, weil er mit seiner mutigen Geste das Schweigen
zur brutalen Verfolgung von Regimegegnern brach. Nachdem Äthiopiens
Leichtathletik-Verband und das Olympische Komitee des Landes am
Dienstag an Lilesa appelliert hatten, nach Äthiopien zurückzukehren,
und ihm einen großartigen Empfang versprochen hatten, hatte der
Sportler am Mittwoch in einem Interview seine Rückkehr angekündigt.
Der Spitzensportler möchte erneut für Äthiopien an
Leichtathletik-Wettkämpfen teilnehmen. "Seine symbolträchtige
Rückkehr wird den Neustart Äthiopiens im Umgang mit den
jahrzehntelang verfolgten Oromo fördern und viel zur Versöhnung im
Land beitragen", erklärte Delius. Lilesa hatte nach seinem
spektakulären Protest in Rio de Janeiro aus Angst vor politischer
Verfolgung vollkommen mit seinem Heimatland gebrochen.

Ende Juli 2018 hatte der neue äthiopische Premierminister, der Oromo
Abiy Ahmed, dem Bundesstaat Minnesota in den USA einen viel
beachteten Besuch abgestattet. In Minnesota leben mehr als 40.000
Oromo im Exil. Dort hat auch der einflussreiche Oromo-Fernsehsender
Oromo Media Network seinen Sitz. Sehr geschickt hatte Ahmed bei
seinem Besuch um das Vertrauen der in den USA bedeutsamen
Oromo-Gemeinschaft geworben. "Dieses Werben des Premierministers um
Unterstützung beim Neuanfang einer Demokratisierung dürfte Lilesas
Entschluss mit beeinflusst haben", sagte Delius.

 * 
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ASIEN/773: 48 Tote bei Terroranschlag gegen schiitische Hazara-Minderheit in Afghanistan


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 15. August 2018

Hazara brauchen wirksameren Schutz

Abschiebungen von Hazara nach Afghanistan werden immer fragwürdiger



Göttingen, den 15. August 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat einen besseren Schutz der schiitischen Hazara-Minderheit
vor Gewalt in Afghanistan gefordert, nachdem heute erneut mindestens
48 Angehörige der Minderheit bei einem Terroranschlag in Kabul
getötet wurden. "Angesichts der eskalierenden Gewalt gegen die
schiitische Hazara-Minderheit werden Abschiebungen aus Deutschland
von Angehörigen dieser Bevölkerungsgruppe immer fragwürdiger. Denn
Afghanistans Behörden sind offensichtlich nicht bereit oder willig,
diese Minderheit wirksam vor der Gewalt radikaler sunnitischer
Gruppen zu schützen", erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am
Donnerstag in Göttingen.

Mindestens 48 Menschen wurden getötet und 67 Personen verletzt, als
sich heute ein Selbstmordattentäter in der Privatschule Mawoud in dem
im Westen der afghanischen Hauptstadt gelegenen Stadtviertel
Dasht-e-Barchi in die Luft sprengte. In dem Saal in dem überwiegend
schiitischen Stadtviertel hielten sich mehr als 100 Studenten auf,
die einen Vorbereitungslehrgang für die Aufnahme in die Universität
besuchten. Immer wieder verüben sunnitische Extremisten des
Islamischen Staates Anschläge auf Schiiten, denen sie Ketzerei
vorwerfen. Die sunnitischen Extremisten werfen den Schiiten vor, vom
rechten Glauben abgefallen zu sein. Mit dem Terror will der IS
Spannungen zwischen Sunniten und Schiiten schüren.

Im Jahr 2017 waren mindestens 315 Hazara der Gewalt sunnitischer
Extremisten in Afghanistan zum Opfer gefallen. Bei einem Anschlag auf
Wartende vor einem schiitischen Schrein sind am 21. März 2018 in
einem Wohnviertel der Hazara in Kabul mindestens 29 Menschen getötet
und 52 Personen verletzt worden.

"Der besonderen Bedrohung der schiitischen Minderheit muss Rechnung
getragen werden. Wir bedauern es sehr, dass die Bedrohung der Hazara
in dem neuen Lagebericht der Bundesregierung zur Situation in
Afghanistan kaum Erwähnung findet", erklärte Delius. Denn natürlich
muss ihre katastrophale Sicherheitslage auch einen Einfluss auf die
Bewertung der Asylbegehren von Hazara in Deutschland haben.

 * 
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MELDUNG/940: Vom Fliegerhorst zur Friedenswiese, Teil 2 (Pressenza) 


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Vom Fliegerhorst zur Friedenswiese II.

Von Onno Oncken, 15. August 2018
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Die zwei Amerikaner und eine Handvoll Aktivisten im Friedenscamp
droben in Büchel protestierten auch am 7. August 2018 vor dem
Fliegerhorst des Geschwaders 33 weiter für eine Welt ohne Atomwaffen.

Der evangelische Pfarrer Engelke begann seine Fastenaktion schon am
28. Juli. Zu den Gedenktagen von Hiroshima und Nagasaki findet zudem
vielerorts ein Protestfasten statt, in den Jahren zuvor beispielsweise
in Burgfield in England und in Paris.

Beim Fasten sind nicht alle dabei. Jeder wählt seine Protestform
selbst und kann im Rahmen gewaltfreier Aktion oder des zivilen
Ungehorsams frei entscheiden, wie weit er oder sie gehen möchte und es
mit einer Bezugsgruppe besprechen ...

An diesem Dienstag blieb es wegen der überschaubaren Anzahl
Demonstranten bei Mahnwachen und einer spontanen einseitigen Blockade
des Haupttors, was bei einigen Schwertransportern kurzzeitig
Irritationen auslöste.

Im Übrigen fahren viele Soldaten allein im Auto den Berg hinauf. Wer
also wütend wird, weil am Verkehrsknoten wieder eine friedliche
Versammlung stattfindet und der Verkehr nur im Schritttempo voran
kommt, der möge doch auch einmal in Betracht ziehen, dass
Fahrgemeinschaften oder eine Busfahrt durchaus entlasten.

Allen Beteiligten ist bewusst, dass 2000 Arbeitsplätze in Büchel eine
große Nummer sind. Wir wollen jedoch keine Atomwaffen, diese sind
keine Verteidigungswaffen und verfehlen damit zunächst einmal ihren
Zweck. Der gemietete Bauzaun vor dem Haupttor, der unnötige
Steuergelder verschwendet und es den Demonstranten erleichtert die
Zufahrt zu blockieren, ist ebenfalls absurd. Wer das nicht glaubt,
möge sich doch mal vom Kommandanten die Spritkosten für die
Hubschrauber-Suchaktion erklären lassen, die durch das Eindringen auf
das Gelände in die Höhe getrieben wurden. Man darf im Übrigen auf das
gerichtliche Nachspiel gespannt sein.


Zweiter Tag nach dem Hiroshima Gedenktag:

Am Mittwoch waren einige stetig gegen den Krieg engagierte Menschen
oben am Fliegerhorst in Büchel. Sie versuchen ihre Steuern nur für
Friedensarbeit und nicht für Rüstung und Krieg einzubehalten und
fordern hingegen eine Friedenssteuer. Das heißt im weitesten Sinne,
das Recht, dass jeder frei entscheiden darf, ob seine Steuern für
militärische Zwecke und Rüstung genutzt werden oder eben nicht. Der
Fiskus reagiert hier mit rigiden Pfändungen. Mit dabei war auch ein
Pärchen Quäker.

Das Haupttor wurde während des Schichtwechsels komplett blockiert.
Bundeswehr und Army-Angehörige müssen diese Kritik aushalten und die
Politik ist an ihre Versprechungen gebunden oder es wird an
empfindlicher Stelle eben Öffentlichkeit hergestellt.

Die nukleare Teilhabe ist keine Pflicht!


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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TAGUNG/097: Oldenburg - Workshops "Migration, Nachhaltigkeit, Digitalisierung", 6.-7.9.2018


Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Gemeinsam die Zukunft gestalten

Migration, Nachhaltigkeit, Digitalisierung 

Wissenschaftler laden zu Workshops im Schlauen Haus ein



Oldenburg. Wie können wir unsere Zukunft gemeinsam gestalten? Im
Rahmen des Projekts Zukunftsdiskurse laden WissenschaftlerInnen aus
verschiedenen Arbeitsgruppen der Universität interessierte BürgerInnen
am Donnerstag, 6., und Freitag, 7. September, zu insgesamt drei
Zukunftswerkstätten ins Schlaue Haus (Schlossplatz 16) ein. Im
Mittelpunkt der Diskussionen stehen Themen, die nach Ansicht der
Forscher die Zukunft besonders prägen werden: Migration,
Nachhaltigkeit und Digitalisierung. Die jeweils rund vierstündigen
Workshops können auch einzeln besucht werden. Die Teilnahme ist
kostenlos, um Anmeldungen unter uol.de/r/zukunftswerkstaetten wird
gebeten.

Das interdisziplinäre Projekt "Zukunft gestalten" unter Leitung der
Hochschullehrer Prof. Dr. Martin Butler sowie Prof. Dr. Thomas
Alkemeyer und Prof. Dr. Paul Mecheril ist am Wissenschaftlichen
Zentrum "Genealogie der Gegenwart" der Universität angesiedelt. Die
Verantwortlichen möchten einen Raum schaffen, in dem Personen aus
unterschiedlichen gesellschaftlichen Feldern gemeinsame
Zukunftsentwürfe erarbeiten. Dabei stehen nicht nur die konkreten
Inhalte von Zukunftsszenarien im Fokus, sondern auch die Art und Weise
ihrer Inszenierung. Welche Entwürfe künftigen gesellschaftlichen
Zusammenlebens liegen beispielsweise der Debatte über die sogenannte
Flüchtlingskrise oder den Klimawandel zugrunde? Und wer benutzt diese
Entwürfe, um künftiges Handeln als notwendig darzustellen?

Die Themen Migration, Nachhaltigkeit und Digitalisierung erforschen
die Oldenburger Wissenschaftler bereits in mehreren Verbundprojekten.
Ziel der Zukunftswerkstätten ist, ihre bisherigen Erkenntnisse
zusammen mit der Öffentlichkeit zu reflektieren, die Debatte über die
Zukunft sachlicher zu machen und neue Ideen zu entwickeln. Neben
WissenschaftlerInnen verschiedener Disziplinen werden VertreterInnen
aus Handwerk, Theater und Kabarett mit Impulsvorträgen auf das
jeweilige Thema einstimmen.

Das genaue Programm mit Uhrzeiten und ReferentInnen findet sich unter:
uol.de/r/zukunftswerkstaetten

 * 
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TREFF/258: Berlin - Kleidertauschparty für menschenwürdige Arbeitsbedingungen, 19.08.2018


INKOTA-netzwerk e.V.

Kleidertauschparty für menschenwürdige Arbeitsbedingungen:


Vierter KleiderWandel setzt Zeichen gegen Konsumwahn und giftige Kleidung 

Ort: OSTHAFEN Berlin, Alt-Stralau 1-2, 10245 Berlin

Zeit: Sonntag, 19. August 2018, 12 bis 18 Uhr



[Berlin, 15. August 2018] - Am Sonntag veranstaltet ein Bündnis aus
Entwicklungs- und Umweltorganisationen in Berlin zum vierten Mal die große
Kleidertauschparty KleiderWandel im Osthafen in Friedrichshain. Neben
Stöbern, Tauschen und Chillen können sich die BesucherInnen über die
sozialen und ökologischen Folgen der Fashion-Industrie informieren: Das
Bündnis zeigt Alternativen abseits vom Mainstream auf. Erfahrungsgemäß
werden etwa 1.500 BesucherInnen erwartet.

"Der KleiderWandel ist ein gutes Beispiel dafür, wie INKOTA und die
Kampagne für Saubere Kleidung lokale Aktionen mit nationalen und
internationalen Kampagnen verbinden", sagt INKOTA-Referentin Lena Janda.
Mit ihrem Vortrag "Wir blicken nach Indien: Missstände in der Schuh- und
Lederproduktion" berichtet sie von Umweltverschmutzung, Ausbeutung und
Arbeitsrechtsverletzungen in indischen Fabriken und Gerbereien und gibt
Einblicke in die Kampagnenarbeit.

INKOTA und die Kampagne für Saubere Kleidung (Clean Clothes Campaign, CCC)
machen mit diesem Engagement deutlich, dass Menschenrechte bei der Arbeit
nicht freiwillig und keine beliebige Sache sind. Sie fordern eine
politische Rahmensetzung, die Sozial- und Umweltstandards den Vorrang gibt.

Bei der Kleidertauschparty können bis zu zehn Kleidungsstücke abgegeben und
für neue alte Lieblingsstücke getauscht werden. Außerdem gibt es Repair-
und Upcycling-Stationen sowie Vorträge und Infostände rund um die
Herstellung von Bekleidung und Schuhen. Für jüngere Gäste und Familien ist
darüber hinaus eine besondere Ecke zum Mitmachen für Kinder eingerichtet.
Und natürlich: Keine Party ohne DJs.

Der Eintritt ist frei.


Das INKOTA-netzwerk ist eine entwicklungspolitische Organisation, die
mit politischen Kampagnen und in Zusammenarbeit mit Partnerorganisationen
im globalen Süden Hunger und Armut bekämpft und für eine gerechte
Globalisierung eintritt. INKOTA stärkt Menschen im globalen Süden, damit
sie sich selbstbestimmt von Hunger und Armut befreien können.

 * 

Quelle:

INKOTA-netzwerk e.V. - Pressemitteilung vom 15. August 2018

Chrysanthemenstr. 1-3, 10407 Berlin

Telefon: 030-420 820 2-0, Fax: 030-420 820 2-10

E-Mail: inkota@inkota.de

Internet: www.inkota.de
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VORTRAG/181: Berlin - "Lebensmittelbetrug - die neue Herausforderung für die Zukunft?" 17.09.2018


idw - Pressemitteilung: Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V.

Im Kampf gegen den Lebensmittelbetrug

Fachleute diskutieren über Verbraucherschutz auf dem 47. Deutschen
Lebensmittelchemikertag



Vom 17. bis 19. September kommen Lebensmittelchemiker aus ganz
Deutschland an der Technischen Universität Berlin zusammen, um sich
auf dem 47. Deutschen Lebensmittelchemikertag über aktuelle
Entwicklungen ihrer Branche auszutauschen. Auf der Jahrestagung der
Lebensmittelchemischen Gesellschaft (LChG), einer Fachgruppe der
Gesellschaft Deutscher Chemiker (GDCh), spielt vor allem der
Verbraucherschutz eine wichtige Rolle. So geht es in diesem Jahr unter
anderem um Acrylamid in Gemüsechips, um neue Methoden, die Echtheit
bestimmter Lebensmittel nachzuweisen und darum, wie sich
Lebensmittelbetrug aufdecken und verhindern lässt.

Seit einiger Zeit sind sie buchstäblich in aller Munde: Gemüsechips
aus Karotten, Rote Bete, Pastinaken oder Süßkartoffeln. Allerdings
sind diese Snacks keine gesündere Alternative zu Kartoffelchips, wie
oftmals fälschlicherweise angenommen wird. Eine Untersuchung des
Chemischen und Veterinäruntersuchungsamts (CVUA) Stuttgart zeigte,
dass Gemüsechips oft nicht nur viel Salz und Fett enthalten, sondern
auch zum Teil bedenkliche Mengen an Acrylamid. Acrylamid, das
entstehen kann, wenn man stärkehaltige Lebensmittel erhitzt, gilt als
wahrscheinlich krebserzeugend beim Menschen. In den letzten Jahren
stellten Wissenschaftler des CVUA bei Gemüsechips-Proben regelmäßig
fest, dass diese den bisherigen Richtwert für Acrylamid in
Kartoffelchips von 1000 g/kg überschreiten - während Kartoffelchips
regelmäßig unter dem Richtwert blieben. Die Wissenschaftler des CVUA
untersuchten daraufhin, welchen Einfluss die Gemüsesorte und die
Zubereitungsart auf die Acrylamid-Konzentration haben. Warum
insbesondere Süßkartoffeln und Karotten bei der Zubereitung zu einer
erhöhten Acrylamid-Bildung neigen und was die Forscher noch
herausfanden, erläutert Dr. Carmen Breitling-Utzmann vom CVUA
Stuttgart im Rahmen der Tagung.

Eine weitere wichtige Aufgabe der Lebensmittelchemiker besteht darin,
zweifelsfrei bestimmen zu können, ob besondere Angaben zur Qualität,
der Art der Erzeugung (ökologisch/konventionell), aber auch zur
geographischen Herkunft bei einzelnen Produkten zutreffen, d.h. ob es
sich also um echte, authentische Lebensmittel handelt. Da Lebensmittel
immer professioneller "gefälscht" werden, sind hier spezialisierte
Analysemethoden erforderlich. Ina Brümmer von der Abteilung
Lebensmittelchemie der Universität Stuttgart präsentiert in ihrem
Vortrag neue Methoden, mit denen sich die Echtheit von Thunfisch
überprüfen lässt. Dr. Thorben Nietner vom CVUA Sigmaringen zeigt, wie
man überprüfen kann, ob echter Blutorangensaft mit günstigerem
"blonden" Orangensaft gestreckt wurde.

Um Lebensmittelbetrug geht es auch beim öffentlichen Abendvortrag
am Montag, 17. September, um 19.00 Uhr.  Dr. Helmut Tschiersky,
Präsident des Bundesamtes für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit, spricht über "Lebensmittelbetrug - die neue
Herausforderung für die Zukunft?". Außerdem thematisiert er die
Probleme, die sich bei der Überwachung von im Internet gehandelten
Lebensmitteln, Kosmetika, Bedarfsgegenständen und Tabakprodukten
ergeben. Der Eintritt zum Vortrag ist frei. Interessierte sind
herzlich eingeladen.

Weitere Informationen zur Tagung unter www.gdch.de/lchtag2018.

Die GDCh gehört mit rund 31.000 Mitgliedern zu den größten
chemiewissenschaftlichen Gesellschaften weltweit. Sie hat 27
Fachgruppen, darunter die Lebensmittelchemische Gesellschaft, deren
Aufgabe es ist, den Gedankenaustausch auf dem Gebiet der
Lebensmittelchemie und deren Nachbardisziplinen zu fördern und
fachliche Anregungen zu vermitteln. Die Lebensmittelchemische
Gesellschaft ist mit rund 3000 Mitgliedern die größte Fachgruppe in
der GDCh.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.gdch.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution122

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Gesellschaft Deutscher Chemiker e.V., 15.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSICHTEN/8368: Und morgen, den 17. August 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 17.08.2018 bis zum 18.08.2018 +++






[image: Jean-Luc 8368 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Wolken, Regen wunderbar

bis zum Mittag später,

danach wird der Himmel klar,

Jean spielt Schwarzer Peter.
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ITALIEN/238: Katastrophe auf Autobahnbrücke bei Genua - 30 Fahrzeuge stürzen in die Tiefe, bisher 39 Tote (Gerhard Feldbauer)


Bei der Katastrophe auf der Autobahnbrücke bei Genua stürzten über 30 Fahrzeuge in die Tiefe, bisher 39 Tote

ANSA spricht von "marodem Zustand" der 50 Jahre alten Brücke

von Gerhard Feldbauer, 16. August 2018



Der Einsturz einer vierspurigen Autobahnbrücke der Autostrade per
l'Italia, der A 10 bei der Hafenstadt Genua an der ligurischen Küste,
wichtigster Verkehrsknotenpunkt von Südfrankreich nach Italien, am
Dienstag kurz vor 11.30 Uhr bildet am Mittwoch die Schlagzeilen und
füllt Seiten in den italienischen Medien. Die Katastrophe ereignete
sich während eines schweren Unwetters. Zeugen berichteten, dass ein
Blitz eingeschlagen sei. Experten schließen jedoch aus, dass das den
Einsturz ausgelöst haben könnte. Die Nachrichtenagentur ANSA
führte ein "strukturelles Versagen" an. Das Bauwerk aus den 60er
Jahren habe sich in einem "maroden" Zustand befunden. Die römische
La Repubblica erwähnt eine bereits 2009 verfasste
Expertenstudie "La Gronda di Genova", in der eine "Abbruchhypothese"
untersucht worden sei. Es sei auf die Risiken der Verkehrssicherheit
verwiesen worden, dass der Verkehr über die Ponte Morandi in den
zurückliegenden 30 Jahren sich vervierfachte und auf 25,5 Millionen
Durchfahrten pro Jahr anwuchs. Bis 2040 wurde nochmals ein Anwachsen
um 30 Prozent prognostiziert.

Auf dem Brückenabschnitt befanden sich zum Zeitpunkt der Katastrophe
30-35 Pkw und drei schwere Fahrzeuge, die von dem etwa 100 Meter
langen einstürzenden Abschnitt über 40 Meter in die Tiefe des Flusses
Polcevera (Wildbach) und die Via Fillak im Stadtteil Sampierdarena
stürzten. Nach bisherigen Angaben des Innenministeriums kamen 39
Menschen ums Leben, darunter drei Kinder, 16 wurden verletzt. Mehrere
Menschen wurden in den Trümmern regelrecht zerquetscht.

Die Morandi-Brücke (nach dem Projektanten und leitenden Ingenieur
Riccardo Morandi benannt und auch als Polcevera-Viadukt bekannt) wurde
von den Italienern aber auch gern ihre "Brooklyn Bridge" genannt, weil
sie ihr eine gewisse Ähnlichkeit mit der berühmten amerikanischen
Brücke nachsagten. Sie ist 1.182 Meter lang, 45 Metern hoch und ruht
auf 3 Stahlbetonpfeiler von 90 Meter Höhe. Sie überquert unter anderem
Gleisanlagen und ein Gewerbegebiet, darunter einen Teil des Lagers
der Amiu-Umweltgesellschaft von Genua und Gebäude der Ansaldo Energia,
die Energie-Produktionsanlagen herstellt. Da sich die Belegschaften
derzeit in Urlaub befinden, gab es keine Opfer. Die Polizei ließ wegen
weiterer Einsturzgefahr in der Nähe aus mehreren Häusern etwa 440
Bewohner evakuieren.

Premier Giuseppe Conte und seine Stellvertreter, Innenminister Matteo
Salvini (Lega) und Wirtschaftsminister Luigi Di Maio (M5S), die sich
nach Genua begaben, kündigten eine umfassende Untersuchung der
Ursachen, die zu der Katastrophe führten, an. Die dazu eingesetzte
Kommission soll ein Sonderkommissar leiten. Es wurde bereits
beschlossen, die Brücke nicht wieder aufzubauen. La Repubblica
zitiert in diesem Zusammenhang den Professor für Stahlbetonbau Antonio
Brencich an der Universität von Genua, der schon vor zwei Jahren dafür
plädierte, die Brücke abzureißen, weil die Kosten der ständigen
Instandhaltung ("Tiefenpflege") in einigen Jahren die eines
Wiederaufbaus übersteigen würden. Andere Medien geben den Architekten
Diego Zoppi aus Genua, Mitglied des National Council of Architects,
wieder, der äußerte, dass beim Bau der Brückenpfeiler aus Stahlbeton
seinerzeit nicht berücksichtigt worden sei, "dass der Beton sich
verändert, dass der Zement mit den ständigen Vibrationen des Verkehrs
mikroskopiert und Luft durchlässt, die die innere Metallstruktur
erreicht und oxidiert". Man habe damals jedoch unbegrenztes Vertrauen
in Stahlbeton gehabt, der für ewig gehalten wurde. Die Brücke habe
"aus diesem Grund immer große Wartungsarbeiten erfordert und war sehr
teuer". Diego Zoppi ergänzte, dass das Anlass sein müsse, die in
Italien in den 50er und 60er Jahren gebauten Brücken dringend zu
sanieren. Laut La Repubblica sind "rund 300 Brücken und Tunnel
marode". Grund dafür seien die veraltete Infrastruktur und die
lückenhafte Instandhaltung.

Wenn Vizepremier Salvini ankündigte, "die Verantwortlichen würden alle
im Gefängnis landen", so vergesse er wohl, vermerken Beobachter, dass
2009, als der Abriss der Brücke gefordert wurde, seine Lega Mitglied
der Regierung Berlusconi (von 2008-2011) war und damit zu den
Hauptverantwortlichen zählt.

Die Leitung der Italienischen Kommunistischen Partei (PCI) forderte
auf ihrer Website, die erste Schlussfolgerung müsse sein, dem
Profitstreben der privaten Autobahnbetreiber einen Riegel
vorzuschieben und alle Autobahnen "sofort zu nationalisieren".

 * 

Quelle:

© 2018 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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AGRAR/1715: Eine verbindende EU-Politik braucht gemeinsame Ziele (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 422 - Juni 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

Eine verbindende EU-Politik braucht gemeinsam Ziele

Die EU-Agrarpolitik könnte ein Vorbild für das Zusammenspiel zwischen
Brüssel, den Mitgliedsländern und den Regionen sein - könnte!

von Marcus Nürnberger



Es geht um Geld. Es geht um Landwirtschaft. Aber auch um Umwelt,
Grundwasser, ländliche Räume. 1962, zu Beginn der Gemeinsamen
europäischen Agrarpolitik (GAP), stand vor allem die
Ernährungssicherung durch eine Steigerung der Produktion im
Mittelpunkt. Sie ist auch heute noch, obwohl einem das vor dem
Hintergrund des Warenangebots absurd erscheinen mag, eine zentrale
Aufgabe. Die in der Regel im Sieben-Jahres-Zyklus überarbeiteten Ziele
und mit ihnen verbundenen Zahlungen sollen dazu dienen, auf
europäischer Ebene festgelegte Politikziele in den Ländern umzusetzen.
In der Vergangenheit ist die Zielgenauigkeit der Maßnahmen immer
wieder in die Kritik geraten. Insbesondere die allein aufgrund der
bewirtschafteten Fläche gezahlten Direktzahlungen, rund 70 Prozent des
56 Mrd. umfassenden EU-Agrarbudgets, werden immer wieder hinterfragt.
Im Gegensatz zu vielen vorausgegangenen Förderperioden gab es während
der jetzt zu Ende gehenden keine Halbzeitbewertung, die die Wirkungen
der einzelnen Maßnahmen während der Förderperiode überprüft. Für eine
"Landwirtschaft und Ernährung der Zukunft" ("The Future of Food and
Farming"), wie der zuständige Agrarkommissar Phil Hogan sein im
November 2017 vorgestelltes Kommunikationspapier nannte, müsste eine
präzise Kenntnis der aktuellen Maßnahmen und ihrer Wirkung jedoch eine
elementare Grundlage sein.

Alternativer Fitness-Check

Eine vom NABU, dem Europäischen Umweltbüro (EEB) und BirdLife Europe
beauftragte Studie hat Ende vergangenen Jahres die EU-Agrarpolitik
einer gründlichen Prüfung auf ihre eigene politische Zielsetzung hin
unterzogen. Die 22 Wissenschaftler orientierten sich dabei mit ihrem
Studienaufbau eng an den Kriterien, die die EU-Kommission selbst für
ihre Fitness-Checks anlegt. "Wir haben aus der Perspektive
verschiedener Disziplinen (Ökologie, Ökonomie und
Sozialwissenschaften) gefragt, ob die GAP effektiv und effizient ist,
ob die GAP-Maßnahmen intern kohärent sind und ob sie kohärent mit
anderen Politiken (wie z. B. der EU-Handels- oder
Biodiversitätspolitik) sind. Es wurde außerdem untersucht, ob die GAP
einen europäischen Mehrwert schafft und ob sie aus Sicht von Bürgern
und Landwirten relevant ist", so einer der beiden Leiter der Studie,
Sebastian Lakner von der Georg-August-Universität Göttingen.

Die Kritikpunkte

Seit ihren Anfängen haben sich auch die Ziele der Gemeinsamen
Agrarpolitik verändert. Lagen diese in den Anfangsjahren hauptsächlich
in einer Effizienzsteigerung durch bessere Technik und weniger, dafür
größere Betriebe, so wurden im Laufe der 90er Jahre zunehmend auch
Maßnahmen des Umweltschutzes und der Entwicklung des ländlichen Raumes
als Ziele formuliert. In beiden Fällen waren es Probleme, die erst
durch die vorangegangene Förderpolitik zugunsten weniger
Erwerbstätiger in der Landwirtschaft und der Produktionssteigerung mit
dem Einsatz von Kunstdünger und Pestiziden entstanden waren. Aktuell
ist die Gemeinsame Agrarpolitik eine Mischung aus die Produktion und
die Effektivität steigernden Maßnahmen ebenso wie solchen der
Förderung des ländlichen Raums und des Umwelt- sowie des
Wasserschutzes. Die Ergebnisse des Alternativen Fitness-Checks zeigen,
dass diese Mischung unterschiedlichster Interessenziele zu vielen
Widersprüchen führt, die die Effektivität der Einzelmaßnahmen zum Teil
ins Negative verkehren. Ein zentraler Kritikpunkt ist das
kontinuierliche Festhalten an nicht qualifizierten Direktzahlungen.
Auch in den neuen Planungen für die Förderperiode ab 2020 lässt sich
keine Abkehr von den Direktzahlungen als pauschalem
Verteilungsinstrument erkennen. Gerade in Zeiten, in denen
außerlandwirtschaftliche Investoren verstärkt in Flächen und Betriebe
investieren, scheint es jedoch geboten, Steuerungsmöglichkeiten
einzuführen, die sicherstellen, dass die Zahlungen auch bei Bäuerinnen
und Bauern ankommen, die auf dem Land wohnen. In
Mecklenburg-Vorpommern zum Beispiel geht man mittlerweile davon aus,
dass sich bereits 40 Prozent der landwirtschaftlichen Flächen in der
Hand von Investoren befinden. Bei 300 Euro/ha an Direktzahlungen
fließen damit allein in diesem Bundesland über 160 Mio. Euro zu
Investoren. Da deren Firmensitze oftmals in den Ballungszentren
irgendwo in der Republik liegen, werden auch die Steuern nicht mehr in
den ländlichen Regionen gezahlt.

Flexibilisierung und Subsidiarität

Ausbauen will Agrarkommissar Hogan die Flexibilität der GAP. Die
Mitgliedsstaaten sollen mehr Freiheiten erhalten, die Zahlungen an
ihre länderspezifischen Anforderungen anzupassen. Schon die aktuelle
GAP enthält solche flexiblen Steuerungsmechanismen. "Nach meinem
bisherigen Kenntnisstand haben die Flexibilitäten dazu geführt, dass
die Mitgliedsstaaten meist den Weg des geringsten Widerstands gewählt
haben. Beim Greening wurden überwiegend Maßnahmen implementiert, die
die Landwirte bereits erfüllen. Bei den Maßnahmen der Umverteilung
wurden gerade in Osteuropa Varianten gewählt, die große Betriebe bei
Umverteilungen schonen, so dass hier nur ein geringes Volumen an
Umverteilung realisiert wurde", ist das ernüchternde Fazit von
Sebastian Lakner. Dabei könnte die Flexibilisierung, wenn sie wie im
Kommissionsentwurf beschrieben zu einer Subsidiarität führte, durchaus
zu einer neuen Facette der Agrarpolitik werden: Subsidiarität als
Prinzip der Eigenverantwortlichkeit und Selbstbestimmung mit dem Ziel
der Entfaltung der eigenen Fähigkeiten innerhalb einer größeren
Gemeinschaft. Bisher wird dieses Prinzip innerhalb der EU selten bis
auf die Ebene der Kommunen oder Gemeinden heruntergebrochen. Damit
diese Flexibilisierung nicht zu einem Verlust der (EU-)Gemeinschaft
führt, braucht es einen klaren Rahmen, der festlegt, welche Ziele
erreicht werden sollen. Allerdings fehlen solche Vorgaben in den
aktuellen Ausblicken der EU-Institutionen.

Visionen

Dabei gäbe es zahlreiche Vorschläge. Die Arbeitsgemeinschaft
bäuerliche Landwirtschaft hat mit ihrem Modell vorgestellt, wie eine
Qualifizierung der Direktzahlungen möglich wäre, die einen Schwerpunkt
auf den Erhalt bäuerlicher Betriebe legt, mit der die Biodiversität
und der ländliche Raum nicht nur erhalten sondern gefördert und
entwickelt werden können. Auch auf EU-Ebene gäbe es mit den
Nachhaltigkeitszielen (SDGs) schon Vorgaben, die als Kernziele einer
zukünftigen GAP dienen könnten. Mit Blick auf die negativen Wirkungen
von direkten und indirekten Zuschüssen für Produktion und Export
empfehlen BirdLife, EEB und der NABU deren Abschaffung. Würde man
diese Ansätze weiterverfolgen, könnte man eine GAP entwickeln, die
einen die Europäische Gemeinschaft verbindenden Rahmen schafft und
gleichzeitig zu mehr Entscheidungsfreiheiten in den Einzelregionen
führt. Die in der Vergangenheit oft kritisierte Regelungsdichte und
-tiefe der EU-Behörden würde von konkreten und überprüfbaren
gemeinschaftlichen Zielvorgaben ersetzt, die dann individuelle
Umsetzung erfahren würden. Die aktuell vorgesehenen Flexibilisierungen
greifen dies jedoch nicht auf. Sie lassen keine klaren Perspektiven
für eine gemeinsame Vision der EU-Agrarpolitik erkennen und scheinen
vielmehr weg von einer Gemeinschaft hin zu mehr Nationalstaatlichkeit
zu führen.

 * 
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TREFF/685: Kassel - Führung durch das Stadtarchiv am 23. August 2018


Führung durch das Stadtarchiv Kassel 



Das Stadtarchiv Kassel bietet am Donnerstag, 23. August, 17 Uhr, eine
Führung durch seine öffentlichen und nichtöffentlichen Räumlichkeiten
im Kasseler Marstall, Wildemannsgasse 1, an.

Die Führungen des Stadtarchivs werden jeden Monat angeboten. Sie
sollen den historisch Interessierten Einblicke in Bereiche
ermöglichen, die der Allgemeinheit sonst verschlossen bleiben. Anhand
von ausgewählten Originalquellen zur Kasseler Stadtgeschichte werden
nicht nur die vielfältigen Bestände vorgestellt, sondern auch die
Aufgaben und Funktionen eines kommunalen Archivs aufgezeigt und wie
Benutzerinnen und Benutzer Informationen und Antworten auf bestimmte
Fragen finden können.

Anmeldung für die Führung per E-Mail stadtarchiv@kassel.de oder unter
der Telefonnummer 0561 787-4050.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 15. August 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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TREFF/684: Hanau - Familienführung durchs Museum Schloss Steinheim am 26.8.2018


Familienführung durchs Museum Schloss Steinheim

Angebot im Rahmen des Bundesäppelwoifestes am Sonntag, 26. August



Anlässlich des Bundesäppelwoifestes, das vom 24. August bis zum 27.
August 2018 in Steinheim stattfindet, bieten die Städtischen Museen
Hanau eine spannende Famileinführung mit dem Titel "Von der Burg zum
Schloss - Baugeschichte(n) rund um das Steinheimer Schloss" an. Am
Sonntag, 26. August 2018, um 14.30 Uhr geht es los an der Museumskasse
des Schlosses. Familien sind herzlich eingeladen die faszinierende
Geschichte des Steinheimer Schlosses zu erleben und sich gemeinsam mit
Museumspädagogin Birgit Jaczkowski auf Spurensuche zu begeben. Bei der
spannenden Zeitreise durch die Geschichte erfahren sie vieles über die
ehemaligen Schlossbewohner und wie das Schloss durch die Jahrhunderte
seine heutige Gestalt als markantes Wahrzeichen von Steinheim erhalten
hat.

Von den geheimen Kellerräumen geht es bis nach oben auf den
Schlossturm, von dem man eine herrliche Aussicht auf die Altstadt und
die Umgebung hat. Die Führung kostet zwei Euro pro Person zuzüglich
Museumseintritt. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich. Im Anschluss
können die Besucherinnen und Besucher auf dem Festgelände den
Nachmittag ausklingen lassen.

Aufgrund des Bundesäppelwoifestes wird das Museum Schloss Steinheim am
Samstag, 25. August, geschlossen bleiben. Am Sonntag, 26. August, ist
das Museum regulär von 11-17 Uhr geöffnet.

Museum Schloss Steinheim - Regionale Archäologie und Stadtgeschichte
Steinheim

Schlossstraße 9, 63456 Hanau

www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 15. August 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau
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LESUNG/1767: Unna - Leseschnecke "Willma" wieder im Freibad am 22.8.2018


Stadt Unna

Willma wieder im Freibad

Letzte Vorlesestunde der Sommerferien



Kreisstadt Unna. Leseschnecke Willma hat sich auch für die letzte
Vorlesestunde in den Sommerferien am Mittwoch, 22. August 2018, (15
Uhr) in der Kinderbibliothek auf die Suche nach lustigen und
spannenden Bilderbüchern für Kinder ab vier Jahren gemacht.

Bei hoffentlich schönem Wetter möchte die Leseschnecke Willma ihren
Zuhörenden eine schöne letzte Vorlesestunde für dieses Jahr im
Bornekampbad bescheren.

Die Veranstaltung im Freibad ist kostenlos. Eine Anmeldung ist nicht
erforderlich. Um 15 Uhr geht es los!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 15. August 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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MUSEUM/830: Hanau - Dampfboote bauen am 26. August 2018


Stadt Hanau

Dampfboote bauen im Museum Großauheim

Familien-Dampf-Werkstatt am Sonntag 26. August



"Bau dein eigenes Dampfboot!" heißt es am Sonntag, 26. August, von 15
bis 17 Uhr, im Museum Großauheim. Familien mit Kindern ab acht Jahren
sind herzlich eingeladen, die großen Dampfmaschinen im Museum zu
bewundern und spannenden Fragen auf den Grund zu gehen: Wie
funktionieren diese Ungetüme der industriellen Revolution und warum
haben sie immer solch einen Hunger auf Kohle?

Aus Alltagsgegenständen wie Dämmplatten, Messingrohren, Milchkartons
und einem Teelicht wird im Anschluss an die Führung ein kleines
Dampfboot gebaut. Nach einer Testfahrt im "Museumspool" darf am Ende
jedes Kind sein eigenes Boot mit nach Hause nehmen.

Die Kosten betragen für ein Kind fünf Euro. Erwachsene zahlen sechs
Euro und eine Familienkarte kostet zehn Euro (inklusive
Materialkosten). Maximal 25 Personen können an der Veranstaltung
teilnehmen. Teilnahmebedingung ist die telefonische oder schriftliche
Anmeldung bis donnerstags vor dem Termin unter Telefon 06181-295-1799
oder per E-Mail an museen@hanau.de.

Die zweistündige Dampf-Werkstatt kann auch zu einem individuellen
Termin als Kindergeburtstag oder Schulveranstaltung gebucht werden.
Weitere Kinderkult(o)ur-Termine finden sich im Veranstaltungskalender
der Stadt Hanau unter www.museen-hanau.de.

Museum Großauheim - Kunst und Industriegeschichte


Pfortenwingert 4, 63457 Hanau-Großauheim


www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 13. August 2018
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TREFF/706: Hanau - Lange Kunstnacht und Führung im Museum Großauheim am 25.8.


Lange Kunstnacht und Führung im Museum Großauheim 

Samstag, 25. August, im Rahmen der 21. Großauheimer Kunststationen



Die Lange Großauheimer Kunstnacht am Samstag, 25. August, bildet den
Auftakt zu den 21. Großauheimer Kunststationen. In dieser Nacht ist
das Museum Großauheim von 17 bis 23 Uhr geöffnet und tagsüber
geschlossen. Um 20 Uhr führt Professor Reinhard Haus, Grafik-Designer
und Honorarprofessor an der Hochschule für Technik und Wirtschaft
Berlin, durch die Ausstellung seines Vaters mit dem Namen "Hans Haus -
Kunst für die Werbung". Sie zeigt bis zum 16. September 2018 mit dem
Wandel der Arbeit im grafischen Gewerbe in den vergangenen 40 Jahren
einen bedeutenden Entwicklungsabschnitt der Industriegeschichte im
Museum Großauheim. Alle Interessierten sind herzlich willkommen. Der
Eintritt in der Kunstnacht ist frei.

Auch in diesem Jahr können die Besucherinnen und Besucher am Abend
wieder zwischen vier Kunststationen flanieren: In der Galerie
Kunstraum 69 im Auwanneweg 69 wird modernes Tanztheater künstlerisch
interpretiert. Gertraud Naber präsentiert Malerei und Zeichnung zum
Thema "Tanz - eine Sprache für das Leben." Um 21 Uhr wird eine
Tanz-Performance der Ballettschule Schimmer dargeboten. In der Galerie
Fototreppe 42, Taunusstr. 56, werden s/w-Fotografien von Roland Grimm
gezeigt. Um 20.30 Uhr führt Richard Schaffer-Hartmann, ehemaliger
Leiter der Städtischen Museen Hanau, in die Fotografie-Ausstellung
"Amerikanische Getreidesilos" ein. Das Kunsthaus Neunauge in der
Taunusstraße 9 präsentiert neben einer Mamtani -Videoperformance
Malerei von Ioana Bran, Silvia Elena Roersch und neue Arbeiten von
Yochen Schwarz. Die ausstellenden Künstler der einzelnen Stationen
sind anwesend.

Weitere Termine finden sich im Veranstaltungskalender der Stadt Hanau
unter www.museen-hanau.de.

Museum Großauheim

Kunst und Industriegeschichte

Pfortenwingert 4

63457 Hanau-Großauheim

www.museen-hanau.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 16. August 2018
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ARBEITERSTIMME/371: Aufrüstung - Konfrontation - neue "Bedrohungen"


Arbeiterstimme Nr. 200 - Sommer 2018

Zeitschrift für die marxistische Theorie und Praxis

Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst
sein!

Aufrüstung - Konfrontation - neue "Bedrohung"

Zu internationalen Tendenzen



Nicht nur die Münchner Sicherheitskonferenz im Februar 2018 brachte es
an den Tag. Das Klima auf dem internationalen nationalen Parkett wird
zunehmend rauer und kälter. Während die einzige Supermacht USA unter
Trump vor allem einen Kurs der Isolation und Abschottung eingeschlagen
hat, drängen starke und wiedererstarkte Mächte wie China und Russland
auf der Weltbühne ökonomisch wie geopolitisch nach immer mehr Einfluss
und Gewicht und verfolgen offen ihre imperialistischen Interessen.
China hat gerade seinen zweiten großen Flugzeugträger mit 80.000 BRT
in Dienst gestellt.

System Putin - Krieger Trump

Putin sicherte sich bei den Präsidentschaftswahlen im März gegen eine
chancenlose Opposition deutlich mehr als eine Zweidrittelmehrheit. Im
autokratischen Oligarchenstaat Russland, der immer mehr seine
Wirtschaft verstaatlicht, gilt er bei der Mehrheit des Volkes offenbar
nach wie vor als Hoffnung und Garant neuer russischer Stärke. Das
unblutige Einverleiben der Krim war - obwohl Völkerrechtswidrig - z.T.
noch erklärbar aus nicht unberechtigter russischer Angst vor einem
Vorrücken von NATO und EU gegen jede Zusicherung unmittelbar bis an
Russlands Südwestgrenze. Russland beharrt auf der Krim mit dem
traditionellen Marinestützpunkt Sewastopol, um sich für seine Flotte
den freien Zugang zum Schwarzen Meer und Mittelmeer zu sichern. Putins
auf Machterweiterung und Machterhalt ausgerichtete Strategien im
Bürgerkrieg in der Ostukraine und im Krieg in Syrien, bescheren dem
Land eine ungewisse politische Zukunft, wie es Michail Gorbatschow in
seinem Buch Das neue Russland beschreibt und kritisiert. Putins
wirksamste ökonomische Waffen sind nach wie vor das Erdöl und Erdgas
und die Abhängigkeit von Europa davon. Während Jelzin mit etwa 50
US-Dollar pro Barrel Rohöl kalkulieren konnte, kann Putin trotz
langjährigen Preisverfalls immer noch mit etwa dem Doppelten rechnen.
Und der Ölpreis steigt weltweit wieder.

Der um markige Sprüche nicht verlegene Trump mit Rekordverschleiß an
gefeuerten und demissionierten Beratern und Ministern, übt sich
derweil getreu seinem Motto America first in Kriegsrhetorik, in dem er
verkündete, die USA müssten wieder Kriege gewinnen können. Dazu ist
bis 2019 eine weitere Erhöhung des Militäretats um 13 % vorgesehen von
jetzt 663,6 Milliarden auf dann 716 Milliarden US-Dollar. Die
maßgeblich von US-Verteidigungsminister James Mattis zu
verantwortenden Strukturmaßnahmen sollen der Umsetzung der im Januar
2018 verkündeten neuen nationalen Verteidigungsstrategie dienen, die
schwerpunktmäßig auf die Bekämpfung konventionell hochgerüsteter
Staaten, also China und Russland, ausgerichtet ist. Vorerst hat Trump
wohl Handelskriege im Blick, in dem er gegen ausländische Waren hohe
Einfuhrzölle verhängt und aus Freihandelsabkommen aussteigt zugunsten
bilateraler Vereinbarungen, bei denen die USA ihre Übermacht stärker
zur Geltung bringen und anderen Ländern die Bedingungen diktieren
können. Kanzlerin Merkels Blitzbesuch in Washington Anfang Mai während
Macrons US-Visite zum Gespräch mit Trump, führte in der Frage von
US-Zöllen auf Stahl und Aluminium aus Deutschland zu keinem Ergebnis.

Atomabkommen mit Iran

Per Dekret hat Trump Anfang Mai den einseitigen Ausstieg der USA aus
dem internationalen Atomabkommen mit dem Iran verfügt. Er folgte damit
auch der unmittelbar noch vorausgegangenen Propaganda-Attacke des
israelischen Premiers Netanyahu, der erneut schwere (unbewiesene)
Anschuldigungen erhob, der Iran würde sich nicht an das Abkommen
halten und weiter atomar aufrüsten. Demgegenüber bekräftigt die
Internationale Atomenergiebehörde (IAEA) in ihrem neuen
Quartalsbericht, dass es hinsichtlich der Einhaltung der strengen
Kontrollauflagen und des freien Zugangs zu allen in Demontage
befindlichen iranischen Atomanlagen keinerlei Beanstandungen gäbe.
Trump bezeichnete am 8. Mai vor der Presse das von seinem Vorgänger
Obama 2015 mit großem Ehrgeiz verhandelte Ergebnis als "schlechtesten
Deal aller Zeiten" für die USA. Seine Entscheidung gibt ihm nun freie
Hand, eigenmächtig wieder mit schwersten Wirtschaftssanktionen gegen
den Iran vorzugehen, auf dessen Territorium sich die weltweit
zweitgrößten Erdöl- und Erdgaslagerstätten befinden. Damit ist jedoch
das Abkommen nicht automatisch hinfällig, denn die übrigen drei
europäischen Garantiemächte Großbritannien, Frankreich und Deutschland
sowie die UN-Vetomächte Russland und China wollen weiter daran
festhalten. Dass dies so bleibe, bekräftigte auch Irans Präsident
Rouhani, der nun vor allem auf die EU setzt. Der Schritt der USA und
Israels fortgesetzter Druck sind ein weiterer Beitrag dazu, die
ohnehin instabile Lage in Nahost weiter zu destabilisieren und
verschärfen und könnten sogar schlimmstenfalls zu gemeinsamen
Militäraktionen der engen Verbündeten USA und Israel gegen den
Golfstaat führen.

Jein zum Treffen mit Kim Jong Un

Das Hin und Her Trumps gegen Ende Mai zum für den 12. Juni geplanten
Treffen in Singapur mit Kim Jong Un stiftete (bewusst?) Verwirrung.
Auf die ursprüngliche Zusage folgte eine diplomatisch ungeschickte
Absage am 24. Mai mit Hinweis auf neuen "Ärger", den Pjöngjang mache,
das nach Trump wieder "offene Feindseligkeit" zeige. Dann, nur einen
Tag später(!), erfolgte wieder eine in Aussicht gestellte Zusage. Die
Nordkoreaner nahmen Trumps Verwirrkomödie eher gelassen und halten
ihre Gesprächsbereitschaft für jetzt oder auch später aufrecht. Man
hatte als Zeichen guten Willens im Beisein journalistischer Zeugen
aus dem Ausland eine eigene Atomtestanlage gesprengt. Es handelte
sich um einen (möglicherweise ausgedienten?) Bunker für unterirdische
Atomsprengversuche. Niemand aus dem Westen kennt die
atomwaffentechnische Infrastruktur Nordkoreas genauer. Trump mag
keine politischen Offensiven gegen sich. Eine mögliche Erklärung für
seinen Zickzackkurs könnte darin liegen, so kurz vor den Wahlen zum
Kongress in diesem Herbst, sich keine Blöße durch Zugeständnisse an
Nordkorea zu geben, nachdem Kims überraschend moderates Einlenken auf
Druck Chinas Trump in verlegenen Zugzwang brachte. Einen sofortigen
radikalen Verzicht Nordkoreas auf sein Atom- und Raketenprogramm zu
erwarten, wäre ohnehin allein schon aus Selbstschutzgründen eines
Machthabers und seines Militärs, die sich vom Westen herausgefordert
und bedrängt sehen, keine realistische Ausgangslage für den Einstieg
in einen Dialog.

US-Außenpolitik Fehlanzeige

Das irritierende Handling im Konflikt mit Nordkorea zeigt auch, dass
es im Weißen Haus zwischen Trump, seinem Außen- und
Verteidigungsminister und Berater Bolton offenbar keine einheitlich
abgestimmte außenpolitische Strategie gibt. Mehr noch: Ein
außenpolitisches Aktionsfeld außer mit bestimmten Verbündeten auf der
arabischen Halbinsel und mit Israel existiert unter Trump bislang
nicht, nicht einmal gegenüber Europa, dem er misstraut. Der doktrinäre
Autokrat Trump betreibt Politik, wie er sein Trump-Imperium bestimmte.
Er kann mit Kritik und Widerspruch gegen sich, die er persönlich
nimmt, nur schwer umgehen und will es gar nicht. Ungern verlässt er
seine US-Trutzburg, verhängt Handelszölle gegen Wirtschaftspartner,
agiert mit Dekreten (die eigentlich nur für nationale Not- und
schwierige Entscheidungslagen gedacht sind) an demokratischen
Entscheidungsprozessen im Kongress vorbei und hebelt damit das System
der "checks and balances" ein Stück weit zu seinen Gunsten aus.
Er macht auch in seinen außenpolitischen Handlungen im Grunde nur
Innenpolitik, indem er eins ums andere seine Wahlversprechen umsetzt.

Im eigenen Land steht Trump derzeit unter Druck, nicht nur wegen der
angespannten defizitären Haushaltslage, von der er trotz
Wahlversprechen nicht herunterkommt, sondern wachsender Proteste vor
allem vieler junger Amerikaner*innen gegen die Waffengesetze. Sie
ermöglichen mit Verfassungsrang einen so gut wie ungehinderten
Waffengebrauch von Privatpersonen und durchgeknallten Amokschützen,
wofür auch die zahlreichen Massaker an Schulen zeugen. Während es im
Nachbarland Kanada (mit ca. zehn Prozent der US-Einwohnerschaft)
allenfalls jährlich um die 200 Menschen sind, sind es in den USA bis
zu 11.000 im Jahr, die durch privaten Waffengebrauch sterben, darin
die Erschossenen bei Polizeieinsätzen gar nicht eingerechnet. Der Bau
einer Mauer zu Mexiko, um einsickernde "Illegale" ins Land abzuhalten,
der voraussichtlich über 65 Milliarden Dollar kosten soll, ist vorerst
bei der angespannten Haushaltslage kaum realisier- und finanzierbar.
Wiederum per Dekret beorderte Trump stattdessen zur Sicherung der
amerikanisch-mexikanischen Grenze die schwer bewaffnete Nationalgarde
in den Süden, was das Land nach innen weiter militarisiert.

Europa sucht eigenes Profil

In diesem instabilen internationalen Gefüge, auch das zeigte die
Münchner Konferenz, sucht ein insgesamt uneiniges Europa nach einer
veränderten eigenen Rolle und Strategie, deutlich geworden in den
nahezu einhelligen Bekenntnissen von Repräsentanten wie dem
EU-Kommissionspräsidenten Juncker oder dem vorigen SPD-Außenminister
Gabriel nach mehr "Weltpolitikfähigkeit" der EU sowie Verweisen des
französischen Ministerpräsidenten Philippe oder der britischen
Premierministerin May auf erhöhte militärische Leistungen ihrer
Länder, die sie in ihren Reden in München deutlich herausstrichen.
Noch immer im Raum stehen die Forderungen von NATO-Ländern wie Polen
und USA, Deutschland müsse seinen Verteidigungsbeitrag endlich auf die
vereinbarten zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP) erhöhen. Dem
widerspricht bisher die alte und neue deutsche
"Verteidigungs"-Ministerin von der Leyen und hält ähnlich wie der
SPD-Wehrbeauftragte des Bundestags, Bartels, eine Marge von 1,4-1,5 %
für derzeit ausreichend und eine höhere Ziffer gar nicht für sinnvoll.
2 % des BIP wären etwa 65 bis 70 Milliarden Euro jährlich für Rüstung,
also fast eine Verdoppelung! Niemand vermag und wagt zu sagen, wofür
diese horrende Summe ausgegeben werden soll. Von der Leyen weist
darauf hin, dass Deutschland bei der "Verteidigung" einen großen
Nachholbedarf habe, den in den vergangenen 20 Jahren beschrittenen Weg
wieder rückgängig zu machen und die Militärausgaben Schritt für
Schritt aufzustocken. Die neue Regierungskoalition deckt diesen Kurs.
Allerdings gab es gerade von der neuen SPD-Parteivorsitzenden Nahles
ein halbes Nein zu den erheblichen Etataufstockungserwartungen der
CDU-Ministerin. Die SPD, so Nahles, sei durchaus für eine bessere und
auch Geld kostende "Ausrüstung" der Bundeswehr, was aber nicht
automatisch eine generelle "Aufrüstung" bedeute.

Es ist noch nicht lange her, dass Frau von der Leyen bis 2030 einen
gewünschten Investitionsumfang für Anschaffungen bei Bundeswehr und
Rüstung von 130 Milliarden Euro umrissen hat, die auch der
Koalitionspartner nicht in Zweifel zieht. Das bedeutete - käme es dazu
- ohnehin eine automatische jährliche Anhebung des Militärhaushalts um
etwa 2 Milliarden Euro, so dass man 2021 schon bei etwa 45 gegenüber
derzeit 37 Milliarden Euro anlangte. Hinzu kommt die geäußerte
Bereitschaft Deutschlands, im Zuge der Übernahme von mehr europäischer
Verteidigungsleistung im NATO-Bündnis auf deutschem Boden ein neues
NATO-Kommando für Schnelle Truppen einzurichten und einen Großteil der
Kosten hierfür zu übernehmen. Für die NATO-Ostmanöver in diesem Jahr
nahe Russlands West-Grenzen sollen statt wie im vorigen Jahr 4.000 nun
12.000 Bundeswehr-Soldaten und -Soldatinnen abgestellt werden. Das
Kontingent für das Baltikum, wo Deutschland in Litauen die
NATO-Truppenführung innehat, wurde aufgestockt und soll bis 1.000
Mann/Frau gehen. Alle 6 Monate werden sie ersetzt, weil Vereinbarungen
mit Russland eine dauerhafte Stationierung nicht erlauben, de facto
läuft es jedoch darauf hinaus.

Italien zuerst

Mit den deutlichen Stimmengewinnen der rechtsextremen,
nationalistischen Lega (ehemals Lega Nord) mit
erreichten 17,37% und der von heterogenen populistischen Movimento
Cinque Stelle (5-Sterne-Bewegung, Gründer Beppe Grillo) mit 32,68
% bei den Parlamentswahlen am 4. März d. J. (Beteiligung 75 %), zeigt
sich insgesamt eine Rechtsentwicklung. Beide Gruppierungen
positionieren sich EU-kritisch, euroskeptisch und fremdenfeindlich.
Die Linksopposition liegt quasi im Koma und schaffte es mit keiner
ihrer Organisationen über die 3-Prozent-Sperrklausel und auch
Berlusconis rechtsfaschistoide Forza Italia (14,01 %) hat an
Bedeutung eingebüßt. Die bisherige Regierungspartei Partito
Democratico (PD) des Sozialdemokraten Matteo Renzi landete
abgeschlagen bei 18,72 %. In drei Jahren Regierungszeit konnte der
"Verschrotter" genannte Renzi sein Programm vor allem zur
Arbeitsmarktreform nicht durchhalten. Ende Mai standen die beiden
Wahlgewinner Lega und 5-Sterne nach Verhandlungen vor der Bildung
einer neuen gemeinsamen "Regierung des Wandels", für die es
schon einen gemeinsamen Koalitionsentwurf gab. Italien und seine
Bürger sollten wieder gut dastehen und an erster Stelle kommen. Sowohl
Lega als auch 5-Sterne-Bewegung wollen den EU-Sparkurs verlassen und
in Klientelpolitik investieren. Die Lega repräsentiert dabei den
wohlhabenden Norden (Lombardei, Venetien), die mit Steuersenkungen und
einer Einkommenssteuerreform die Pfründe ihrer
bürgerlich-kleinbürgerlichen und reichen Wähler sichern will. Während
das Movimento Cinque Stelle (M5S) für den unterentwickelten Süden und
eine Erhöhung der Sozialausgaben (sicheres Grundeinkommen), Rücknahme
der Rentenreform etc. eintritt. Ein "Programm der Verzweiflung" (so
der deutsche Keynes-Ökonom Heiner Flassbeck), das vermutlich 90
Milliarden Euro pro Jahr kosten und eine innere wie europäische
Sprengkraft bedeuten würde. Märkte und Investoren in Italien und
Europa hatten darauf bereits mit Unruhe und Unbehagen reagiert.
Italien ist mit 132 % Schulden über dem BIP über Gebühr negativ
EU-Norm-belastet (zum Vergl.: Deutschland steht bei 90 %). Die
Arbeitslosigkeit beträgt 11 %, unter der Jugend regional teilweise
zwischen 25 und 50 %! Eine Erholung von der Weltfinanzkrise 2008 ist
nie richtig eingetreten.

Am 27.5. verlautete vorn Sprecher des Staatspräsidenten Mattarella,
dass die geplante Regierungsbildung von Lega und 5-Sterne unter
Führung des parteilosen Juristen und Technokraten Giuseppe Conte als
Ministerpräsidenten geplatzt wäre. Mattarella hatte von seinem Veto
Gebrauch gemacht gegen den EU-feindlichen Lega-Kandidaten Savona für
den Wirtschaftsminister, worauf diese bestand. Daraufhin trat Conte
von seinen Auftrag zurück. Alles wieder auf Anfang. Dies könnte
bedeuten, dass es zu einer von Mattarella eingesetzten
Übergangsregierung und dann Neuwahlen kommt. Ob dann die Chancen und
Voraussetzungen für eine zu bildende 65. Regierung in Italien nach
1945 besser stünden, ist fraglich. Italien kommt an der Südflanke des
Nato-Bündnisses eine wichtige militärische Rolle zu und modernisiert
dazu ständig seine Streitkräfte in Heer, Luftwaffe und vor allem
Marine, beteiligt sich an mehreren Auslandseinsätzen und erzielt ein
hohes, leistungsstarkes Rüstungsexportpotenzial. Dem Land fällt die
Wächterrolle gegen Flüchtlingsströme aus Nordafrika übers Mittelmeer
Richtung Nordeuropa zu.

Westliche Verbündete in Nahost: Israel und Jordanien

Deutschland leistet außerhalb der NATO einen weiteren Beitrag zur
Aufrüstung so verlässlicher Westpartner wie Israel in Nahost, indem
nach den vier modernsten konventionellen U-Booten zur Zeit für die
israelische Marine auf deutschen Werften der thyssen krupp Marine
Systems (tkMS) ein Los von vier neuen Korvetten des deutschen Typs K
130 gebaut wird, wofür 112 der 430 Mio. Euro Kosten übernommen werden.
Ihre militärische Ausrüstung soll dann weiter auf israelischen Werften
erfolgen. Israel besitzt mit Raketen und Marschflugkörpern kurz- und
mittelweit reichende Trägersysteme, die mit eigenen Atomsprengköpfen
bestückt auch seegestützt von diesen Korvetten abgefeuert werden
können. Der israelische Premier Netanyahu, im eigenen Land mit
Korruptionsvorwürfen konfrontiert, nutzte das Podium der Münchner
Sicherheitskonferenz für eine aggressive Brandrede gegen den Iran, die
man auch durchaus knapp unterhalb der Schwelle einer Kriegserklärung
verstehen konnte. Er warnte mit Hinweis auf eine von Israel
abgeschossene "iranische" Drohne den anwesenden iranischen
Außenminister Sarif, die Bereitschaft Israels zur Ab- und Gegenwehr
nicht länger zu testen. Man sei jederzeit zum direkten militärischen
Handeln fähig. Sarif ging darauf nicht weiter ein und nannte
Netanyahus nassforschen Auftritt "Zirkus". Die Vertreter
anderer Länder forderte Israels Premier auf, sich dem Iran
entschlossen entgegenzustellen.

Weitere Nahostländer werden militärisch gestärkt. Die Bundesregierung
genehmigte die Ausfuhr von auf der Lürssen-Werft in Wolgast
(Peene-Werft) gebauten acht Küstenwachschiffen an Saudi-Arabien. Sie
sind 35 m lang, 40 kn schnell und tragen ein 57 mm-Geschütz. Sie
sollen zur Überwachung im Offshore-Küstenschutz, zur Bekämpfung von
Kriminalität und Terrorismus in internationa len Gewässern und bei
Anti-Piraterie-Operationen eingesetzt werden und kosten pro Stück rund
20 Mio. Euro (Angaben nach ES&T, 5/2018). Das Königreich Jordanien,
das der westlichen Anti-IS-Koalition angehört, erhält neben
Militärhilfe aus den USA und anderen NATO-Staaten im Rahmen einer als
"Ertüchtigungshilfe" bezeichneten Maßnahme von Deutschland 50
Schützenpanzer des Typs Marder sowie einige Dutzend Militär-LKWs,
Militärkleinbusse und zwei Übungsmotorflugzeuge für die eigene
Militärpiloten-Ausbildung. Schließlich will man sich auch erkenntlich
dafür zeigen, dass das Land sich bereitgefunden hat, den sechs
deutschen Tornadoaufklärern samt Logistik und Tankflugzeug nach
Verlassen der Türkei eine neue Operationsbasis im Wüstenstützpunkt
Al-Asrak zu gewähren für ihren "Aufklärungskampf" gegen den 15 in
Syrien. Gerade besuchte der neue SPD-Außenminister Heiko Maas auf
seiner ersten Nahost-Reise die jordanische Hauptstadt Amman, wobei es
neben dem Truppenbesuch deutscher Soldaten auch um Wirtschaftshilfe
gegangen sein dürfte. Jordanien hat mehrere Hunderttausend Flüchtlinge
vor allem aus Syrien aufgenommen, die zumeist in notdürftigen,
überfüllten Zeltstädten in der Wüste ein kärgliches Dasein fristen,
nachdem selbst das UNHCR-Flüchtlingshilfswerk die Mittel für deren
Versorgung kürzen mußte, da die UNO-Mitglieder lediglich einen
Bruchteil ihrer Beiträge dafür bezahlt hatten. Grundsätzlich, so sieht
es auch der neue Koalitionsvertrag von Union und SPD vor, soll künftig
militärische Hilfe für andere Länder in einem Aufwandsverhältnis von
1:1 mit zivilen Mitteln etwa bei der Entwicklungszusammenarbeit
betrieben werden. Das ist nicht nur eine höchst bedenkliche
Verknüpfung von zivil und militärisch, sondern stellt solche
Leistungen in der Regel unter den Primat von militär- und
sicherheitspolitischen Erwägungen.

Neue Rüstungsspirale, neue Bedrohungsszenarien

Aufhorchen ließ die medienwirksame Ankündigung Putins in Vorwahlzeiten
neu entwickelter Raketenwaffen und Marschflugkörper im Kurz- und
Mittelstreckenbereich. Diese sollen sogar den US-Raketenschild in
Polen und Rumänien umgehen und nicht bekämpft werden können. Bisher
hat sie niemand gesehen und es existieren davon nur virtuelle
Demonstrationen in den russischen Staatsmedien. Wenn es sich dabei
nicht nur um potemkinsche Dörfer zur Täuschung handelt, könnte dies
als Reaktion auf die seit Jahren betriebene Modernisierung von
US-Atomwaffen auf die Größe gefechtsfeldfähiger "Mini-Nukes"
dazu beitragen, eine neue Rüstungsspirale anzukurbeln. Sowohl neue
russische Mittelstreckenraketen als auch US-amerikanische
Miniatombomben sind geeignet, bestehende Rüstungsbegrenzungsabkommen
wie den INF-Vertrag als auch atomare Kontrollvereinbarungen zu
unterlaufen und in Frage zu stellen. Zahlen bei den Rüstungsausgaben
sprechen im Vergleich aber immer noch eine eindeutige Sprache und
lassen starke Zweifel an einer akuten "russischen Gefahr" aufkommen.
Die europäischen Länder geben zurzeit pro Jahr zusammen mehrere 100
Milliarden Euro für ihre Rüstung aus, Russlands Militäretat beträgt
nach 20 %-igem Schrumpfen aktuell 65 Milliarden Euro. Überhaupt hat
man in EU- und NATO-Kreisen in China und Russland die neuen Feinde des
Westens verortet. So hat aktuell die NATO einer Reihe russischer
Beobachter ihren Status entzogen. Einzelne Redner der schon erwähnten
Münchner Konferenz, allen voran der geschiedene deutsche
Außenminister, betonten das neue Feindbild immer wieder offen und
deutlich. Nach Gabriel versuchen beide Mächte, die EU zu untergraben
Vor allem in China sieht er eine starke Tendenz am Werk, sich in
Afrika vermehrt zu engagieren und auszubreiten, wogegen sich westliche
Länder Ökonomisch wappnen und formieren müssten. Dazu wäre es
erforderlich, Afrika, wo bis 2050 doppelt so viele Menschen wie heute
leben sollen, als "Chancen- nicht Problemkontinent" zu sehen. Chancen
wofür und für wen?

Im Kontext von freiem Welthandel und Weltmarktkonkurrenz bedeutet das
kapitalistische Ausbeutung und Ausnutzung als Absatzmärkte. Dazu
sollen afrikanische Länder, wie dies auch Kanzlerin Merkel vertritt,
ihre Einfuhrzölle für ausländische Produkte senken oder ganz aufheben.
Die Folge wäre und ist bereits vielerorts, dass dort westliche Waren
die einheimischen Märkte noch mehr als bisher überschwemmen und die
eigene Produktion von Gütern konkurrenzunfähig machen. Wen wundert es
da noch, wenn einheimische Arbeitskräfte brotlos werden und sich in
großer Zahl auf Abwanderung begeben auch in fernere europäische
Länder. Sie sind ungeliebte "Wirtschaftsflüchtlinge" vor schleichenden
Handelskriegen und -konflikten, die sich auch in der Klimakatastrophe,
in Verwüstung, Überflutung und Wassermangel ausdrücken.

Militärachse London-Paris-Berlin

Nachdem die USA unter Trump sich verbal aus transatlantischen
Verantwortungen zurückziehen bzw. sie anderen überlassen wollen, gibt
es nun eine neue Militärachse London-Paris-Berlin. Wobei der
französische Präsident Macron die schleppende deutsche
Regierungsbildung 2017 nutzte, im Zuge seiner im Oktober verkündeten
"Revue stratégique de défense et de sécurité" (auf dt. etwa:
Strategische Übersicht zu Verteidigung und Sicherheit), die als
eine Art französisches "Weißbuch light" (zuletzt vorgelegt
2013) anzusehen ist, eigene Pflöcke im Sinne "pragmatischer
Kooperation" einzurammen, was seinem deutschen Partner einiges
abverlangt (siehe dazu Arbeiterstimme Nr. 199 vom Frühjahr
2018). Die Schlüsselworte aus verschiedenen Blickwinkeln sind dabei
"europäische Schicksalsgemeinschaft" (Frankreich), "regelbasierte
Weltordnung", "neue Sicherheitspartnerschaft" (Großbritannien) oder
"vernetzte Sicherheit" (Deutschland), die alle ungefähr dasselbe
meinen und ausdrücken. Niemand will sich verdrängen, Führungsmacht zu
sein, Großbritannien kann und will nicht nach dem Brexit, Frankreich
schafft's nicht mit seinen Ökonomischen Defiziten und Deutschland
genauso wenig mit seiner militärischen Schwäche nicht nur als
Nicht-Atommacht, sondern von den USA abhängiger atomarer
Teilhabemacht. Deutschland drängt als sechstes ständiges Mitglied in
den UN-Sicherheitsrat, kann diesen Anspruch aber bisher durch seine
begrenzte Militärmacht nicht unterfüttern.

Bundeswehr auf "Kriegspatrouille"

Nach 1990 wurde die Bundeswehr bei gesunkener Bedrohungslage von außen
auf etwa ein Viertel Umfang verkleinert, von einst über 1.000 Panzern
behielt man noch etwa 300 und hat gerade beim Hersteller Krauss Maffei
vom modernisierten (wüstenfähigen) neuen Leopard H 100 Stück
nachbestellt. Die Personalstärke wurde zurückgefahren bzw. fiel ab auf
unter 180.000 Mann und Frau, es fehlen der Armee ca. 18-20.000
Soldat*innen. Die allgemeine Wehrpflicht wurde 2011 als
Koalitionsgeschenk an die FDP von der Merkel-Westerwelle-Regierung
ausgesetzt, d.h. faktisch abgeschafft. Es gibt nicht genug
Freiwillige. Die im ersten Jahrzehnt des 21. Jahrhunderts vor allem
unter den Ministern Jung, zu Guttenberg und de Maizière eingeleitete
"Neuausrichtung" der Bundeswehr auf Auslandseinsätze, Antiterrorkrieg
und eine Unterstützungsreserve wird jetzt mit von der Leyen in der
Komponente "Armee im Einsatz" fortgesetzt und intensiviert und mit der
Zielsetzung einer neuen Gleichrangigkeit von Bündnis- und
Landesverteidigung und dem reaktivierten Bedrohungsszenario Russland
revidiert (siehe dazu das Weißbuch 2016 und Grundsatzpapier
"Konzeption der Bundeswehr" 2018). Angebote zur Kooperation von
Seiten Russlands wurden schon 2001 rundweg ausgeschlagen. Eine
zugespitzte Konfrontation imperialistischer Staaten wird der
Öffentlichkeit als "Neuer Kalter Krieg" verkauft. Die Erwartung
von der Leyens an 12 Milliarden Euro mehr für die Bundeswehr in der
aktuellen Legislatur (4 Jahre) hat die Sparbremse des
SPD-Finanzministers Olaf Scholz erstmal auf unter die Hälfte gedämpft.
Das neue Leitbild zur Orientierung lautet "Fähigkeitsprofil". Es
bedeutet eine gesteigerte, gleichzeitige Einsatzbereitschaft des
ganzen deutschen Militärs in allen Einsatzräumen bis zum Welt- und
Cyberraum und bei allen drei Waffengattungen durch eine bestimmte
Anzahl binnen kurzem einsetzbarer Einheiten und Waffensysteme. Dazu
sollen auch die Anzahl der hierfür benötigten Bataillone und
Divisionen erhöht und neue Waffen beschafft werden, etwa ein
Nachfolgesystem für den Atombomber Tornado und ein zusätzliches
mittleres Transportflugzeug neben der schwerfälligen viermotorigen A
400-M, die als nur bedingt tauglich gilt für schnelles Truppenverlegen
an Orte mit nur improvisierten oder kurzen Start- und Landepisten. Im
Gespräch sind Angebote aus USA, Brasilien oder Italien. Wenn man das
nicht als eine konkrete Kriegsvorbereitung und ständige
"Kriegspatrouille" bezeichnen muss ...

Bekannt sind die immer wieder öffentlich kritisierten, gravierenden
Ausrüstungs- und technischen Bestandsmängel der Bundeswehr besonders
bei der Luftwaffe und Marine, die Berlin bislang dauerhafte Sorgen
bereiten und die der Generalinspekteur der Bundeswehr beständig klein
zu reden versucht. In Wirklichkeit weiß man nicht, wie z. B. bis Mitte
des nächsten Jahrzehnts die geplanten fünf neuen Korvetten K 130, vier
Mehrzweckkampfschiffe MK 180 und zwei U-Boote personell mit
qualifiziertem Personal bestückt werden sollen. Diese Mängel sollen
mit dem neuen Fähigkeitsprofil behoben werden. Mit einer Bundeswehr
der Pannen, Geräteausfälle und defekten Waffen (Bsp. H&K-Sturmgewehr)
soll Schluss sein. Gedacht ist auch an zusätzliche
Reservistenmobilisierung und sogar Söldneranstellung, sowas wie eine
deutsche "Fremdenlegion". Der Großteil der Verteidigungsbereitschaft
des deutschen Militärs entfällt bisher auf die Aufrechterhaltung der
teuren Auslandseinsätze, davon zahlenmäßig die größten im Baltikum, in
Nordafrika (Mali, Südsudan), im östlichen Mittelmeer, am Horn von
Afrika, in Irak und Afghanistan mit zusammen über 3.100 Mann/Frau.
Jedes halbe Jahr wird dabei das Personal komplett ausgetauscht.

Weltweit mehr Kriege und Konflikte

Auf nicht absehbare Zeit wird jede bürgerliche deutsche Regierung
diese Einsätze mit steigender Tendenz per Parlamentsbeschluss
verlängern. Es wurde versäumt, die sich nach dem Ende des Kalten
Kriegs eröffnende Friedensdividende zu überführen in eine umfassende,
politische, ökonomische und soziale Aspekte erfassende internationale
Friedenspolitik und ein funktionierendes System ziviler
Konfliktbewältigung und -prävention weltweit. Man dachte, man hätte
dies bereits in Form von Friedensmissionen der UNO, die sich jedoch
weitgehend als unwirksam erweisen, solange Staaten und Regierungen in
Konflikten keinen Gewaltverzicht leisten und selbst Blauhelmsoldaten
sich in afrikanischen Ländern der Korruption und Übergriffe auf
eigentlich zu schützende Bevölkerungen schuldig machen. Das
Heidelberger Institut für Internationale Konfliktforschung hat
in seinem "Konfliktbarometer 2017" weltweit 222 gewaltsame
Konflikte zwischen Staaten, Volksgruppen und politischen
Organisationen registriert, davon 20 eingestuft unter der höchsten
Eskalationsstufe als Kriege. Zu Beginn der 1990er Jahre waren es noch
ca. 140. Dabei ist nach wie vor der Nahe bis Mittlere Osten die
Region, in der derzeit weltpolitisch die verschiedenen Interessen der
Hauptkonkurrenten und ihrer Stellvertreter am schärfsten aufeinander
treffen und sich gegeneinander positionieren: Über die nordirakischen
Peschmerga, die von der Bundeswehr gegen den IS mit Gewehren und
Granaten sowie logistischer Ausbildung ausgerüstet und ausgestattet
wurden, gelangten entweder direkt durch Weitergabe oder als Beutegut
deutsche Sturmgewehre 636 von Heckler & Koch auf fast alle
kriegsbeteiligten Seiten. Der Satz Deutsche Waffen töten in aller Welt
wird damit wieder einmal eindrücklich bestätigt.

Türkei sieht sich in Frontstellung

Da düpiert schon mal die Türkei den NATO-Partner USA, die mit 2.000
Elitesoldaten entlang der türkisch-syrischen Grenze im Kanton Afrin
Seit an Seit mit den kurdischen YPG-Milizen operieren, die Erdogan als
verbündete Ableger der PKK bekämpft. Die YPG-Milizen mussten vor der
Übermacht der türkischen Offensive "Ölzweig" zurückweichen,
gaben diesseits und jenseits des Euphrat Boden preis und kündigten
einen Guerillakrieg gegen die Türkei an. Die Türkei setzt im
Grenzkrieg gegen die Kurden ohne Skrupel auch ihre deutschen Leopard
II-Panzer und Räderfahrzeuge Made in Germany ein. Präsident Erdogans
Strategie ist es, sich und sein Land als verlässlichen Grenzwächter an
Europas südöstlichen Außengrenzen und Bekämpfer von "Terroristen" zu
präsentieren. Er zeigt sogar Interesse an einer neuen Annäherung an
Russland. Sein Kriegsminister Yιldιrιm lieferte auf der
Münchner Konferenz Zahlen und Fakten, die kaum überprüfbar belegen
sollen, wie entschieden man in der Türkei gegen den IS vorgehe, indem
man "mehrere Tausend" von ihnen "aus Europa" kommend an der Grenze
aufgehalten oder bei Kämpfen "ausgeschaltet" habe. Das klingt jedoch
kaum glaubwürdig, wenn man weiß, dass viele IS-Angehörige in der
Türkei lange Zeit unbehelligt blieben, das Land ungestört im Transit
nutzen und sich frei bewegen konnten, ja der IS sogar von
undurchsichtigen türkischen Fonds finanziell unterstützt wurde. Hier
unterliegt Yιldιrιm wohl der selbst täuschenden Wirkung
seiner eigenen "alternativen Fakten". Hauptgegner der Türkei sind
immer noch die Kurden in Nordsyrien und im Nordirak.

Dialogblockade und Proteste

Stefan Liebich, außenpolitischer Sprecher der Linksfraktion, zeigte
sich im TV-Talk Unter den Linden (Phoenix, 19.2.2018) sehr
betroffen vom nervösen und gereizten Klima, das diesmal auf der
Münchner Sicherheitskonferenz unter den 500 Teilnehmenden aus über 70
Ländern vorgeherrscht habe. Wäre es früher noch üblich gewesen, auch
unter politischen Gegnern auf diesem Forum wenigstens das Gespräch zu
suchen, hätte man diesmal nur noch aneinander vorbeigeredet. Der
Präsident und Organisator der Konferenz, der deutsche Diplomat
Ischinger, beklagte bei allen Analysen das Fehlen von Konzepten und
Vorschlägen für eine Verbesserung und Entspannung der schwierigen
internationalen Lage. Jeder redete nur noch von und für sich, im Sinne
der eigenen Interessen und Positionen. Ischinger möchte der Konferenz
mehr den Anstrich des Zivilen geben und sie aus der militärischen Ecke
der "Wehrkundetagung", wie sie früher hieß, herausholen. Aber
das Treffen bewies und unterstrich erneut nur die dominierende Rolle
der ohnehin militärisch Starken und Einflussreichen. 50 behielten auch
die über 4.000 Demonstrierenden gegen die Konferenz, darunter viele
Kurd*innen, Recht mit ihrem Eintreten für Abrüstung, gegen Krieg und
Rüstungsexporte. Sie erhielten gleichgesinnte Unterstützung wenig
später durch viele Tausende, die auch dieses Jahr bei den
Ostermärschen in zahlreichen Städten und an Militärstandorten wie dem
Atomlager Büchel in der Eifel oder den Rüstungsfirmen Heckler & Koch
und Rheinmetall Defense (vormals Mauserwerke) im
baden-württembergischen Oberndorf mit zusammen etwa 1.000
Beschäftigten und wo eine 6.100 Einw.-Kleinstadt "vom Töten lebt",
wieder auf die Straße gingen und für Frieden und Abrüstung, Verbot von
Waffenexporten und ein Ende des Kriegs in Syrien demonstrierten.

EK/HB, 25.5.2018

Quellen:

- Europäische Sicherheit & Technik, ES&T (Militärzeitschrift), Heft
3/2018 und 5/2018

- Michail Gorbatschow: Das neue Russland: der Umbruch und das System
Putin. Köln 2015

- Phoenix-Runde vom 23.5.2018: "Alleingang der Populisten - Italien
gegen EU?" 

Franco Turigliatto: "Rechtsruck in Italien ... und ein kleiner
Lichtblick". In: die internationale, Mai/Iuni, 3/2018 (S. 58-64)

- unsere zeit (uz); Sozialistische Wochenzeitung; verschiedene
Artikelbeiträge in Nr. 18-21/Mai 2018
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Nach dem Einsturz einer Autobahnbrücke in Genua ist die Zahl der Todesopfer
auf mindestens 42 angestiegen. Die Morandi-Brücke war am 14. August auf
einer Länge von über 200 Metern eingesackt und abgebrochen und hatte
Gebäude, Bahngleise und den Fluss Polcevera unter sich begraben. 16
Personen sind bisher schwer verletzt aus den Trümmern geborgen worden, und
über 600 Menschen haben ihr Zuhause verloren.
Die eingestürzte Morandi-Brücke

Viele Betroffene sprechen von einer "Apokalypse", und mancher fühlt sich an
die in Italien wohlbekannte Szenerie eines Erdbebens erinnert: Überall
Trümmerberge, Teams mit Hunden, die nach Überlebenden suchen, Transporte
von Verletzten und Toten, weinende Menschen - und dann die Bautrupps, die
mit schwerem Gerät anrücken. So wächst die Befürchtung, dass auch diese
Katastrophe die soziale Krise nur verschärfen wird, dass die Provisorien
auf Jahre hinaus Bestand haben werden und dass die Betroffenen und die arme
Bevölkerung von Genua am Ende das Nachsehen haben werden.

Die ultrarechte Regierung aus Lega und Fünf Sternen war am Mittwoch schnell
bei der Hand mit phantastischen, aber hohlen Beschuldigungen. Die
Regierungsvertreter versuchen, jede Verantwortung von sich zu weisen und
die wachsende Unruhe durch laute Schuldzuweisungen zu übertönen.

Während eines Polizeikongresses in Kalabrien trat Lega-Chef und Vizepremier
Matteo Salvini vor die Mikrophone und beschuldigte als erstes die EU, sie
habe Italien zu übertriebener Sparsamkeit gezwungen. Dann wandte Salvini
sich der privaten Betreibergesellschaft der betroffenen Autobahn,
Autostrade per L'Italia, zu, die dem Benetton-Konzern gehört. Sie habe
"Milliarden verdient, aber nicht investiert". Er drohte, er werde "alles
Erdenkliche tun, um die Vor- und Zunamen der Schuldigen zu bekommen, denn
wer schuld ist, wird bezahlen".

Ins selbe Horn stieß Luigi Di Maio (M5S), der zweite Vizepremier, der am
Mittwochmorgen das Trümmerfeld in Genua besuchte. Die Regierung werde "alle
Verträge und Konzessionen analysieren und sie notfalls auch entziehen". Di
Maio behauptete: "Jede bisherige Regierung hat Autostrade per l'Italia
politisch gedeckt. Die jetzige Regierung ist die erste, die kein Geld von
Benetton erhalten hat."

Am Mittwochmittag gab Premierminister Giuseppe Conte schließlich in der
Präfektur von Ligurien bekannt, die Regierung werde Autostrade per l'Italia
die Konzession entziehen. Diese hektischen Schritte dienen dem
durchsichtigen Zweck, rasch einen Sündenbock zu finden und gleichzeitig von
den wirklichen Ursachen abzulenken.

Zwar sind die genauen technischen Gründe, die zu dem Desaster geführt
haben, noch nicht geklärt. Aber die Tragödie ist ein Mosaikstein in einem
größeren Bild, das immer klarer hervortritt. Es zeigt eine zutiefst kranke
Gesellschaft, in der öffentliche Einrichtungen und Infrastruktur
unterfinanziert und systematisch geplündert werden.

Seit Jahrzehnten haben wechselnde Regierungen eine beispiellose
Bereicherungsorgie der italienischen Bourgeoisie auf Kosten der arbeitenden
Bevölkerung organisiert. Jedes Jahr gehen die öffentlichen Investitionen
zurück, und die Gelder für den Unterhalt der Infrastruktur werden
systematisch eingespart.

Alle politischen Lager sind dafür verantwortlich. Das gilt sowohl für die
vier Regierungen unter Silvio Berlusconi, der als Inbegriff der Korruption
die Selbstbereicherung zur Tugend erklärt hatte, als auch für diverse 
Mitte-Links-Regierungen, die im Wechsel mit Berlusconi an der Macht waren. Von
Mario Monti über Romano Prodi bis hin zu Enrico Letta, Matteo Renzi und
Paolo Gentiloni waren das Regierungen, in denen die Demokratische Partei
(PD), flankiert von Pseudolinken wie Rifondazione Comunista, an allem und
jedem sparte, um die Löcher im Haushalt zu stopfen. Öffentliche
Investitionen, Sozialausgaben und die Infrastruktur ließ sie verkommen.

Die soziale Katastrophe, die daraus resultierte, erzeugte die Bedingungen,
unter denen die aktuelle Regierung der rechtsextremen Lega und der 
Fünf-Sterne-Bewegung im Juni an die Macht kommen konnte. Diese Koalition treibt
die schlimmsten Charakterzüge der früheren Regierungen auf die Spitze.
Gnadenlos rüstet sie den Polizeistaat auf, greift die Arbeiterklasse an und
organisiert den Massenmord im Mittelmeer.

Für die Verwahrlosung der öffentlichen Infrastruktur sind die aktuellen
Regierungspolitiker von Lega und Fünf Sternen selbst direkt mit
verantwortlich. Die Lega war jahrzehntelang fester Bestandteil der
Berlusconi-Regierung. Auch die Fünf-Sterne-Bewegung (M5S) hat sich seit
Jahren durch Angriffe auf die soziale Infrastruktur und die
gesellschaftlichen Grundlagen hervorgetan.

Nach der Überschwemmung von 2014 in Genua machte sich der damalige
M5S-Führer Beppe Grillo für die "No-Gronda"-Bewegung stark, eine
Protestbewegung gegen das Projekt einer Umgehungsstraße, die den jetzt
eingestürzten Ponte Morandi vom Schwertransport entlasten sollte. Grillo
trat laut gegen die "Verschwendung öffentlicher Gelder" auf, die das
Infrastrukturprojekt angeblich bedeuten würde, und schrie: "Wir werden sie
mit der Armee stoppen!"

Die Fünf Sterne appellierten an ihre Sympathisanten, das Gronda-Projekt zu
blockieren und zu verhindern. Als sie in die Regierung eintraten, schlug
der Infrastruktur-, Transport- und Verkehrsminister Danilo Toninelli (M5S)
vor, öffentliche Projekte, darunter die Gronda, einer "Totalrevision bis
hin zur Aufgabe des Projekts" zu unterziehen. Das ist derselbe Toninelli,
der jetzt herumzieht und schreit: "Die Schuldigen werden bezahlen bis zum
letzten Cent!"

Die Arbeiterklasse darf sich durch solches Geschrei nicht in die Irre
führen lassen. An den kapitalistischen Grundlagen wird diese Regierung
niemals rütteln - im Gegenteil. Die Arbeiter müssen die Fragen
grundsätzlich und im Zusammenhang stellen. Die Katastrophe geht nicht auf
das Konto eines einzelnen "schwarzen Schafs" unter den Konzernen, und es
ist auch nicht allein die Frage, ob die Autobahnen privat und mit Gewinn
betrieben werden.

Auch in Deutschland, wo die Privatisierung der Autobahnen und die
Einführung von Maut-Gebühren erst ganz am Anfang stehen, sind viele
Verkehrsadern und Brücken marode, weil seit Jahrzehnten viele Milliarden
Euro nicht in ihren Unterhalt, sondern in die Taschen der Herrschenden und
der Reichen geflossen sind. Eine verwahrloste Infrastruktur ist beileibe
kein italienischer Sonderfall: In Deutschland ist nur jede achte
Autobahnbrücke "in gutem Zustand", während zwölf Prozent der Brücken
dringend renovierungsbedürftig sind oder vollständig ersetzt werden
müssten.

Die Ursache für das Desaster ist das kapitalistische Profitsystem als
Ganzes, das bis auf die Knochen bankrott ist und nur noch Katastrophen
hervorbringt. Die Arbeiterklasse muss selbst die Regierung übernehmen, um
die gesamte Wirtschaft nach sozialistischen Prinzipien neu zu organisieren.
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Proteste gegen Regierung in Rumänien

Von Markus Salzmann

16. August 2018



In Rumänien haben am vergangenen Freitag und Samstag mehrere zehntausend
Menschen gegen die sozialdemokratische Regierung protestiert. Am Samstag
zogen die Demonstranten vor das Regierungsgebäude in Bukarest. Bereits
einen Tag zuvor hatte die Polizei dort Tränengas und Wasserwerfer gegen
Demonstranten eingesetzt. Über 400 Personen wurden dabei verletzt und
mussten medizinisch behandelt werden.

Laut vielen Berichten waren dem brutalen Polizeieinsatz Provokationen von
Demonstrationsteilnehmern vorangegangen, die Flaschen, Steine und
Rauchbomben auf Sicherheitskräfte warfen. Nach offiziellen Angaben wurden
elf Polizisten bei dem Einsatz verletzt. Auch in anderen Städten des Landes
kam es zu Protesten. In Cluj-Napoca beteiligten sich laut Mediafax 10.000,
in Sibiu 5000, in Brasov 2000 und in Timisoara 2000. Diese Proteste
verliefen weitgehend ohne Zwischenfälle.

Zu den Protesten aufgerufen hatten vor allem Gruppen von Rumänen, die im
Ausland leben und arbeiten. Aufgrund der Sommerferien befinden sich derzeit
viele von ihnen im Land. Sie sind deutlich besser gestellt als die in
Rumänien lebenden Bevölkerung. Über Social Media hatten sie sich zur
Demonstration organisiert. Sie kamen vorwiegend aus Italien, Spanien,
Frankreich und Deutschland.

Die Proteste richteten sich gegen Gesetzesvorhaben der rumänischen
Regierung, die Ermittlungen gegen hochrangige Politiker erschweren und die
Unabhängigkeit der Justiz aushöhlen.

Insbesondere der Vorsitzende der regierenden Sozialdemokratischen Partei
(PSD), Parlamentspräsident Liviu Dragnea, ist eine Hassfigur der
Demonstranten. Er ist wegen Wahlmanipulationen vorbestraft und wegen
Anstiftung zum Amtsmissbrauch verurteilt. Er kann deshalb nicht
Ministerpräsident werden. Zuletzt hatte die Regierung, die von Viorica
Dăancilăa geführt wird, die Leiterin der Nationalen
Antikorruptionsbehörde (DNA) Laura Kövesi entlassen, die zahlreiche
Politiker der Korruption überführt und vor Gericht gebracht hat.

Die PSD-Regierung ist ohne Zweifel bis über beide Ohren in Korruption
verstrickt. Sie hat außerdem in den letzten Jahren eine scharfe
Austeritätspolitik verfolgt und breite Schichten der Bevölkerung ins Elend
gestoßen. Doch die Gründe für die heftigen Auseinandersetzungen in Rumänien
liegen tiefer. Der Vorwurf der Korruption wird in Rumänien und anderen
osteuropäischen Ländern seit Langem dazu benutzt, gegen politische Gegner
vorzugehen und eine Politik durchzusetzen, für die es in Wahlen keine
Mehrheit gibt.

Während sich die Forderungen der Demonstranten auf den Rücktritt der
Regierung beschränkten, dominierten rumänische und EU-Fahnen das Bild der
Proteste. Die Teilnehmer waren, wie bei früheren Großdemonstrationen [1],
zum großen Teil Anhänger der rechten Opposition, die versuchen, die
PSD-Regierung mit Hilfe der Proteste unter Druck zu setzen.

Rumäniens Präsident Klaus Johannis, ein erklärter Gegner der
sozialdemokratischen Regierung, stellte sich demonstrativ hinter die
Proteste und verurteilte "das brutale Eingreifen der Bereitschaftspolizei".
Auch die rechte Tageszeitung Ziare, ein Sprachrohr von Teilen der
Opposition, forderte den "raschen Rücktritt der Regierung von
Premierministerin
Dăancilăa
".

Der EU-Kommission ist die sozialdemokratische Regierung in Bukarest seit
Langem ein Dorn im Auge. So ist es kein Zufall, dass EU-Justizkommissarin
Vera Jourova sie kurz vor Ausbruch der Proteste heftig angriff. Sie
erklärte der deutschen Tageszeitung Die Welt: "Die Gesetzentwürfe
der rumänischen Regierung gefährden in ihrer Gesamtheit die Unabhängigkeit
der Richter, und sie beschneiden die Kompetenzen der Staatsanwälte. Sie
untergraben zudem das Vertrauen der Öffentlichkeit in die Justiz."

Tatsächlich geht es weder der EU noch der rechten Opposition in Rumänien um
die Aushöhlung des Justizsystems oder den Kampf gegen Korruption, sondern
um handfeste innen- und außenpolitische Interessen.

Die PSD hatte die Parlamentswahl 2016 mit fast 45 Prozent der Stimmen sehr
deutlich gewonnen. Besonders unter den ärmsten Schichten und in den
ländlichen Gebieten konnte die PSD die meisten Stimmen erzielen. Aufgrund
von heftigen Auseinandersetzungen musste die Regierung zweimal umgestellt
werden. Im Januar trat dann die bisherige Abgeordnete des EU-Parlaments,
Dăancilăa, das Amt der Regierungschefin an und bildete eine
Regierung mit der rechts-liberalen Partei ALDE.

Trotz der andauernden Krise innerhalb der Regierung, ist es der rechten
Opposition nicht gelungen, an die Regierung zurückzukehren. Auch für die
Europawahl im nächsten Jahr sagen ihr die Umfragen ein katastrophales
Abschneiden voraus. Gleichzeitig eskaliert der Konflikt zwischen der
PSD/ALDE-Regierung auf der einen und Präsident Johannis und den
Oppositionsparteien um die rechte National-Liberale Partei (PNL) auf der
anderen Seite.

Anfang Juni drohte Dragnea mit einem Amtsenthebungsverfahren gegen
Präsident Johannis, wenn dieser einer umstrittenen Entscheidung des
Verfassungsgerichts nicht nachkomme und die Antikorruptions-Staatsanwältin
Laura Kövesi entlasse.

Einen Tag zuvor hatten PSD und ALDE eine Großkundgebung mit rund 150.000
Teilnehmern in Bukarest abgehalten, auf der die PSD den sogenannten
"parallelen Staat" angriff. Darunter versteht sie eine Verbindung von
Justizinstitutionen und Geheimdiensten, die sich gegen gewählte Politiker
richte und von westlichen Staaten unterstützt werde.

Vor diesem Hintergrund befürchtet vor allem die EU, die PSD-Regierung
könnte sich Russland annähern. Sowohl Politiker der PSD, die aus der alten
stalinistischen Staatspartei Rumäniens hervorgegangen ist, wie der ALDE
verfügen über hervorragende Kontakte nach Moskau.

In den letzten Wochen kam es verstärkt zu Konflikten über die
Energiepolitik. Hier spielt Rumänien aufgrund der strategischen Lage am
Schwarzen Meer eine zentrale Rolle. Seit etwa drei Monaten baut Rumänien
die BRUA-Pipeline, die ab 2020 Gas aus Rumänien nach Ungarn liefern soll.
Sie soll die Energie-Abhängigkeit von Russland mildern und den Export von
Gas ermöglichen, das in Zukunft aus dem Schwarzen Meer gefördert wird.

Bei den Förderbedingungen legte die Regierung drastische Auflagen für die
beteiligten Konzerne fest. PDS-Chef Dragnea erklärte im Parlament: "Wir
müssen die Energiekonzerne kräftig besteuern. Wir können doch als
rumänischer Staat hier nicht leer ausgehen."

Das Gesetz sieht unter anderem eine progressive Besteuerung der
Erdgaseinnahmen vor, die bis zu 50 Prozent des Gewinns betragen kann. Die
potenziellen Investoren - der US-Konzern Exxon Mobile und der
österreichisch-rumänische Konzern OMV-Petrom - zeigten sich verärgert, auch
weil die Auflagen völlig unerwartet und ohne große Parlamentsdebatte
beschlossen wurden. Noch ist das Gesetz nicht in Kraft, der Präsident
könnte es zur Überarbeitung ans Parlament zurückschicken.

Vertreter von Politik und Wirtschaft sehen das Ziel einer von Russland
unabhängigeren europäischen Energiepolitik zunehmend gefährdet. So erklärte
die Bukarester Energie-Expertin Otilia Nutu dem Deutschlandfunk:
"Unsere unkalkulierbare Politik spielt Russland in die Hände. Was, wenn
sich die Investoren in letzter Minute gegen das Projekt entscheiden?
Möglicherweise kann sich Moskau einfach darauf verlassen, dass wir aus
Dummheit oder wegen Korruption die Investition gegen die Wand fahren
lassen."


Anmerkung

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2017/02/04/ruma-f04.html
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

1848 - eine europäische Revolution, Teil II

Die Unentschlossenheit der deutschen Nationalversammlung. März in
Deutschland

Karl Marx über die politische Unabhängigkeit der arbeitenden
Klasse

von Manuel Kellner



Zu besprechen, was vor 170 Jahren in Deutschland geschah, ist
entgegen dem Anschein alles andere als eine zweckfreie Übung für
Adepten der Geschichtswissenschaft. Die Wirkung der Niederlage der
deutschen Revolution von 1948/49 reicht weit bis ins 20. Jahrhundert,
bis in die Gegenwart und darüber hinaus.


Deutsche nationale Einheit und Demokratie waren die miteinander
untrennbar verbundenen Ziele dieser Revolution. Doch die deutsche
Einheit kam später, im Jahr 1871, von oben, von Bismarcks Gnaden, als
Resultat des Sieges über Frankreich im Krieg und auf Grundlage der
- gemeinsam mit der besiegten Armee Louis Bonapartes durchgeführten
- Massakrierung der Pariser Kommune. Diese Tatsache, einschließlich
der "Erbfeindschaft" gegenüber Frankreich, lastet wie ein Alp auf der
gesamten späteren Geschichte Deutschlands.


Gesellschaft im Umbruch

1807 war in Preußen die Leibeigenschaft aufgehoben, 1810 die
Gewerbefreiheit eingeführt worden. Noch 1819 gab es in den deutschen
Ländern 48 Zoll- und Mautlinien. 1834 trat die überwiegende Mehrheit
der deutschen Staaten dem preußischen Zollverein bei. Das neue
Bürgertum und mit ihr die lohnabhängig arbeitende Klasse entwickelten
sich mit der Industrie, wenn auch nicht in dem Ausmaß wie in
Frankreich oder gar in England. Die Einwohnerschaft der Städte wuchs
schnell, wenn auch die bäuerliche Bevölkerung immer noch bei weitem
überwog. Die preußischen Großgrundbesitzer ("Krautjunker"), preußische
Bürokratie und preußisches Militär waren die beherrschende Macht.

Der aufstrebende Bürger hatte keinen politischen Einfluss und blieb
Untertan, der verschuldete adelige Leutnant in Berlin stand in der
gesellschaftlichen Hierarchie Lichtjahre über ihm. Die Unterdrückung
der elementaren politischen Rechte und die staatliche Zensur waren
allgegenwärtig. In den Jahren vor 1848 gab es Missernten, Hungersnöte,
Lohnsenkungen, neue Massenarmut. In der Industrie gab es Arbeitstage
bis zu 17 Stunden und unerträgliche Arbeitsbedingungen, die in wenigen
Jahren zum völligen körperlichen Ruin führten. Der Weberaufstand von
1844 war die erste spektakuläre Aktion der Gegenwehr gewesen.

Kurz nach der Februarrevolution in Frankreich griff die revolutionäre
Bewegung im März 1848 auf Baden über. Bereits am 27. Februar forderte
eine große Volksversammlung in Mannheim Pressefreiheit und Abschaffung
der Zensur, Schwurgerichte, Vereinsrecht, Volksbewaffnung und ein
allgemeines deutsches Parlament. Die badische Regierung ersetzte drei
reaktionäre Minister durch Liberale. Nach Bauernunruhen wurde ein
Gesetzentwurf zur Aufhebung der Feudallasten verfasst.

In den darauffolgenden Tagen machten in vielen deutschen Ländern die
Märzkabinette Konzessionen an die demokratischen Forderungen und
allerlei Versprechungen. So wurden die Throne der kleinen Könige und
Fürsten gerettet. Ab dem 13. März griff die Bewegung auf Wien und
Berlin über. In Berlin ließ die Obrigkeit die Truppen in die
aufständische Menge schießen. Eine zeitgenössische Liste der
"Märzgefallenen" zeigt, dass vor allem Arbeiter, Arbeiterinnen,
Handwerker und Lehrlinge auf den Barrikaden verbluteten. Am 19. März
verneigte sich der preußische König vor den Märzgefallenen. Am 31.
März versammelten sich 500 Delegierte in der Paulskirche.

Karl Marx spielte als rédacteur en chef der in Köln vom 1. Juni 1848
bis zum 19. Mai 1849 erscheinenden Neuen Rheinischen Zeitung
eine wichtige Rolle in der Revolution. Er vertrat in ihr einen
radikaldemokratischen Standpunkt und trat - wie der äußerste linke
Flügel des Paulskirchenparlaments - für eine demokratische Republik
ein (statt für eine konstitutionelle Monarchie, wie sie das
"gemäßigte" liberale Bürgertum forderte). Dabei hob er stets die
internationalen Gesichtspunkte der Revolution hervor und verhehlte
nicht, dass sein weitergehendes Ziel die "rote Republik" war, die
Eroberung der politischen Macht durch die lohnabhängige Klasse als
Übergang zu einer klassenlosen Gesellschaft. Im Rückblick auf diese
Revolution hat er nach ihrer Niederlage Schlussfolgerungen gezogen,
die für die Arbeiterbewegung und die politische Linke bis heute
wichtig geblieben sind.


Das Elend der Nationalversammlung

Am 18. Mai sind die Wahlen zur Nationalversammlung und etwa 600
Abgeordnete ziehen in die Paulskirche in Frankfurt am Main ein. Karl
Marx geißelt die Unentschlossenheit, die schwätzerische Wichtigtuerei
und die Kriecherei dieses Vorparlaments einschließlich seines linken
Flügels. Es lehnt mehrheitlich ab, die Republik auszurufen. Es berät
endlos lange über eine deutsche Verfassung und über eine Erklärung zu
den "Grundrechten des deutschen Volkes", während die Reaktion ihre
Wunden leckt und ihre Kräfte sammelt, um die Revolution
niederzuwerfen.

Dieses Parlament trägt dem preußischen König Friedrich Wilhelm IV. am
28. März 1849 mit 248 Fürstimmen bei 290 Enthaltungen die Kaiserkrone
an - und dieser fühlt sich schon wieder stark genug, sie hohnlachend
abzulehnen (überliefert ist, er habe keine Krone "mit dem Ludergeruch
der Revolution" gewollt). Dieses Parlament überträgt sodann alle seine
Rechte auf den Erzherzog Johann, den Bruder des Kaisers von
Österreich, der als "Reichverweser" und "provisorisches
Staatsoberhaupt" mit einem neunköpfigen Reichsministerium eingesetzt
wird.

Bald darauf triumphiert die Konterrevolution. Am 19. Mai 1849
erscheint die letzte (die "rote") Ausgabe der Neuen Rheinischen
Zeitung, Karl Marx wird ausgewiesen. Am 18. Juni wird dem nach
Stuttgart verlegten Paulskirchenparlament verboten zu tagen. Aufstände
in Sachsen, Baden, der Pfalz, in Bonn, Elberfeld und Düsseldorf werden
von der preußischen Soldateska niedergeschlagen. Die Zeit der Rache,
der Erschießungskommandos und Einkerkerungen ist gekommen.
Das ökonomisch aufstrebende Bürgertum bleibt politisch machtlos, da es
sich bereits vor den unteren Volksmassen einschließlich der neu
entstandenen Arbeiterschaft mehr fürchtet als vor der Unterordnung
unter Adel, Bürokratie und preußische Vorherrschaft.


Marx: Eine bürgerlich-demokratische Republik...

Karl Marx hatte zusammen mit seinen Gesinnungsgenossen vom Bund der
Kommunisten im März 1848 einen Text mit den "Forderungen der
Kommunistischen Partei in Deutschland" verfasst, der unter anderem in
Köln als Flugblatt verteilt wird. Diese 17 Forderungen, beginnend mit
denen nach der "einigen und unteilbare Republik" und dem allgemeinen
Wahlrecht, gehen nicht über den Rahmen einer demokratischen
bürgerlichen Republik hinaus. Dem widerspricht weder die Forderung
nach "allgemeiner Volksbewaffnung" noch die nach Verstaatlichung der
Banken und des Transportwesens. Am Ende des Textes werden die Motive
dafür genannt:

"Es liegt im Interesse des deutschen Proletariats, des kleinen
Bürger- und Bauernstandes, mit aller Energie an der Durchsetzung
obiger Maßregeln zu arbeiten. Denn nur durch Verwirklichung derselben
können die Millionen, die bisher in Deutschland von einer kleinen Zahl
ausgebeutet wurden und die man weiter in der Unterdrückung zu erhalten
suchen wird, zu ihrem Recht und zu derjenigen Macht gelangen, die
ihnen, als den Hervorbringern alles Reichtums, gebührt." (MEW 5:4f.)

Das nächstliegende Ziel war für Marx eine möglichst demokratische,
bürgerliche Republik. In dieser Republik würde die Bourgeoisie die
politische Macht ausüben. Doch diese bürgerlich-demokratische Republik
hielt Marx für den günstigsten Boden, um den Emanzipationskampf der
Arbeiterklasse voranzutreiben. In dieser Perspektive schrieb er in der
Neuen Rheinischen Zeitung: "Die eigentliche Opposition der
'Neuen Rheinischen Zeitung' beginnt erst in der trikoloren Republik."
(MEW 5:443.)

Dabei ging es Marx nicht um fein säuberlich getrennte "Etappen" der
Revolution. Schon seine Beiträge in der Neuen Rheinischen
Zeitung, an die er in der letzten Ausgabe erinnert, zeigen, dass
Marx in seiner Konzeption keine chinesische Mauer zwischen dem Kampf
für die demokratische Republik und der Selbstbefreiung der
lohnarbeitenden Klasse errichtet hatte.

In diesem Zusammenhang darf auch nicht vergessen werden, dass die
gesellschaftlichen und politischen Zustände anderswo in Europa
fortgeschrittener waren als in Deutschland. Wenn das Proletariat von
Paris im Juni 1848 in Frankreich nicht geschlagen worden wäre, dann
hätte auch in Deutschland rasch der Kampf um die "rote Republik"
alsbald auf der Tagesordnung gestanden.


...und Revolution in Permanenz

In seinem Rückblick vom März 1850 macht Marx noch deutlicher, wie
wenig er darauf aus war, die Arbeiterklasse vom Kampf um die eigenen
Interessen zurückzuhalten. Das Proletariat sollte sich von der Rolle
des Anhängsels des demokratischen Kleinbürgertums befreien und die
kommende Revolution über die Schranken des Privateigentums an den
Produktionsmitteln hinaustreiben:

"Während die demokratischen Kleinbürger die Revolution möglichst
rasch... zum Abschlusse bringen wollen, ist es unser Interesse und
unsere Aufgabe, die Revolution permanent zu machen, so lange, bis alle
mehr oder weniger besitzenden Klassen von der Herrschaft verdrängt
sind, die Staatsgewalt vom Proletariat erobert und die Assoziation der
Proletarier nicht nur in einem Lande, sondern in allen herrschenden
Ländern der ganzen Welt so weit fortgeschritten ist, dass die
Konkurrenz der Proletarier in diesen Ländern aufgehört hat und dass
wenigstens die entscheidenden produktiven Kräfte in den Händen der
Proletarier konzentriert sind." (MEW 7:247f.)

Die wichtigste Lehre aus der Revolution für Karl Marx war, dass die
Arbeiterklasse ihre eigenen Organisationen aufbaut und so die eigene
politische Unabhängigkeit erringt: "Aber sie selbst müssen das meiste
zu ihrem endlichen Siege dadurch tun, dass sie sich über ihre
Klasseninteressen aufklären, ihre selbständige Parteistellung sobald
wie möglich einnehmen, sich durch die heuchlerischen Phrasen der
demokratischen Kleinbürger keinen Augenblick an der unabhängigen
Organisation der Partei des Proletariats irremachen lassen. Ihr
Schlachtruf muss sein: Die Revolution in Permanenz." (MEW 7:254.)
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Wie mächtig sind Google, Facebook und Co.?

Von Heidi Bank, LobbyControl [1], 15. August 2018



Schon Schulkinder haben es verinnerlicht: "Google ist dein Freund!".
Schnell Infos besorgen oder sich Überblick über ein Thema verschaffen:
Die Mega-Suchmaschine wird schon eine passende Antwort und die
wichtigsten Webseiten parat haben. Ein Haken an der Sache: Zwar
liefert Google viele Ergebnisse - aber sie sind keineswegs neutral.

Katharina Nocun, Netz-Aktivistin und Autorin des Buches "Die Daten,
die ich rief", hat es getestet: Sie bat Freunde, bei Google nach dem
Begriff TTIP zu suchen - und jeder von ihnen bekam gleich auf der
ersten Seite im Schnitt zwei Ergebnisse angezeigt, die bei ihr selbst
fehlten. "Das hat mich dann doch überrascht", sagt die
Netz-Aktivistin. Erklären kann sie das Phänomen aber doch: Was Google
zeigt, hängt davon ab, welche Daten der Konzern über die einzelnen
Nutzer gespeichert hat - und welche Schlüsse er daraus über ihr
künftiges Verhalten zieht.

Mit der Gestaltung seiner Trefferliste entscheidet Google, welche
Informationen die größte Verbreitung finden. Das gibt dem Konzern
Macht: über die Anbieter von Informationen und über die, die danach
suchen - und letztlich über das, was in der gesellschaftlichen Debatte
als "richtig" und "relevant" gelten kann. "Wir können mehr oder
weniger wissen, was Sie denken" brüstete sich deshalb der langjährige
Google-Chef Eric Schmidt.

Seine Macht nutzt der Konzern nicht nur, um mit Werbung gigantische
Gewinne zu machen. Sondern auch, um die Spielregeln in der Demokratie
zu verändern. Über 23 Millionen Euro jährlich gibt Google allein in
Brüssel und Washington für direktes Lobbying aus. Zusätzlich
finanziert er mit anderen Branchenriesen wie Amazon, Facebook und
Microsoft eine fast unüberschaubare Anzahl von Verbänden und Think
Tanks, die Googles Wünsche politisch durchsetzen sollen.

Wir halten dagegen, indem wir über diese Aktivitäten recherchieren,
die Öffentlichkeit informieren und demokratischen Gegendruck aufbauen.
Es braucht eine starke LobbyControl-Gemeinschaft, um der Digital-Lobby
das Leben schwer zu machen.


LobbyControl - Initiative für Transparenz und Demokratie e.V.
ist ist ein gemeinnütziger Verein, der über Lobbyismus und
Machtstrukturen in Deutschland und der EU aufklärt. Er setzt sich ein
für Transparenz, demokratische Kontrolle und klare Schranken der
Einflussnahme auf Politik und Öffentlichkeit.


Anmerkung:

[1] www.lobbycontrol.de


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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MELDUNG/1739: Ein-Jahres-Bilanz der Dlf Audiothek - Mehr als vier Millionen Seitenaufrufe pro Monat (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 15.8.2018

Ein-Jahres-Bilanz der Dlf Audiothek: Mehr als vier Millionen
Seitenaufrufe pro Monat



Die am 15. August 2017 erstmals vorgestellte Dlf Audiothek erfreut
sich zunehmender Beliebtheit. In den vergangenen zwölf Monaten wurde
die App von fast 400.000 Nutzern auf ihren iOS- oder
Android-Endgeräten installiert. Die Zahl der monatlichen Seitenaufrufe
liegt bei 4,1 Millionen, die Zahl der Unique User bei 112.000 (Juli
2018). Die durchschnittliche Verweildauer bei der Nutzung des
Streaming- und Audio-On-Demand-Angebots beträgt rund 18 Minuten. Am
häufigsten genutzt wird der Bereich "Entdecken", in dem neben festen
Rubriken wie Politik, Kultur oder Wissen wöchentlich wechselnde
Themenschwerpunkte gebündelt werden.

Für Deutschlandradio-Intendant Stefan Raue untermauert die App den
Anspruch als bundesweites Qualitätsradio: "In zahlreichen Regionen hat
Deutschlandradio keine UKW-Frequenzen und nicht jeder besitzt ein
Digitalradio. Die Dlf Audiothek ist daher ein unverzichtbarer
Ausspielweg für die Programmangebote von Deutschlandfunk,
Deutschlandfunk Kultur und Deutschlandfunk Nova. Unser Angebot greift
die neuen Nutzungsgewohnheiten auf und macht Qualitätsradio in der
digitalen mobilen Welt sehr einfach zugänglich."

Die Nutzungszahlen bestätigen aus Sicht von
Deutschlandradio-Programmdirektor Andreas-Peter Weber, dass sich
hintergründige und hochwertige Audio-Angebote auch im dynamischen und
fragmentierten Smartphone-Markt gut behaupten können. "Mit der
Möglichkeit, sich ein eigenes Radioprogramm aus der Themenwelt der
Deutschlandradio-Programme zusammenzustellen und das auch offline zu
hören, konnten wir nicht nur Stammhörer überzeugen, sondern auch neue
Zielgruppen erschließen. Die hohe Verweildauer der Nutzerinnen und
Nutzer zeigt das Interesse an hochwertigen Audiobeiträgen - aber auch,
dass diese in der App gut kuratiert und zielgruppengerecht aufbereitet
werden. Die vielen positiven Bewertungen in den Stores sprechen für
sich, die Wünsche und Kritik vieler Rezensenten fließen in die
Fortentwicklung ein."

Die Dlf Audiothek ist zum kostenlosen Download im App Store (iOS) und
im Google Play Store (Android) erhältlich. Sie bietet Zugriff auf
nahezu alle Beiträge aus den drei Programmen der letzten sechs Monate.
Darüber hinaus können Deutschlandfunk, Deutschlandfunk Kultur und
Deutschlandfunk Nova im Livestream gehört werden. Die Dlf Audiothek
ergänzt dabei die Nachrichten-App Dlf24, die aktuelle Informationen
bündelt und einen Push-Mitteilungsdienst anbietet. Zahlreiche User
nutzen zudem die Möglichkeit, Deutschlandradio-Beiträge über die seit
November 2017 angebotene ARD Audiothek zu hören.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1738: Deutschlandfunk - Griechenland. Acht Jahre sparen, 18.8.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Griechenland - Acht Jahre sparen

Von Rodothea Seralidou

Gesichter Europas

Samstag, 18. August 2018, 11.05 - 12.00 Uhr, Deutschlandfunk



Die Wirtschaft erholt sich langsam, der Haushaltsüberschuss steigt -
aus Griechenland kamen zuletzt immer wieder positive Nachrichten. Und
das unter einem Regierungschef, der die Sparvereinbarungen vor einigen
Jahren noch aufkündigen wollte. Am 20. August läuft das dritte
Hilfspaket aus, dann will das Land ohne internationale Finanzhilfen
auskommen. Aber viele Menschen in Griechenland spüren die positiven
Entwicklungen kaum. Die Arbeitslosigkeit ist immer noch die höchste in
der EU, viele junge Menschen wandern aus, die Renten sollen weiter
gekürzt werden. Was haben acht Jahre harter Sparmaßnahmen gebracht?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 7. August 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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ERNÄHRUNG/1449: Was die Forschung heute weiß - Sieben Ernährungsmythen aufgeklärt (idw)


Universität Leipzig - 14.08.2018

Was die Forschung heute weiß: Sieben Ernährungsmythen aufgeklärt



Auch diese August-Woche verspricht wieder heiße Temperaturen und wenig
Abkühlung. Dabei vergeht manchem die Lust auf warme Speisen und üppige
Mahlzeiten. Doch wie gesund sind die Alternativen? Machen Obst und Essen
am Abend wirklich dick? Und sind Übergewichtige dann selbst schuld an
ihrem Gewicht? "Nein", sagt Prof. Dr. Matthias Blüher, Leiter der
Adipositas-Ambulanz für Erwachsene am Integrierten Forschungs- und
Behandlungszentrum (IFB) AdipositasErkrankungen der Leipziger
Universitätsmedizin. Denn Adipositas sei eine Erkrankung, die von vielen
Faktoren bestimmt wird. Im Interview spricht der Mediziner über
vermeintliche gesunde Obst-Snacks und die Ursachenforschung bei
Adipositas.


Im Sommer benötigen wir weniger Kalorien, weil der Körper für die Abkühlung weniger Energie verbraucht.

Prof. Dr. Matthias Blüher: Das stimmt nicht. In Situationen extremer Hitze
oder Kälte ist der Energieverbrauch unseres Körpers generell erhöht:
Sowohl beim Frieren als auch beim Abkühlen benötigen wir mehr Energie.
Allerdings ist nicht davon auszugehen, dass man im Sommer oder im Winter
unterschiedlich gute Chancen hat, abzunehmen. Der einzige Unterschied
liegt tatsächlich im Ernährungsverhalten: Im Sommer nehmen viele
typischerweise leichtere und kalorienärmere Mahlzeiten zu sich, im Winter
legt man sich eher den klassischen Winterspeck zu.


Gerade bei heißen Temperaturen setzen viele auf Obst-Snacks. Davon kann man so viel essen, wie man will - Obst ist in jedem Fall gesund.

Prof. Dr. Matthias Blüher: Leider ist das nicht ganz richtig, denn auch
beim Obst macht die Dosis das Gift. Früchte können auch eine ganze Menge
an Kalorien und Kohlenhydraten enthalten. Ein aktuelles Beispiel aus der
Forschung zeigt, dass gerade die Fruktose, die wir verstärkt in Obst
finden, einen ganz wesentlichen Beitrag bei der Entstehung der Fettleber
leisten kann.


Auch wenn sich die Temperaturen dann etwas abgekühlt haben: Abends essen macht dick.

Prof. Dr. Matthias Blüher: Das stimmt und stimmt auch nicht. Auch hier
kommt es wieder darauf an, wie viel zum Abendessen auf den Tisch kommt.
Man geht zwar davon aus, dass die Kalorien am Abend nicht gleich wieder
verbrannt werden können, weil man dann ins Bett geht. Letztendlich gibt es
aber keinen Beweis dafür, zu welcher Tageszeit Kalorien fürs Gewicht
schädlicher sind - die Gesamtmenge, die man über den Tag verteilt zu sich
nimmt, zählt. Vielen Menschen fällt es aber leichter, abends auf Essen zu
verzichten, um ihr Gewicht zu reduzieren. Wissenschaftliche Untersuchungen
haben gezeigt, dass Menschen, die regelmäßig frühstücken, eine höhere
Chance haben, Gewicht zu verlieren.


Mit Light-Produkten hingegen nimmt man ab.

Prof. Dr. Matthias Blüher: Das stimmt leider nicht. In Light-Produkten
wird Zucker oft durch Zuckerersatzstoffe ausgetauscht. Diese Ersatzstoffe
können mehr Appetit machen oder direkt auf unsere Darmbakterien wirken.
Light-Produkte können also indirekt dazu beitragen, dass man mehr Appetit
hat und doch nicht abnehmen kann - auch wenn es der Name anders
verspricht.


Übergewichtige und adipöse Menschen sind selber schuld an ihrem Übergewicht.

Prof. Dr. Matthias Blüher: Stimmt nicht. Wir wissen heute zum Beispiel,
dass genetische Faktoren eine ganz große Rolle bei der Ausprägung von
Übergewicht und Adipositas spielen. Auch hormonelle Aspekte und unser
gesellschaftliches Umfeld bedingen die Entstehung von Übergewicht. All
diese Faktoren kann der Einzelne nicht aktiv beeinflussen.


Übergewichtige müssen einfach weniger essen und mehr Sport treiben, dann nehmen sie schon ab.

Prof. Dr. Matthias Blüher: Eigentlich stimmt das. Leider muss man sagen,
dass Abnehmkonzepte, die nur darauf basieren weniger zu essen und sich
mehr zu bewegen, langfristig versagt haben. Woran das liegt, wissen wir
nur zum Teil. Es ist sehr wahrscheinlich, dass unser Körper ein einmal
erreichtes Gewicht hervorragend verteidigen kann. Hier greifen
verschiedene Mechanismen ineinander, die dazu führen, dass der Körper
immer wieder zu seinem maximal erreichten Gewicht zurück möchte. Zu diesen
Faktoren gehören beispielsweise die Ausschöpfung der aufgenommenen
Kalorien aus der Nahrung sowie die Regulation von Grundumsatz, Appetit und
Sättigung. Auch diese Faktoren können wir nicht bewusst kontrollieren.


Adipositas ist eine Erkrankung und die Ursachen der Adipositas sind der Wissenschaft in Gänze bekannt.

Prof. Dr. Matthias Blüher: Den ersten Teil der These kann ich bejahen. Wir
sehen Adipositas als eine Erkrankung an und stehen damit nicht allein da -
auch die Weltgesundheitsorganisation definiert Adipositas mittlerweile als
eine Erkrankung. Den zweiten Teil des These muss ich verneinen: Wir sind
immer noch bemüht, die Ursachen der Adipositas-Entstehung für den
einzelnen Menschen und auf gesellschaftlicher Ebene komplett zu verstehen.
Nur für wenige, einzelne Fälle können wir bislang einen klaren
Zusammenhang etwa zwischen dem Defekt eines Gens und der Ausprägung von
Adipositas herstellen.

Adipositas-Forschung in Leipzig

Die Adipositas-Forschung ist seit vielen Jahren ein Schwerpunkt der
Universität Leipzig. Auch der Wissenschaftsrat attestiere dem Standort
zuletzt herausragende Kompetenzen in diesem Bereich. Im Februar 2018 hat
die Universität Leipzig einen Vollantrag für das Exzellenzcluster
"Adipositas verstehen" in der Exzellenzstrategie des Bundes und der Länder
eingereicht. Das Projekt verfolgt einen interdisziplinären Ansatz, der die
Medizin mit den Sozial- und Geisteswissenschaften verbindet. Denn Ursachen
und Folgen von Adipositas sind kein rein medizinisches Thema, sondern
eingebettet in unsere Kultur und Gesellschaft. Wirksame Präventions- und
Therapiestrategien müssen daher in diesem Kontext entwickelt und gedacht
werden. Die Universität Leipzig stellt die Wissenschaftler und ihre
Forschungsarbeit hinter dem Cluster-Antrag vor: Vom Historiker, über
Bioinformatiker und Mediziner bis hin zur Kommunikationswissenschaftlerin.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.adipositas-verstehen.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig - 14.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KATASTROPHEN/103: Handlungsempfehlungen zur grenzüberschreitenden Evakuierung (idw)


Technische Hochschule Köln - 14.08.2018

Handlungsempfehlungen zur grenzüberschreitenden Evakuierung in Deutschland und der Schweiz



Wenn aufgrund von Katastrophen grenzüberschreitend evakuiert werden
muss, stehen Rettungskräfte und Behörden vor vielfältigen
Herausforderungen: Deshalb gilt es vor allem, die unterschiedlichen
Zuständigkeiten und Vorgehensweisen in den betroffenen Ländern vor
einem Ereignis zu klären. In einem dreijährigen Forschungsprojekt im
Auftrag des Bundesamts für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe
(BBK) hat das Institut für Rettungsingenieurwesen und Gefahrenabwehr
(IRG) der TH Köln am Beispiel von Deutschland und der Schweiz
Handlungsempfehlungen für eine gemeinsame grenzüberschreitende
Evakuierungsplanung entwickelt.

Darin werden nach einem vorbereitenden Teil die drei wesentlichen
Planungsbereiche detailliert erläutert: die interinstitutionelle
Kommunikation, das Mobilitätsmanagement sowie die Alarmierung, Warnung
und Information der Bevölkerung. Für jeden Bereich bietet die
Handlungsempfehlung des IRG eine Checkliste mit generellen wie auch
szenariospezifischen Empfehlungen.

"Die grenzüberschreitenden interinstitutionellen
Kommunikationsprozesse sind die Grundvoraussetzung für eine
Evakuierungsplanung und müssen als Metaebene für alle weiteren
Maßnahmen betrachtet werden", sagt Projektmitarbeiter Florian Steyer
vom IRG. In der Checkliste empfehlen die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler unter anderem den Austausch von Verbindungspersonen,
die Einrichtungen nationaler Kontaktstellen als "Single Point of
Contact" und einen Austausch über die Begrifflichkeiten, Abkürzungen
und Sprachregelungen in der jeweiligen Landessprache.

Darüber hinaus müsse beim grenzüberschreitenden Mobilitätsmanagement
sichergestellt werden, dass die betroffene Bevölkerung die
Gefahrenzonen möglichst schnell verlassen kann und der Verkehr
ungehindert über die Grenzen fließt. Neben der Erhebung der
Kapazitäten aller relevanten Verkehrswege sollten daher auch
gemeinsame Maßnahmen zur Verkehrslenkung festgelegt werden. Dazu
gehören für die Forscherinnen und Forscher auch eine eindeutige Angabe
über die Kapazität des öffentlichen Personennahverkehrs sowie eine
grenzüberschreitende Abstimmung und Planung zur Frage, welche
Verkehrsmittel zur Evakuierung eingesetzt werden sollten.

"Die koordinierte Alarmierung, Warnung und Information der Bevölkerung
in den Grenzregionen ist von großer Relevanz, da die Menschen umso
eher zur Kooperation bereit sind, je schneller und professioneller die
Kommunikation der Behörden gestaltet ist", erklärt Steyer. So sollten
beispielsweise einheitliche Sprachregelungen, Hinweise zum
Gesundheitsschutz und empfohlene Evakuierungsrouten abgestimmt sein.

Die TH Köln bietet Studierenden sowie Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern aus dem In- und Ausland ein inspirierendes Lern-,
Arbeits- und Forschungsumfeld in den Sozial-, Kultur-, Gesellschafts-,
Ingenieur- und Naturwissenschaften. Zurzeit sind rund 26.000
Studierende in über 90 Bachelor- und Masterstudiengängen
eingeschrieben. Die TH Köln gestaltet Soziale Innovation - mit diesem
Anspruch begegnen wir den Herausforderungen der Gesellschaft. Unser
interdisziplinäres Denken und Handeln, unsere regionalen, nationalen
und internationalen Aktivitäten machen uns in vielen Bereichen zur
geschätzten Kooperationspartnerin und Wegbereiterin. Die TH Köln wurde
1971 als Fachhochschule Köln gegründet und zählt zu den innovativsten
Hochschulen für Angewandte Wissenschaften.


Originalpublikation:

Die Forschungsergebnisse und die Handlungsempfehlungen können
abgerufen
werden unter:

https://www.th-koeln.de/anlagen-energie-und-maschinensysteme/echd_57660.php

Weitere Informationen finden Sie unter

http://Weitere Informationen zum Projekt finden sich auf der BBK Website
unter:

https://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/BBK/DE/2018/ECHD_Projektabschluss.html

http://Mehr zum Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe
(BBK) siehe 

www.BBK.Bund.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution21

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Köln - 14.08.2018

WWW: http://idw-online.de
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ARTIKEL/1489: Interview - Wo steht die individualisierte Medizin in der Urologie? (idw)


Deutsche Gesellschaft für Urologie e.V. - 14.08.2018

Wo steht die individualisierte Medizin in der Urologie?

Interview zum 70. Jahreskongress der Deutschen Gesellschaft für Urologie
e.V. (DGU)



Ob Früherkennung und Diagnostik oder Therapie und Nachsorge:

Personalisierte Präzisionsmedizin gilt als Schlüssel des medizinischen
Fortschritts. Welche Rolle spielt sie in der Urologie? DGU- und
Kongresspräsident Prof. Dr. Paolo Fornara steht Rede und Antwort.


1. Herr Prof. Fornara, welchen Stellenwert hat die individualisierte Medizin in der heutigen Urologie?

In der heutigen Urologie hat die individualisierte Medizin einen
zunehmend wichtigeren Stellenwert. Die Rolle der individualisierten
oder besser gesagt personalisierten Urologie ist in den letzten Jahren
insbesondere in der Uro-Onkologie immer deutlicher geworden und ist
heute schon unverzichtbarer Bestandteil einer gezielten Strategie in
der urologischen Prävention, Früherkennung, Diagnostik und Therapie.
In naher Zukunft wird es möglich sein, bereits vor Beginn einer
Behandlung für den jeweiligen Patienten speziell auf ihn abgestimmte
maßgeschneiderte therapeutische Verfahren auszuwählen. So kann bereits
im Vorfeld gezielt ermittelt werden, ob der Patient ein bestimmtes
Arzneimittel gut oder weniger gut verträgt, oder ob das Medikament bei
dem Erkrankungstyp des einzelnen Patienten tatsächlich wirksam werden
kann. Dazu wird das Verständnis grundlegender Krankheitsmechanismen
und molekularer Relaisstellen genutzt, die für Art, Typ,
Aggressivität, Spilling- bzw. Metastasierungstendenz eines Tumors usw.
verantwortlich sind. Damit lassen sich Therapien gezielt und somit
wirksamer einsetzen. Im Klartext bedeutet dies, dass wir nicht nur a
posteriori, z. B. durch das herkömmliche hauptsächlich bildgebend
gestützte Staging, die therapeutische Effektivität feststellen,
sondern diese vorhersagen können.


2. Um welche urologischen Krankheitsbilder geht es konkret?

Welche Maßnahmen der personalisierten Medizin werden in Diagnostik und
Therapie heute eingesetzt?

Es gibt verschiedene Beispiele: Beim metastasierten Prostatakarzinom
ist z.B. die AR-V7 Protein-Splice-Variante als prädiktiver Biomarker
geeignet, die Patienten zu identifizieren, die von der Therapie
profitieren. Die in-vivo Isolierung von zirkulierenden Tumorzellen bei
Prostatakrebspatienten, z. B. mit der Anwendung eines
antikörperbeschichteten Nanodetektors, kann den Behandlungserfolg viel
früher als die herkömmliche Diagnostik zeigen. Beim Nierenzellkarzinom
gibt es ebenfalls eine Reihe von histopathologischen und
molekularbiologischen Veränderungen, die für eine individuelle
Prognose von Bedeutung sind. Mittlerweile ist es möglich,
Nierenzellkarzinome mit deutlich schlechterer Prognose a priori zu
identifizieren und somit das Risikoprofil im Einzelfall besser
einzuschätzen. Diese Ansätze ermöglichen eine individuelle Definition
des Progressions- bzw. des Metastasierungsrisikos, sodass wir sehr
bald in der Lage sein werden, die Sinnhaftigkeit einer adjuvanten
Therapie prädiktiv zu definieren. Gerade in der
Nutzen-Risikoabschätzung einer adjuvanten Therapie beim Nierenzellkarzinom
ist dies verständlicherweise von großer Bedeutung. Auch beim
Urothelkarzinom gibt es gute Ansätze. Mehrere Studien haben gezeigt,
dass die Bestimmung von zirkulierenden Tumorzellen im Blut eine
nennenswerte klinische Wertigkeit besitzt. Durch diese sogenannte
Liquid Biopsy oder "Flüssigbiopsie" ist es beim Urothelkarzinom
möglich, das progressionsfreie Überleben und das Gesamtüberleben sowie
insbesondere ein eventuelles therapeutisches Ansprechen vor Beginn der
Therapie vorherzusagen und nicht erst nach der Therapie. Das heißt,
wir haben neue Möglichkeiten beim Tumor-Monitoring und bei der Wahl
der Therapie.


3. Welche Hoffnungen sind berechtigt: Geht es für die
Patienten um bessere Heilungschancen, um mehr Lebensqualität oder um
ein kurzfristig verlängertes Überleben?

Natürlich geht es für die Patienten um eine maßgeschneiderte und somit
bessere Therapie, die Kuration wandelt sich vom generellen Ansatz zu
einer objektiven Erwartung. Die Lebensqualität rückt tatsächlich in
die Mitte, da wir immer mehr in der Lage sind, die Therapie bezüglich
ihrer Wirkung von Fall zu Fall einzuschätzen. Wir müssen dem Patienten
nicht mehr belastende Nebenwirkungen zumuten, um erst Monate später,
z.B. nach dem nächsten Staging, den Therapieerfolg festzustellen -
oder leider zu oft - den Misserfolg. Die Abwägung zwischen
therapeutischer Effektivität und Nebenwirkungsspektrum weicht einem
begründet erwarteten Erfolg und lässt Nebenwirkungen in einem anderen
Licht erscheinen.


4. Erhalten alle Patienten diese modernen Therapien überall?

Aktuell können die Chancen der personalisierten Urologie an großen
Zentren und insbesondere an Kliniken mit ausgeprägter
Forschungsaktivität ausgeschöpft werden. Das Bundesministerium für
Bildung und Forschung hat ein Maßnahmenpaket zur strategischen
Forschungsförderung der personalisierten Medizin aufgelegt. Dieser
Aktionsplan "Individualisierte Medizin" wurde im April 2013
verabschiedet und umfasst die Bereiche der biomedizinischen
Grundlagenforschung, der Translation und der wissenschaftlichen
Verwertung. So kommen an großen Kliniken vermehrt patientenspezifische
Verfahren zur Geltung, die zum Teil auch dort entwickelt oder
mitentwickelt wurden.


5. Beispiel Früherkennung von Prostatakrebs: Kann ein Gentest
schon bald Risikogruppen identifizieren, die ein intensiveres
Screening benötigen?

Ein Team um Rosalind Eeles vom Institute of Cancer Research in London
hat in einem Genvergleich zwischen etwas mehr als 80.000 Männern mit
Prostatakrebs und einer Gruppe von 60.000 Männern ohne Prostatakrebs
weitere sogenannte Einzelnukleotid-Polymorphismen gefunden, die mit
einem erhöhten Erkrankungsrisiko verbunden sind. Bisher wussten wir,
dass die Familiarität eindeutig zu den Risikofaktoren gehört. Durch
den Test auf insgesamt 147 Risikogene könnte bald ein individuelles
Screening zum Einsatz kommen, das es erlaubt, die Zielgruppe mit einem
effektiv erhöhten Erkrankungsrisiko noch genauer zu definieren. Damit
werden ungerichtete, unnütze und belastende Screeningmaßnahmen
vermieden. Im Alltag könnte dies bedeuten, dass Männer mit einer
familiär bedingten Prädisposition zum Prostatakarzinom eine
Speichelprobe abgeben, aber nur bei hohem Risikoscore eine
intensivierte Vorsorge erfolgt. Im Übrigen hat die Definition der
PC-Risikogene eine Chance für die Krebsimmuntherapie aufgetan. Bald
könnte es möglich sein, mit dem Gentest Patienten zu identifizieren,
die für diese Therapieform infrage kommen. Damit rückt z. B. ein
brauchbarer Gentest in greifbare Nähe für einen klinischen Einsatz.
Obwohl in der Vergangenheit kompetente und erfahrene Urologen auf
empirische Art eine gute personalisierte Urologie betrieben haben,
indem sie Anamnese, Patientencharakteristika, Risikofaktoren,
Krankheitsmerkmale, Heilungschancen und Nebenwirkungen
verantwortungsvoll und sorgsam abgewogen haben, können heute die
Entscheidungspflichten der individualisierten Urologie rational und
reproduzierbar herangezogen werden.


6. Würden Sie bereits von einem Paradigmenwechsel sprechen?

Ja, durchaus, denn die personalisierte Medizin hat Einzug in das
Selbstverständnis der Urologinnen und Urologen gefunden. Der
Einzelfall rückt unter Berücksichtigung seiner individuellen Merkmale
bei der Früherkennung, der Diagnostik und insbesondere bei der
Therapie immer mehr in den Vordergrund. Im klinischen Alltag wird das
ebenfalls am Beispiel Prostatakrebs sehr deutlich. Die generalisierte
Früherkennung für jeden Mann einmal im Jahr ist längst Vergangenheit,
heute geht es um risikoadaptierte Früherkennung in individuell
sinnvollen Intervallen und um eine risikoadaptierte Behandlung, die
sich an Lebensqualität und therapeutischem Erfolg orientiert und von
der Acitive Surveillance über fokale Therapien bis zur radikalen
Prostataentfernung reicht. Diese Entwicklung ist in der Urologie in
Klinik und Praxis an der Tagesordnung und spiegelt sich natürlich auch
im Programm der 70. Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft für
Urologie vom 26. bis 29. September 2018 in der Messe Dresden.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.urologenportal.de

http://www.dgu-kongress.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution795

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Urologie e.V. - 14.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





DEMENZ/375: Infoblatt - Auch bei Demenz helfen Rehamaßnahmen, das Leben mit der Krankheit zu verbessern (DAlzG)


Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz - 14. August 2018

Medizinische Rehabilitation für Menschen mit Demenz und ihre Angehörigen - Deutsche Alzheimer Gesellschaft informiert über die Voraussetzungen

Auch bei Demenz helfen Rehamaßnahmen, das Leben mit der Krankheit zu verbessern.



Berlin, 14. August 2018. Medizinische Rehabilitation (Reha) soll die
Folgen einer Krankheit mindern und den Erkrankten ein größeres Maß an
Teilhabe ermöglichen. Davon können auch Menschen mit Demenz
profitieren. Eine Reha kann auch für Angehörige sinnvoll sein, die
durch die Pflege körperlich und seelisch stark belastet sind. Ein
neues Infoblatt der Deutschen Alzheimer Gesellschaft (DAlzG)
informiert über die verschiedenen Arten von Reha und die
Voraussetzungen, unter denen sie von den Kostenträgern bewilligt
werden.

Ziel einer Reha-Maßnahme ist es, die Folgen einer Erkrankung zu heilen
oder zu vermindern. Auch wenn die meisten Demenzerkrankungen nicht
heilbar sind, können Menschen mit Demenz, insbesondere im frühen und
mittleren Stadium der Erkrankung, von einem Reha-Angebot profitieren,
das gezielt auf ihre Symptome eingeht. Dies gilt auch für
Reha-Maßnahmen, die aufgrund einer anderen Erkrankung oder
beispielsweise nach einer Hüftoperation erforderlich werden.
Voraussetzung ist, dass das jeweilige Angebot auf den besonderen
Unterstützungsbedarf von Demenzkranken eingerichtet ist.

Pflegende Angehörige betreuen Menschen mit Demenz oft rund um die Uhr
und sind dadurch häufig hohen körperlichen und seelischen Belastungen
ausgesetzt. Dadurch steigt für sie das Risiko, körperlich zu erkranken
oder beispielsweise eine Depression zu entwickeln. Nicht erst wenn
dies eintritt, sondern bereits bei ersten Anzeichen dafür, haben
pflegende Angehörige das Recht, eine Vorsorgekur in Anspruch zu
nehmen. Bisher machen aber nur wenige Angehörige von dieser
Möglichkeit Gebrauch.

Das neue Informationsblatt "Vorsorge- und Rehabilitationsmaßnahmen für
pflegende Angehörige und Menschen mit Demenz" informiert über die
verschiedenen Formen von Reha- und Vorsorgeangeboten und klärt darüber
auf, unter welchen Voraussetzungen sie in Anspruch genommen werden
können. Dies ist auch deshalb wichtig, weil solche Maßnahmen von den
zuständigen Kostenträgern häufig mit unzureichenden Begründungen
abgelehnt werden. Gerade erst am 17. Juli 2018 hat das
Landessozialgericht Baden-Württemberg in einem Urteil darauf
hingewiesen, dass Rehabilitation auch bei vorliegender Demenz
erfolgreich durchgeführt werden kann. Ein entsprechender Antrag müsse
deshalb genau geprüft und dürfe nicht ohne fundierte Begründung
abgelehnt werden.

Monika Kaus, erste Vorsitzende der Deutschen Alzheimer Gesellschaft,
sagt dazu: "Rehabilitation und Vorsorge für Menschen mit Demenz und
ihre Angehörigen sind wichtige Maßnahmen. Sie können dazu beitragen,
dass die Betroffenen länger zu Hause leben und ein selbstständigeres
Leben führen können. Diese Erkenntnis muss sich auch bei den
Kostenträgern durchsetzen."

 * 

Hintergrund

Heute leben in Deutschland etwa 1,7 Millionen Menschen mit
Demenzerkrankungen. Ungefähr 60 Prozent davon leiden an einer Demenz
vom Typ Alzheimer. Die Zahl der Demenzkranken wird bis 2050 auf 3
Millionen steigen, sofern kein Durchbruch in der Therapie gelingt.

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft engagiert sich für ein besseres
Leben mit Demenz.

Sie unterstützt und berät Menschen mit Demenz und ihre Familien. Sie
informiert die Öffentlichkeit über die Erkrankung und ist ein
unabhängiger Ansprechpartner für Medien, Fachverbände und Forschung.
In ihren Veröffentlichungen und in der Beratung bündelt sie das
Erfahrungswissen der Angehörigen und das Expertenwissen aus Forschung
und Praxis. Als Bundesverband von 134 Alzheimer-Gesellschaften
unterstützt sie die Selbsthilfe vor Ort. Gegenüber der Politik
vertritt sie die Interessen der Betroffenen und ihrer Angehörigen.

Die DAlzG setzt sich ein für bessere Diagnose und Behandlung, mehr
kompetente Beratung vor Ort, eine gute Betreuung und Pflege sowie eine
demenzfreundliche Gesellschaft. Sie nimmt zentrale Aufgaben wahr, gibt
zahlreiche Broschüren heraus, organisiert Tagungen und Kongresse und
unterhält das bundesweite Alzheimer-Telefon mit der Nummer 

030 - 259 37 95 14.

 * 

Quelle:

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz

Pressemitteilung vom 14. August 2018

Friedrichstraße 236, 10696 Berlin

Telefon: 030 / 259 37 95 - 0, Fax: 030 / 259 37 95-29

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de
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INFEKTION/1753: Globale Tuberkuloseüberwachung durch vereinheitlichtes Identifikationsverfahren (idw)


Forschungszentrum Borstel - Leibniz Lungenzentrum - 14.08.2018

Globale Tuberkuloseüberwachung durch vereinheitlichtes Identifikationsverfahren



Ein internationales Forschungsteam unter der Leitung des
Forschungszentrums Borstel hat ein neues Verfahren auf Basis der
Genomsequenzierung entwickelt, um Tuberkuloseerreger eindeutig und
weltweit einheitlich zu identifizieren. Die Ergebnisse dieser Studie sind
kürzlich im Journal EBioMedicine erschienen und könnten in Zukunft
entscheidend dazu beitragen, Ausbrüche schneller und effektiver zu
bekämpfen.

Tuberkulose wird von Bakterien aus dem Mycobacterium tuberculosis Komplex
ausgelöst und ist eine der tödlichsten Infektionskrankheiten des Menschen.
Die Behandlung ist kompliziert und langwierig, und selbst nach einer
Heilung bleiben oft schwere Organschäden zurück. Darüber hinaus ist die
Tuberkulose insbesondere in Entwicklungsländern ein bedeutendes
Armutsrisiko und ein Krankheitsfall kann den Lebensunterhalt ganzer
Familien zerstören. In den letzten Jahren haben mehrere globale Studien
zudem die zunehmende Ausbreitung von resistenten Stämmen aufgezeigt, die
gegen die wichtigsten in der Behandlung eingesetzten Antibiotika
unempfindlich sind.

Durch moderne Methoden ist es möglich, auf Basis des Bakteriengenoms einen
eindeutigen genetischen Fingerabdruck eines bestimmten Erregers zu
erstellen. Diese Identifizierung einzelner Erregerstämme ist für die
Gesundheitsbehörden ein unerlässliches Hilfsmittel. Nur so können
Übertragungen der Krankheit analysiert und Ausbrüche früh genug erkannt
werden, um rechtzeitig effektive Gegenmaßnahmen zu treffen. Dies ist
besonders wichtig zur Bekämpfung der weiteren Ausbreitung gefährlicher
resistenter Erreger.

Die genauesten Verfahren benutzen hierbei nahezu das gesamte Erbgut der
Erreger zur Erstellung des eindeutigen Fingerabdruckes. Allerdings war es
bisher nahezu unmöglich, diese Methoden weltweit zu vereinheitlichen und
die Ergebnisse zwischen Gesundheitsbehörden standardisiert auszutauschen.
Deswegen arbeiteten Wissenschaftler aus Deutschland und England unter
Leitung von Prof. Stefan Niemann vom Forschungszentrum Borstel und aus dem
Deutschen Zentrum für Infektionsforschung (DZIF) zusammen mit der auf
BioInformatik spezialisierten Firma Ridom aus Münster an einem neuen
Verfahren zur Identifizierung der Tuberkuloseerreger.

Die vorgeschlagene Methode basiert auf früheren Ergebnissen der
beteiligten Gruppen und übersetzt die Unterschiede im Genom der Erreger in
eine Liste von 2981 Nummern, die einen Erregerstamm eindeutig
identifizieren. Ein Vergleich der jeweiligen Identifikationsnummern gibt
zudem eine direkte Auskunft über die Verwandtschaft zweier
Bakterienstämme. Die Forscher demonstrieren in ihrer Arbeit, dass das
Verfahren für alle Erreger der menschlichen Tuberkulose funktioniert und
in der Lage ist, Übertragungen und Ausbrüche der Krankheit zu erkennen.

"Die Analyse des Erbgutes der Tuberkuloseerreger hat Wissenschaftler auf
der ganzen Welt essentielle Einblicke und ein neues Verständnis der
Ausbreitung dieser gefährlichen Krankheit ermöglicht. Mit der von uns
vorgeschlagenen Methode zur standardisierten Erstellung eines genomischen
Fingerabdruckes kann diese Information nun direkt von Gesundheitsbehörden
eingesetzt werden, um die Tuberkuloseübertragung weltweit gezielt zu
bekämpfen", sagt der Letztautor der Studie, Professor Stefan Niemann.

Durch die gesunkenen Kosten zur Bestimmung des Erbgutes bakterieller
Erreger und den zunehmenden Einsatz der dafür nötigen Technik in Laboren
auf der ganzen Welt wird der genetische Fingerabdruck aus dem Erbgut in
den kommenden Jahren vermutlich für immer mehr Erreger zum Standard
werden.

"Ein wichtiger Vorteil der von uns vorgeschlagenen Methode liegt darin,
wie sie die Kommunikation zwischen Gesundheitsbehörden auf lokaler und
internationaler Ebene vereinfacht. Sobald ein multiresistenter
Erregerstamm identifiziert ist, kann dessen eindeutiger Fingerabdruck
sogar per Email versendet werden." sagt der Erstautor der Studie Dr.
Thomas Kohl.

Das Team von Professor Stefan Niemann arbeitet zurzeit mit Partnern und
Institutionen aus Europa und der ganzen Welt weiter daran, den Nutzen der
Methodik für die Überwachung der Tuberkuloseausbreitung zu evaluieren.
Hierbei geht es auch darum, wie die Methodik möglichst gut in der
praktischen Anwendung implementiert werden kann. Die Arbeiten werden unter
anderem im DZIF durchgeführt, wo Stefan Niemann den Forschungsbereich
Tuberkulose koordiniert.


Originalpublikation:

Kohl TA, Harmsen D, Rothgänger J, Walker T, Diel R, Niemann S (2018)

Harmonized genome wide typing of tubercle bacilli using a web-based Gene-by-Gene nomenclature system. 

EBioMedicine. in press

https://doi.org/10.1016/j.ebiom.2018.07.030

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2254

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Forschungszentrum Borstel - Leibniz Lungenzentrum - 14.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LEBER/242: Forschung - Cholestase ... Riss in Lebermembran lässt Galle abfließen (idw)


Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund - 14.08.2018

Cholestase: Riss in Lebermembran lässt Galle abfließen



Die Galle ist eine der giftigsten Körperflüssigkeiten. Bei
Lebererkrankungen kann sie sich anstauen und im schlimmsten Fall zum
Organversagen führen. Warum die Leber den Gallenstau aber meist glimpflich
übersteht, war bislang unklar. IfADo-Forschende konnten zusammen mit
internationalen Experten zeigen, dass sich die Leber eines Tricks bedient:
Über einen Riss in der Zellmembran strömt die Galle in Leberzellen. Das
tötet zwar die betroffene Zelle, schädigt aber auch die Membran zum
Blutgefäß. So kann die Galle ins Blut abfließen. Im Endeffekt sterben nur
wenige Zellen, das Organ wird aber gerettet. Die Studie wurde im
US-Fachjournal "Hepatology" veröffentlicht.

Mithilfe der Galle können Fette verdaut werden, die wir mit der Nahrung
aufnehmen. Außerdem werden über die Galle viele Fremdstoffe wie
Medikamente wieder ausgeschieden. Damit die in der Leber produzierte Galle
ihren Aufgaben nachkommen kann, muss sie im Körper zirkulieren. Im Verlauf
von Leberkrankheiten, durch genetische Defekte oder Gallensteine kann es
jedoch zum Stau der Gallenflüssigkeit kommen, der sogenannten Cholestase.
Dabei gelangt die giftige Flüssigkeit von den Kanälchen zwischen den
Leberzellen ins Gewebe und Leberzellen sterben ab. Das begünstigt die
Entstehung weiterer Krankheiten. Bekannt ist zudem, dass die Konzentration
von Gallensalzen im Verlauf einer Cholestase im Blut steigt.

Zwei-Photonen-Mikroskopie ermöglicht Einblicke in Echtzeit

Welche Mechanismen diesen Veränderungen zugrunde liegen, wird aber noch
diskutiert. So ist auch unklar, warum als Folge des Gallenstaus in der
Regel nur wenige Leberzellen sterben. Forschende des Leibniz-Instituts für
Arbeitsforschung an der TU Dortmund (IfADo) haben mit einem Team von
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus fünf Ländern nun erstmals die
Prozesse während einer Cholestase mithilfe eines Zwei-Photonen-Mikroskops
untersucht. Mit diesem speziellen Fluoreszenzmikroskop ist es im Gegensatz
zu konventionellen Techniken möglich, Prozesse in lebenden Geweben
abzubilden, die sehr schnell ablaufen, ohne dabei die Zellen zu schädigen.

In der Studie haben die Forschenden die Leberzellen von Mäusen mit
Cholestase und zum Vergleich von gesunden Mäusen unter dem Mikroskop
analysiert. Für die Dauer der Untersuchungen standen die Tiere unter
Narkose. Ihnen wurde mit Fluoreszenzfarbstoffen markierte Gallensäure
gespritzt, deren Fluss man so nachverfolgen kann. Drei Wochen lang wurden
mehrere Videoaufnahmen gemacht.

Schutzmechanismus: Rückfluss der Galle in die Blutgefäße

Die Mikroskopaufnahmen sowie die Ergebnisse weiterer Untersuchungen des
Gewebes und der Galle konnten zeigen, dass die Membran von Leberzellen in
der akuten Cholestase-Phase einreißt. In der Folge strömt die in den
Kanälchen angestaute Galle ein und tötet die Zelle. Gleichzeitig wird die
gegenüberliegende Membran zu den Blutgefäßen geschädigt, wodurch die Galle
weiter ins Blut fließen kann.

"Durch den Riss und die Verbindung zu den Blutgefäßen kann die angestaute
Galle abgeleitet werden. Da die Leber sich bis zu einem gewissen Grad
regenerieren kann, nimmt sie den Tod einiger Zellen in Kauf, um sich vor
einem kompletten Organversagen zu schützen", erklärt Dr. Ahmed Ghallab,
einer der IfADo-Autoren.

Nach rund drei Wochen zeigte sich, dass die Leberzellen keine Galle mehr
aus dem Blut aufnehmen. Als Folge stieg jedoch die Konzentration der
Gallenflüssigkeit im Blut und in den Nieren an, die ein wichtiges
Ausscheidungsorgan sind. Welche Auswirkungen der Anstieg für die Nieren
hat, soll in einer Folgestudie untersucht werden. Die Ergebnisse der
aktuellen Grundlagenstudie zeigen auf, was während einer akuten Cholestase
passiert. Sie können dazu beitragen, therapeutische Ansätze zu verbessern.
So stellen die Ergebnisse den Nutzen von Medikamenten in Frage, die den
Riss in der Lebermembran verhindern sollen.

Zwei-Photonen-Mikroskopie:

Die Zwei-Photonen-Mikroskopie ist eine Technik, mit der lebende, intakte
Organe untersucht werden können. Diese Möglichkeit ist prinzipiell bereits
durch MRT oder Ultraschall bekannt. Die Auflösung der
Zwei-Photonen-Mikroskopie ist jedoch deutlich besser (bis zu 200 nm): So können
Strukturen untersucht werden, die viel kleiner sind als einzelne Zellen.

Zur Studie:

Beteiligt an der vorgestellten Studie waren Arbeitsgruppen aus
Deutschland, Ägypten, USA, Frankreich und den Niederlanden. Federführend
war das Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund in
Kooperation mit der Universität Maastricht. Die Studie wurde aus Mitteln
der vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) gegründeten
Forschungsinitiative "Forschungsnetz Systemmedizin der Leber - LiSyM
(Liver Systems Medicine)" sowie weiteren Mitteln des BMBF und der EU
gefördert.

Das IfADo - Leibniz-Institut für Arbeitsforschung an der TU Dortmund
erforscht die Potenziale und Risiken moderner Arbeit auf lebens- und
verhaltenswissenschaftlicher Grundlage. Aus den Ergebnissen werden
Prinzipien der leistungs- und gesundheitsförderlichen Gestaltung der
Arbeitswelt abgeleitet. Das IfADo hat mehr als 220 Mitarbeiter/innen aus
naturwissenschaftlichen und technischen Disziplinen. Das Institut ist
Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft, die 93 selbstständige Einrichtungen
umfasst. Die Leibniz-Institute beschäftigen rund 19.100 Personen, darunter
9.900 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler.

Originalpublikation:

Ghallab, A., Hofmann, U., Sezgin, S., Vartak, N., Hassan, R., Zaza, A.,
Godoy, P., Schneider, K., Guenther, G., Ahmed, Y., Abbas, A., Keitel, V.,
Kuepfer, L., Dooley, S., Lammert, F., Trautwein, C., Spiteller, M.,
Drasdo, D., Hofmann, A., Jansen, P., Hengstler, J., Reif, R. (2018): 

Bile micro-infarcts in cholestasis are initiated by rupture of the apical
hepatocyte membrane and cause shunting of bile to sinusoidal blood. 

In: Hepatology. 

doi: 10.1002/hep.30213

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.ifado.de/blog/2018/08/14/cholestase/ Pressemitteilungen auf der IfADo-Webseite

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution670
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FORSCHUNG/1272: Neuer Behandlungsansatz für Juckreizgeplagte (idw)


Universität Zürich - 14.08.2018

Neuer Behandlungsansatz für Juckreizgeplagte



Zwei Rezeptoren im Rückenmark und ein passendes experimentelles
Arzneimittel: Forschende der Universität Zürich haben einen neuen
Ansatz entdeckt, mit dem sich Juckreiz unterdrücken lässt. In
Experimenten konnten sie damit nicht nur akute, sondern auch
chronische Beschwerden lindern. Für letztere gibt es bisher keine
gezielte Behandlung.

Wer kennt ihn nicht, den lästigen Juckreiz nach einem Mückenstich. Zum
Glück lässt er sich mit derzeit verfügbaren Medikamenten erfolgreich
stillen. Weitgehend wirkungslos sind die Substanzen allerdings gegen
das quälende wiederkehrende Jucken, an dem Menschen mit Haut-, Nieren-
oder Lebererkrankungen leiden. Diese chronischen Beschwerden, die rund
10 Prozent der Bevölkerung betreffen, werden bisher zum Beispiel mit
Antidepressiva oder Immunsuppressiva behandelt. Diese Medikamente, die
eigentlich für andere Krankheiten entwickelt wurden, verschaffen den
Betroffenen oft nicht die erhoffte Linderung oder haben schwere
unerwünschte Nebenwirkungen.

Verhindern, dass das Juckreizsignal weitergeleitet wird

Eine Forschungsgruppe um Prof. Hanns Ulrich Zeilhofer vom Institut für
Pharmakologie und Toxikologie der Universität Zürich hat nun einen
neuartigen Weg entdeckt, um Juckreiz zu lindern. Mit einem
experimentellen Arzneimittel konnte sie die Wirkung bestimmter
Nervenzellen im Rückenmark verstärken, welche die Weiterleitung von
Juckreizsignalen ins Hirn hemmen. Lokalisiert und beschrieben hatten
die Wissenschaftler diese Nervenzellen bereits vor drei Jahren (vgl.
Medienmitteilung). In der Zwischenzeit konnten sie mithilfe von
genetischen Mausmodellen zwei spezifische Rezeptoren identifizieren,
über die sich die Wirkung der besagten Nervenzellen im Rückenmark
steuern lässt. Sie gehören zu einer grösseren Rezeptorfamilie, die vom
Botenstoff γ-Aminobuttersäure, besser bekannt als GABA, aktiviert
wird. Über diese GABA-Rezeptoren wirken zum Beispiel Benzodiazepine,
Medikamente, die bei Schlaflosigkeit, Angststörungen oder Epilepsie
eingesetzt werden.

Weniger Kratzen und schnellere Heilung

Der experimentelle Arzneistoff, den die Forscher in ihrer Studie
einsetzten, entfaltet seine Wirkung an den beiden identifizierten
Rezeptoren und wurde ursprünglich als angstlösendes Medikament
entwickelt. In Experimenten konnten die Pharmakologen zeigen, dass er
nicht nur akuten Juckreiz unterdrückt, sondern auch bei ekzemartigen
Veränderungen der Haut und entsprechenden chronischen Juckbeschwerden
wirkt. Mäuse, die den Arzneistoff verabreicht bekamen, kratzten sich
weniger und ihre Hautveränderungen verheilten deutlich schneller als
bei Tieren, die mit Plazebo behandelt wurden. Dieselbe
juckreizlindernde Wirkung zeigte sich auch in Versuchen mit Hunden,
welche die Forschenden in Zusammenarbeit mit dem Tierspital der
Universität Zürich durchführten. Das Medikament erzeugte keine
unerwünschten Nebenwirkungen.

Potenzial für Mensch und Tier

Die Ergebnisse der Studie stimmen Hanns Ulrich Zeilhofer
zuversichtlich: «Sie lassen hoffen, dass die Substanz, die wir
getestet haben, auch beim Menschen wirkt.» Gleichzeitig sind die
Erkenntnisse für die Tiermedizin wertvoll, denn, so Zeilhofer:
«Haushunde leiden wie Menschen häufig an chronischem Juckreiz. Auch
sie können also von einer neuen Therapie profitieren.» Dass die
Forscher Potenzial in ihrer Entdeckung sehen, zeigt sich nicht zuletzt
darin, dass sie diese zum Patent angemeldet haben. Derzeit arbeiten
sie mit Firmen zusammen, die daran sind, die Substanz als Arzneimittel
für die Human- und Tiermedizin weiterzuentwickeln.


Originalpublikation:

W. T. Ralvenius, E. Neumann, M. Pagani, M. A. Acuña, H. Wildner, D.
Benke, N. Fischer, A. Rostaher, S. Schwager, M. Detmar, K.
Frauenknecht, A. Aguzzi, J. L. Hubbs, U. Rudolph, C. Favrot and H. U.
Zeilhofer. 

Itch suppression in mice and dogs by modulation of spinal α2 and α3
GABAA receptors. 

Nature Communications. August 13, 2018. 

DOI: 10.1038/s41467-018-05709-0

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.media.uzh.ch/de/medienmitteilungen/2018/Juckreiz.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution94
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ENTWICKLUNG/1388: Biomarker besser nachweisen - neue Methode mit Mikrokapseln (idw)


Jacobs University Bremen gGmbH - 14.08.2018

Biomarker besser nachweisen: Bremer Forscher entwickeln neue Methode mit Mikrokapseln



Um Krankheiten besser zu erforschen und zu heilen, müssen Forscher und
Ärzte krankheitsrelevante biologische Substanzen wie Proteine und
Nukleinsäuren, sogenannte Biomarker, in Blut oder Urin des Patienten
nachweisen - und zwar in geringen Mengen und mit hoher Präzision. Die
Forscher Dr. Sujit Kumar Verma und Prof. Dr. Sebastian Springer von
der Jacobs University Bremen haben in Zusammenarbeit mit der
Arbeitsgruppe von Prof. Dr. Gerd Klöck von der Hochschule Bremen eine
neue und sehr genaue Methode zur Messung solcher Biomarker entwickelt.
Dabei werden diese Stoffe von mikroskopisch kleinen Partikeln,
sogenannten Mikrokapseln, mit der Hilfe von Antikörpern erfasst und
nachgewiesen.

"Wir haben schon vor einiger Zeit gelernt, wie wir diese Mikrokapseln
herstellen können", erklärt Springer, "und wir haben es geschafft,
Antikörper auf ihren Oberflächen zu fixieren, damit sie die Biomarker
erfassen können. Jetzt haben wir uns die Frage gestellt, ob unsere
neuentwickelte Messmethode mit den existierenden Industriestandards
mithalten kann." Herkömmliche Methoden benutzen Oberflächen wie
Glas- oder Plastikträger, die Forschungsgruppen von Springer und Klöck
bevorzugen die Mikrokapseln. Sobald der Biomarker auf den Mikrokapseln
erfasst wurde, werden die Kapseln mit einer spezifischen
Färbe-Reaktion behandelt, und die entstandene Farbe wird in einem
sogenannten Durchfluss-Zytometer ausgelesen. "Die Leistung dieser
neuen Methode hat uns wirklich überzeugt. Effizienz und Genauigkeit
sind besser als bei bereits existierenden Verfahren", sagt Springer.

Die Mikrokapseln könnten vielversprechende Anwendungen im Bereich der
Krebserkennung finden, da sie bestimmte krankheitsrelevante Proteine
selbst in sehr geringen Konzentrationen erkennen können. Die Forscher
sehen ihren weiteren Arbeiten optimistisch entgegen, da sie glauben,
ähnliche Mikrokapseln für Biomarker anderer Krankheiten entwickeln zu
können. Kontakt zu Firmen, welche diese neue Methode testen wollen,
besteht bereits. "Das ist eine tolle Bremer Erfolgsgeschichte", fasst
Springer zusammen. "Diese Technologie wurde durch die Zusammenarbeit
zweier Bremer Hochschulen entwickelt, und einige in Bremen ansässige
Firmen haben ihr Interesse bereits zum Ausdruck gebracht."


Über die Jacobs University Bremen:

In einer internationalen Gemeinschaft studieren. Sich für
verantwortungsvolle Aufgaben in einer digitalisierten und
globalisierten Gesellschaft qualifizieren. Über Fächer- und
Ländergrenzen hinweg lernen, forschen und lehren. Mit innovativen
Lösungen und Weiterbildungsprogrammen Menschen und Märkte stärken. Für
all das steht die Jacobs University Bremen. 2001 als private,
englischsprachige Campus-Universität gegründet, erzielt sie immer
wieder Spitzenergebnisse in nationalen und internationalen
Hochschulrankings. Ihre fast 1400 Studierenden stammen aus mehr als
100 Ländern, rund 80 Prozent sind für ihr Studium nach Deutschland
gezogen. Forschungsprojekte der Jacobs University werden von der
Deutschen Forschungsgemeinschaft oder dem Europäischen Forschungsrat
ebenso gefördert wie von global führenden Unternehmen.

Für weitere Informationen: https://www.jacobs-university.de

Originalpublikation:

Sujit Kumar Verma, Anja Karin Albrecht, Verena Siebecke, Gerd Klöck,
Tatiana A. Kolesnikova, and Sebastian Springer: 

Comparative validation of a microcapsule-based immunoassay for the
detection of proteins and nucleic acids. 

PLOS ONE 13 (2018): e0201009; 

doi: 10.1371/journal.pone.0201009

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution698
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LABEL/4951: Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter - 16.08.18


Polydor/Island- und Vertigo/Capitol-Presse-Newsletter -
33. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche präsentieren wir Euch neue Alben von Saltatio Mortis,
die "Brot und Spiele" auf den Markt bringen, und Kerstin Ott, die
"Mut zur Katastrophe" veröffentlicht. Zudem gibt es neue Singles von
PUR, LAING, Christina Stürmer und Aurora sowie eine EP von Kaled. Am
18. / 19. August gibt es die Raptags Stage bei den East Side Music
Days in Berlin.

Außerdem in den News: Aloe Blacc live bei "Schlag den Henssler"!

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer Newsletter-Team


Inhalt

Neuigkeiten

Veröffentlichungsplan

TV-Termine

 * 

Neuigkeiten

Saltatio Mortis veröffentlichen neues Album "Brot und
Spiele"

Am Freitag is es endlich so weit! Das neue Album "Brot und Spiele"
von Saltatio Mortis wird veröffentlicht!"Brot und Spiele" ist das
mittlerweile elfte Studioalbum der Band. Drei Jahre haben sich die
Spielleute dafür Zeit genommen. Geschrieben und geprobt haben alle in
einem Raum, laut und mitreißend und zwar so lange, bis auch der
letzte überzeugt war: Ja, das ist es. So wollen wir klingen!
Entstanden ist ein in sich geschlossenes Album, in dessen zwölf
Stücken sich all das verdichtet, was Saltatio Mortis immer schon
ausgezeichnet hat: Themen, die berühren, aufregen und mitreißen.

Neben mitreißenden Rhythmen, Brettgitarren und hymnischen Melodien
bilden historische Instrumente wie Drehleiern und Bouzouki und die
Dudelsäcke mit ihrer archaischen Urgewalt traditionell einen
wichtigen Pfeiler im musikalischen Schaffen der Karlsruher. Die
einstigen Spielleute sind vielseitiger geworden; vielleicht auch ein
bisschen erwachsener und haben ihr Spektrum erstaunlich erweitert.
Die Texte von Schlagzeuger Lasterbalk spiegeln das überzeugend wider,
loten neue Tiefen des bisher schon detailreichen Schaffens aus und
scheuen auch emotionale Themen nicht.

Wohlfühlmucke und Kuscheloffensive? Mitnichten. Auch 2018 nehmen
Saltatio Mortis kein Blatt vor den Mund, wenn es darum geht, mutig
eine Meinung zu vertreten.Ganz bewusst nimmt die Band kontroverse
Themen auf, ist dabei jedoch nie plakativ, sondern authentisch und am
Puls der Zeit.

Sind Saltatio Mortis also noch eine Mittelalterband? Ja. Das Oktett
beschenkt ihre treuen Fans auf der Limited Edition von "Brot und
Spiele" mit der exklusiven Bonus-CD "AD FONTES" (lat. "Zurück zu den
Wurzeln") - zwölf zuvor unveröffentlichte, komplett akustisch-
mittelalterliche Stücke.

www.Saltatio-Mortis.com

www.facebook.com/saltatiomortisofficial


Kerstin Ott veröffentlicht ihr neues Album "Mut zur
Katastrophe" + Video zu "Regenbogenfarben"

Am Freitag erscheint Kerstin Otts neues Album "Mut zur Katastrophe"
auf den Markt. Zudem gibt es das Video zu "Regenbogenfarben", die
Hymne zur Pride Week in Berlin, das am Freitag Premiere feiert.

Knapp zwei Jahre ist es erst her, seitdem sich Kerstin Ott mit dem
vom renommierten DJ-Duo Stereoact produzierten Megahit "Die immer
lacht" über Nacht als eine der erfolgreichsten und beliebtesten
deutschsprachigen Künstlerinnen etablierte. "Die immer lacht" wurde
im März 2017 vom Marktforschungsunternehmen GfK Entertainment
offiziell zum erfolgreichsten Werk des Jahres 2016 erklärt und mit
dem Deutschen Musikautorenpreis sowie einem Diamant-Award und
Doppel-Platin ausgezeichnet. Bisher generierte der Ohrwurm fast 132
Millionen YouTube-Views. Nach einem wahren Edelmetallregen, zwei
Auszeichnungen mit dem Deutschen Musikautorenpreis, insgesamt vier
ECHO-Nominierungen und ausverkauften Shows vor restlos begeistertem
Publikum legt die 36-jährige Sängerin und Songwriterin am 17. August
mit "Mut zur Katastrophe" ihren ungeduldig erwarteten
Longplay-Zweitling vor.

Mehr Infos zu Kerstin Ott unter:

http://www.universal-music.de/kerstin-ott/home


PUR veröffentlichen neuen Song "Beinah" von ihrem kommenden
Album "Zwischen den Welten"

Bevor im September das neue Album "Zwischen den Welten" auf den Markt
kommt, präsentieren PUR jetzt einen weiteren Vorboten auf ihr neues
Werk: "Beinah" heißt der neue Song, der bei Vorbestellung des Albums
ab Freitag (17. August) direkt als Download erhältlich ist.

Mit dem neuen Album "Zwischen den Welten" schlagen PUR das nächste
Kapitel ihrer unglaublichen Musikkarriere auf. Die Songs erzählen von
einem Perspektivwechsel auf die Welt und ihre Bewohner, und auch
davon, den Rhythmus zu ändern, was zu ganz neuen, wunderbaren
Momenten führen kann. "Beinah" ist ein Liebeslied und auch eine
Liebeserklärung an den kurzen Augenblick, der alles aufmischt, alles
durcheinander wirbelt und unser Leben einzigartig macht. In einer
schnelllebigen Zeit, in der alles mit einem Klick oder einem "Swipe"
über den Handybildschirm entschieden werden kann, geben PUR mit
"Beinah" dem Moment des zufälligen Kennenlernens die große Bühne.
"Beinah hätte ich Dich verpasst" lautet eine Zeile in dem Song und
bebildert im Kopf sofort den Umkehrschluss: Öffne die Augen, öffne
dein Herz und leb das Leben - es entgeht dir sonst etwas! Das Lied
beschreibt die Entwicklung einer Beziehung und spielt mit der
Sprache. Es ist ein neuer Weg über das ewige Thema Liebe zu singen.

PUR präsentieren nach der ersten Single "Zu Ende träumen" einen
weiteren Vorgeschmack auf "Zwischen den Welten". Mit "Beinah"
unterstreicht die Band um Frontmann Hartmut Engler, dass sie auch
nach über 30 Jahren im Musikgeschäft zu den spannendsten und
mitreißendsten Geschichtenerzählern gehören. Leichtigkeit und
Spielfreude gepaart mit einer packenden Melodie und smartem Text -
besser kann man die Wartezeit auf das neue Album nicht verkürzen.

"Zwischen den Welten" erscheint am 14. September 2018

Alle Informationen rund um PUR unter

www.pur.de

www.facebook.com/PURBAND

www.instagram.com/pur_band


Christina Stürmer mit neuer Single "In ein paar Jahren" ++
Neues Album "Überall zu Hause" erscheint am 21. September

Am Freitag erscheint mit "In ein paar Jahren" der erste Vorbote auf
Christina Stürmers neues Album "Überall zu Hause". Das neue Werk der
Sängerin und Songwriterin aus Österreich wird am 21. September
veröffentlicht. Die erste Single "In ein paar Jahren" unterstreicht
die Rückkehr auf die Bühne: Powerfrau Christina Stürmer meldet sich
in Bestform zurück!

Die erste Single handelt von all den Momenten im Leben, egal ob gut
oder auch mal weniger schön, an die man sich später einmal
zurückerinnern wird. "Irgendwann in der Zukunft sitze ich dann als
altes, ergrautes Mütterchen mit meinen Freunden da und gemeinsam
erinnern wir uns an all die Sachen zurück, die wir zusammen erlebt
haben", so schelmisch umschreibt Christina den Ausgangspunkt des
Songs und ergänzt "ich nenn das immer so ein bisschen den
Nostalgie-Song". Doch schon bei den ersten Tönen wird klar, Nostalgie
bedeutet nicht gleich Retro. Ganz im Gegenteil! Christina stürmt
mindestens einen Schritt voran. Es gibt mehr Synths, Keyboards,
Drum-Computer. Dazu ein unwiderstehlicher Refrain und gar ein paar
zarte Beats. All dies ist exemplarisch für das dazugehörige Album und
macht Lust auf mehr, Lust auf Überall zu Hause.

Produziert wurden die 13 neuen Songs auf dem neuen Album zum großen
Teil im heimischen Studio in Österreich (mit ein paar kleinen
Ausflügen nach Bochum ins Studio Kanal 24 zu Produzent Eki von Nice),
in sehr familiärer und vor allem entspannter Atmosphäre. Vielleicht
erklärt dies den zuvor angesprochenen warmen Ton, der sich durch das
ganze Album zieht. Denn Überall zu Hause schafft das große
Kunststück, den Hörer in den Arm zu nehmen, ihm Geborgenheit zu
vermitteln, ihn unversehens zum Träumen zu verführen und ihn Kraft
tanken zu lassen.

Im direkten Gespräch mit Christina merkt man deutlich: hier ist eine
junge Frau, die ihrer Kunst mit großer Leidenschaft nachgeht. Am
liebsten würde sie Allen alles erzählen, ist übervoll mit all diesen
schönen Geschichten, die ihr das Leben in den letzten Jahren serviert
hat. Davon möchte die Songschreiberin so viel wie möglich mit ihrem
Publikum teilen - wie immer auf Augenhöhe.

http://www.christinastuermer.at/

https://www.facebook.com/christinastuermer

http://www.universal-music.de/christina-stuermer/home


LAING veröffentlichen ihre neue Single "Camera"

LAING sind zurück! Mit ihrer neuen Single "Camera" bringen die 4
Berlinerinnen ("Morgens immer müde"/2012, "Wechselt die
Beleuchtung"/2014) in wenigen Textzeilen den aktuellen Zeitgeist
humorvoll und treffsicher auf den Punkt. Wenn Leadsängerin Nicola
Rost den notorischen Selfie-Flashmob unserer Zeit auf lauter kleine
"Fotogenas" und "Fotogenos" runterbricht, erreicht Pop seine
Meisterschaft: Er kann gleichsam verweisreich durch die Historie
gleiten - bis hin zu Mozarts "Zauberflöte", und trotzdem ganz im
Jetzt verwurzelt bleiben.

"Camera" erzählt betont lasziv vom Flirt mit der eigenen Kamera, dem
"aufgeilen" am eigenen Bild und dem "Pic or it didn't happen"-Diktat
unserer Zeit, all das mit einem liebevoll- ironischen Blick und
genüßlicher Übertreibung. Der Titelsong zum Album "Fotogena", das am
7. September veröffentlicht wird!

http://www.universal-music.de/laing/home


ALOE BLACC bringt "Brooklyn In The Summer" zu "Schlag den
Henssler" auf ProSieben

Wenn es am 18. August bei "Schlag den Henssler" auf ProSieben (ab
20:15 Uhr) wieder ums Ganze geht, darf sich das Publikum auf einen
ganz besonderen musikalischen Gast freuen: Aloe Blacc präsentiert
seine aktuelle Single "Brooklyn In The Summer"! Die Single ist der
erste Vorbote auf das kommende, neue Album.

"Brooklyn In The Summer" wurde, wie es der Titel schon verrät, vom
pulsierenden New Yorker Stadtteil inspiriert: "Der Sommer in Brooklyn
ist elektrisierend und durch so viel Energie gekennzeichnet - es ist
diese magische Zeit, die voller Musik und Klänge ist, die Kids laufen
durch den Park, alle sind draußen, die Sonne scheint", erklärt Blacc
und fügt hinzu: "Wenn Du jemals verliebt warst, wirst du den Song
sofort spüren. Wenn du noch nie verliebt warst: So fühlt sich die
wahre Liebe an." Wie sich das ganze live anhört, das gibt es am
Freitag zu sehen:

ALOE BLACC im TV

18.08.2018 ProSieben - "Schlag den Henssler" - 20:15 Uhr

http://www.universal-music.de/aloe-blacc/home


KALED veröffentlicht seine EP "Kennst Mi No"

Am Freitag erscheint die neue EP von Kaled, dem Münchner
Shootingstar, der mit seiner einzigartigen Mischung aus Pop und in
bayerischer Mundart performten Lyrics zu den spannendsten
Newcomer-Talenten innerhalb der deutschsprachigen Musiklandschaft
zählt!

Kaled probiert sich gerne aus: Schon früh hat der in München lebende
Musiker mit den verschiedensten Stilen experimentiert, die er heute
in seinen einzigartigen Soundmix aus Pop, Soul, Funk, Rock und
Liedermacher-Elementen verarbeitet. Bereits im Alter von 16
komponierte er seine ersten Stücke und war schon wenig später als
gefragter Songwriter für diverse internationale Acts tätig. Nachdem
er in den vergangenen Jahren als Special-Guest auf den Alben von
Rap-Künstlern wie Moses Pelham, Harris, Ali Rasul und anderen zu
hören war, hat sich Kaled viel Zeit genommen, sich musikalisch zu
finden. Seinen eigenen Stil ganz in Ruhe unter dem Radar zu
entwickeln, um 2018 als einer der außergewöhnlichsten Solokünstler
des Jahres durchzustarten!

Und Kaled verspricht noch mehr: "Ich möchte das Publikum überraschen
und vielleicht hier und da auch polarisieren, um die Hörer zum
Nachdenken zu bringen. Das Leben besteht aus so vielen verschiedenen
Facetten; mit meinen Stücken lade ich die Leute ein, mich für ein
paar Augenblicke in meine Welt zu begleiten."


AURORA veröffentlicht neue Single "Forgotten Love"

Über 500 Millionen Streams gehen bereits auf ihr Konto. Kollegen wie
Shawn Mendes und Katy Perry zählen zu ihren Fans. Die Rede ist
natürlich von der wundervollen AURORA, die mit ihren eigenwilligen
Veröffentlichungen die Fans und Kritiker rund um den Globus
begeistert. Am Freitag erscheint ihre neue Single "Forgotten Love".

Mit "Queendom" erschien Anfang Mai das erste musikalische
Lebenszeichen von AURORA, seit sie mit Songs wie "Running With The
Wolves", "Runaway", "Murder Song (5, 4, 3, 2, 1)", "Conqueror" und
"Warrior" die Szene und die Charts weltweit aufgemischt hat. Es
folgte im Juni eine Remix-EP. Jetzt legt sie ihren neuen Song vor:
"Forgotten Love ist ein Song darüber, wenn wir uns entschließen, uns
zu verlieben. Es geht um die Liebe zu einem Partner oder auch Freund
und über das Gefühl, wie sehr es schmerzen würde, diesen Menschen zu
verlieren."

Aber es gibt noch weitere News der Sängerin und Songwriterin, die mit
feinstem Elektro-Pop auf Anhieb das Publikum erobert hat. Diese
unglaubliche Stimme ist auch Disney nicht entgangen, so dass kurz
darauf die Einladung in den norwegischen Bergen eintraf, einen Song
zur Real-Verfilmung von "DUMBO" aufzunehmen. Das Ergebnis trägt den
Titel "Baby Mine" und man kann den Song im Trailer zu "DUMBO" hören.
Der Film startet 2019 in den Kinos.

AURORA live

19.10.2018 Köln, E-Werk

21.10.2018 Hamburg, Docks

23.10.2018 Berlin, Huxley's Neue Welt

24.10.2018 München, Muffathalle

Weitere Infos unter:

https://www.facebook.com/iamAURORA/

https://www.instagram.com/auroramusic/

http://www.aurora-music.com/

http://www.universal-music.de/aurora/home


#RAPTAGS2018 Bühne bei den EAST SIDE MUSIC DAYS

#Raptags2018 ist in vollem Gange! Wie die vergangenen Jahre bereits
gezeigt haben, konnte der Hip-Hop-Contest etliche Künstler
erfolgreich in der Hip-Hop-Szene etablieren. Auch diesmal warten auf
die Gewinner exklusive Künstlerverträge und Albumproduktionen bei
Chapter ONE / Universal Music.

Bei den East Side Music Days wird aus diesem Grund auf der #Raptags
Stage der Kampf um den Einzug in das Halbfinale ausgetragen. Aber
nicht nur - aus ganz Deutschland reisen sowohl heißbegehrte
HipHop-Acts, als auch vielversprechende Newcomer in die Hauptstadt,
um sich auf der Bühne unter Beweis zu stellen. Auf die
Festivalbesucher wartet ein breiter Querschnitt der aktuellen Szene,
der die Aufmerksamkeit von HipHop-Heads und Interessenten
gleichermaßen auf sich zieht.

https://www.facebook.com/events/306871023393368/

EAST SIDE MUSIC DAYS

18./19.08.2018 Berlin

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Chefket / Alles Liebe (Nach dem Ende des Kampfes) / 17.08.2018

Saltatio Mortis / Brot & Spiele / 17.08.2018

VSK / Wo die wilden Kerle flowen / 17.08.2018

Kerstin Ott / Mut zur Katastrophe / 17.08.2018

Various Artist / Disney Ultimate Hits (LP) / 17.08.2018

Clueso / Handgepäck I / 24.08.2018

Samy Deluxe - SaMTV Unplugged / 31.08.2018

Various Artist / High School Musical Gold Vinyl Edition (LP) / 31.08.2018

Julian Engelmann / Jetzt, Baby! - Poesie und Musik Live aus dem Admiralspalast Berlin (DVD, Blu-ray, Download) /31.08.

Laing / Fotogena / 07.09.2018

The Night Game / The Night Game / 07.09.2018

Xatar / Alles Oder Nix II / 14.09.2018

Various Artist / Christopher Robin / 14.09.2018

PUR / Zwischen den Welten / 14.09.2018

Singles

PUR / Beinah / 17.08.2018

AURORA / Forgotten Love / 17.08.2018

BOSSE / Auguen zu Musik an / 17.08.2018

FAELDER / Licht von Dir / 17.08.2018

Kaled / Kennst Mi No (EP) / 17.08.2018

LAING / Camera / 17.08.2018

Twin / Alles Echt (feat. Kontra K & Jonesmann) / 17.08.2018

GFM / Dabei / 17.08.2018

JURI / Nummer Eins / 17.08.2018

Niqo Nuevo / Gasolina / 17.08.2018

Nura / Chaya (feat. Trettmann) / 17.08.2018

 * 

TV-Termine

Aloe Blacc

18.08.2018 / 20:15 Uhr / Pro7 / Schlag den Henssler

Beatrice Egli 

14.09.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager macht Spaß - KLUBBB3 in den Bergen

Christina Stürmer

19.08.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

Clueso

24.08.2018 / 05:30 Uhr / ARD / Morgenmagazin

24.08.2018 / 23:00 Uhr / ZDF / Champions der Charts - die Suche nach dem

25.08.2018 / 22:45 Uhr / NDR / DAS!

29.08.2018 / tbc / funk / Bongo Boulevard

05.09.2018 / tbc / funk / Bongo Boulevard

14.09.2018 / 22:00 Uhr / NDR / Tietjen und Bommes

Element Of Crime

20.09.2018 / 20:15 Uhr / 3sat / 3satfestival

Julia Engelmann

31.08.2018 / 22:45 Uhr / NDR / 3 nach 9

Kerstin Ott

17.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Musik für Sie

19.08.2018 / 11:50 Uhr / ZDF / Fernsehgarten

20.08.2018 / 09:05 Uhr / ZDF / Volle Kanne

21.08.2018 / 18:00 Uhr / BR / Abendschau

26.08.2018 / 10:00 Uhr / ARD / Immer wieder sonntags

31.08.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Die Schlager des Monats

Michelle

14.09.2018 / 20:15 Uhr / MDR / Schlager macht Spaß - KLUBBB3 in den Bergen

Radio Doria

01.09.2018 / 20:15 Uhr / ARD / Klein gegen Groß

Samy Deluxe

31.08.2018 / 22:10 Uhr / MTV / Top 100 Spezial

21.09.2018 / 23:00 Uhr / ZDF / Aspekte

26.09.2018 / tba / BR / Ringlstetter

03.09.2018 / 05:30 Uhr / ARD / Morgenmagazin

The Night Game

07.09.2018 / 05:30 Uhr / ARD / Morgenmagazin

Wincent Weiss

17.08.2018 / 22:00 Uhr / WDR Fernsehen / Kölner Sommertreff

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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Universal Music International Presse-Newsletter - 33. Kalenderwoche 2018



In dieser Woche legen einige der erfolgreichsten Powerfrauen ihre
neuen Veröffentlichungen vor: Ariana Grande, Nicki Minaj und Stefflon
Don präsentieren ihre neuen Alben. Zudem gibt es neue Musik von
Slaves, Paul McCartney, Marshmello & Bastille, Sam Fender und das
Album "Black Panther: Wakanda Remixed".

Außerdem in den News: Dermot Kennedy, Greta van Fleet und Post
Malone.

Viel Spaß beim Lesen und Hören

Euer UMI Newsletter-Team
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Neuigkeiten

ARIANA GRANDE präsentiert ihr neues Album "SWEETENER" ++
Carpool-Karaoke mit James Corden uvm.

Mit ihrem neuen Album "Sweetener" schlägt die 25-Jährige Ariana
Grande ein neues Kapitel in ihrer Karriere und ihrem Leben auf.
Ausgehend von der ersten Single "No Tears Left To Cry", die bereits
vor einigen Monaten auf Platz drei der amerikanischen Charts landen
konnte, arbeitete Ariana mit einem exquisiten Team eine Platte
zusammen, hinter der sie zu hundert Prozent stehen kann. Es folgte
die grandiose Single "God Is A Woman" und heizte die Vorfreude bei
den Fans weiter an. Das Album wurde von Pharrell Williams und von Max
Martin produziert, letzterer hat bereit für Britney Spears, Katy
Perry, The Weeknd etliche Hits kreiert. Jetzt erscheint am Freitag
ihr neues Album "Sweetener" und dürfte zweifellos ein weiterer
Meilenstein für die Instagram-Queen (über 125 Millionen Follower)
werden.

Seit ihrem Debütalbum "Yours Truly" in 2013 veröffentlichte Ariana
drei Platin-Alben in den USA, zwei davon auf Platz eins. Zusätzlich
schoss sie mit knapp 30 Songs in die Billboard-Charts und wurde
viermal für einen Grammy nominiert.

Gestern Abend wurde in den USA ihre "Carpool Karaoke" mit James
Corden ausgestrahlt.

http://www.universal-music.de/ariana-grande/home


NICKI MINAJ mit neuem Album "QUEEN" ++ Umjubelter Auftritt
bei Stephen Colbert

Die Queen of HipHop meldet sich mit ihrem neuesten Werk zurück! Der
Titel dürfte klar sein: "Queen" ist am vergangenen Freitag erschienen
und sorgte direkt für heißte Diskussionen in der Fangemeinde. Songs
wie "Barbie Dream" oder "Majesty" feat. Eminem unterstreichen, wer
hier auf dem Thron sitzt. Nicki Minaj hat sich einige hochkarätige
Gäste ins Studio geholt, die "Queen" zu einem Must-Have dieses
Sommers machen.

Dass sie zu den schlagfertigsten und smartesten HipHop-Künstlern
gehört - und als Frau defintiv die Meßlatte höher legt - bewies sie
Nicki Minaj auch bei ihrem Auftritt in der US-Late Night Show von
Stephen Colbert. Sie freestylte eine weitere Strophe von "Barbie
Dream" ganz auf den Stephen Colbert und ließ den Talk-Show-Host
später einige ihrer Lyrics rappen.

Ein weiteres Highlight ist ebenfalls offiziell: Die Live-Tournee von
Nicki Minaj und Future, die sie 2019 auch nach Deutschland führen
wird. Die Tickets sind bereits erhältlich.

NICKI MINAJ live:

21.02.2019 Olympiahalle München

28.02.2019 Mercedes-Benz Arena

22.03.2019 Festhalle Frankfurt

23.03.2019 LANXESS arena, Köln


STEFFLON DON veröffentlicht neues Mixtape-Album
"SECURE"

Sie ist einer der heißesten UK-Künstlerinnen derzeit: Stefflon Don
hat bereits letzte Woche ihre neue Single "Pretty Girl"
veröffentlicht und kurz darauf ihr neues Mixtape-Album angekündigt:
"Secure" erscheint am Freitag und kann natürlich auch vorbestellt
werden. Seit gestern (15.08.) ist auch der Track "What You Want"
feat. Future veröffentlicht.

Auf "Secure" unterstreicht die Powerfrau, dass sie gekommen ist, um
zu bleiben. Und sie braucht auch keinen Plan B, wenn es um ihr großes
Ziel geht: "Ich verstehe nicht, wieso man so etwas braucht. Wenn du
einen hast, wirst du ihn bei der nächstbesten Gelegenheit, wenn es
man nicht so rund läuft, auch benutzen. Für mich gibt es nur Plan A:
Die Welt dominieren!" Stefflon Don hält nichts von kleinen Ideen,
sondern lebt ihren großen Traum. Bisher ist Stefflon Don als eine der
heißesten, weiblichen Feature-Gäste aufgefallen: Ob Jax Jones, Demi
Lovato, French Montana oder Migos - an Stefflon Don kam 2017 niemand
vorbei! Nach ihrer eigenen Single und dem Erfolg ihres Debüt-Mixtapes
"Real Thing" veröffentlicht sie am Freitag ihr neues Werk "Secure".

Am 1. September ist Stefflon Don in Berlin und wird anlässlich der
Modemesse Bread and Butter live zu sehen sein. Tickets gibt es hier.

http://www.universal-music.de/stefflon-don/


SLAVES veröffentlichen ihr neues Album "Acts Of Fear And
Love" ++ Tourdaten

SLAVES sind zurück! Am 17. August erscheint ihr neues Album "Acts of
Fear And Love". Darauf zerlegen sie genau das Regelsystem, das sie in
den letzten Jahren selbst als Gegenentwurf mit ihren ersten beiden
Alben aufgestellt haben. "Acts of Fear And Love" klingt
dementsprechend ganz anders als das, was man von Slaves erwarten
würde. Über den Titel sagen sie: "Die Gesellschaft, in der wir
momentan leben, ist da echt aufgeladen. Dieses Album und der
Titelsong fühlen sich daher wie ein großes Selbstgespräch an: Es geht
um Selbsthilfe." Produziert wurde das neue Album von Jolyon Thomas
(U2, Royal Blood).

Stilistisch beziehen Slaves auf diesem neuen Album sehr viel mehr
Genres ein als zuvor: "Acts Of Fear And Love" ist ungeschminkt,
unverblümt, kompromisslos. Ein ehrlicher nächster Schritt - und das
vielleicht beste Album, das Slaves bisher abgeliefert haben. Im
Herbst kommen Slaves auf Tour:

21.10. Berlin, Lido

22.10. Hamburg, Knust

25.10. München, Strom

04.11. Köln, Luxor

http://www.universal-music.de/slaves/home


Paul McCartney veröffentlicht neuen Song + Video "Fuh You"
aus dem kommenden Album "EGYPT STATION"

Bevor er am 07. September sein neues Album "Egypt Station"
veröffentlicht, gibt es von Sir Paul McCartney seit gestern (15.08.)
einen weiteren, neuen Song zu hören: "Fuh You" ist ab sofort
erhältlich und steht bei Vorbestellung des Albums direkt als Download
bereit. Das Video zu "Fuh You" feierte ebenfalls Premiere.

Produziert wurde das neue Werk in Los Angeles, London und Sussex von
Greg Kurstin (Adele, Beck, Foo Fighters) und Ryan Tedder, mit dem
Paul die neue Single "Fuh You" aufnahm. Über das neue Album - das
erste seit 5 Jahren - spricht Paul McCartney im Interview. Die
Inspiration kam u.a. auch durch das 50. Jubiläum von 'St. Pepper's
Lonely Hearts Club Band' und den Re-Release des legendären Albums.
"Ich ging ins Studio (...) und wir alberten viel herum - und es
inspiriert dich, dass du eigentlich alles machen kannst." Diese
Spielfreude wird nun mit "EGYPT STATION" weitergeführt. Den neuesten
Vorgeschmack gibt es ab sofort. Weitere Highlights werden folgen.

http://www.universal-music.de/paul-mccartney/home


Marshmello & Bastille veröffentlichen gemeinsame Single
"Happier" 

Am Freitag dürfen sich alle Fans von Marshmello und Bastille auf eine
perfekte Collabo freuen, denn derDJ & Producer und die UK-Band
veröffentlichen ihre gemeinsame Single "Happier"!

Marshmello gehört zu den spannendesten Future Bass und Trap-Künstlern
und hat bereits mit Megastars wie u.a. Selena Gomez ("Wolves")
gearbeitet. Zu seinen ersten Fans zählten Skrillex und Martin Garrix.
Jetzt gibt es den nächsten Dance-Diamanten von Marshmello zu hören!


Greta Van Fleet veröffentlichen Video zu "When The Curtain
Falls" ++ Live-Tour im Oktober

Im November 2017 veröffentlichte die Band aus Michigan ihre EP "From
The Fires", die sich seitdem weltweit phänomenal entwickelt hat. Die
Single "Highway Tune" aus "From The Fires" stieg bis auf #1 der
Active Rock Radio und Mainstream-Rock-Charts in den USA und kann
bereits über 23 Millionen Streams verbuchen. Zudem waren Greta Van
Fleet auch live ein absolutes Highlight bei Rock am Ring & Rock im
Park sowie als Support von Guns N' Roses im Berliner Olympiastadion.
Jetzt gibt das Video zur akutellen Single:

Greta Van Fleet, bestehend aus den Zwillingen Josh (Gesang) und Jake
(Gitarre), sowie ihrem jüngeren Bruder Sam Kiszka (Bass und Keyboard)
und Danny Wagner (Schlagzeug), sind die heißesten Rock &
Roll-Newcomer des Jahres. Die deutschen Fans dürfen sich auf drei
Headliner-Shows im Herbst freuen!

GRETA VAN FLEET

30.10. Hamburg, Mehr! Theater am Großmarkt

01.11. Palladium, Köln

07.11. Columbiahalle, Berlin

https://www.universal-music.de/greta-van-fleet


Sam Fender präsentiert seine neue Single "Dead Boys" ++
Live beim Dockville Festival in Hamburg

Mit über 7 Millionen Streams von seinem Song "Play God" (#2 in den UK
Spotify Viral Charts) und Platz 1 in den iTunes Singer-Songwriter
Charts zählt Sam Fender zweifellos zu den spannendsten Newcomern des
Jahres. Die Sunday Times feiert sein Debüt als "brodelnd und
blues-ig", NME ist sicher: "Große Bühnen warten auf ihn" und The
Independent schreibt über seine Songs "dramatisch, auf den Punkt und
catchy". Sam Fender präsentiert am Freitag seine neue Single "Dead
Boys".

Dass er live ein absolutes Highlight ist, wird Sam Fender zwei Tage
nach der Veröffentlichung seiner neuen Single "Dead Boys" im Rahmen
des Dockville Festivals in Hamburg unter Beweis stellen.

Sam Fender wurde auf die BBC Music Sound of 2018-Liste gewählt,
tourte bereits mit Michael Kiwanuka, Jake Bugg, Hozier und war beim
SXSW sowie dem Great Escape dabei. Jetzt startet Sam Fender richtig
durch.

SAM FENDER live

19.08.2018 Dockville Festival

https://www.facebook.com/samfendermusic/


Dermot Kennedy kündigt Deutschland-Tour an 

Er gehört zu den ganz großen Talenten, die man im Auge und im Ohr
behalten sollte: Der irische Sänger, Songwriter und Musiker Dermot
Kennedy war bereits im Januar zu Gast in Berlin und begeisterte das
Publikum mit seiner intensiven Performance. Nun kehrt Dermot Kennedy
für eine Deutschlandtour zurück und wird im Oktober live zu sehen
sein.

Gemeinsam mit dem Komponisten Charlie Hugall (u.a. Florence + the
Machine) und dem Produzenten Stephen "Koz" Kozmeniuk (Kendrick Lamar)
entwickelte Dermot Kennedy ein modernes Soundkonzept, voller Vielfalt
und ganz auf sein Songwriting zugeschnitten. Seine Single "Moments
Passed" wurde auf Beats 1 von Zane Lowe als "World Record" und "The
heartbreak record of the year" vorgestellt. Über 60 Millionen Streams
gehen bereits auf das Konto des irischen Newcomers, der im
vergangenen Jahr u.a. Lana Del Rey auf ihrer Tournee begleitete. Nun
steht Dermot Kennedy selbst als Headliner auf der Bühne. Einstimmen
kann man sich mit zwei neuen Songs, die es als Stream via Spotify zu
hören gibt.

DERMOT KENNEDY live

27.09.2018 - Berlin @ Astra Kuturhaus

04.10.2018 - München @ Theaterfabrik

07.10.2018 - Köln @ Die Kantine

08.10.2018 - Wiesbaden @ Schlachthof

https://de-de.facebook.com/dermotkennedymusic/


BLACK PANTHER: Wakanda Remixed erscheint am Freitag

Es ist DER Film des Jahres und hat weltweit bereits alle Rekorde
gebrochen. Fast 1,5 Milliarden Menschen haben "Black Panther" im Kino
gesehen. Auch der von Kendrick Lamar kuratierte Soundtrack, "Black
Panther: The Album", hat Kritiker und Fans gleichermaßen begeistert.
Jetzt erscheint ein weiteres Highlight für alle Black Panther-Fans:

Am Freitag erscheint mit "Black Panther: Wakanda Remixed" ein
Remix-Album oder besser ein Remix-Projekt von Komponist und Produzent
Ludwig Göransson (Childish Gambino, Avengers: Infinity War, Creed):

Tracklisting:

Wakanda - DJ Dahi Remix (featuring Baaba Maal)

Killmonger - WondaGurl Remix

Ancestral Plane - Uzowuru and Kleinman Remix

Waterfalls - Ludwig Göransson Remix

Black Panther - Ludwig Göransson Remix (featuring Ame Kora)


POST MALONE erhält 3-fach Gold für "Rockstar" und Gold für
"Congratulations" und feiert im ausverkauften Kölner Tanzbrunnen

Am Sonntagabend (12.08.) feierte das Publikum im Kölner Tanzbrunnen
den US-Shootingstar POST MALONE bei seinem einzigen
Deutschlandkonzert! Die Show war restlos ausverkauft und Fans aus dem
ganzen Land waren angereist, um gemeinsam mit POST MALONE seine
Hitalben "Beerbongs & Bentleys" und "Stoney" zu feiern.

Ein weiteres Highlight gab es für den 23-Jährigen schon vor der
Live-Show, denn das Universal Music International Team, Ulf Zick
(Managing Director), Ulli Kuhnert (Head of Marketing Urban) und
Anshana Mtoro (Senior Product Manager) überreichten POST MALONE
Edelmetall! Für die Rekordsingle "Rockstar" erhielt POST MALONE
3-fach Gold für fast 800.000 verkaufte Einheiten, für die Single
"Congratulations" gab es noch einmal Gold dazu. In Deutschland hatte
POST MALONE mit seinen Singles die Top 10 höchst erfolgreich
aufgemischt ("Rockstar" erreichte Platz 2) und stand mit seinem
aktuellen Album "Beerbongs & Bentleys" auf Platz 4 in den Offiziellen
Deutschen Album Charts.

 * 

Veröffentlichungsplan

Alben

Nicki Minaj / QUEEN / 10.08.2018

Ariana Grande / Sweetener / 17.08.2018

Stefflon Don / Secure / 17.08.2018

Slaves / Acts of Fear And Love / 17.08.2018

The Gardener & The Tree / 69591, LAXÅ / 24.08.2018

Troye Sivan / BLOOM / 31.08.2018

Paul McCartney / Egypt Station / 07.09.2018

Nile Rodgers & CHIC / It's About Time / 21.09.2018

Billy F Gibbons / The Big Bad Blues / 21.09.2018

Rod Stewart / Blood Red Roses / 28.09.2018

Catalogue

Diana Ross / Diana (Ltd. 2LP Pink Vinyl) / 17.08.2018

Keith Urban / Love, Pain & The Whole Crazy Thing (2LP) / 17.08.2018

Keith Urban / Be Here (2LP) / 17.08.2018

Neil Diamond / Hot August Night III (2CD/2CD-BD/2CD-DVD) / 17.08.2018

The Beach Boys & Royal Philharmonic Orchestra / The Beach Boys With The Royal Philharmonic Orchestra (2LP) / 17.08.2018

Siouxsie And The Banshees / diverse LPs (180gm Vinyl Reissue) / 17.08.2018

Bob Marley & The Wailers / Kaya 40 (2CD / D2C Green Vinyl / 2LP) / 24.08.2018

Japan / Gentlemen Take Polaroids (LP/2LP 45rpm) / 24.08.2018

Japan / Tin Drum (LP/2LP 45rpm) / 24.08.2018

Little Steven, The Disciples Of Soul / Soulfire Live! (3CD) / 24.08.2018

Various Artists / Grease (Original Motion Picture Soundtrack/2LP) / 24.08.2018

Various Artists / The Man From Mo' Wax (Original Motion Picture Soundtrack/CD/2LP) / 31.08.2018

The Band / Music From Big Pink - 50th Anniversary (Ltd. LP Box/Ltd. 2LP Pink Vinyl/2LP Black Vinyl/CD) / 31.08.2018

Andrew Lloyd Webber / Unmasked: The Platinum Collection (LP Box) / 07.09.2018

Elton John / Diamonds (CD) / 07.09.2018

Soft Cell / Keychains & Snowstorms - The Soft Cell Story (CD Box) / 07.09.2018

Amy Winehouse / Back To Black (2LP Half Speed Master) / 07.09.2018

The Who / Live At Leeds (3LP Half Speed Master) / 07.09.2018

Deep Purple / diverse LPs (Purple Vinyl) / 07.09.2018

Mike Ness / Cheating At Solitaire (2LP) / 07.09.2018

R.E.M. / Document (LP) /07.09.2018

Yes Featuring Jon Anderson, Trevor Rabin, Rick Wakeman / Live At The Apollo (2CD/3LP/DVD/BD) / 07.09.2018

Sergio Mendes & Brasil '66 / Greatest Hits (LP) / 14.09.2018

Joni Mitchell / Both Sides Now: Live At The Isle Of Wight Festival 1970 (DVD/BD) / 14.09.2018

The Beautiful South / Miaow (Remastered 2017/LP) / 14.09.2018

The Housemartins / The People Who Grinned Themselves To Death (Remastered 2017/LP) / 14.09.2018

Siouxsie And The Banshees / diverse LPs / 14.09.2018

 * 

Quelle:

Copyright Universal Music GmbH

Stralauer Allee 1, 10245 Berlin

Telefon: 030/52007-01

E-Mail: presse@universal-music.de

Internet: universal-music.de
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LABEL/4949: Warner Music Klassik News - 15. August 2018 (Warner)


Warner Music Klassik-Newsletter - 15. August 2018



Der Exzentriker und sein impressionistischer Freund: Fazıl
Say und das Gipfeltreffen von Satie und Debussy

"Erik Satie - Gymnopédiste": So stellte sich Satie seinem Kollegen
Claude Debussy wahrscheinlich vor, als die beiden im Kabarett "Chat
Noir" erstmals zusammentrafen. Sie wurden Freunde, obwohl oder gerade
weil sie so verschieden waren. Während Debussy mit neuen
impressionistischen Gestaltungsideen die Musik revolutionierte,
rebellierte der einsame Kabarett-Pianist Satie mit Gymnopédien und
Gnossienes. Das Gipfeltreffen der beiden ist nun das Thema des ersten
französischen Albums von Fazil Say.

VÖ: 31. August 2018 - CD 0190295705671


Klanggewordene Märchenbilder und Debussys 'Klavierkonzert':
Andrew von Oeyen und Emmanuel Villaume

Wenn der Pianist Andrew von Oeyen ein neues Album aufnimmt, dann
spiegeln sich darin immer seine beiden Heimaten in Europa und
Übersee. In Los Angeles und Paris lebend, sucht der Künstler immer
wieder nach Repertoire-Entdeckungen französischer oder amerikanischer
Art. Passend zum 100. Todestag von Claude Debussy entdeckt von Oeyen
dessen kaum bekannte Fantasie für Klavier und Orchester, die man
formal durchaus als Klavierkonzert des Impressionisten betrachten
kann. Eingerahmt wird das konzertante Werk von Ravels Suite Ma mère
l'oye nach Märchenmotiven vom Kleinen Däumling bis zu Die Schöne und
das Biest sowie Georges Bizets Sinfonie C-Dur, in der sich der
spätere Opernmeister mit immensem Stilgefühl einer romantischen
Neuauflage der klassischen sinfonischen Traditionen widmete.

VÖ: 31. August 2018 - CD 0190295625931


Pablo Casals auf dem Bach-Gipfel: Die Cellosuiten auf
180-Gramm-Vinyl

Johann Sebastian Bachs Suiten für Violoncello solo sind so etwas wie
das Evangelium für Virtuosen des tiefen Streichinstruments. Einer der
größten Cellisten überhaupt war Pablo Casals, und er wartete bis zum
sechzigsten Lebensjahr, bis er den Schritt wagte, diesen berühmten
Werkzyklus aufzunehmen. Man kann freilich vermuten, dass die Reife
bei diesem Übervater des Cellos bereits früher vorhanden war - ganz
im Gegensatz zu den Möglichkeiten der Fonografie. Casals'
Einspielungen aus den Jahren 1936, 1938 und 1939 fallen in das
goldene Schellack-Zeitalter. Trotz der prästereophonen
Aufnahmetechnik gehören diese Dokumente zu den ganz großen
Vermächtnissen der Schallplattengeschichte. Jetzt erscheinen sie nach
mehr als siebzig Jahren auf 180-Gramm-Vinyl - präsentiert in einer
luxuriös ausgestatteten 3-LP-Box.

VÖ: 07. September 2018 - 3 LPs 0190295619268


Große Frauenporträts in Elsa Dreisigs Debütalbum
Miroirs

Wir freuen uns, das Debütalbum der Sopranistin Elsa Dreisig nun
offiziell ankündigen zu können. Miroirs erscheint Anfang Oktober.
Diesen Monat ist Elsa Dreisig noch zweimal mit Daniel Barenboim und
dem West-Eastern Divan Orchestra zu erleben: am 16. August im Rahmen
der Salzburger Festspiele und am 22. August auf dem Luzern Festival.
Ab Oktober steht sie wieder viel auf Berliner Bühnen, bevor sie das
Jahr schließlich feierlich in München verabschiedet.

VÖ: 05. Oktober 2018

 * 

Quelle:

Warner Music Group Germany Holding GmbH

Alter Wandrahm 14 · 20457 Hamburg

Tel: 040/30 339-0 · Fax: 040/30 339-333

Internet: www.warnermusic.de
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AKTION/2696: Cuxhaven - Schauspieler und Sänger Michael Fitz "jetz' auf gestern 2018", 30.8.


Schauspieler und Sänger Michael Fitz - "jetz' auf gestern 2018" im
Schloss Ritzebüttel



Am Donnerstag, den 30. August 2018, um 19:30 Uhr ist Michael Fitz zu
Gast im Schloss Ritzebüttel, Schlossgarten 8, 27472 Cuxhaven.
Es ist noch längst nicht alles gesagt, was gesagt werden will. Die
Nische, die Michael Fitz mit inzwischen sechs erfolgreichen
Soloprogrammen als leidenschaftlicher Allein-Gitarrist-Sänger und 
-Erzähler mit seiner eigenwilligen Kombination aus Liedern, Geschichten
und hintersinnigem Humor gefunden hat, ist noch lange nicht voll und
ganz entschlossen. Und mit jedem Thema, dass der 56-jährige
Schauspieler und Song-Schreiber auf seine unnachahmliche Art in Musik
und Poesie umsetzt, öffnet sich auch für ihn selbst ein neuer Kosmos:
ein pfadloses, unentdecktes Land, das erkundet und erforscht werden
will? Kommen Sie mit auf diese einzigartige Reise!

Mit im Gepäck hat er auch ein neues, sinnigerweise mit dem 
Programm-Titel benanntes Album. "Album" wäre allerdings glatte Untertreibung. 
4 CDs mit Live-Mitschnitten der letzten zehn Jahre, mit Spezialversionen
und Remixes.

Karten für das Konzert gibt es im Vorverkauf bei der
Kulturinformation, Schlossgarten 4, 27472 Cuxhaven, Tel. 0 47 21/6 22
13, kulturinformation@cuxhaven.de (geöffnet Mo-Fr 9-13 Uhr, Di-Fr
15-18 Uhr, Sa 10-13 Uhr), im Internet unter www.cuxhaven.de/tickets
oder am Veranstaltungsabend ab 18.30 Uhr an der Abendkasse im Schloss
Ritzebüttel (Tel. 0 47 21/72 18 12).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 16. August 2018

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.: 04721/700607, Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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JAZZ/2154: Bielefeld - Klezjazz am 26. August 2018


Klezjazz



Vier Musiker aus Detmold, Paderborn und Bielefeld haben sich
zusammengefunden, um eine kurzweilige Mischung aus jiddischen Liedern
und Tänzen, Swingtiteln und auch Eigenkompositionen zu zelebrieren.
Doch hoppla! Da waren's plötzlich Fünf. Eine Geige kam vorbei und
blieb. Und was der Otti da auf seiner Geige zaubert kann sich wirklich
hören lassen. Nunmehr bereichert durch Otti (Geige) bieten: Jürgen
Wiese (Kontrabass und Gesang), Timur Isakov (Klarinette), Johannes
Schäfermeyer (Klavier, Gesang) und Dieter Nowak (Schlagzeug) ihrem
Publikum, eine wunderbare Mischung aus all diesen Elementen, die
extrem Spaß machen.

Eintritt frei, Austritt erwünscht (bei schönem Wetter im
Biergarten)

Ort: Neue Schmiede, Kultur- und Feizeitzentrum

Handwerkerstr. 7, 33617 Bielefeld

Tel. 0521 / 1443117

Termin: 26.08.2018, 19:00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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VORTRAG/091: Bielefeld - Persönlichkeiten der Weltgeschichte, "Enrico Caruso" am 29.8.2018


Persönlichkeiten der Weltgeschichte, vorgestellt von Heiko
Hasenbein 

Enrico Caruso (1873 - 1921)



Der Name "Caruso" ist heute immer noch ein Synonym für einen
heldenhaften Tenor, dem die ganze Welt zu Füßen liegt. Außerdem
verhalf der erste globale Gesangsstar mit seinen Aufnahmen dem neuen
Medium "Schallplatte" zum Durchbruch. Erwähnung finden muss natürlich
auch sein turbulentes Privatleben, aus dem es so manche Anekdote zu
berichten gibt.

Anmeldung unter 0521-513766 oder per Email: info@museumhuelsmann.de

Eintritt: 12,- EUR (inkl. Café-Buffet)

Ort: Museum Huelsmann, Kunst + Design

Ravensberger Park 3, 33607 Bielefeld

Tel. 0521 / 513767, Fax 0521 / 513768

Termin: 29.08.2018, 15:30 - 17:00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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AUSLAND/8796: Aus aller Welt - 16.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Brasiliens Ex-Präsident Lula registriert sich für Wahl

Der seit April inhaftierte Ex-Staatschef Luiz Inácio Lula da Silva
hat sich formell als Kandidat für die Präsidentschaftswahl am 7.
Oktober registrieren lassen. Die Registrierung erfolgte am Mittwoch
durch seine Arbeiterpartei (PT) in der Hauptstadt Brasília. In
Umfragen liegt Lula mit 30 Prozent vorn. Es gilt allerdings als
unwahrscheinlich, daß der frühere Gewerkschafter an der Wahl
teilnehmen kann, da er in zweiter Instanz verurteilt wurde und damit
laut Gesetz nicht wählbar ist. Mit Protestmärschen und Streiks
unterstützen Parteianhänger, Gewerkschaftsverbände und soziale
Bewegungen die Kandidatur Lulas.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8796: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Razzia bei Großfamilien in Nienburg

Nach mehrwöchiger Vorbereitung haben Hunderte Polizisten im
niedersächsischen Nienburg und Umgebung 23 Wohnungen und Häuser von
zwei rivalisierenden Großfamilien durchsucht. An der Aktion
beteiligte sich nach Informationen des Innenministeriums in Hannover
auch die Spezialeinheit GSG 9 der Bundespolizei. Es wurden zahlreiche
Waffen und waffenähnliche Gegenstände sichergestellt. Festnahmen gab
es keine. Ende Juli hatten sich die beiden Großfamilien auf offener
Straße eine Auseinandersetzung geliefert, bei der zwei Männer schwer
verletzt wurden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8793: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Moskau und Peking bauen strategische Partnerschaft aus

Rußland und China wollen ihre strategische Partnerschaft in allen
Bereichen weiter entwickeln und festigen. Das teilten beide Seiten
nach Abschluß der 14. Runde der chinesisch-russischen strategischen
Sicherheitsberatungen mit. Die Themen der Gespräche fokussierten vor
allem Fragen zur Lage auf der koreanischen Halbinsel sowie die sich
zunehmend verschlechternden Beziehungen zwischen den USA und Iran.
Das Treffen fand unter dem gemeinsamen Vorsitz des Sekretärs der
Sicherheitskonferenz der Russischen Föderation und dem Mitglied des
Politbüros des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei Chinas,
Nikolai Patrushew und Yang Jiechi, in Moskau statt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8795: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Heil wirbt für Alternativ-Modell bei Mütterrente

Bundesarbeitsminister Hubertus Heil will bei den geplanten
Rentenverbesserungen noch Änderungen bei der Mütterrente durchsetzen.
Vom CSU-Vorschlag profitieren drei Millionen Menschen, von seinem
dagegen sieben Millionen, sagte der SPD-Politiker den Zeitungen des
Redaktionsnetzwerks Deutschland (Freitagausgabe). Die Kosten wären
gleich hoch. Heil sprach sich dafür aus, alle Mütter mit vor 1992
geborenen Kindern gleichzustellen. Statt Mütter ab dem dritten Kind
je einen zusätzlichen Rentenpunkt gutzuschreiben, wie es die große
Koalition bisher plant, würden dann alle Mütter einen halben
Rentenpunkt erhalten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8794: Tragisches und Kurioses - 16.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Dutzende Unwettertote in Kerala

Im südindischen Bundesstaat Kerala sind in Folge sintflutartiger
Regenfälle Hunderte Dörfer überschwemmt und Felder und Ernten
zerstört worden. Zehntausende Menschen mußten vor den Fluten fliehen.
Der Flughafen Kochi bleibt bis zum 26. August geschlossen, da der
Wasserstand innerhalb des Flughafenkomplexes wegen anhaltenden Regens
angestiegen sei, berichtet die Times of India. Die öffentlichen
Verkehrssysteme im Zentrum des Landes kamen vollständig zum Erliegen.
Die Regionalregierung bezeichnete den diesjährigen Monsunregen als
beispiellos. Mehr als 40 Menschen sollen in den vergangenen drei
Wochen ums Leben gekommen sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7879: Aus Forschung und Technik - 16.08.2018 (SB)




MELDUNGEN



Indien kündigt bemannte Raumfahrtmission an

Nach erfolgreichen Raumsonden-Missionen zum Mond und zum Mars will
Indien den nächsten Schritt wagen. Wie Premierminister Narenda Modo
anläßlich des 72. Unabhängigkeitstags in Neu Delhi mitteilte, wird
das Land in den nächsten vier Jahren Menschen in den Weltraum
schicken. Das Projekt sei angelaufen, jetzt müssen wir Prioritäten
setzen und das Ziel erreichen, sagte Kailasavadivoo Sivan, der
Vorsitzende der indischen Raumfahrtbehörde ISRO, der britischen
Tageszeitung The Guardian. Die Kosten des Projekts werden auf rund
1,3 Milliarden Dollar geschätzt. Indien wäre nach den USA, Rußland
und China der vierte Staat mit einem bemannten Raumfahrtprogramm.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7891: Aus aller Welt - 16.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Partei der Arbeiter in Brasilien nominiert Lula da Silva

In Brasilien hat die Arbeiterpartei (Partido dos Trabalhadores / PT)
den früheren Präsidenten Luiz Inácio Lula da Silva für die
Präsidentschaftswahl Anfang Oktober nominiert. In Brasília sind rund
10.000 von Lulas Anhängern anläßlich seiner Nominierung auf die
Straße gegangen. In aktuellen Umfragen ist ihm mit 30 Prozent der
Wahlsieg sicher. Ob er überhaupt kandidieren darf, wird das Oberste
Wahlgericht bis Mitte September entscheiden. Lula da Silva verbüßt
eine zwölfjährige Haftstrafe wegen Korruption. Ein während seiner
Präsidentschaft von 2003 bis 2010 verabschiedetes Gesetz läßt
Vorbestrafte nicht zur Kandidatur für das Präsidentenamt zu. Sollte
er nicht zur Wahl antreten dürfen, wird Fernando Haddad für die PT
kandidieren. Über Twitter versprach Lula mehr Investitionen in
Bildung, Wertschätzung der Lehrer, einen großen Reformplan für das
Gesundheitswesen, Arbeitsplätze in der Baubranche und nachhaltigen
Schutz der Umwelt.

Gegen den Kandidaten der PT tritt mit dem ultrarechten ehemaligen
Fallschirmjäger Jair Bolsonaro (Sozial-Christliche Partei PSC) ein
Bewunderer der Militärdiktatur in Brasilien, Hetzer gegen
Homosexuelle und Minderheiten sowie Frauenfeind an. Außerdem
kandidiert die frühere Umweltministerin und evangelikale Christin
Marina Silva.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7851: Medizin und Gesundheitswesen - 16.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Cholera-Ausbruch im Kongo

Die Demokratische Republik Kongo wird zur Zeit von eine Seuche nach
der anderen heimgesucht. Gerade erst wütete in der Provinz Nord-Kivu
das Ebola-Fieber. Und jetzt versetzt ein Cholera-Ausbruch die
Menschen in Angst und Schrecken. Bislang sind allein in der Region
Ost-Kasai im Zentrum des Kongo seit Februar 125 Choleratote gezählt
worden. Rund 2100 Menschen werden medizinisch behandelt. Wie das
Deutsche Ärzteblatt berichtete, ist auch die Nachbarregion
Zentral-Kasai betroffen. Aus ihr meldeten die Behörden zehn weitere
Cholerafälle, zwei Menschen sind ums Leben gekommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7879: Kriminalität und Rechtsprechung - 16.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Gericht in Libyen verhängt ein Dutzend Todesurteile

In Libyen sind ein Dutzend Menschen zum Tode verurteilt worden, weil
sie im August 2011 bei einer Protestkundgebung gegen den damaligen
Machthaber Gaddafi mit scharfer Munition auf Demonstranten geschossen
haben. 54 weitere Angeklagte wurden dem Justizministerium zufolge zu
fünf Jahren Gefängnis verurteilt. 22 Personen wurden freigesprochen.
Mit Unterstützung mehrerer NATO-Staaten hatten libysche Milizen im
August 2011 Tripolis erobert. Zwei Monate später ermordeten sie
Gaddafi auf bestialische Weise. Vom damaligen Krieg hat sich das
ölreiche Land politisch und wirtschaftlich nicht mehr erholt.
Weiterhin gibt es im Osten Libyens eine vom westlichen Ausland nicht
anerkannte Zweitregierung. Die Kämpfe zwischen Milizengruppen,
darunter der Islamische Staat, sind nicht zum Erliegen gekommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7803: Sprache, Kunst und Medium - 16.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Nach langer Suche ein Grabstein für William Blake

Mehr als 200 Jahre nach seinem Tod hat der englische Dichter, Maler,
Naturmystiker und Erfinder William Blake (1757-1827) schließlich doch
noch einen Grabstein erhalten.

Viele Jahre hatte die Blake Gesellschaft nach der letzten Ruhestätte
ihres Idols gefahndet, bis sie am Sonntag den Stein mit Namen, seinen
Jahreszahlen sowie zwei Zeilen eines Verses auf dem Friedhof Bunhill
Fields in London einweihen konnte, wie Deutschlandfunk Kultur
berichtete.

Blake, dessen Werk von seinen Zeitgenossen weitgehend abgelehnt wurde,
war 1827 gestorben und an unbekannter Stelle in einem Armengrab
beigesetzt worden. Bisher erinnerte nur ein Gedenkstein an ihn.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7869: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 16.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Taliban in Afghanistan entziehen dem IKRK den Schutzstatus

Die Taliban-Milizen in Afghanistan haben dem Internationalen Komitee
vom Roten Kreuz (IKRK) den bisher gewährten Schutzstatus entzogen.
Der Talib Sabiullah Mudschahid warf der Hilfsorganisation vor, die in
dem Gefängnis Pul-e Tscharchi in der Hauptstadt Kabul einsitzenden
Taliban-Kämpfer nicht ausreichend unterstützt zu haben. Den Angaben
zufolge hat das IKRK vor allem den Hungerstreik Tausender
Taliban-Gefangener ignoriert. Hunderte sind demnach in den
zurückliegenden Tagen ins Koma gefallen. Das Rote Kreuz hatte die
Überwachung der Haftbedingungen übernommen und den gefangenen Taliban
medizinische Hilfe zukommen lassen. Bislang hatten die rund 1600
Rotkreuzmitarbeiter im ganzen Land ohne militärischen Schutz agieren
können. Unter anderem hatten sie das Provinzkrankenhaus in der
umkämpften Stadt Ghasni mit Medikamenten und Generatortreibstoff
versorgt.

16. August 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7883: Aus Parlament und Gesellschaft - 16.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Nigers Präsident Issoufou bei Merkel in Meseberg

Bundeskanzlerin Angela Merkel hat am Mittwochabend Nigers Präsidenten
Mahamadou Issoufou im brandenburgischen Meseberg empfangen. Dieser
erwartet von Deutschland eine langfristige Finanzierung von
Antiterroraktivitäten und bietet Maßnahmen zur Eindämmung von
Migrationsbewegungen. Merkel stellte ihm zudem Wirtschaftshilfe in
Aussicht. Issoufou geht davon aus, daß mehr Arbeitsplätze in seinem
Land vor allem für Jugendliche Probleme im Zusammenhang mit illegaler
Migration lösen können. Dafür benötigt Niger erhebliche Investitionen
in Landwirtschaft und Industrie. Auch Merkel meinte vor dem Treffen,
man könnte mit Entwicklungschancen für die Menschen in den
betroffenen Regionen die illegale Zuwanderung nach Europa verhindern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7853: Tragisches und Kurioses - 16.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Alte Armeepanzer sollen neue Heimat für Fische werden

Mit einer großangelegten Aktion haben libanesische Umweltaktivisten
drei Kilometer vor der Hafenstadt Sidon zehn ausgediente Panzer und
einige weitere Fahrzeuge im Mittelmeer versenkt, um damit ein
künstliches Riff zu schaffen. Laut örtlicher Medien gehen die
Aktivisten davon aus, daß sich auf dem Kriegsgerät Pflanzen und Tiere
ansiedeln werden.

"Das wird ein Paradies für Taucher werden und ein Ort, an dem sich
Unterwasserleben entwickelt", sagte deren Sprecher Kamel Kosbar, der
das Projekt mit seiner Gruppe umgesetzt hatte. Die von der Armee gern
zur Verfügung gestellten Panzer wurden von Pontons aus mit Kränen ins
Wasser gelassen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7880: Arbeit, Soziales und Familie - 16.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Protest in Brüssel gegen belgische Flüchtlingspolitik

In Brüssel haben am Mittwoch bis zu zweieinhalbtausend Menschen,
darunter viele Familien mit Kindern, gegen die belgische
Flüchtlingspolitik protestiert. Im Mittelpunkt des Protestes stand
die kürzlich eingeführte Regelung, Familien in geschlossenen
Abschiebezentren unterzubringen, wenn diese ihre Rechtsmittel beim
Antrag auf Asyl ausgeschöpft haben. Die Demonstranten forderten
lautstark, keine Kinder einzusperren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7862: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 16.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Dürre sorgt für Borkenkäferplage

Während Deutschlands Fauna und Flora nach etwas Wasser lechzt,
herrschen für einige Schädlinge wie dem Borkenkäfer (Scolytinae)
paradiesische Zustände. Schon seit Wochen findet der Borkenkäfer mit
der trockenen Hitze optimale Brutbedingungen… und das überall
in Deutschland. Ssein Tisch ist üppig gedeckt. Wegen der
hohen Temperaturen und dem fehlenden Regen kommen die Fichten dpa
zufolge in eine Art Trockenstreß und sind anfällig für die Käfer.
Zumal die Bäume wegen der Dürre nicht mehr genügend Harz absondern,
um die Angreifer zu verkleben. So erstaunt es nicht, daß die
Borkenkäfer dieses Jahr vielerorts eine wahre Plage sind. Besonders
betroffen sind der Harz und Solling, Teile des Saarlands, Hessens und
Thüringens sowie große Gebiete in Bayern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7868: Märkte und Finanzen - 16.08.2018 (SB)




VOM TAGE



Investorenschaltkonferenz mit türkischem Finanzminister Albayrak

Der seit Juli amtierende türkische Finanzminister Berat Albayrak hat
in einer Schaltkonferenz am Donnerstagnachmittag über 3000
ausländischen Investoren geplante Maßnahmen zum Aufhalten des
Niedergangs der Landeswährung Lira und zur Unterstützung der Banken
in der Türkei erläutert. Laut Albayrak wird die AKP-Regierung seines
Schwiegervaters Recep Tayyip Erdogan eine strenge Haushaltsdisziplin
einhalten, Strukturreformen vornehmen und den Internationalen
Währungsfonds nicht um Unterstützung bitten sowie den Kapitalverkehr
keinen Kontrollen unterwerfen. Die staatliche Nachrichtenagentur
Anadolu meldete, vor allem Investoren aus den USA, Europa und dem
Nahen Osten hätten sich zur Schaltkonferenz angemeldet gehabt. Die
US-Regierung hat letzte Woche einen Handelsstreit mit der Türkei
angeschoben, der die seit Monaten an Wert verlierende Lira abstürzen
ließ. Mit Unterstützung von Investitionen Katars konnte die
Zentralbank am Wochenanfang den Kursverlust auffangen. Zinserhöhungen
lehnt Erdogan ab, weil diese eine Rezession bis hin zum
Staatsbankrott einleiten könnten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7885: Aus Forschung und Technik - 16.08.2018 (SB)




VOM TAGE



China stellt neuen Mondrover vor

China tritt mit seinem ambitionierten Raumfahrtprogramm gehörig aufs
Gaspedal. Wie gerade dpa meldete, haben die chinesischen Staatsmedien
gerade Animationen des noch unbekannten Landeroboters präsentiert. Er
verfügt über sechs Räder, zwei Solarmodule und zahlreiche Kameras,
mit denen es die Oberfläche untersuchen soll. Sein Gewicht liegt bei
140 Kilogramm. Laut Wu Weiren, Chefingenieur des chinesischen
Mondprogramms, ist das Roboterfahrzeug eine Weiterentwicklung des
ersten chinesischen Mond-Rovers "Jadehase", der Ende 2013 auf dem
Erdtrabanten gelandet war. Im Gegensatz zu diesem soll der Rover im
Aitken-Krater nahe dem Südpol des Mondes aufsetzen, der 1970 nach dem
amerikanischen Astronomen Robert Grant Aitken benannt wurde.

16. August 2018
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ENERGIE/1574: CELEST - Neue Maßstäbe in der Energiespeicherforschung (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 15.08.2018

CELEST: Neue Maßstäbe in der Energiespeicherforschung



Elektrochemische Energiespeicher sind eine Schlüsseltechnologie des 21.
Jahrhunderts. Mit dem Center for Electrochemical Energy Storage Ulm &
Karlsruhe (CELEST) hat nun eine der ambitioniertesten
Forschungsplattformen weltweit auf diesem Gebiet die Arbeit aufgenommen.
Sie vereint erkenntnisorientierte Forschung mit praxisnaher Entwicklung
sowie innovativer Produktionstechnologie. CELEST bündelt das Know-How von
29 Instituten an den Partnereinrichtungen Karlsruher Institut für
Technologie (KIT), der Universität Ulm sowie dem Zentrum für
Sonnenenergie- und Wasserstoff-Forschung Baden-Württemberg (ZSW).

Der Klimawandel und der Rückgang natürlicher Ressourcen macht es
erforderlich, dass Mobilitäts- und Energiesysteme schnellstmöglich für
eine Zeit ohne fossile Energieträger gerüstet werden. Dringend benötigt
werden deshalb geeignete Technologien zur Speicherung regenerativ
erzeugter Energie. Um Forschung, Lehre, Entwicklung und den
Technologietransfer auf diesem Gebiet zu beschleunigen, haben das KIT, die
Universität Ulm und das ZSW das Zentrum für elektrochemische
Energiespeicherung Ulm-Karlsruhe (CELEST) gegründet, das nun seine Arbeit
aufgenommen hat.

"Als Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler wollen wir wesentliche
Beiträge zum Klimaschutz und der Energiewende leisten", sagt Professor
Oliver Kraft, Vizepräsident für Forschung des KIT, zum Start der
Forschungsplattform im Juli. "Mit CELEST haben wir nun die größte deutsche
Forschungsplattform im Bereich der elektrochemischen Energiespeicherung
geschaffen." Dabei werde nicht nur die erkenntnisorientierte Forschung,
sondern auch die Entwicklung und Fertigung von Batterien sowie
Brennstoffzellen am Standort Baden-Württemberg noch schlagkräftiger und
sichtbarer.

"An der Universität Ulm hat Forschung zur elektrochemischen
Energiewandlung und -speicherung eine lange Tradition", sagt Professor
Joachim Ankerhold, Vizepräsident für Forschung an der Uni Ulm. "Seit 2011
bündeln die starken Partner KIT, Uni Ulm sowie unter anderem das ZSW ihre
Expertise im Bereich Batterieforschung hocherfolgreich im 
Helmholtz-Institut Ulm inmitten der Wissenschaftsstadt. Die Forschungsplattform
CELEST hebt die standortübergreifende Zusammenarbeit auf die nächste
Ebene."

"Batterien und Brennstoffzellen sind Schlüsseltechnologien für eine
stabile und sichere Stromversorgung und emissionsfreie Mobilität auf der
Basis erneuerbarer Energien", sagt Professor Werner Tillmetz, ZSW
Vorstandsmitglied und Leiter des Geschäftsbereichs Elektrochemische
Energietechnologien. "Die Rolle des ZSW in Ulm ist der
Technologietransfer in die Wirtschaft zu allen Aspekten rund um Batterien,
Brennstoffzellen und Wasserstoff."

CELEST ist mit dem Ziel gestartet, die Kommunikation und Zusammenarbeit
zwischen den beteiligten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler zu
verbessern und den Weg für neue, interdisziplinäre Kooperationen zu ebnen.
CELEST wird zudem gemeinsame Aktivitäten mit anderen Universitäten und
Forschungseinrichtungen sowie der Industrie im In- und Ausland
koordinieren und die bestehenden Kontakte weiterentwickeln. "Die
wissenschaftlichen Expertisen an den beiden Standorten Karlsruhe und Ulm
ergänzen sich und reichen von der experimentellen Grundlagenforschung an
Elementarprozessen auf der atomaren Skala über Multiskalenmodellierung
relevanter Prozesse und der Entwicklung neuer Speichermaterialien und
Laborzellen bis zur größten Pilotanlage zur Batteriezellfertigung in
Europa am ZSW", sagt Professor Maximilian Fichtner, Direktor des
Helmholtz-Instituts Ulm, der zum wissenschaftlichen Sprecher von CELEST
gewählt wurde. Mit den drei Forschungsfeldern "Lithium-Ionen-Technologie",
"Energiespeicherung jenseits Lithium" und "Alternative Techniken zur
elektrochemischen Energiespeicherung" decke CELEST alle hochaktuellen
Themen im Bereich der elektrochemischen Energiespeicher ab. Ein weiterer
Schwerpunkt liege auf der Zusammenarbeit mit Industriepartnern im Hinblick
auf Technologietransfer, Innovation und Kommerzialisierung neuer
Technologien. Zudem habe CELEST die Ausbildung von
Nachwuchswissenschaftlerinnen und Nachwuchswissenschaftlern im Blick und
richtet eine Graduiertenschule im Bereich der elektrochemischen
Energiespeicherung ein.

Die herausragende Bedeutung neuer Batterietechnologien steht auch im Fokus
des gemeinsamen Antrags von KIT und Universität Ulm für den
Exzellencluster "Energy Storage beyond Lithium: New storage concepts for a
sustainable future". In diesem Cluster soll die Entwicklung von
Batterietechnologien auf Basis von reichlich vorhandenen, günstigen und
ungiftigen Elementen wie z.B. Natrium und Magnesium vorangebracht werden
und dadurch der Druck auf kritische Ressourcen verringert werden. Auch das
Zentrum für Sonnenenergie- und Wasserstoffforschung Baden-Württemberg
(ZSW) und die Justus-Liebig-Universität Gießen sind daran beteiligt.


Originalpublikation:

https://www.kit.edu/kit/pi_2018_098_celest-neue-massstabe-in-der-energiespeicherforschung.php

Weitere Informationen unter:

http://www.zsw-bw.de

http://www.energie.kit.edu

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie, 15.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1272: Magnetische Antiteilchen eröffnen neue Horizonte (idw)


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 15.08.2018

Magnetische Antiteilchen eröffnen neue Horizonte für die
Informationstechnologie

Computersimulationen zeigen neues Verhalten von Antiskyrmionen bei
zunehmenden elektrischen Strömen



Skyrmionen sind magnetische Nanopartikel, die als vielversprechende
Kandidaten für neue Technologien zur Datenspeicherung und
Informationsverarbeitung gelten. Physiker haben nun ein neues Verhalten
entdeckt, an dem die Antiteilchen von Skyrmionen in einem
ferromagnetischen Material beteiligt sind. Die Erkenntnisse basieren auf
mondernsten Computersimulationen, mit denen sich die magnetischen
Eigenschaften von Materialien, die nur wenige Nanometer dick sind, sehr
genau nachbilden lassen. An der Forschungsarbeit waren Wissenschaftler der
Universität Uppsala, der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, der
Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU) und der Universität
Paris-Saclay beteiligt. Die Ergebnisse wurden jetzt in der Fachzeitschrift
Nature Electronics veröffentlicht.




[image: Abbildung/©: Joo-Von Kim]

Materie und Antimaterie im magnetischen Nanokosmos: Ein Gas aus Skyrmionen
(lila) und Antiskyrmionen (grün), das aus den trochoidalen Bewegungen
eines einzigen Antiskyrmions entstanden ist.

Abbildung/©: Joo-Von Kim



Die Bewegung von Elektronen in Schaltkreisen bildet die Grundlage für
nützliche Anwendungen in der Elektronik. Aber gelten die Leitsätze auch
für Positronen, die Antiteilchen der Elektronen? Abgesehen von dem
seltenen natürlichen Vorkommen der Antiteilchen legen die Grundlagen der
Elektrodynamik nahe, dass bei positiver Ladung im Prinzip alles genauso
verläuft wie bei den negativ geladenen Elektronen, nur mit anderem
Vorzeichen. So bewegen sich Elektronen und Positronen in
elektromagnetischen Feldern in die entgegengesetzte Richtung.

Ob sich Skyrmionen als magnetische Nanoteilchen ähnlich verhalten, ist
bisher nicht geklärt. Skyrmionen sind Wirbel in magnetischen Materialien,
die sich über wenige Nanometer ausbreiten und die in extrem dünnen
magnetischen Filmen mit der Dicke von nur wenigen Atomen zu finden sind.
So wie Kugeln und Kreisringe verschiedene Topologien aufweisen, besitzen
auch Skyrmionen eine bestimmte Eigenschaft, die sogenannte topologische
Ladung, die eine ähnliche Rolle spielt wie elektrische Ladungen. Wenn
beispielsweise eine angelegte Kraft die Skyrmionen nach links ablenkt,
dann würde dieselbe Kraft Antiskyrmionen, das entsprechende Antiteilchen,
nach rechts ablenken. Seit den ersten experimentellen Beobachtungen im
Jahr 2009 stehen Skyrmionen im Fokus intensiver Forschungen, weil sie neue
Möglichkeiten der Datenspeicherung und Informationsverarbeitung eröffnen.

Simulation zeigt fortlaufende Entstehung von Paaren aus Skyrmionen und
Antiskyrmionen

Jetzt haben die Wissenschaftler gezeigt, dass in
Ferromagnet-Nanoschichten, in denen sowohl Skyrmionen als auch
Antiskyrmionen vorhanden sind, noch weitaus komplexere Phänomene auftreten
können. Sie verwendeten modernste Simulationstechniken, um die magnetischen
Eigenschaften und die Dynamiken in solchen Filmen zu berechnen, und
untersuchten damit, wie Skyrmionen und Antiskyrmionen sich verhalten, wenn
elektrische Ströme angelegt werden, die eine Kraft auf die Teilchen
ausüben. Bei niedrigen Strömen zeigt sich das erwartete Verhalten:
Entgegengesetzte topologische Ladungen werden durch die gleiche Kraft in
entgegengesetzte Richtungen abgelenkt. Wird der Strom allerdings
schrittweise erhöht, sind die Bewegungen nicht mehr spiegelverkehrt.
Während sich Skyrmionen weiterhin geradlinig bewegen, nehmen
Antiskyrmionen gekrümmte Bewegungsbahnen an, zunächst nur kurzzeitig, dann
bei einer weiteren Erhöhung des elektrischen Stroms permanent. Die Bahn
ähnelt dann der Bahn von Trochoiden, vergleichbar mit der Kurve des Pedals
an einem Fahrrad, das auf einem geraden Weg entlangfährt. Diese
auffälligen Ergebnisse zeigen, dass sich entgegengesetzte topologische
Ladungen tatsächlich sehr unterschiedlich verhalten können.

Aber es gab noch weitere Überraschungen. Bei einer Erhöhung der Energie,
die durch die angelegten Ströme ins System eingebracht wird, kann die
trochoidale Bewegung dazu führen, dass sich periodisch
Skyrmion-Antiskyrmion-Paare bilden. Wegen ihrer unterschiedlichen Bewegungsart
entfernen sich die entstandenen Skyrmionen, während Antiskyrmionen mit
ihrer trochoidalen Bewegung eher in dem Bereich verbleiben, in dem sie
erzeugt wurden. Bemerkenswerterweise wird jedes erzeugte Antiskyrmion zu
einer neuen Quelle von Skyrmion-Antiskyrmion-Paaren, was zu einer
Vermehrung der Partikel führt. "Um das Ganze zu verdeutlichen: Es ist in
etwa so, als ob wir ein einziges Positron durch ein starkes Magnetfeld
schicken und dadurch ein Gas von Elektronen und Positronen erhalten
würden", erklärt Dr. Bertrand Dupé, Seniorautor der Studie von der
Interdisciplinary Spintronics Research Group an der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz (JGU).

Ergebnisse könnten Hinweis für Materie-Antimaterie-Rätsel liefern

Die Tragweite dieser theoretischen Arbeit ist möglicherweise sehr
weitreichend. Im Hinblick auf künftige Technologien legt die Studie nahe,
dass Antiskyrmionen als eine stetige Quelle für Skyrmionen dienen könnten.
Dies wäre für alle künftigen Anwendungen, die Skyrmionen zur Übertragung
und Speicherung von Daten verwenden, von entscheidender Bedeutung. Darüber
hinaus bestimmt die trochoidale Bewegung die absolute
Geschwindigkeitsbegrenzung solcher topologischen Ladungen - ein wichtiger
Parameter, falls in Zukunft Schaltkreise mit Hilfe von Skyrmionen
entwickelt werden.

Auf einer noch grundlegenderen Ebene könnte die Arbeit Hinweise geben, um
ein großes Rätsel der Kosmologie zu lösen, nämlich die Frage, warum es im
Universum mehr Materie als Antimaterie gibt. Wegen der Asymmetrie in der
Bewegung von Skyrmionen und Antiskyrmionen zeigen die Simulationen, dass
es nach der Erzeugung von Paaren immer einen Überschuss an Skyrmionen
gibt. Das Ungleichgewicht zwischen "Materie" und "Antimaterie" in diesen
ferromagnetischen Filmen ist also eine natürliche Folge ihrer Dynamik bei
hohen Energien. "Zumindest im magnetischen Nanokosmos kann Materie auf
natürliche Weise aus einem einzigen Antiteilchen entstehen", merkt Dupé
an.


Weiterführende Links:

https://www.sinova-group.physik.uni-mainz.de/ 

- Interdisciplinary Spintronics Research Group (INSPIRE)

https://www.spice.uni-mainz.de/ 

- Spin Phenomena Interdisciplinary Center (SPICE)

Lesen Sie mehr:

http://www.uni-mainz.de/presse/aktuell/4857_DEU_HTML.php 

- Pressemitteilung "Antiferromagnetische Materialien öffnen Tür zum
Terahertz-Bereich" (25.04.2018)

http://www.uni-mainz.de/presse/64789.php 

- Pressemitteilung "Spin Phenomena Interdisciplinary Center an der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz eröffnet" (22.04.2015)


Originalpublikation:
Ulrike Ritzmann et al.

Trochoidal motion and pair generation in skyrmion and antiskyrmion
dynamics under spin-orbit torques

Nature Electronics, 13. August 2018

DOI: 10.1038/s41928-018-0114-0

https://www.nature.com/articles/s41928-018-0114-0

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 15.08.2018
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RAUMFAHRT/1000: Außenbordeinsatz für ICARUS (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 16.08.2018

Außenbordeinsatz für ICARUS

Antenne für deutsch-russisches Experiment auf der Internationalen
Raumstation montiert



Am Abend des 15. August 2018 haben die beiden russischen Kosmonauten Sergei
Prokopjew und Oleg Artemjew bei ihrem fast achtstündigen Außenbordeinsatz
an der Internationalen Raumstation ISS auch die ICARUS- Antenne des
gleichnamigen deutsch-russischen Forschungsprojektes am Swesda-Modul
entfaltet. Der Außenbordeinsatz dauerte von 18:17 Uhr Mitteleuropäischer
Sommerzeit (MESZ) am 15. August bis 02:03 Uhr MESZ am 16. August. Für die
Außeninstallation der ICARUS-Antenne brauchten die beiden Kosmonauten rund
fünf Stunden bis 00:18 Uhr MESZ.

Unterstützt wurden Prokopjew und Artemjew vom deutschen ESA-Astronauten
Alexander Gerst, der den Einsatz vom Inneren der Station aus überwachte.
Mit der Installation der Antenne ist das ICARUS-System (International
Cooperation for Animal Research Using Space), mit dem von der ISS aus
weltweit Tierwanderungen aller Art verfolgt werden können, nun komplett.
ICARUS ist ein Projekt des Raumfahrtmanagements im Deutschen Zentrum für
Luft- und Raumfahrt (DLR), des Max-Planck-Instituts für Ornithologie in
Radolfzell und der russischen Raumfahrtbehörde Roskosmos. In den nächsten
Tagen und Wochen wird ICARUS in Betrieb genommen. Das Experiment ist auch
Teil der aktuellen horizons-Mission von Alexander Gerst.

Mit dem ICARUS-Wissen versprechen sich Wissenschaftler in Russland und
Deutschland neue Erkenntnisse über Leben und Umwelt der Tiere, sowie über
das Zusammenspiel mit uns Menschen. "Störche rasten auf ihrem Weg nach
Süden häufig in der Nähe von Heuschreckenbrutstätten am Südrand der Sahara.
Somit zeigen uns die Vögel an, wo sich diese Insektenschwärme genau
befinden. So kann gegen die Schädlingsplagen vorgegangen und Hungersnöte
können vermieden werden", erklärt Prof. Martin Wikelski, wissenschaftlicher
Leiter des ICARUS-Projektes vom Max-Planck-Institut für Ornithologie in
Radolfzell.

Sein russischer Kollege Grigori Tertitski, Projektleiter am Institut für
Geographie der Russischen Akademie der Wissenschaften, erwartet bereits mit
Spannung, mehr über die Zugwege kleiner Vögel von Ost nach West zu lernen.
"Teilweise infizieren sich diese Tiere in Ostasien mit der Vogelgrippe. Bei
ihrem Zug durch das Gebiet der Russischen Föderation können sie dann andere
Tiere anstecken. Hier mehr zu wissen, wäre sehr hilfreich", meint der
Wissenschaftler.

An Bord der ISS befinden sich die ICARUS-Antenne und ein Computer, der sie
steuert. Am Boden spielen kleine Funksender, die sogenannten Tags, die
Hauptrolle. Sie sind so groß wie ein Daumennagel und wiegen gerade einmal
fünf Gramm. So können sie auch an kleineren Tieren, wie etwa Singvögeln,
befestigt werden, ohne dass sich deren Verhalten dadurch ändert. Die Tags
sammeln Daten zur Beschleunigung, zur Umgebungstemperatur und der
Ausrichtung zum Erdmagnetfeld. Außerdem zeichnen sie die Route des Tieres
mit Hilfe von Satellitennavigationsdaten auf. Dies alles geschieht in einem
sparsamen Niedrigenergiemodus. Die Tags berechnen allerdings, zu welchem
Zeitpunkt die ISS über sie hinwegfliegt und erwachen dann "zu vollem
Leben": Sie senden die aufgezeichneten Daten zur Raumstation, empfangen
neue Bahndaten der ISS und können neu programmiert werden. Dabei kann die
Antenne im Weltall die Daten ganzer Schwärme, also mehrerer hundert Tiere,
gleichzeitig empfangen.

"Das ICARUS-Projekt ist ein gelungenes Beispiel der sehr guten
russisch-deutschen Zusammenarbeit bei der wissenschaftlichen Nutzung der
ISS", unterstreicht Johannes Weppler, ICARUS-Projektleiter im DLR
Raumfahrtmanagement in Bonn, der den Außenbordeinsatz live im russischen
Kontrollzentrum nahe Moskau miterlebte. Seit mehr als fünf Jahren arbeiten
die beiden Seiten schon zusammen, um das Projekt zu realisieren.

"Die russischen Wissenschaftler werden die Daten des ICARUS-Systems mit
Informationen von anderen Messgeräten des Experimentes Uragan
zusammenbringen - unter anderem Daten von Spektrometern und optischen
Kameras", erläutert der wissenschaftliche Leiter des Experiments "Uragan"
beim russischen Raumfahrtkonzern RKK Energia, Prof. Dr. Mikhail Belyayev.
"Dies ermöglicht es uns, nicht nur die Migrationswege der Tiere zu
verfolgen, sondern auch die Gründe für Änderungen dieser Routen zu
verstehen."

"Wir sind stolz, dass wir die russische Erfahrung beim Betrieb und Bau von
Experimenten auf der ISS bei ICARUS einbringen konnten. Gleichzeitig
ermöglichen wir es unseren Wissenschaftlern, sich auf diesem
Forschungsgebiet in der Weltspitze zu etablieren", ergänzt Vasili Savinkov,
Projektverantwortlicher bei Roskosmos.


Die Partner von ICARUS

ICARUS ist eine Kooperation der Max-Planck-Gesellschaft, des russischen
Staatskonzerns für Weltraumaktivitäten "Roskosmos" und des DLR
Raumfahrtmanagements, das das Projekt mit Mitteln des Bundesministeriums
für Wirtschaft und Energie (BMWi) unterstützt. Die Tags wurden von der
deutschen Firma ICARUS Global Observation System GmbH (I-GOS) in Immenstaad
entwickelt. Die ICARUS-Antenne und der Onboard-Computer wurden von der
SpaceTech GmbH (Immenstaad) mit der Unterstützung des russischen
Industriepartners RKK Energia (Korolev) designt und gebaut.


Die vollständige Pressemitteilung mit Bildern und einem Video finden
Sie unter:

https://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-29366/year-all/#/gallery/31704

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16.08.2010

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR)

Unternehmenskommunikation, Linder Höhe, 51147 Köln

http://www.dlr.de/
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AUSSEN/2067: Afghanistan - Dramatische Eskalation der Krise nicht länger ignorieren


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. August 2018

Afghanistan - Dramatische Eskalation der Krise nicht länger ignorieren



Zur aktuellen Sicherheitslage in Afghanistan erklärt Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Die Sicherheitslage in Afghanistan nach der Einnahme der Provinzhauptstadt Ghazni und den gestrigen und heutigen Anschlägen in Kabul ist alarmierend. Die Angriffe der Taliban auf Zivilisten und besonders Jugendliche zeugen von menschenverachtender Brutalität. Die Bundesregierung schiebt dagegen weiter abgelehnte Asylbewerber in das Land ab und lässt politisches Engagement vermissen: um einige wenige Dutzend afghanische Staatsbürger abschieben zu können, sieht die Bundesregierung beim Schicksal eines ganzen Landes weg. Die dramatische Eskalation der Lage Afghanistans aber darf die internationale Gemeinschaft nicht länger ignorieren.

Es ist gut, dass sich die Bundesregierung für die Sicherheit und den Aufbau des afghanischen Staats einsetzt. Fahrlässig aber ist es, die Diplomatie in einem Land, in dem auch Tausende deutsche Soldaten im Einsatz sind und waren, dem Scheckbuch zu überlassen. Die Bundesregierung muss endlich auch politisches Kapital dafür einsetzen, eine politische Lösung für die existenzielle Krise Afghanistans zu finden.

In Zeiten, in denen die US-Administration vor allem auf die Macht der Bomben setzt, ist europäische Diplomatie mehr denn je gefragt. Deutschland hat sich durch sein Engagement in Afghanistan in den letzten Jahren eine große Glaubwürdigkeit erarbeitet. Wenn die Bundesregierung ihre Bekenntnisse zu mehr deutscher und europäischer Verantwortung wahr machen will, muss sie auf dieser Grundlage jetzt an die Arbeit gehen. Sie muss die Einheitsregierung dazu drängen, auch tatsächlich geeint aufzutreten und aus einer Position der Stärke den blockierten Gesprächsprozess mit den Taliban wieder aufzunehmen. Sie muss ebenfalls darauf pochen, dass die geplanten Wahlen tatsächlich durchgeführt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. August 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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GESUNDHEIT/1011: Patientensicherheit - Konstruktive Fehlerkultur in allen Einrichtungen des Gesundheitswesens


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 16. August 2018

Für die Patientensicherheit: Konstruktive Fehlerkultur in allen Einrichtungen des Gesundheitswesens



Zur Veröffentlichung des Weißbuchs Patientensicherheit erklärt Maria Klein-Schmeink, Sprecherin für Gesundheitspolitik:

Das heute veröffentlichte Weißbuch Patientensicherheit macht deutlich, dass bei der Patientensicherheit noch immer erheblicher Verbesserungsbedarf besteht. Das Aktionsbündnis Patientensicherheit (APS) und der Verband der Ersatzkassen (vedk) gehen derzeit von jährlich bis zu 800.000 vermeidbaren unerwünschten Ereignissen, Todesfälle eingeschlossen, in Krankenhäusern aus. Es ist höchste Zeit dafür, dass alle Einrichtungen des Gesundheitswesens verpflichtet werden, Strukturen zur Fehlervermeidung und Patientensicherheit einzuführen und darüber in den gesetzlich vorgeschriebenen Qualitätsberichten in verständlicher Form zu berichten. Es reicht nicht wenn ambitionierte Einrichtungen vorangehen, Patientensicherheit muss soweit wie möglich überall gewährleistet sein. Ergänzend fordern wir ein öffentlich zugängliches Monitoring, welches unter anderem Anzahl und Anlass von Verfahren, festgestellte Fehler und Haftungsentscheidungen auswertet. Der offensive und transparente Umgang mit Fehlern in Krankenhäusern und Praxen ist Voraussetzung für eine patientenorientierte Qualitätssicherung. Denn nur so können Quellen von Behandlungsfehlern erkannt und aus ihnen gelernt werden. Um darüber hinaus Auffälligkeiten bei einzelnen Prothesentypen bzw. Behandlungskonzepten frühzeitig zu erkennen, ist es mehr als überfällig, das Endoprothesenregister endlich für alle Beteiligten verpflichtend gesetzlich zu verankern.

Die Patientensicherheit sowie die Würdigung der Patienteninteressen gehören in den Mittelpunkt eines guten und patientenorientierten Versorgungssystems. Unabhängige, persönliche und verständliche Informationen sind für Patientinnen und Patienten enorm wichtig, um selbstbestimmt und auf informierter Grundlage Entscheidungen treffen und die eigenen Rechte wirksam durchsetzen zu können. Patientinnen und Patienten müssen deshalb in die Lage versetzt werden, die Qualität der Versorgung besser beurteilen zu können. Sie müssen zudem umfassend über Risiken und Nutzen von Leistungen aufgeklärt und informiert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. August 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 17. August 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1761: Faire Prozesse für Menschenrechtsverteidiger der "Istanbul 10" sicherstellen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 16. August 2018

Faire Prozesse für Menschenrechtsverteidiger der "Istanbul 10"
sicherstellen

Ehrenpräsident der türkischen Sektion von Amnesty International (AI)
Taner Kilic endlich frei



Taner Kilic ist nach einer über 14 Monate währenden Untersuchungshaft
auf freiem Fuß. Dazu erklärt der Vorsitzende der Arbeitsgruppe
Menschenrechte und humanitäre Hilfe der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Michael Brand:

"Wir freuen uns mit Taner Kilic, seiner Familie sowie allen
Menschenrechtsverteidigern in der Türkei über die endlich erfolgte
Freilassung des AI-Ehrenpräsidenten. Der durch die türkische
Staatsanwaltschaft erhobene Vorwurf der Mitgliedschaft in einer
terroristischen Organisation gegen Taner Kilic ist haltlos und wird
trotz allem aufrechterhalten. Dadurch bleiben die Zweifel an einer
baldigen Rückkehr der Türkei zur Rechtsstaatlichkeit bestehen. Wir
fordern faire Verfahren für Taner Kilic und alle mit Prozessen
konfrontierten Menschenrechtsverteidiger der "Istanbul-10".

Die Türkei ist Mitglied des Europarates und somit an die Europäische
Menschenrechtskonvention gebunden. Sie bleibt dringend und
nachdrücklich aufgefordert, ihren Verpflichtungen als Mitglied des
Europarates nachzukommen und die Instrumentalisierung der Justiz
gegenüber allen politischen Gefangen sofort einzustellen."


Hintergrund:

Das Verfahren gegen Taner Kilic steht im Zusammenhang mit dem Prozess
gegen Peter Steudtner und neun weiteren mitangeklagten
Menschenrechtsverteidigern, die bereits auf freiem Fuß sind. Die
Verfahren gegen sie laufen jedoch unter dem durch die türkische
Staatsanwaltschaft erhobenen Vorwurf der Mitgliedschaft in einer
terroristischen Organisation weiter. Die "Istanbul 10" haben zum
Zeitpunkt ihrer Verhaftung im Juli 2017 an einem Workshop für
Menschenrechtsverteidiger in der Türkei teilgenommen.

Der Vorsitzende der Arbeitsgruppe Menschenrechte und Humanitäre Hilfe
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael Brand MdB, hat die
Patenschaft für Taner Kilic im Patenschaftsprogramm des Deutschen
Bundestages "Parlamentarier schützen Parlamentarier" übernommen.

 * 
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RECHT/875: Für Gesetzentwurf zum Dritten Geschlecht passende Begrifflichkeit gefunden


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 16. August 2018

Für Gesetzentwurf zum Dritten Geschlecht passende Begrifflichkeit
gefunden



Der Gesetzentwurf des Bundesinnenministers zum Dritten Geschlecht,
der eine Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts umsetzt, ist in der
Begrifflichkeit entscheidend verbessert worden. Diesen Gesetzentwurf
hat das Bundeskabinett gestern beschlossen. Hierzu können Sie die
rechts- und verbraucherschutzpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker, wie folgt
zitieren:

"Das Innenministerium hat gut zugehört und die Kritik aufgegriffen.
Für Menschen, die nicht eindeutig den Kategorien 'weiblich' oder
'männlich' zuzuordnen sind, hatte der ursprüngliche Entwurf den
Begriff 'anderes' vorgesehen. Dem wurde vor allem von den Verbänden
der Betroffenen eine ausgrenzende und abwertende Konnotation
zugeschrieben. Deshalb lautet die gesetzliche Bezeichnung nun
'divers'. Dafür ist vor allem dem Parlamentarischen Staatssekretär
Günter Krings zu danken. Die Vorgabe des Bundesverfassungsgerichts,
im Personenstandsrecht eine 'positive' Bezeichnung vorzusehen, ist
damit auch im übertragenen Sinne gut gelungen."

 * 

Quelle:
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WIRTSCHAFT/2743: Wohngipfel muss den Wohnungsbau von seinen Fesseln befreien


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 16. August 2018

Wohngipfel muss den Wohnungsbau von seinen Fesseln befreien



Laut Statistischem Bundesamt stagniert die Zahl der Baugenehmigungen
in Deutschland. Hierzu können Sie den Vorsitzenden der Arbeitsgruppe
Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Kai Wegner, wie folgt zitieren:

"Die Zahlen des Statistischen Bundesamtes zeigen, wie wichtig der
Wohngipfel im September ist, um dem Wohnungsbau einen zusätzlichen
Schub zu geben. Alle Akteure sitzen dort am Tisch und müssen
gemeinsam den Wohnungsbau von seinen Fesseln befreien. Mit dem
Baukindergeld, der steuerlichen Förderung des Mietwohnungsbaus und
der Sicherung des Engagements des Bundes in der sozialen
Wohnraumförderung hat die Koalition bereits wichtige Maßnahmen auf
den Weg gebracht. Zudem aber brauchen wir für eine echte Trendwende
mehr Bauland, schnellere Genehmigungsverfahren und weniger
Vorschriften. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird bei der Umsetzung
der Gipfelbeschlüsse kraftvoll mitarbeiten. Es geht um eine zentrale
Frage dieser Legislaturperiode."

 * 

Quelle:
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FINANZEN/1515: Konzernberichte - Scholz sabotiert mit US-Abkommen internationale Steuerdiplomatie


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. August 2018

Konzernberichte: Scholz sabotiert mit US-Abkommen internationale Steuerdiplomatie



"Der deutsche Finanzminister entwaffnet die EU diplomatisch gegenüber den USA. Er ermöglicht Donald Trump mit dem bilateralen Abkommen, sich weiter den Vorgaben der OECD zum automatischen und wechselseitigen Informationsaustausch zu entziehen. Dabei würde nichts den Finanzminister daran hindern, die Informationen von in Deutschland tätigen US-Konzernen einseitig zu verlangen", kommentiert der stellvertretende Vorsitzende und finanzpolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE, Fabio De Masi, die Einigung des Finanzministers Olaf Scholz mit der US-Regierung über den spontanen Austausch von länderspezifischen Konzernberichten. De Masi weiter:

"Scholz hat in Washington keine Munition im Colt. Denn er torpediert mit dem deutschen Veto gegen öffentliche Länderberichte von Konzernen in der EU den Kampf gegen Steueroasen. Scholz schadet damit deutschen und europäischen Interessen. Denn Deutschland hat als viertgrößte Volkswirtschaft der Welt trotz fataler Exportabhängigkeit mittelfristig mehr zu gewinnen als zu verlieren, wenn Unternehmen gezwungen werden, ihre Gewinne da zu versteuern, wo sie erwirtschaftet werden.

Quellensteuern auf Finanzflüsse in Steueroasen sind die einzige Sprache, die Trump, Apple oder Amazon verstehen. Mit der Androhung von Quellensteuern haben die USA selbst Liechtenstein und die Schweiz beim Informationsaustausch unter Druck gesetzt. Ein sozialdemokratischer Finanzminister sollte endlich den Widerstand aufgeben gegen öffentliche Länderberichte von Konzernen in der EU, wie sie im Banken- und Rohstoffsektor längst üblich sind."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 16. August 2018
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GESUNDHEIT/1042: Patientensicherheit statt Wettbewerb, Hygiene statt Arbeitsdruck


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. August 2018

Patientensicherheit statt Wettbewerb, Hygiene statt Arbeitsdruck



"Ein massiver Kostendruck, dem Krankenhäuser durch die Finanzierung mit Fallpauschalen ausgesetzt sind, verhindert notwendige Maßnahmen zur Patientensicherheit. Der von der Bundesregierung geförderte Wettbewerb zwischen Krankenhäusern setzt Anreize, möglichst viele Patienten mit möglichst wenig Personal möglichst schnell zu behandeln - Hygiene bleibt dabei auf der Strecke", kommentiert Harald Weinberg, gesundheitspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, das heute vorgestellte "Weißbuch Patientensicherheit" vom Aktionsbündnis Patientensicherheit und dem Verband der Ersatzkassen. Weinberg weiter:

"Nachdem Spahn kürzlich den Pflegenotstand entdeckt hat, ist zu hoffen, dass er auch begreift, dass der massive Arbeitsdruck im Krankenhaus nicht nur die Gesundheit der Beschäftigten, sondern auch die Sicherheit der Patienten ernsthaft gefährdet. Wettbewerbsbedingt wird Patientensicherheit häufig als Kostenfaktor abgetan. Dabei wären laut dem 'Weißbuch' jährlich bis zu 800.000 Fälle von beispielsweise Infektionen und Fehldiagnosen bei Krankenhausbehandlungen vermeidbar - immerhin bei fast jedem zwanzigsten Patienten. Dies zeigt, wie dringend hier ein Umdenken erforderlich ist.

Die Patientensicherheit muss in den Mittelpunkt gerückt werden, Maßnahmen insbesondere im Bereich der Hygiene und Infektionsprävention ergriffen werden. Wir brauchen dringend gesetzliche Vorgaben für den Personaleinsatz im Krankenhaus und eine entsprechende Finanzierung. Wer vor dem Zusammenhang von Krankenhaushygiene und Personalmangel die Augen verschließt, handelt unverantwortlich gegenüber allen Beteiligten."

 * 

Quelle:
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RECHT/529: Fall Sami A. - Frontalangriff von CDU/CSU und FDP auf den Rechtsstaat


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 16. August 2018

Fall Sami A.: Frontalangriff von CDU/CSU und FDP auf den Rechtsstaat



"Die NRW-Landesregierung hat Richter belogen sowie Recht und Gesetz gebogen. Das alles mit politischer Rückendeckung von Innenminister Horst Seehofer und der Unterstützung des BAMF. Das muss politische Konsequenzen haben", erklärt Niema Movassat, Bundestagsabgeordneter aus NRW und verfassungspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, zur Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts Münster, nach der die Abschiebung von Sami A. offensichtlich rechtswidrig war. Weiter erklärt er:

"Der Rechtsstaat wurde insbesondere von der Landesregierung ignoriert. Integrationsminister Stamp (FDP) setzte die Abschiebung durch, obwohl er zweifellos wusste, dass der Fall beim Verwaltungsgericht Gelsenkirchen anhängig ist. So ein Fall von ministerieller Selbstjustiz muss Konsequenzen haben, Stamp muss seinen Hut nehmen. Die Landesregierung scheint sich dem Rechtsstaat leider auch nicht verpflichtet zu fühlen. Insbesondere Landesinnenminister Reul (CDU) setzt sich völlig ins Abseits, wenn er die Gerichte auffordert, nach dem 'Rechtsempfinden' zu entscheiden. Er hat offenbar nicht gelernt, dass Gerichte nach Recht und Gesetz und nicht nach dem Willen der CDU oder irgendeinem 'Volksempfinden' entscheiden.

Es war Innenminister Seehofer, der immer wieder betonte, die Abschiebung sei rechtmäßig gewesen. Seehofer muss jetzt erklären, warum er zu dieser Einschätzung kam und welche Unterstützung sein Ministerium geleistet hat.

Die verantwortlichen Stellen sind jetzt gefragt, die Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts sofort und mit allen ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln umsetzen und Sami A. zurück nach Deutschland zu holen. So lautet der Richterspruch. Es muss im Rechtsstaat eine Selbstverständlichkeit sein, dass gerichtliche Entscheidungen von der Regierung umgesetzt werden."

 * 

Quelle:
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SOZIALES/2538: Gesetzentwurf zur 'Dritten Option' bleibt hinter den Möglichkeiten zurück




Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 15. August 2018

Gesetzentwurf der Bundesregierung zur 'Dritten Option' bleibt hinter den Möglichkeiten zurück

"Es ist vermutlich dem breiten Protest aus den trans*- und inter*-Communities zu verdanken, dass der Entwurf wenigstens auf die gänzlich achtlosen Personenstandsoptionen 'anderes' oder 'weiteres' verzichtet. Ansonsten bleibt es leider dabei, dass er weitgehend über die Interessen und Vorschläge der Betroffenen hinweg erarbeitet wurde und hinter den Möglichkeiten eines zeitgemäßen Geschlechtervielfaltsgesetzes weit zurückbleibt", kommentiert Doris Achelwilm, queerpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, den heute vom Bundeskabinett beschlossenen Gesetzentwurf für eine dritte Geschlechtsoption. Achelwilm weiter:

"Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts war ein Meilenstein. Umso trauriger ist es, dass es im Innenministerium von Horst Seehofer nun nicht auf Verständnis und Gegenliebe trifft, sondern so minimal wie möglich umgesetzt werden soll. Familienministerin Franziska Giffey spricht immerhin von Selbstbestimmung als Dreh- und Angelpunkt und positiver Identität, aber der Gesetzentwurf genügt diesem Anspruch nicht. Warum hält er an den für die Betroffenen entwürdigenden medizinischen Begutachtungen fest? Warum zielt er nur auf inter*-Personen ab, statt ein umfassendes 'Geschlechtervielfaltsgesetz' zu ermöglichen, in dem sich jede*r selbstbestimmt verorten und eine positive Geschlechtsidentität entwickeln kann?

DIE LINKE fordert ein unkompliziertes, selbstbestimmtes Verfahren für den Eintrag und die Änderung des rechtlichen Geschlechts. Pathologisierung, Diskriminierung und Gutachtenpflichten müssen ein Ende haben. Das Transsexuellengesetz mit den psychisch enorm belastenden Gerichtsverfahren samt Gutachten gehört abgeschafft, medizinisch nicht notwendige geschlechtsangleichende Operationen an Säuglingen und Kindern müssen verboten werden. Das Abstammungsrecht sollte vielfältige Familienformen anerkennen: Automatische Mutterschaft bei Zwei-Mütter-Ursprungsfamilien muss ebenso selbstverständlich möglich sein wie Elternschaft für trans*-Menschen."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7446: Heute im Bundestag Nr. 596 - 16.08.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 596

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 16. August 2018, Redaktionsschluss: 12.05 Uhr

1. Leistungsberechtigte in Brandenburg

2. Lage der gesetzlichen Unfallversicherung

3. Geschlechtsspezifische Tötungen

4. Bundespolizei im Saarland

5. Kooperation von Europol mit Israel

6. Details zum Digitalkabinett



1. Leistungsberechtigte in Brandenburg

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/3730)
zu erwerbsfähigen Leistungsberechtigten im Land Brandenburg gestellt.
Konkret will die Fraktion von der Bundesregierung wissen, wie hoch der
Anteil der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten in verschiedenen
Altersgruppen der Bevölkerung und nach Nationalitäten sortiert ist.

 * 

2. Lage der gesetzlichen Unfallversicherung

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat eine Kleine
Anfrage (19/3764) zum Handlungsbedarf bei der Deutschen Gesetzlichen
Unfallversicherung (DGUV) gestellt. Sie fragt die Bundesregierung
unter anderem danach, ob sich für die DGUV, die als eingetragener
Verein organisiert ist, Nachteile im Vergleich zu den
Berufsgenossenschaften ergeben, die als Körperschaften des
Öffentlichen Rechts organisiert sind.

 * 

3. Geschlechtsspezifische Tötungen

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Zu geschlechtsspezifischen Tötungen an Frauen in
Deutschland hat die Fraktion Die Linke eine Kleine Anfrage (19/3763)
gestellt. Die Bundesregierung soll unter anderem darüber Auskunft
geben, ob es ihrer Meinung nach das Phänomen der sogenannten Femizide
in Deutschland gibt. Auch fragen die Abgeordneten nach Zahl der
Tötungsdelikte und Verurteilungen.

 * 

4. Bundespolizei im Saarland

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für die Bundespolizei im Saarland interessiert sich
die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/3772). Sie fragt die
Bundesregierung unter anderem zu Stellenbesetzungen, Altersstruktur
und nach der Zahl der unerlaubten Einreisen nach Deutschland.

 * 

5. Kooperation von Europol mit Israel

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/3706) zur Kooperation der EU-Polizeiagentur Europol mit der
israelischen Polizei gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung
unter anderem nach Inhalten des Kooperationsabkommens und nach
israelischen Polizeidienststellen in den besetzten Gebieten.

 * 

6. Details zum Digitalkabinett

Ausschuss Digitale Agenda/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) Die FDP-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/3771)
zur Digitalstrategie der Bundesregierung gestellt. Die Abgeordneten
wollen Details zur Zusammensetzung, den Zuständigkeiten und den
Entscheidungsbefugnissen des von der Regierung beschlossenen
Digitalkabinetts wissen. Außerdem interessiert sich die Fraktion
dafür, wie die Umsetzung der Digitalstrategie sichergestellt werden
soll und ob ein jährlich fortzuschreibender Digitalplan vorgesehen
ist.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1726: Statements von Kanzlerin Merkel und dem nigerianischen Staatspräsident Mahamadou, 15.08.18 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Meseberg - Mittwoch, 15. August 2018

Pressestatements von Bundeskanzlerin Merkel und dem Staatspräsidenten
des Niger, Herrn Issoufou Mahamadou

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Konsekutivdolmetschung)



BK'in Merkel: Guten Abend! Ich möchte Sie erst einmal recht herzlich
begrüßen, aber vor allen Dingen unseren Gast, den Staatspräsidenten des
Niger, Herrn Issoufou Mahamadou. Lieber Issoufou, ich freue mich sehr, dass
du meiner Einladung gefolgt bist und wir unsere sehr intensiven Beziehungen
auch hier in dieser ländlichen Atmosphäre fortsetzen und über alle
Probleme, die sich ergeben, und über alle Themen, die uns verbinden,
sprechen können.

Die Themen, die uns verbinden, liegen auf der Hand. Das ist das Thema der
Entwicklung gerade auch deines Landes, aber auch der Länder der gesamten
Sahelzone. Es ist das Thema der Sicherheit, und es ist auch das Thema der
Stabilität. Damit eng verbunden ist auch das Thema der Migration, von dem
Niger vor allen Dingen im Sinne eines Transitlandes betroffen ist.

Niger und Deutschland haben schon seit 1962 eine
Entwicklungszusammenarbeit. Aber wir können sagen, dass sich unsere
Beziehungen in den letzten Jahren sehr intensiviert haben. Wir können auch
feststellen, dass sich die Entwicklungszusammenarbeit, auch was das
finanzielle Volumen anbelangt, verdoppelt hat.

Ich möchte mich bedanken, weil Niger beim Kampf gegen die illegale
Migration sehr erfolgreich mit uns zusammenarbeitet und hierbei
herausragende Arbeit leistet. Aber wir haben auch verstanden und das ist
das, was in Europa und in Deutschland verstanden werden muss , dass dies
nur gelingt, wenn wir der Bevölkerung gleichzeitig auch Perspektiven für
ihre eigene wirtschaftliche Entwicklung und für die Bildung der Kinder
geben. Deshalb muss es Hand in Hand gehen: auf der einen Seite der Kampf
gegen illegale Migration und auf der anderen Seite Entwicklungschancen für
die Menschen in den betroffenen Regionen.

Wir haben im Grunde bei dem EU-Afrika-Gipfel in Valletta die Weichen
richtig gestellt. Aber wir haben in Deutschland ein Sprichwort: Es gibt
nichts Gutes, außer man tut es. Wir müssen es umsetzen. Denn für die
Menschen zählt nur, was vor Ort passiert. Dabei sind Deutschland und Niger
jetzt sehr zusammengewachsen, und wir versuchen, unsere Versprechen auch
umzusetzen. Genau darüber werden wir heute Abend sprechen genauso wie über
die Situation in der Region. Denn Niger hat nicht nur die terroristischen
Kräfte aus der Richtung Malis zu bekämpfen, sondern Niger ist auch Anrainer
an der Tschadsee-Region. Insofern ist der Kampf gegen den Terrorismus eine
ganz wesentliche Herausforderung für das Land Niger.

Ich möchte mich bedanken. Du hast dich immer dafür eingesetzt, dass Niger
und die G5-Sahelstaaten wirklich eigene Verantwortung übernehmen. Aber wir
werden euch jetzt auch unterstützen, um dafür die geeignete robuste
internationale Mandatierung zu bekommen. Deutschland wird 2019 im 
UN-Sicherheitsrat sein, und wir werden versuchen, mit euch gemeinsam hieran zu
arbeiten, genauso wie für politische Lösungen im Zusammenhang mit Libyen
und für die Bekämpfung der terroristischen Gruppen.

Also eine reiche Agenda für das Gespräch heute Abend. Noch einmal ganz
herzlich willkommen!

P Mahamadou: Ich möchte der Bundeskanzlerin ganz herzlich für diese sehr
herzliche Einladung hierher danken. Ich möchte auch noch einmal ganz
besonders für diesen herzlichen Empfang danken sowie für die
Gastfreundschaft, die meiner Delegation und mir seit meiner Ankunft in
Berlin entgegengebracht wurde. Ich möchte die Bundeskanzlerin noch einmal
zu ihrer Wiederwahl beglückwünschen und dazu, dass sie nach den vergangenen
Wahlen eine Große Koalition ins Leben gerufen hat.

Ich möchte noch einmal unterstreichen, welch exzellente Beziehungen
zwischen Berlin und Niamey bestehen. Das ist ganz offensichtlich. Bei jedem
Treffen, auch bei unseren Treffen in der Vergangenheit, haben wir immer
eine gleiche Sichtweise auf alle entscheidenden Fragen gehabt, auf Fragen
der Sicherheit, der Migration, aber auch die Entwicklungen, vor denen wir
stehen.

Zunächst zum Thema der Sicherheit: Ich habe die Bundeskanzlerin natürlich
auch heute über die Entwicklungen in der Tschadsee-Region und in der
Sahelzone informiert. Wir haben auch über die libysche Frage gesprochen. In
Bezug auf die Tschadsee-Region geht der Kampf gegen Boko Haram
selbstverständlich weiter. Dafür haben wir eine gemeinsame Einsatztruppe
mit Kamerun, Nigeria, dem Niger und Tschad ins Leben gerufen, die sehr gute
Arbeit leistet. Boko Haram ist geschwächt worden, leistet aber nach wie vor
Widerstand.

In der Sahelzone ist die gemeinsame G5-Sahel-Einsatztruppe jetzt
einsatzbereit. Bereits erfolgreich wurden mehrere Einsätze im zentralen
Einsatzkorridor durchgeführt. Das ist im Grenzbereich Mali, Niger und
Burkina Faso. Außerdem danke ich der Bundeskanzlerin für die Unterstützung,
die der G5-Sahel-Einsatztruppe zuteilwird, gerade im Bereich der
Ausbildung, aber auch im Bereich der Ausrüstung und der Infrastruktur.
Darüber hinaus danke ich für die Unterstützung des militärischen Collèges
wie der Polizeiakademie und auch der MINUSMA. Auf bilateraler Ebene danke
ich der Bundeskanzlerin auch für die Unterstützung Nigers in
Sicherheitsfragen.

Da Deutschland 2019 und 2020 einen Sicherheitsratssitz innehaben wird,
worüber ich mich persönlich sehr freue, möchte ich, dass die
Bundeskanzlerin auch die G5-Sahel-Truppe dabei unterstützt, ein Mandat im
Rahmen des Kapitels VII der Charta der Vereinten Nationen zu erhalten,
sowie darin, dass wir eine Lösung für die langfristige Finanzierung dieser
G5-Einsatztruppe finden. Das erfolgreiche Abhalten und der gute Ablauf der
Wahl in Mali zeigen, dass wir auf dem richtigen Weg sind. Denn, wie wir uns
erinnern, haben die Terroristen im Vorfeld bekanntgegeben, dass sie das
Abhalten dieser Wahlen stören wollten.

Natürlich wollen wir auch die Unterstützung Deutschlands im Kampf gegen die
organisierte Kriminalität, gerade auch gegen den Drogenhandel, der eine der
Hauptfinanzierungsquellen des Terrorismus ist. Natürlich ist für uns auch
die Situation in Libyen entscheidend. Wir hoffen auf eine Stabilisierung
der Situation. Denn solange die Situation in Libyen nicht stabil ist, ist
natürlich auch unsere Lage in der Sahelzone nicht stabil. Deutschland und
Europa können einen entscheidenden Beitrag zur Lösung der Krise in Libyen
leisten. Es bedarf einer schnellen Lösung der Krise. Das ist in unserem
Interesse und natürlich auch im Interesse Europas, weil Libyen ein Land
ist, dass zur illegalen Migration beiträgt, was für Europa ja ein sehr
wichtiges Thema ist.

Zum Thema der Migration: Ich denke, beim Thema der Migration sind wir der
gleichen Meinung und vertreten beide die Beschlüsse des EU-Afrika-Gipfels
im Kampf gegen diese illegale Migration. Ich weiß auch, dass sich die
Bundeskanzlerin sehr stark dafür engagiert, die Ursachen der Migration zu
bekämpfen und Sicherheit herzustellen. Die Lösung der Probleme im
Zusammenhang mit illegaler Migration liegt natürlich in der Schaffung von
Arbeitsplätzen, gerade auch für Jugendliche. Um diese Arbeitsplätze gerade
auch für die junge Bevölkerung zu schaffen, brauchen wir erhebliche
Investitionen nicht nur im Bereich der Landwirtschaft, sondern auch im
Bereich der Industrie. Es braucht in Afrika nicht nur Rohstoffe. Es braucht
vor allem auch die Mobilisierung von eigenen afrikanischen Mitteln, von
Mitteln der Diaspora, der öffentlichen Entwicklungshilfe, aber auch
ausländische Direktinvestitionen in Staaten von denjenigen, die in den
Sahelstaaten bereits aktiv sind. Das ist natürlich auch die Perspektive,
die im Zusammenhang mit den Außenmaßnahmen der EU-Pläne steht. Darüber
hinaus unterstützen wir die deutsche Initiative Compact with Africa.

Im gleichen Zusammenhang geht es natürlich auch um die
Integrationsanstrengungen, die jetzt in Afrika unternommen werden. Hierbei
brauchen wir auch weiter Unterstützung zur Einrichtung der kontinentweiten
Freihandelszone, die ebenfalls dazu beiträgt.

Darüber hinaus geht es auch um die Unterstützung der Sicherheitskräfte da
haben wir große Unterstützung im Kampf gegen die illegale Migration
erhalten sowie, wie die Bundeskanzlerin weiß, um die Unterstützung im
Bereich der unterschiedlichen Entwicklungsprogramme. Das befasst sich mit
Themenbereichen wie Bildung, Berufsbildung, Arbeitsplätze,
Ernährungssicherung, lokale Verwaltung, Gesundheitsbereich, aber auch
Beherrschung des Bevölkerungswachstums.

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, gemeinsam konnten wir große Erfolge im
Kampf gegen die illegale Migration erzielen. So konnten seit 2016 die
Flüchtlingsströme in der illegalen Migration um mehr als 90 Prozent gesenkt
werden, von rund 100 Menschen pro Jahr auf 10. Darüber hinaus ist
Deutschland auch eines der Gründungsmitglieder der Sahel-Allianz, die die
Länder unter anderem in den Bereichen Bildung, Schaffung von
Arbeitsplätzen, Jugend, nachhaltige Entwicklung der Landwirtschaft und
Ernährungssicherheit, Energie, Dezentralisierung, grundlegende
Versorgungsdienstleistungen, Governance und innere Sicherheit unterstützt.
Darüber hinaus ist dies auch eine Priorität des Investitionsplans der G5
Sahel. Die G5 Sahel setzen sich dabei insbesondere für die geschwächten
Grenzregionen ein. Im Rahmen dieses Investitionsplanes habe ich auch die
Bundeskanzlerin bzw. eine Delegation eingeladen, am Treffen in Nouakchott
teilzunehmen. Im Niger wird am 4. und 5. November 2018 ebenfalls eine
weitere Sahelkonferenz stattfinden sowie ein runder Tisch, der sich mit dem
Thema Investitionen befasst. Zu diesen beiden Ereignissen ist Deutschland
ebenfalls herzlich eingeladen. Darüber hinaus benötigen wir als Länder des
Sahels und besonders auch Niger noch stärkere Unterstützung.

Im Namen Nigers möchte ich noch kurz auf zwei Programme zu sprechen kommen,
zum einen natürlich Programme, die sich mit dem Thema der Migration
befassen, und zum anderen auf ein weiteres Programm, bei dem wir auch immer
Unterstützung erhalten haben, und zwar für die Einschulung von jungen
Mädchen. Auch das ist für uns eine Priorität, um mit dem
Bevölkerungswachstum umzugehen. Darüber hinaus gibt es weitere Programme im
Bereich der Energie.

Das heißt, sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, ich möchte Ihnen noch einmal
für Ihre Unterstützung der Länder des Sahels danken, ganz besonders auch im
Namen Nigers. Danke schön!

Mittwoch, 15. August 2018

 * 

Quelle:
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Staatspräsidenten des Niger, Herrn Issoufou Mahamadou, 15.08.2018
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PRESSEKONFERENZ/1725: Regierungspressekonferenz vom 15. August 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Mittwoch, 15. August 2018

Regierungspressekonferenz vom 15. August 2018

Themen: Kabinettssitzung (Witterungsschäden in der Landwirtschaft,
dritter Biopatentbericht), Treffen der Bundesumweltministerin mit
Landwirten zur Erörterung von Klimaanpassungsmaßnahmen, mögliche Aufhebung
des Wahlrechtsausschlusses von voll betreuten Behinderten, Zusammenbruch
einer Brücke in Genua, geplante Rücknahmeabkommen mit Griechenland und
Italien, Kämpfe im ostafghanischen Ghasni, Diskussion um die sogenannte
Ausbildungsduldung, Abschiebung von 46 Afghanen aus Deutschland,
Gesetzentwurf zu einer Änderung des Abmahnrechts, rechtswidrige Abschiebung
eines Uiguren aus Deutschland, Inhaftierungen deutscher Staatsangehöriger
in der Türkei, Währungsverfall der türkischen Lira, Syrien, Besuch des
russischen Präsidenten in Meseberg, Aufbau der Unterabteilung
"Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse" im BMI, Aufnahme von 50 aus
Seenot geretteten Personen in Deutschland, Glyphosat


Sprecher: StS Seibert, Haufe (BMU), Lenz (BMEL), Petermann (BMI),
Malachowski (BMJV), Friedrich (BMVI), Schwamberger (BMF), Burger (AA),
Fähnrich (BMVg), Baron (BMWi), Ewald (BMG)



Vorsitzende Maier eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Schönen guten Tag, meine Damen und Herren! Zwei Themen, die
ich Ihnen aus dem Kabinett vortragen möchte: Zunächst einmal hat die
Landwirtschaftsministerin, Frau Klöckner, ihren Ministerkollegen über den
aktuellen Sachstand zum Thema Witterungsschäden in der Landwirtschaft
berichtet. Weil Frau Klöckner um 12 Uhr eine Pressekonferenz gemacht hat,
will ich das hier relativ kurz halten.

Das Kabinett hat außerdem, verbunden mit diesem Thema, eine Verordnung zur
Kenntnis genommen, die es viehhaltenden Landwirten ermöglichen soll, die
Futterversorgung ihrer Tiere zu erleichtern. Da der Grünschnitt ausfällt,
ist das für Viehhalter ein erhebliches Problem. Diese Verordnung sieht vor,
dass für das Jahr 2018 ökologische Vorrangflächen mit dort angebauten
Zwischenfruchtmischungen nach Ablauf einer achtwöchigen Frist
uneingeschränkt auch für Futterzwecke nutzbar sein sollen, und zwar in den
Gebieten, in denen es diese sehr ungünstigen, extremen Dürrebedingungen
gegeben hat. Weitere Details dazu bekommen Sie sicher gerne von den
Kollegen aus dem zuständigen Ministerium.

Das zweite Thema, auf das ich Sie aufmerksam machen möchte, ist der dritte
Biopatentbericht. 2012 hatte der Bundestag die Bundesregierung
aufgefordert, ein staatliches Biopatentmonitoring aufzubauen, um
Entwicklungen in diesem Bereich frühzeitig erkennen zu können.

Zur Definition: Biopatente sind Patente im Bereich lebender Materie; sie
werden für Erfindungen erteilt, die biologisches Material, Pflanzen, Tiere
und auch biotechnische Verfahren betreffen. Dahinter verbergen sich
Pflanzen oder Tiere mit besonderen Eigenschaften, Impfstoffe oder
Diagnostika. Alle zwei Jahre soll die Bundesregierung über diese
Biopatententwicklung berichten. Dieser Bericht ist heute vom Bundeskabinett
beschlossen worden und wird dem Deutschen Bundestag und dem Bundesrat
zugeleitet.

Haufe: Stichwort aktuelle Dürreperiode: Die Bundesumweltministerin wird
sich morgen um 10.30 Uhr mit Landwirten treffen, um die aktuelle Lage
bezüglich der Klimaanpassung zu erörtern. Sie trifft sich mit den
Landwirten im Bundesumweltministerium, um mögliche Anpassungsmaßnahmen in
der nahen und ferneren Zukunft zu besprechen und auch mögliche
Finanzierungen, vor allen Dingen aus EU-Mitteln, zu klären. Um 15.30 Uhr
gibt es dazu die Möglichkeit für O-Töne im Bundesumweltministerium.

Frage: Die Frage geht sowohl an das Landwirtschaftsministerium als auch an
das BMU. Ist die Nutzung der ökologischen Vorrangflächen für
Futtermittelanbau eine einmalige Situation? Es gibt acht Wochen Frist; dann
dürfen sie genutzt werden. Wie lange dauert das? Ist sichergestellt, dass
der Zweck der ökologischen Vorrangflächen langfristig dadurch nicht
beeinträchtigt wird?

Lenz: Eine ökologische Vorrangfläche ist eine Fläche, die besondere
Umweltleistungen mit sich bringen soll, dass zum Beispiel Hecken oder
Pufferzonen angelegt werden, auch Brachflächen, die nicht oder nur
teilweise für die landwirtschaftliche Nutzung zur Verfügung stehen.

Es herrscht aktuell eine Notsituation; das ist ganz klar betont worden. Die
Ministerin hat betont: Es geht jetzt darum, erst einmal Futter für die
Tiere zur Verfügung zu stellen. Das ist auch nur auf Antrag möglich, also
für Betriebe, die aufgrund der Trockenheit wirklich Not leiden. Wie lange
es weitergehen wird, wird sich zeigen. Erst einmal ist es auf Antrag
möglich.

Haufe: Es ist eine Verordnung des Bundeslandwirtschaftsministeriums, die
mit uns eng abgestimmt worden ist. Wir haben dieser Verordnung ganz klar
aus der aktuellen Situation heraus zugestimmt. Wir sehen nicht, dass das
Prinzip der ökologischen Vorrangfläche dadurch in irgendeiner Form infrage
gestellt wird. Ganz im Gegenteil: Es zeigt sich, dass Umwelt- und
Naturschutzleistungen, die die Bauern vornehmen, für sie eine Maßnahme
sind, die sie klimaresistenter macht und vor Risiken des Klimawandels
schützt.

Deswegen sagen wir ja, dass die europäische Agrarförderung stärker
Leistungen der Bauern finanzieren muss und vergüten muss, die für den
Umwelt- und Naturschutz sind, weil sie in sehr vielen Fällen gleichzeitig
eine Klimaanpassungsmaßnahme sind. Das zeigt sich hier zum Beispiel bei den
ökologischen Vorrangflächen.

Zusatzfrage: Es ist völlig klar: In einer Notsituation muss reagiert
werden. Aber auch wenn Sie jetzt noch nicht sagen können, wie lange diese
Nutzung stattfinden kann: Wird gewährleistet, dass nicht unter der Hand
ökologische Vorrangflächen auf einmal doch wieder als reguläre Anbauflächen
für Futter oder anderes umgewidmet werden?

Lenz: Um das besser einzuordnen, zum Hintergrund: Die Vorrangflächen sind
EU-Recht. Im Rahmen der sogenannten Greening-Maßnahmen müssen 5 Prozent der
Ackerflächen als ökologische Vorrangflächen vorgehalten werden. 5 Prozent
sind schon eine ziemlich große Menge. Insofern sehe ich an dieser Stelle
keine Gefahr, dass unter der Hand irgendetwas läuft, sondern es geht, wie
der Kollege betont hat, um eine ganz konkrete Notsituation, in der
unbedingt geholfen werden muss. Es geht um Tiere, die Futter brauchen, um
Lebewesen, die Futter brauchen. Insofern sehe ich da erst mal keine Gefahr
des Missbrauchs.

Aber, wie gesagt, die Verordnung muss auch noch vom Bundesrat verabschiedet
werden; sie ist noch nicht in Kraft. Bei der Ausgestaltung der
Antragstellung wird sicherlich darauf geachtet werden.

Frage: Welche Kriterien müssen die Bauern denn erfüllen, damit sie aus
Ihrer Sicht in Not sind?

Herr Haufe, welche Bauern kommen denn da morgen? Nur Leute vom
Bauernverband?

Lenz: Wir sprechen über unterschiedliche Bereiche, einmal über die
Verordnung, die Antragstellung. Die zuständigen Behörden vor Ort
entscheiden, ob die Voraussetzungen gegeben sind, damit die Landwirte die
ökologische Vorrangfläche für eine Zwischenfruchtnutzung benutzen dürfen.

Da Sie es so allgemein beschrieben haben, eine Klarstellung, worum es bei
weiteren Hilfen geht: Das entscheidet sich erst - das wurde an dieser
Stelle mehrfach betont - in der nächsten Woche. Die Ministerin hatte gerade
um 12 Uhr eine Pressekonferenz. Da hat sie angekündigt, in der kommenden
Woche im Kabinett den Erntebericht vorzustellen. In der kommenden Woche
haben wir also eine validere Datengrundlage, auf der entschieden werden
kann, ob der Bund, weil es sich dann eventuell um ein nationales Ausmaß
handelt, Hilfe leisten kann. Das ist der andere Bereich, der noch aussteht.
Da verweise ich Sie, wie die Kolleginnen hier an verschiedenen Stellen, auf
die kommende Woche.

Haufe: Die Bundesumweltministerin trifft sich nicht nur mit Vertretern
eines Interessenverbandes, sondern sie hält es da genauso wie die
Landwirtschaftsministerin, die gesagt hat, sie ist nicht die
Erfüllungsgehilfin eines Standes oder eines Interessensverbandes. Die
Ministerin trifft eine breite Auswahl unterschiedlicher Landwirte aus der
ökologischen Landwirtschaft, aus der konventionellen Landwirtschaft.

Zusatzfrage: Von Umweltverbänden gibt es die Kritik, dass es zu viele
Tiere, zu viel Vieh in Deutschland gibt. Dadurch gibt es natürlich auch das
Problem, dass es zu wenig Futter gibt. Was sagen das Umweltministerium und
das Landwirtschaftsministerium dazu? Muss man es in den nächsten Jahren
hinbekommen, dass es weniger Nutztiere in Deutschland gibt?

Lenz: Wir haben aktuell eine Extremlage, was das Wetter angeht. Insofern
ist das Futter derzeit aufgrund einer Extremsituation knapp. Über die
können wir jetzt sprechen.

Wir können gerne auch mal in eine Debatte über die grundsätzliche
landwirtschaftliche Ausrichtung gehen. Ich weiß nicht, ob das jetzt hier
die richtige Stelle ist, das zu tun. Momentan sprechen wir über eine
Extremlage, die sich so nicht in jedem Jahr wiederholt.

Haufe: Ich kann nur noch den Aspekt hinzufügen, dass es sowohl in der
Landwirtschaft als auch in der Bundesregierung klar ist, dass
Intensivlandwirtschaftsunternehmen natürlich stärker Klimarisiken
ausgesetzt sind als andere Unternehmen. Das wird die Ministerin morgen auch
ansprechen, aber das ist keine Neuigkeit. Das ist ein feststehender Fakt.

Frage: Das ist ein bisschen ein Thema für Spezialisten. Die Frage richtet
sich an das BMI und vielleicht auch an das Justizministerium. Es gibt für
Behinderte, die in allen Fragen voll betreut werden, einen
Wahlrechtsausschluss im Bundeswahlgesetz. Es soll daran gearbeitet werden.
Meine konkrete Frage ist jetzt: Welche Vorarbeiten wurden vom BMI in dieser
Sache schon geleistet? Besteht Hoffnung, dass noch in dieser
Legislaturperiode der Wahlrechtsausschluss für voll betreute Behinderte
gekippt wird?

Petermann: Es gibt dazu eine Empfehlung aus dem Koalitionsvertrag. Diese
Empfehlung richtet sich allerdings an den Deutschen Bundestag und nicht an
das Bundesministerium des Innern, denn nach der Staatspraxis sind
Wahlrechtsangelegenheiten Angelegenheiten des Deutschen Bundestages und
nicht der Bundesregierung.

Es gibt vonseiten der Bundesregierung eine Studie dazu aus dem Jahr 2016,
die in Auftrag gegeben wurde und die auch bei Bedarf zur Verfügung gestellt
werden kann.

Malachowski: Ich kann dazu nichts ergänzen.

Frage: Ich würde gerne den Zusammenbruch einer Brücke in Italien
ansprechen. Ich möchte das Verkehrsministerium ansprechen. Es gibt
verschiedene Arten von Brücken. Haben Sie untersucht, ob es Bauwerke dieser
speziellen Art wie in Genua auch in Deutschland gibt? Ist daher die
Katastrophe in Italien für Sie Grund zu einer Sonderprüfaktion, einer
Überprüfung des Zustandes dieser Brücken, oder ist die Prüfung schon so
lückenlos, dass es dessen nicht bedarf?

Mich würde zum Zweiten vom Bundesfinanzministerium interessieren: Solche
Katastrophen wie in Genua verursachen in dem betreffenden Land hohe Kosten
für die Wiederherstellung, Reparatur und ähnliche Dinge. Sind dies
Ausgaben, die bei der Bemessung des Defizits eines Landes als
außerordentliche Katastrophenausgaben nicht eingerechnet werden? Ist einem
Land bei solchen Sonderfällen erlaubt, die Defizitgrenze zu verletzen?

Friedrich: Ich beginne mit den grundsätzlichen Informationen zu diesem
Thema. Der Fall in Genua kann nicht so einfach pauschalisiert werden. Was
dort passiert ist, entzieht sich einfach unserer Kenntnis. Wir haben in den
Medien gehört: Es handelt sich um einen Blitzeinschlag. Weitere Gerüchte
kursierten auch in den sozialen Medien. Deshalb ist es sehr, sehr schwer,
diesen Einzelfall quasi als Beispiel für weitere mögliche Schäden an
Brücken oder Probleme bei Brücken zu übernehmen. Diesen Fall kann man nicht
pauschalisieren.

Das Thema Brücken und Brückenmodernisierung ist natürlich auch für uns in
der Bundesregierung ein sehr, sehr wichtiges, bedeutendes Thema. Sicherheit
hat immer oberste Priorität. Wir haben auch gerade im Bereich
Brückenerhaltung und Brückenmodernisierung die Gelder wirklich massiv
aufgestockt, und zwar nicht erst seit diesem Einzelfall, nicht erst seit
gestern, sondern bereits seit Jahren.

Im Einzelnen kann ich Ihnen dazu sagen, dass die Brückenmodernisierung Teil
der Erhaltung der Bundesfernstraßen ist. Das heißt, hier geht es um die
Strecke, aber auch um die Brücke. Für das Jahr 2018 stehen hier insgesamt
3,9 Milliarden Euro Mittel bereit, die in der Finanzplanung bis 2022 auf
rund 4,4 Milliarden Euro anwachsen werden. Gemäß der
Erhaltungsbedarfsprognose sollen von diesen Mitteln in diesem Jahr, also im
Jahr 2018, rund 1,4 Milliarden Euro in die Brückenerhaltung fließen und
2020 sogar rund 1,5 Milliarden Euro; im Jahr 2022 sind es 1,6 Milliarden
Euro.

Abgesehen von diesem Teil der Gelder, die wir zur Verfügung stellen, haben
wir auch ein Sonderprogramm "Brückenmodernisierung". Dabei geht es darum,
Maßnahmen so schnell wie möglich umzusetzen. Es gibt dafür sozusagen einen
Katalog. Die Voraussetzung für die Aufnahme einer Brücke in dieses Programm
ist, dass die Sanierung mehr als 5 Millionen Euro kostet und dass Baurecht
besteht. Alles, was Baurecht hat, wird finanziert.

Wichtig im Sonderprogramm "Brückenmodernisierung" ist, dass in diesem
Programm allein in den Jahren 2018 bis 2022 rund 4,1 Milliarden Euro zur
Verfügung stehen. Dieses Geld wird auch tatkräftig genutzt. Wir haben ein
erprobtes System von Brückenbesichtigungen, Brückenprüfungen. Das ist der
sogenannte Brücken-TÜV, wie man ihn auch bezeichnen könnte. Es handelt sich
um ein sehr dichtes Kontrollnetz zur Standsicherheit, Dauerhaftigkeit und
Verkehrssicherheit. Das setzt sich im Einzelnen zusammen aus der
Hauptprüfung, die alle sechs Jahre stattfindet, und einer einfachen
Prüfung, die alle drei Jahre stattfindet, immer nach einer Hauptprüfung.
Darüber hinaus gibt es Besichtigungen, die im jährlichen Rhythmus erfolgen,
und laufende Beobachtungen im halbjährlichen Rhythmus.

Alle Informationen, die dort gesammelt werden, werden stetig nicht nur an
die Länder, sondern auch an die Bundesanstalt für Straßenbau geliefert.
Dort gibt es auch eine Liste, die man einsehen kann, mit allen Brücken, die
es in Deutschland gibt, und mit den Zustandsnoten, die sie erhalten haben.

Die Brückenbesichtigungen beziehungsweise -prüfungen, die sogenannten
Bauwerksprüfungen, werden von speziell geschulten Bauwerksprüfingenieuren
durchgeführt. Das heißt, hier sind fachkundige Experten am Werk. Die
Pflicht zur Brückenprüfung - das ist vielleicht auch mit Blick auf den Fall
in Genua sehr interessant - ist natürlich nicht nur für die Länder
verpflichtend, sondern sie ist auch für alle Betreiber und Baulastträger,
also auch für ÖPP-Betreiber, verpflichtend. Sie müssen auch eine
Bauwerksprüfung bei ihren Bauwerken durchführen.

Darüber hinaus - um zu komplettieren, was wir im Bereich Prüfung machen -
kann ich Ihnen noch sagen: Es gibt ein spezielles Projekt bei der
Bundesanstalt für Straßenbau. Es handelt sich um die "Intelligente Brücke".
Da geht es um die Frage: Wie kann man mit den aktuellen Methoden Schäden
registrieren, die nicht sofort sichtbar sind, die vielleicht im Inneren
eines Betonpfeilers sind, die nicht von außen zu sehen sind und auch nicht
messbar sind?

Die "Intelligente Brücke" geht hier einen Schritt weiter. Sie nutzt
Sensoren an verschiedensten Stellen, um minimalste Verschiebungen im
Mikromillimeterbereich zu erfassen und Alarm zu schlagen. Eine solche
"Intelligente Brücke" existiert bereits; sie ist in Nürnberg installiert.
Es gibt vier weitere Projekte. Auch hierzu finden Sie die Details auf der
Webseite der Bundesanstalt für Straßenbau.

In den Medien geisterte auch immer wieder die gerade erwähnte Zustandsnote
herum. Deshalb würde ich gerne auch dazu noch etwas sagen. Wir haben im
Moment 39.500 Brücken in Deutschland. Diese Brücken setzen sich aus
Teilbauwerken zusammen. Das sind ca. 52 Teilbauwerke. Die große Mehrheit
dieser Brücken, 87 Prozent, befindet sich im Zustand "gut" bis
"ausreichend", und 11 Prozent unserer Brücken sind offiziell mit "nicht
ausreichend", 2 Prozent mit "ungenügend" zensiert.

Das hört sich jetzt ganz dramatisch an, wenn man an Schulnoten denkt. Dazu
muss man allerdings sagen, dass diese Note in erster Linie einen Hinweis
darauf gibt, wie die Erhaltungsplanung zu erfolgen hat. Sie gibt keinen
Aufschluss darüber, welche Schäden die Brücke hat. Die Note "ungenügend"
bedeutet nicht, dass die Brücke einsturzgefährdet ist, sondern es kann
heißen, dass zum Beispiel im Geländer der Brücke Stäbe fehlen, dass
vielleicht auf der Fahrbahn Beton abgeplatzt ist. All das ergibt sich nicht
sofort aus der Note, sondern es ergibt sich daraus, was in der
Erhaltungsplanung vorgesehen ist, wie die Sanierung oder das Problem im
Einzelnen beschrieben wird. Auch dazu verweise ich auf die Liste, die die
Bundesanstalt für Straßenbau online gestellt hat.

Schwamberger: Mit Blick auf den von Ihnen angesprochenen Stabilitätspakt,
und das Verfahren: Das Verfahren ist klar in dem EU-rechtlichen Rahmen und
auch in entsprechenden Verordnungen geregelt. Mit Blick auf den
präventiven, aber auch den korrektiven Arm des Stabilitätspaktes ist es
nach meiner Erinnerung so, dass in den Regularien in außerordentlichen
Notfällen wie Naturkatastrophen eventuell Ausnahmetatbestände bestehen
könnten. Das ist aber keine Beurteilung, die im Kreise der Finanzminister
getroffen wird, sondern in dem Verfahren.

In allen üblichen Schritten ist es so, dass die Länder ihre Daten melden,
und wenn sie außergewöhnliche Umstände geltend machen wollten, obliegt es
der Kommission, dies zu prüfen. Das ist aber jetzt sozusagen eine
theoretische Beschreibung, weil nach meiner Kenntnis diesbezüglich noch
keinerlei Anträge oder dergleichen seitens Italien vorliegen. Die
Kommission wäre die Stelle, die darüber eher Auskunft geben könnte.

Frage: Vielen Dank für die Antwort, Frau Friedrich. Da ergeben sich kaum
noch Nachfragen. Aber eine habe ich trotzdem: Sie haben die ÖPP-Projekte
angesprochen. Es gibt Vorwürfe in Italien, dass der Betreiber der Autobahn
möglicherweise schon früh Kenntnis von den Mängeln an der Brücke hatte.
Deswegen meine Nachfrage, da ja auch in Deutschland solche ÖPP-Projekte
immer mehr um sich greifen: Wird das von staatlicher Stelle geprüft, oder
obliegt es dem Betreiber, mögliche Schäden an seinen Brücken zu überprüfen?

Friedrich: Die Prüfungen werden von Bauwerksprüfingenieuren durchgeführt.
Sie sind in der Regel bei den Straßenbauverwaltungen der Länder angestellt.
Es kann aber auch sein, dass Dritte beauftragt werden.

Letztendlich gibt es dafür einen Kriterienkatalog. Diese Informationen
müssen halbjährlich an die Bundesanstalt für Straßenbau weitergeleitet
werden. Hier gibt es also ein sehr dichtes Netz an Informationen.

Zusatzfrage: Aber es kann durchaus sein, dass ein ÖPP-Betreiber einen
unabhängigen Gutachter selbst beauftragt und bezahlt, der dann diese
Prüfung durchführt?

Friedrich: Grundsätzlich kann das auch jedes Land tun. Jedes Bundesland
kann die eigenen Ingenieure einsetzen, aber es kann auch sein, dass man
sich dafür entscheidet, Dritte damit zu beauftragen. Das sind aber alles
geprüfte Ingenieursbüros. Es gibt hierzu eine DIN-Regelung, und zwar die
DIN 1076, die eingehalten werden muss. Das heißt, Sie können nicht einfach
sagen, der Betreiber kann - ich kann den Gedankengang verstehen - die
Unterlagen "faken" oder so etwas. Das kann hier nicht funktionieren, in
diesem engen System nicht.

Zusatzfrage: Aber es ist ja etwas anderes, wenn das Land jemanden
beauftragt. Dann gibt es da keine Gewinninteressen. Wenn ein ÖPP-Betreiber
jemanden beauftragt, hätte er, auch wenn er zunächst mal unabhängig ist,
trotzdem Gewinninteressen. Es kann also durchaus sein, dass ein 
ÖPP-Betreiber selbst jemanden beauftragt, diese Prüfungen durchzuführen?

Friedrich: Ich werde jetzt nicht darüber spekulieren, welche Gewinnmargen
oder Gewinnideen ein ÖPP-Betreiber hat. Es ist einfach grundsätzlich so:
Wir haben hier ein enges Netz. Die ÖPP-Betreiber sind genauso verpflichtet
wie die Länder, diese Informationen zu liefern.

Sie sehen, dass in der Liste, die wir bei der Bundesanstalt für Straßenbau
veröffentlicht haben, sehr viele Details aufgelistet werden. Ungefähr 11
Prozent der Brücken sind mit "nicht ausreichend" und "ungenügend" zensiert.
Das heißt, wir verschließen nicht die Augen vor der Wirklichkeit, sondern
wir greifen das Problem an. Wir haben das erkannt. Die
Brückenmodernisierung ist ein großes Thema; auch im Bundeshaushalt haben
wir das fest verankert. Dementsprechend geben wir Milliarden dafür aus, um
die Brücken zu modernisieren.

Es ist ganz klar, dass wir eine Priorisierung vornehmen müssen. Das tun
wir, indem wir diese Noten vergeben, indem wir ein Sonderprogramm haben und
indem wir mit den Ländern und auch ÖPP-Betreibern im Austausch sind. Aber,
wie gesagt, das sind enge Regularien.

Frage: Frau Friedrich, wo befinden sich diese Brücken, die nicht in gutem
Zustand sind? Ich nehme an, sie befinden sich in Westdeutschland, eventuell
in Bayern, wo es regelmäßig Klagen gibt, dass die Infrastruktur nicht in
gutem Zustand ist.

Friedrich: Wo sich die Brücken im Einzelnen befinden, kann ich hier jetzt
nicht sagen. Wir gehen in der RegPK in der Regel nicht auf einzelne
Straßenbauprojekte ein. Ich möchte noch einmal auf diese Liste verweisen.
Dort können Sie direkt ablesen, wo sich die einzelnen Bauwerke befinden.

Zusatz: In Leverkusen gibt es eine Brücke mit besonderen Problemen, über
die keine Lastkraftwagen fahren dürfen.

Friedrich: Es gibt die Leverkusener Rheinbrücke, die auch in dieses
Brückenprogramm fällt. Das ist ganz klar. Aber auch hier werden Maßnahmen
ergriffen. Nicht ohne Grund ist diese Brücke im Sonderprogramm
"Brückenmodernisierung" enthalten.

Frage: Frau Friedrich, Sie sagten, von den fast 40.000 Brücken sind 2
Prozent in ungenügendem Bauwerkszustand. Das sind ja fast 800. Werden sie
alle noch befahren?

Friedrich: Ich kann es nur noch mal wiederholen: Das heißt nicht, dass die
Brücke einsturzgefährdet ist. Das bedeutet im Prinzip nur, dass irgendetwas
mit dieser Brücke passiert ist. Es kann Beton abgeplatzt sein, und das kann
wiederum bedeuten, dass der Verkehr eingeschränkt wird, dass der
Schwerverkehr nur noch sehr langsam, mit einem Tempolimit, darüberfahren
darf.

Zusatzfrage: Das habe ich verstanden. Ich wollte wissen, ob Brücken
darunter sind, die nicht mehr befahren werden dürfen. Sind davon alle
Brücken sanierungsfähig, oder gibt es Brücken, die in einem so ungenügenden
Zustand sind, dass sie gar nicht mehr sanierungsfähig sind?

Was ist mit den Eisenbahnbrücken in Deutschland? Wie viele gibt es davon?
Wie ist ihr Zustand?

Friedrich: Zahlen zu Eisenbahnbrücken habe ich hier jetzt nicht vorliegen.

Die Informationen, welche Brücken in welchem Zustand sind, müsste ich noch
einholen. Aber auch hier würde ich einfach erst mal auf die Liste
verweisen, in der das im Detail aufgeführt wird.

Zusatz: Ich hatte nach der Sanierungsfähigkeit gefragt.

Friedrich: Dazu kann ich auch nur sagen, dass mir zu den einzelnen Brücken
jetzt nicht präsent ist, welche einzelnen Projekte - -

Zusatzfrage: Ich habe nicht nach einzelnen Brücken gefragt. Ich will
wissen, ob die Brücken, die in ungenügendem Zustand sind, überhaupt
sanierungsfähig sind.

Friedrich: Aber das läuft auf dieselbe Antwort hinaus: dass mir diese
Straßenbauprojekte nicht im Einzelnen präsent sind, sodass ich diese Frage
jetzt nicht beantworten kann.

Schwamberger: Ich kann noch eine ganz kurze Präzisierung zu meiner
Ausführung zum Stabilitäts- und Wachstumspakt kundtun, weil das vielleicht
nicht nur dem Kollegen interessiert. Ausnahmen sieht der Stabilitätspakt
nur vor, wenn ein außergewöhnliches Ereignis, wie zum Beispiel eine
Naturkatastrophe, auftritt oder sich das betroffene Land in einer schweren
Wirtschaftskrise befindet. Eine solche definiert der Stabilitätspakt bei
einem Rückgang des BIP um mindestens 0,75 Prozent.

Frage: Nur eine kurze Frage zu den bilateralen Verträgen mit Griechenland
und Italien: Da gab es übereinstimmend unscharfe Ausführungen in der
jüngeren Vergangenheit, sowohl vom Innenminister als auch von der
Kanzlerin, dass sie bald kommen sollten, bei Griechenland noch ein bisschen
"bälder". Gibt es denn da etwas Genaueres, Frau Petermann?

Petermann: Genauer kann ich Ihnen sagen, dass in den vergangenen Tagen noch
sehr intensive Gespräche geführt wurden, auch auf Ministerebene. Es gibt
nur noch einige wenige Details zu klären, sodass wir Stand heute davon
ausgehen können, dass diese Verträge zustande kommen werden.

Zusatzfrage: Und wann?

Petermann: Das kann ich Ihnen leider nicht auf den Tag genau beziffern.
Aber wenn wir sagen, dass die Abkommen abgeschlossen werden, gehen wir
davon aus, dass das sehr bald sein wird.

Frage: Ich habe eine Frage zu Afghanistan ans Auswärtige Amt und/oder ans
BMVg: Hat sich nach den Kämpfen um Ghasni die Lagebeurteilung in den
Ministerien geändert, auch angesichts der strategischen Lage von Ghasni,
was die Sicherheit der deutschen Soldaten angeht?

Burger: Wir haben bisher ein nicht ganz vollständiges Lagebild zur
ostafghanischen Stadt Ghasni. Die Meldungen über Zahlen von Opfern unter
den Taliban und unter den Sicherheitskräften, die uns dazu vorliegen, gehen
teilweise noch sehr weit auseinander. Wir verfolgen natürlich die
Berichterstattung darüber sehr aufmerksam. Der Kampf in eng bewohnten
Gebieten gehört zu den größten Herausforderungen für Sicherheitskräfte, ist
sehr zeitintensiv, verlustreich und auch unübersichtlich. Insofern kann ich
Ihnen derzeit noch kein ganz genaues Lagebild liefern.

Ich weiß nicht, ob die Kollegen vom BMVg ergänzen wollen.

Fähnrich: Ich kann hinzufügen, dass die Provinzhauptstadt außerhalb des
deutschen Verantwortungsbereiches liegt, dass wir keine eigenen
Erkenntnisse über den Verlauf dieser Angriffe haben und dass für unsere
deutschen Soldaten in ihren Unterkünften die Sicherheitslage genauso ist
wie in den letzten Tagen. Wir müssen die Situation jetzt analysieren.
Unsere Soldaten dort sind ja auch in Kontakt mit afghanischen Kräften. Dann
wird sich wahrscheinlich das Lagebild in den nächsten Tagen verdichten.

Frage: Unternehmen beklagen immer wieder, dass unter anderem bei der
Rückführung von abgelehnten afghanischen Asylbewerbern einige dabei sind,
die sich noch in der Ausbildung befinden. Das kann ja eigentlich nicht
sein, wenn man sich nach der "3+2-Regelung" richtet, die im
Koalitionsvertrag festgeschrieben wurde. Meine Frage an das BMI ist: Wie
wird aus Ihrer Sicht diese Regelung denn gehandhabt, wenn es trotzdem zu
der Abschiebung von in Ausbildung befindlichen Asylbewerbern kommt?

Petermann: Es gibt die Möglichkeit der Ausbildungsduldung - von der wird
auch Gebrauch gemacht - in den Fällen, in denen es sich um
ausreisepflichtige Asylbewerber handelt, die eine qualifizierte
Berufsausbildung beginnen oder durchführen, und die Möglichkeit, im
Anschluss noch zwei Jahre im Rahmen dieser Berufstätigkeit hier zu
arbeiten.

Allerdings, und das ist der Punkt, um den sich Ihre Frage dreht, gibt es
eine uneinheitliche Anwendung in den Ländern bezüglich der konkreten Frage,
wann konkrete Maßnahmen der Aufenthaltsbeendigung bevorstehen. Das heißt
also, wenn konkrete Maßnahmen der Aufenthaltsbeendigung bevorstehen, dann
wird diese Duldung als Ausbildungsduldung nicht ausgesprochen. Die Länder -
die Länder sind ja zuständig für das Aussprechen der Duldung - wenden diese
Regelung unterschiedlich an. Wir vonseiten des BMI haben vor einem Jahr
Anwendungshinweise dazu herausgegeben, die die Praxis aus unserer Sicht
schon etwas vereinheitlicht haben, aber offenkundig ist die Anwendung noch
nicht überall gleich.

Zusatz: Wenn ich es jetzt richtig verstanden habe, dann wird das Ende einer
Ausbildung in den Ländern unterschiedlich interpretiert.

Petermann: Nein, es geht nicht um das Ende einer Ausbildung - dann habe ich
mich vielleicht etwas missverständlich ausgedrückt -, sondern um die Frage -
 das muss als Merkmal erfüllt sein -, wie konkret eine Maßnahme zur
Beendigung des Aufenthalts bevorsteht. Steht ganz konkret zum Beispiel die
Rückführung im Raum, dann muss keine Duldung ausgesprochen werden.

Frage: Ich habe ein paar konkrete Fragen zu dem aktuellen Abschiebeflug mit
46 Abgeschobenen. Ich würde gerne wissen, ob das alles Männer waren, Frau
Petermann.

Welche Bundesländer waren daran beteiligt? Man hat bisher von Bayern und
von Brandenburg gehört. Die dpa spricht auch von Baden-Württemberg. Können
Sie uns da die gesamte Liste geben?

Danach habe ich dann noch eine Frage.

Petermann: Es waren 46 Personen aus elf Bundesländern. Unter den 46
männlichen Personen waren 15 Straftäter. Es ging um schwere
Gewaltkriminalität bis hin zu Kleineren Delikten. Mitgereist ist eine
Delegation des Europarats, ganz konkret des Ausschusses für
Folterprävention. Das waren fünf Personen. Im Übrigen wurde der Flug von
101 weiteren Personen begleitet, die nur die Begleitung übernommen haben.

Zusatzfrage: Können Sie uns die elf beteiligten Bundesländer nennen oder
das nachreichen?

Wenn Sie sagen, von den 46 Personen seien 15 Straftäter gewesen, was haben
denn dann die anderen 31 gemacht? Waren das alles Identitätsverweigerer?

Aus Bayern heißt es ja, dass 25 nach Afghanistan abgeschoben wurden.
Darunter waren sieben Straftäter und zwei Identitätsverweigerer. Das heißt,
dass 16 keine Straftäter und keine Identitätsverweigerer sind. Was haben
die denn gemacht?

Petermann: Es kommt ja bei der Beendigung des Aufenthalts und der
Abschiebung nicht darauf an, sondern ganz klar darauf, ob eine
Aufenthaltsbeendigung beziehungsweise eine Rückführungsmaßnahme
ausgesprochen wurde oder nicht, also ob ein Asylgrund besteht oder ob kein
Asylgrund besteht. Das steckt dahinter. Einige Bundesländer nehmen eine
Abschiebung nur bei Straftätern vor, aber nicht alle.

Zusatzfrage : Waren diese Straftäter alles verurteilte Straftäter?

Petermann: Sonst wären sie ja keine Straftäter.

Zusatz: Es gab ja auch schon Fälle, in denen jemand eine Straftat begangen
haben soll, aber nicht verurteilt wurde, und der dann trotzdem abgeschoben
wurde.

Petermann: Dafür liegen mir jetzt keine Anhaltspunkte vor.

Zusatzfrage: Aber können Sie uns die Liste der elf Bundesländer geben?

Petermann: Das kann ich nachreichen.

Frage: Über den Themenkreis Afghanistan hinaus haben wir ja im Moment in
Deutschland eine Diskussion darüber, ob man nicht für geduldete
Asylbewerber, also nicht anerkannte Asylbewerber, die aber gut ausgebildet
und auch gut integriert sind, eine dauerhafte Bleibemöglichkeit und
Arbeitsmöglichkeit schafft. Hat diese Diskussion, die ja von Herrn Günther
aus Schleswig Holstein angestoßen worden ist, denn heute im Kabinett
irgendeine Rolle gespielt? Ist dieses Thema inzwischen eine Diskussion, die
auch innerhalb der Bundesregierung stattfindet? Es ist ja die Rede von
einem Spurwechsel zwischen Asyl- und Zuwanderungsverfahren. Will man da
initiativ werden?

StS Seibert: Nein, im Kabinett hat diese Debatte keine Rolle gespielt. Wenn
Sie auf den Koalitionsvertrag zurückschauen, dann sehen Sie, dass in dem ja
festgestellt wird, dass der Fachkräftebedarf in den nächsten Jahren steigen
wird und dass diese Bundesregierung deswegen ein Regelwerk zur
Erwerbsmigration erarbeiten will, das sich am Bedarf unserer Wirtschaft
orientiert. Hinsichtlich der Frage, welche Änderungen des
Zuwanderungsrechts dafür im Einzelnen erforderlich sein mögen, werden dann
entsprechende Abstimmungen innerhalb der Bundesregierung stattfinden. Denen
werde ich nicht vorgreifen.

Ansonsten kann man ja noch einmal auf das verweisen, was in der letzten
Legislaturperiode auf diesem Gebiet getan worden ist. Frau Petermann hat
gerade von der Ausbildungsduldung berichtet. Es ist mit der sogenannten
"Blauen Karte EU" Zuwanderung für Hochqualifizierte erleichtert worden. Es
sind eine Reihe von Maßnahmen getroffen worden. Zentral für uns ist, dass
wir, um dem Fachkräftebedarf in Deutschland gerecht zu werden, ein
Regelwerk zur Erwerbsmigration erarbeiten wollen.

Frage: Frau Petermann, ich habe zwei Fragen zu den Abgeschobenen. Zum einen
haben Sie gesagt, bei den Straftätern könne es sich ja nur um Verurteilte
handeln, sonst wären sie keine. Ich glaube, eine Anwältin aus Brandenburg
beklagt, dass in einem Fall ein junger Mann abgeschoben worden sei, und
zwar aus dem laufenden Klageverfahren heraus, das noch nicht entschieden
sei. Wie verhält es sich damit? Können Sie dazu etwas sagen?

Zweite Frage, zur Duldung: In einem weiteren Fall war es wohl so, dass ein
abgeschobener junger Mann nur noch ein Jahr Berufsschule vor sich hatte.
Das heißt, dass die Ausbildung ja eigentlich schon zu erheblichen Teilen
geleistet worden ist. Wie verhält es sich dann da mit dieser Regelung, dass
geduldet werden kann oder nicht? Können Sie zu den konkreten Fällen etwas
sagen?

Petermann: Leider kann ich zu den konkreten Fällen nichts sagen. Betraf der
erste Fall, den Sie ansprachen, in dem aus dem Verfahren heraus abgeschoben
wurde, diesen konkreten Flug?

Zusatz: Ja. Jedenfalls hat das seine Anwältin so verlauten lassen.

Petermann: Das ist mir nicht bekannt. Ich gehe dem gerne nach.

Auch der zweite Fall sagt mir jetzt konkret nichts. Dafür müsste ich auch
konkretere Informationen haben.

Frage: Wie könnte man sich denn bei den Hinweisen, die Sie erarbeitet haben
- Sie haben vorhin allgemein begründet, wie es sein kann, dass die Länder
das unterschiedlich auslegen -, überhaupt erklären, dass jemand dann nach
zwei Jahren Berufsschule abgeschoben wird? Wie kommt das zustande? Ist das
theoretisch nach Ihren Hinweisen, die Sie gegeben haben, überhaupt möglich?

Petermann: Ich kenne im Augenblick nur die Rechtslage, die ich Ihnen hier
auch wiedergegeben habe. Ich kann das jetzt nicht in Bezug auf konkrete
Einzelfälle hinterfragen. Deswegen kann ich Ihnen dazu auch keine Antwort
geben. Ich müsste in der Tat nachfragen, warum und wieso es in einem
konkreten Einzelfall aufgrund welcher Umstände zu einer anderen Rechtsfolge
kam.

Frage: Ich hätte eine Frage an das BMJV, und zwar zum Thema Abmahnrecht.
Dazu erging vor einiger Zeit von der Koalition der Auftrag an die
Bundesregierung, bis zum 1. September einen Gesetzentwurf vorzulegen. Das
ist in zwei Wochen. Ich hätte gerne gewusst, wie da der Stand ist.

Malachowski: Vielen Dank. - Meiner Kenntnis nach arbeiten wir gerade an
einem Entwurf und werden ihn dann wahrscheinlich vor dem September
präsentieren.

Zusatzfrage: Können Sie schon ein bisschen zu der Stoßrichtung dieses
Gesetzentwurfs sagen?

Malachowski: Nein, es tut mir leid, das kann ich noch nicht machen. Dafür
muss ich Sie um Geduld bitten. Es sind ja nur noch zwei Wochen.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Seibert. Es geht auch um Abschiebungen
beziehungsweise um eine widerrechtliche Abschiebung eines Uiguren nach
China. Die Bundesregierung versucht offensichtlich seit April, von
chinesischer Seite Informationen über seinen Verbleib zu bekommen. Wie es,
glaube ich, das Bundesinnenministerium dargestellt hat, sind alle
bisherigen Anfragen nicht beantwortet worden respektive es gab keinerlei
Reaktion darauf. Ich wüsste gerne, wie die Bundesregierung das Verhalten
der chinesischen Seite bewertet.

Die zweite Frage ist, wenn es bei dieser Nicht-Information von chinesischer
Seite bleibt, welche Schritte die Bundesregierung noch zu unternehmen
gedenkt. Vielleicht wollen oder können das BMI und das AA das noch
ergänzen.

StS Seibert: Ich glaube, das AA sollte einmal den ersten Schritt machen.

Burger: Ich kann ganz allgemein sagen, dass wir die Lage der Menschenrechte
in China natürlich mit Sorge verfolgen. Dabei geht es um Themen wie die
Beschneidung individueller Freiheitsrechte und Entfaltungsmöglichkeiten für
die Zivilgesellschaft. Natürlich geht es auch um die Frage des
Anpassungsdrucks, der auf Minderheiten wie Tibeter und Uiguren und ihre
kulturelle Identität ausgeübt wird. Insbesondere der Aspekt, dass 100.000
Angehörige muslimischer Minderheiten in Xinjiang in sogenannten
Umerziehungslagern festgehalten werden, gehört dazu.

Diese andere bedenkliche Entwicklung hinsichtlich der Menschenrechte
sprechen wir in unseren Kontakten mit China seit geraumer Zeit an. Das ist
nicht neu. Wir werden das auch weiterhin beharrlich tun. Das ist das, was
ich dazu sagen kann.

Zusatzfrage: Heißt das, zu diesem konkreten Fall können oder wollen Sie
nichts sagen, oder wie darf ich das dann verstehen?

Burger: Ich glaube, es ist ganz grundsätzlich so, dass wir uns zu solchen
konkreten Einzelfällen in der Regel nicht en détail äußern. Aber
selbstverständlich sind die Menschenrechtslage und auch Einzelfälle immer
wieder Gegenstand unserer Gespräche mit China.

Frage: Herr Burger, der UN-Menschenrechtsrat berichtet, dass es ca. 1
Million ethnische Uiguren in China geben soll, die in geheimen Camps
festgehalten werden. Haben Sie dazu eigene Erkenntnisse? Insgesamt soll es
sogar 2 Millionen Uiguren und Muslime geben, die in China in politischen
Camps für Indoktrination festgehalten werden. Welche Erkenntnisse haben Sie
darüber?

Burger: Diesen Themenkomplex habe ich ja gerade in meinen Ausführungen
selbst erwähnt. Insofern können Sie davon ausgehen, dass wir diese Berichte
verfolgen. Ich habe hier aber keine darüber hinausgehenden, detaillierten
Informationen vorliegen.

Zusatzfrage: Herr Burger, können Sie uns noch einmal ein Update
hinsichtlich der deutschen Gefangenen in der Türkei geben? Wie lange sind
die, wenn ich auf dem aktuellen Stand bin, sieben politischen Gefangenen
eigentlich schon inhaftiert? Haben Sie zu allen konsularischen Zugang? Gibt
es also einen, der schon ein Jahr lang drinsitzt, oder einen, der einen
Monat lang drinsitzt? Können Sie uns einmal eine Übersicht geben?

Burger: Ich versuche es einmal. Grundsätzlich ist es so: Wir haben derzeit
zu allen in Haft befindlichen deutschen Staatsangehörigen konsularischen
Zugang. Es sind im Moment sieben Fälle, bei denen wir von politischen
Strafvorwürfen ausgehen, und unter den sieben sind zwei Fälle, in denen es
um Verhaftungen jüngeren Datums geht. Es ist aber grundsätzlich auch so,
dass die Frage, ob ein Fall als politisch eingestuft wird oder nicht, immer
wieder überprüft wird, und da kann es Veränderungen in beide Richtungen
geben, ohne dass es tatsächlich neue Inhaftierungen oder Freilassungen
gegeben hätte.

Zusatzfrage: Sie sprachen von zwei jüngeren Inhaftierungen. Das heißt, es
gibt fünf, die schon länger sitzen. Seit wann sitzen diese Deutschen denn
schon im Gefängnis, und seit wann sitzt der am längsten Sitzende? Es gibt
ja einen Bericht über einen 73-Jährigen, der schon seit einem Jahr sitzen
soll.

Burger: Dieser Fall ist uns bekannt, und das ist auch einer der Fälle, die
wir entsprechend konsularisch betreuen.

Ich kann Ihnen aus dem Stegreif keine weiteren Details darüber nennen, wie
lange die im Einzelfall in Haft sind.

Zusatzfrage: Können Sie das nachreichen?

Burger: Ich werde prüfen, ob ich das nachreichen kann.

Frage: Mich würde interessieren, ob es irgendwelche Regierungskommunikation
zwischen der Türkei und der Bundesregierung gibt, was die aktuellen
Wirtschaftsprobleme der Türkei und mögliche Hilfsforderungen angeht. Ist
möglicherweise von der Türkei, für die Deutschland ja ein großer
Handelspartner ist, eine Initiative ergriffen worden, um über eine Dämpfung
dieser wirtschaftlichen Probleme zu sprechen?

Baron: Ich kann gerne beginnen. Ich kann über das hinaus, was wir am Montag
gesagt hatten, nichts Neues berichten. Wir hatten ja am Montag betont, dass
wir die Entwicklung natürlich genau beobachten und Interesse daran haben,
dass die Türkei ein stabiles und demokratisches Land ist. Darüber hinaus
kann ich aber von keinem neuen Stand oder Neuigkeiten berichten.

Frage: Herr Burger, noch einmal zu dem konkreten Fall des 73-jährigen Herr
Altayli, dessen Name ja von seiner Tochter öffentlich gemacht worden ist:
Können Sie uns sagen, ob es sich um einen Menschen mit doppelter
Staatsangehörigkeit handelt, oder hat er ausschließlich die deutsche?

Können Sie uns, da Sie ihn ja konsularisch betreuen, sagen, ob es zutrifft,
dass im Verlauf dieser einjährigen Inhaftierung der zuständige Staatsanwalt
dreimal ausgewechselt wurde, was dann sozusagen auch eine verlängernde
Wirkung auf das Verfahren hat? Ist das ein Muster, das Sie auch in anderen
Fällen beobachten und kennen?

Burger: Ich kann Ihnen leider keine weiteren Details zu dem Einzelfall
mitteilen.

Zusatzfrage: Könnten Sie versuchen, das nachzureichen oder es zu
bestätigen? Das sind ja Informationen, die auf dem Markt sind.

Burger: Ich glaube, wir werden hier aus Rücksicht auf den
Persönlichkeitsschutz der Betroffenen, was konsularische Einzelfälle
angeht, ganz grundsätzlich schmallippig bleiben. Wenn die Betroffenen von
sich aus entscheiden, einzelne Aspekte ihrer Situation öffentlich bekannt
zu machen, respektieren wir das natürlich. Aber das ist jetzt, glaube ich,
für mich kein Anlass, dann darüber hinausgehend noch weitere Informationen
mitzuteilen.

Zusatz: Aber die Frage nach einer doppelten oder einfachen
Staatsangehörigkeit wird normalerweise vom Auswärtigen Amt hier
beantwortet.

Burger: Wenn das so sein sollte, dann trage ich das gerne nach.

Frage: Herr Seibert, ich wollte nach dem Besuch des russischen Präsidenten
Putin fragen. Sie hatten ja bereits am Montag gesagt, dass Syrien eine
große Rolle bei diesen Gesprächen spielen werde. Welche Erwartungshaltung
wird denn an Deutschland herangetragen, wenn es um die Finanzierung des
Aufbaus in Syrien geht? Wo sieht Deutschland selbst dabei seine Rolle?

StS Seibert: Ich kann Ihnen zu dem, was am Samstag an Erwartungshaltung an
die Bundeskanzlerin oder an die Bundesregierung herangetragen werden wird,
natürlich überhaupt nichts sagen. Wir sind weiterhin einige Tage vor dem
Gespräch, und deswegen werde ich auch zu der Begegnung mit Präsident Putin
hier jetzt keine weitere Stellung nehmen.

Zu dem großen Bereich Syrien: Wir haben hier unzählige Male vorgetragen,
wie groß unser Interesse an einer politischen Lösung dieses blutigen
Konflikts ist und dass das für uns im Vordergrund steht.

Zusatzfrage: Sieht Deutschland für sich eine Rolle beim Wiederaufbau, wenn
es an den Wiederaufbau geht?

StS Seibert: Zunächst einmal müssen wir doch zu einer Situation in Syrien
kommen, in der das Blutvergießen endet. Davon sind wir im Moment - ganz
besonders in einigen Landesteilen - ja noch entfernt. Wir müssen zu einer
Situation kommen, in der binnenvertriebene wie auch ins Ausland geflüchtete
Syrer wieder in der Lage sind, über eine Rückkehr in eine sichere Situation
nachzudenken. Auch davon sind wir noch weit entfernt. Deswegen stellt sich
diese Frage für uns jetzt nicht prioritär, sondern wir versuchen, innerhalb
der Weltgemeinschaft unseren Beitrag dazu zu leisten, dass eine politische
Lösung möglich wird und dass Bedingungen geschaffen werden, die den
Menschen dort auch wieder ein vernünftiges Leben ermöglichen.

Frage: Herr Seibert, ich würde gerne daran anschließen und fragen, ob die
Bundesregierung bereit ist, mit Herrn Assad einen Waffenstillstand
auszuhandeln, beziehungsweise ob dann, wenn es an den Wiederaufbau geht -
es hat ja in den vergangenen Monaten immer wieder Äußerungen darüber
gegeben, dass man sich eine politische Zukunft Syriens mit Assad nicht
vorstellen könne -, die Bundesregierung bereit wäre, Hilfszahlungen zu
leisten, wenn Assad noch im Amt ist.

StS Seibert: Die Aufgabe, zu einer politischen Lösung in Syrien
beizutragen, hat ja aus guten Gründen der UN-Sonderbeauftragte Staffan de
Mistura, dessen Arbeit wir mit allen Möglichkeiten, die wir haben,
unterstützen. Insofern wird die Bundesregierung nicht Waffenstillstände
aushandeln, sondern wir unterstützen die Arbeit der UN, Herrn de Misturas
und aller, die in diese Richtung arbeiten. Das ist für uns, wie ich es
gerade auch Frau Küfner gesagt habe, erst einmal das Vorrangige, und
deswegen spreche ich jetzt hier noch nicht über eine Rolle, die einzelne
Staaten außerhalb Syriens beim Wiederaufbau spielen könnten.

Zusatzfrage: Herr Burger, ein Thema, das gerade auch vom Auswärtigen Amt in
den vergangenen Monaten gespielt wurde, waren ja die Kriegsverbrechen und
das Schaffen der Möglichkeit, diese zu registrieren und sie dann auch zu
verfolgen. Wird das denn am Sonnabend eine Rolle spielen, auch angesichts
der Tatsache, dass sich Russland ja mit einem Veto weigert, hier den
Internationalen Strafgerichtshof arbeiten zu lassen?

Burger: Ich glaube, wir haben unsere Position dazu korrekt dargestellt. Im
Übrigen werde ich, wenn schon Herr Seibert den Gesprächen am Samstag nicht
vorgreifen möchte, das natürlich noch sehr viel weniger tun.

Zusatzfrage: Können Sie etwas zu diesem Punkt der Kriegsverbrechen
ergänzen, Herr Seibert?

StS Seibert: Nein, ich kann dazu an dieser Stelle nichts ergänzen.

Frage: Es gab ja gestern vonseiten Russlands und der Türkei den Vorschlag
oder die Idee zu einer Art von Syrien-Gipfel unter Hinzuziehung von Herrn
Macron und Frau Merkel. Wäre die Bundesregierung denn bereit, in einer
solchen Zusammensetzung mitzuarbeiten, um einen Beitrag zur politischen
Lösung des Konflikts zu leisten?

StS Seibert: Ich kann Ihnen jetzt jedenfalls nicht über konkrete Pläne der
Bundesregierung oder der Bundeskanzlerin berichten, an so einem Gipfel
teilzunehmen.

Frage: Herr Seibert, ich habe eine technische Frage zu dem Verlauf der
Veranstaltung am Samstag. Habe ich es richtig verstanden, dass eine
Pressekonferenz vor dem Treffen geplant ist, nicht nach dem Treffen? Falls
ja, auf wessen Wunsch hin? Hat sich Herr Putin gewünscht, dass es danach
kein Pressetreffen gibt?

StS Seibert: Wir haben diese Frage am Montag schon erörtert, und ich kann
es deswegen nur wiederholen: Es wird zu Beginn der Begegnung in Meseberg
Stellungnahmen beziehungsweise Statements der Bundeskanzlerin und des
Präsidenten vor der Presse geben, keine Pressekonferenz in diesem Sinne. So
ist es dieses Mal vereinbart worden. Es hat bei der letzten Begegnung in
Sotschi eine Pressekonferenz gegeben, und es wird auch in Zukunft
sicherlich wieder so etwas geben. Das wird jedes Mal auch mit Blick auf den
Zeitplan, die zur Verfügung stehende Zeit usw. neu entschieden, und diesmal
ist es so entschieden worden.

Frage: Rein zum Verständnis, Herr Seibert: Ergibt es nicht mehr Sinn, nach
dem Gespräch Statements zu verlesen, damit man weiß, was herausgekommen
ist?

StS Seibert: Ich glaube, verlesen wird gar nichts.

Zusatz: Aber Sie wissen, was ich meine.

StS Seibert: Nein, das, was Sie meinen oder was Sie jedenfalls ausgedrückt
haben, kann ich nicht bestätigen. Das ist so vereinbart worden. Das ist ein
Format, das wir durchaus nicht selten haben. Wir haben auch alle anderen
Arten von Presseformaten. In diesem Fall ist es so. Wenn Sie es anders
angelegt hätten, dann nehme ich das zur Kenntnis. Ich habe Sie allerdings
ganz selten bei Pressekonferenzen gesehen.

Frage: Aber wird denn danach wenigstens ein Pressestatement verschickt?
Werden wir überhaupt erfahren, worum es ging?

StS Seibert: Zunächst einmal ist das eine Begegnung der Bundeskanzlerin mit
dem russischen Präsidenten, die wie alle Gespräche, die sie mit ihm führt,
natürlich auch vertraulich ist. Ob danach in der einen oder anderen Form
der eine oder andere Gesprächsteilnehmer noch informieren wird, kann ich
Ihnen jetzt nicht sagen.

Burger: Ich habe einen Nachtrag zu Ihrer Frage nach der Staatsangehörigkeit
in dem von Ihnen angesprochenen Fall. In der Tat ist die Person, um die es
hier geht, ein Doppelstaatler, also ein türkischer und deutscher
Staatsangehöriger.

Frage: Der Kollege hat das Treffen in Bezug auf Syrien, über das zumindest
in den Agenturen berichtet wird, am 7. September ja schon angesprochen.
Müsste an einem solchen Treffen - ich weiß nicht, wie da die
Gepflogenheiten sind - auch der UN-Sondergesandte teilnehmen?

Burger: An welchem Treffen?

Zusatz: Ich meine das Treffen am 7. September zwischen Macron, Merkel,
Putin und, glaube ich, Erdogan in Istanbul. Dabei soll es noch einmal um
Syrien gehen. Darüber ist in Agenturen berichtet worden. Meine Frage ist,
ob an einem solchen Treffen nicht auch der Sondergesandte teilnehmen
müsste.

StS Seibert: Vielleicht will ich es noch einmal kurz wiederholen, bevor
sich da etwas festsetzt: Wir berichten über die öffentlichen Termine der
Bundeskanzlerin grundsätzlich am Freitag der Vorwoche, und ich kann Ihnen
heute nicht von solchen Planungen berichten.

Burger: Vielleicht einfach zur Ergänzung. Ganz grundsätzlich sind wir
hinsichtlich dieses Themenkomplexes selbstverständlich der Meinung, dass
die Gespräche zum Syrien-Dossier, die es gibt und in dessen Rahmen es
verschiedene Formate gibt, in denen Gespräche geführt werden - einerseits
unter russisch-türkisch-iranischer Führung, das sogenannte Astana-Format,
andererseits in Formaten, an denen auch die Bundesregierung beteiligt ist,
die sogenannte "Small Group" -, letztendlich nur zur Vorbereitung dessen
dienen können, Beiträge zu dem Friedensprozess, dem offiziellen
Verhandlungsprozess, den der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen
mandatiert hat, unter Leitung des UN-Sondergesandten Staffan de Mistura zu
leisten.

Frage: Frau Petermann, wie weit ist man denn im Innen- und
Heimatministerium mit dem Aufbau der Unterabteilung "Gleichwertigkeit der
Lebensverhältnisse". Ist man inzwischen arbeitsfähig und hat vielleicht
auch schon gemeinsame Projekte?

Petermann: Die Heimatsabteilung ist im Aufbau. Sie ist aufwachsend. Ab
September wird eine ganze Anzahl neuer Kollegen zu uns stoßen, sodass wir
da auf einem sehr guten Weg sind und die Heimatsabteilung
selbstverständlich auch arbeitsfähig ist, was zahlreiche Projekte angeht.
Es ist ja auch so, dass einige dieser Aufgaben durchaus schon zumindest zum
Teil im Haus erledigt wurden. Gesellschaftlicher Zusammenhalt war schon
immer ein Thema des BMI. Das hat sich in einer Unterabteilung befunden, die
jetzt mit in die neue Abteilung H aufgenommen wurde.

Zusatzfrage: Welches werden dann die ersten Projekte dieser Unterabteilung
sein, wenn die ab September zu arbeiten anfangen wird?

Petermann: Die wird nicht ab September zu arbeiten anfangen, sondern die
arbeitet fortwährend. Ich hatte es gerade gesagt: Gesellschaftlicher
Zusammenhalt war schon immer ein Thema. Es gibt zahlreiche Projekte zum
gesellschaftlichen Zusammenhalt Insofern stimmt es nicht, zu sagen, oder es
wäre keine korrekte Aussage, zu sagen, die werde erst im September zu
arbeiten anfangen.

Zusatzfrage: Im Juni haben Sie gesagt, sie sei im Aufbau. Jetzt habe ich
nicht ganz verstanden, ob sie noch im Aufbau ist oder ob sie schon zu
arbeiten begonnen hat.

Petermann: Sie ist im Aufbau und arbeitet natürlich dabei.

Frage: Frau Petermann, zum Thema "Aquarius": Das BMI hat ja bekanntgegeben,
dass Deutschland bis zu 50 der geretteten 141 Migranten aufnehmen will. Das
passiert ja schon zum wiederholten Mal. Vor ein paar Wochen gab es den Fall
mit der "Lifeline". Wird es jetzt Standard, dass Deutschland, wenn private
Seenotretter Menschen zum Beispiel vor der libyschen Küste retten, einen
Anteil dieser Menschen aufnimmt?

Herr Seibert, wie findet die Kanzlerin das? Sie hat sich ja auch hier in
der BPK als Fan der privaten Seenotretter geoutet.

Petermann: Sie haben zu Recht gesagt, es gab schon einmal die Aufnahme von
50 im Mittelmeer Geretteten. Das Ganze reiht sich in zahlreiche Aktionen
seit der Amtsübernahme des Ministers ein, aus humanitären Gründen aktiv zu
werden. Denken Sie an das Resettlement für 4600 Flüchtlinge in diesem Jahr
und 5600 im kommenden Jahr, an die 50 Migranten, die, Mitte Juni aus Seenot
gerettet, bei uns aufgenommen werden sollen, die Weißhelme mit ihren
Familienangehörigen und jetzt die bis zu 50 Geretteten vom gestrigen Tage
und die Entscheidung des Ministers, diese Menschen aus Gründen der
Humanität bei uns aufzunehmen.

Granz grundsätzlich muss man aber sagen, dass innerhalb Europas eine Regel
gefunden werden muss, wie die Verteilung solidarisch zu erfolgen hat. Das
muss gesteuert werden. Denn die Humanität auf der einen Seite und die
Steuerung auf der anderen Seite sind in gleicher Weise wichtige Anliegen
unseres Hauses.

StS Seibert: In dem vorliegenden Fall war es erst einmal wirklich wichtig,
ganz konkret die Menschen, die aus Seenot gerettet wurden, schnell in
Sicherheit zu bringen. Die Bundesregierung begrüßt, dass das gelungen ist,
weil sich eben nicht nur Deutschland, sondern auch einige andere
europäische Mitgliedsstaaten und Partner solidarisch engagiert abgestimmt
haben. Sie haben die Erklärung des Bundesinnenministers gestern gehört.
Aber es ist eben auch richtig, was er in dieser Erklärung noch gesagt hat.
Der zukünftige Umgang mit aus Seenot geretteten Migranten bedarf allerdings
einer baldigen europäischen Lösung.

Für uns als Bundesregierung bleibt also wichtig, dass es dauerhaft
verlässliche europäische Lösungen bei der Seenotrettung, bei den
Asylverfahren und bei der Aufnahme von Flüchtlingen gibt. Diese Lösungen
gilt es auf europäischer Ebene zügig zu erarbeiten. Deutschland ist
selbstverständlich bereit, seinen Beitrag zu leisten, und hat dies immer
und immer wieder bewiesen.

Zusatzfrage: Ich kann meine Frage gern präzisieren, Frau Petermann. Wird
Herr Seehofer, solange es keine gemeinsame europäische Lösung, kein
Regelwerk gibt, bei jedem neuen Fall von auf Seenotretterbooten geretteten
Menschen über die Humanität entscheiden, oder gibt es dazu jetzt quasi eine
Regel, dass Deutschland immer einen Teil übernimmt?

Petermann: Ich kann Ihnen zu zukünftigen Fällen nichts sagen außer dem
Hinweis auf die Rechtslage, dass die Entscheidung des Bundesinnenministers
dafür erforderlich ist.

Frage: Frau Petermann, vielleicht auch Herr Seibert, ist die Dringlichkeit
einer gesamteuropäischen Lösung gesprächsweise auch mit den Gesprächen
verbunden, die derzeit noch über die Rückführung bei sekundärer Migration
geführt werden? Das ist zwar ein anderer Sachverhalt, aber er hängt
natürlich damit zusammen. Zum Teil wären auch die Partnerstaaten, weil
Mittelmeeranrainer, dieselben. Sind diese beiden Themenkomplexe also im
Gespräch miteinander verbunden?

Petermann: Das ist zwar ein netter Versuch, aber ich werde zum Inhalt der
bilateralen Verträge hier keine Auskunft erteilen, solange sie nicht
abgeschlossen sind.

Zusatzfrage: Eine Frage an das Landwirtschafts- und das
Gesundheitsministerium: In der vergangenen Regierungspressekonferenz hatten
wir anlässlich des Glyphosat-Urteils in den USA auch darüber gesprochen, ob
die Frage der Krebsrelevanz in Deutschland neu geprüft wird. Im
Koalitionsvertrag steht: Ausstieg aus Glyphosat wegen der Biodiversität. -
Ich denke, mittlerweile hat die Umweltministerin angeregt, dass die
Ministerien für Landwirtschaft und Gesundheit das US-Urteil, in dem es um
das Krebsrisiko ging, zum Anlass nehmen, auch noch einmal über die
Krebsrelevanz und ihre Einschätzung in Deutschland und Europa nachzudenken.
Tun Sie das?

Lenz: Erst einmal haben sowohl die Umweltministerin als auch die
Bundeslandwirtschaftsministerin betont, dass der Koalitionsvertrag
eingehalten wird. Im Koalitionsvertrag ist schon geregelt, dass man den
Glyphosat-Einsatz minimieren und dann grundsätzlich beenden will.

Die Ministerin hat auch einen entsprechenden Verordnungsentwurf vorgelegt,
in dem schon vorgesehen ist, dass Glyphosat im Privatanwenderbereich, also
zum Beispiel bei Hobbygärtnern, überhaupt nicht mehr eingesetzt werden darf
und es auch in der Landwirtschaft sehr strikte Vorgaben gibt, wann
Glyphosat überhaupt noch eingesetzt werden kann.

Nur als Beispiel, um es einzuordnen: Dabei geht es zum Beispiel um Flächen,
die erosionsgefährdet sind. Dort wäre es schwierig, mechanisch
Pflanzenschutz zu betreiben, weil diese Flächen dann gegebenenfalls
erodieren könnten. Insofern gibt es Sachzwänge, die vorgeben, dass man
Glyphosat vielleicht noch verwenden kann, aber, wie gesagt, unter sehr,
sehr strengen Voraussetzungen. Trotzdem bleibt das Ziel, die 
Glyphosat-Anwendung komplett zu verhindern, den Glyphosat-Einsatz zu minimieren und
dann grundsätzlich zu beenden.

Zu Ihrer anderen Frage nach der Krebsgefahr: Sie wissen vielleicht, dass es
schon vor einigen Jahren eine Auswertung von Tausenden von Studien gab, die
die gesundheitlichen Auswirkungen geprüft haben. Unabhängige
Wissenschaftler sowohl in Deutschland als auch in Europa und weltweit
kommen darin überein, dass bei bestimmungsgemäßem und sachgerechtem
Gebrauch von dem Wirkstoff Glyphosat keine schädlichen Auswirkungen für die
Gesundheit von Mensch und Tier zu erwarten sind. Insofern gibt es diese
Studien schon. Ich verweise dazu unter anderem auf die EFSA. Aber auch
Behörden weltweit, die Risikobewertung betreiben, sind zu diesem Ergebnis
gekommen.

Ewald: Ich habe dazu keine Ergänzungen. Ich kann nur noch einmal meinen
Hinweis von Montag erneuern, dass die Risikoeinschätzung von
Pflanzenschutzmitteln in der Zuständigkeit des BMEL liegt, das für den
gesundheitlichen Verbraucherschutz federführend ist, und im Übrigen auch
noch einmal den Hinweis geben, dass das Gerichtsurteil in den USA nicht auf
der Grundlage neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse getroffen wurde.

Zusatz: Das ist mir bekannt. Auch die EFSA-Studie und natürlich die
politischen Folgen daraus sind bekannt. Deswegen reduziert es sich, wenn
man so will, auf den Ansatz Biodiversität.

Die Frage oder die Anregung der Bundesministerin lautete ja - so habe ich
sie verstanden -: Muss oder sollte man nicht das US-Urteil zum Anlass
nehmen, doch noch einmal erneut darüber nachzudenken, ob nicht auch
gesundheitliche Risiken für Menschen bestehen, die, wenn man den Begriff
weit auslegt, irgendwie ja auch zur Biodiversität gehören?

Haufe: Ich kann dazu noch einmal etwas sagen, damit die Umweltministerin
hier richtig verstanden wird. Sie hat gesagt, dass sie davon ausgeht, dass
sich das Ministerium für Gesundheit einfach auch aus Interesse und seiner
Zuständigkeit für die Krebsvorsorge und das
Bundeslandwirtschaftsministerium aus seiner Zuständigkeit für den
gesundheitlichen Verbraucherschutz heraus, sicherlich mit diesem Urteil
beschäftigen werden. Das hat sie gesagt. Deswegen können wir das
Zuständigkeitsmikado, denke ich, da beenden.

Ich würde nur noch einmal unterstreichen wollen, was die Kollegin des BMEL
gesagt hat und was die EU-Kommission unter anderem am Montag klargestellt
hat. Die Rechtssituation in der Europäischen Union ist, dass wir durch eine
ECHA-Entscheidung, also durch eine Entscheidung der Europäischen
Chemikalienagentur, weiter die Grundlage für die Zulassung von Glyphosat
haben. Denn die ECHA hat - das hat die Kollegin gerade ausgeführt -
verschiedene Studien ausgewertet und den momentanen wissenschaftlichen
Kenntnisstand so bewertet, dass eine Krebsgefahr von Glyphosat nicht
anzunehmen ist. Das ist so aus den wissenschaftlichen Erkenntnissen, wie
sie die ECHA dargelegt hat, zu schließen. Dass wir in der Debatte
vielleicht irgendwann wieder an einem anderen Punkt stehen, ist eine andere
Frage, aber das ist die momentane Situation.

Mittwoch, 15. August 2018
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GESUNDHEIT/924: Kleine und mittlere private Träger müssen gestärkt werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 16. August 2018

WESTIG: Kleine und mittlere private Träger müssen gestärkt
werden



Zu Bundesgesundheitsminister Spahns Äußerungen zu privaten
Pflegeheimbetreibern erklärt die pflegepolitische Sprecherin der
FDP-Fraktion Nicole Westig:

"Mit seiner Forderung nach einer Gewinnbeschränkung für Träger
privater Pflegeeinrichtungen bekämpft Jens Spahn lediglich die
Symptome, nicht aber die Ursachen. Den wenigen, zurecht in der Kritik
stehenden Investorengruppen stehen die privaten, mittelständischen
Pflegeeinrichtungen gegenüber. Diese leisten mit einem Marktanteil
von über 40 Prozent einen wichtigen Beitrag zur
Versorgungssicherheit. Durch Überregulierung, Misstrauenskultur und
Personalmangel wird diesen Unternehmen das Leben immer schwerer
gemacht. Immer mehr private Anbieter ziehen deshalb lukrative
Verkaufsangebote von allein renditeorientierten Investoren in
Erwägung.

Hier muss der Bundesgesundheitsminister aktiv werden, um das Problem
an der Wurzel zu packen. Dazu müssen die kleinen und mittleren
privaten Träger gestärkt werden, um einen fairen Wettbewerb zu
ermöglichen: Durch Bürokratieabbau, der Beendigung der
Misstrauenskultur, einer Stärkung der Anbieter gegenüber den Kassen
und steuerrechtlichen Regelungen zur Absenkung der Attraktivität von
Spekulantentum."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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INNEN/4669: Bundesregierung muss diplomatische Note beschaffen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 16. August 2018

BUSCHMANN-Statement: Bundesregierung muss diplomatische Note
beschaffen



Der Erste Parlamentarische Geschäftsführer der FDP-Fraktion Dr. Marco
Buschmann gab zum Fall Sami A. folgendes Statement ab:

"Im Rechtsstaat entscheiden unabhängige Gerichte und ihre
Entscheidungen sind zu akzeptieren, auch wenn man sie inhaltlich
nicht für richtig hält. Das Entscheidende im Fall Sami A. ist jetzt,
dass wir möglichst schnell die diplomatische Zusicherung von Tunesien
bekommen, dass dort nicht gefoltert wird. Denn das ist es ja, was
sich die Justiz in NRW wünscht, um die Situation zu bereinigen. Diese
diplomatische Note kann weder die Stadt Bochum noch das
Integrationsministerium Nordrhein-Westfalens beschaffen. Die dürfen
und können keine Außenpolitik betreiben. Es sind jetzt wirklich
dringlichst Horst Seehofer und Heiko Maas gefragt. Seit Wochen und
Monaten drängen die nordrhein-westfälischen Behörden darauf, dass
diese Note beschafft wird und wir werden heute noch im Laufe des
Tages die Bundesregierung schriftlich befragen, was in dieser Sache
bereits unternommen wurde und warum man bislang erfolglos geblieben
ist. Darüber hinaus zeigt der Fall, wie dringend es ist, die
Maghreb-Staaten, zu denen Tunesien ja auch gehört, zu sicheren
Herkunftsländern zu erklären. Das erleichtert es in einem solchen
Fall, wo sich in Wahrheit alle einig sind, dass der Mann nicht nach
Deutschland gehört - Gerichte haben entschieden, dass er mitgewirkt
hat in einer Terrororganisation, dass er hier Hetz-Predigten hält und
dass er keine Anstalten unternimmt von eigener Hände Arbeit zu leben
und hier keinen Aufenthaltstitel hat -, dass so jemand auch effektiv
abgeschoben werden kann."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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HAMBURG/4455: G20-Sonderausschuss - Eine vertane Chance (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 16. August 2018

G20-Sonderausschuss: Eine vertane Chance



Der Sonderausschuss zur Aufarbeitung der Vorgänge rund um den G20-Gipfel im letzten Jahr tritt heute zum letzten Mal zusammen. Zur Bilanz des Ausschusses erklärt die innenpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Christiane Schneider:

"Nach dem G20-Gipfel war die Stadt gespalten, die Gräben waren tief, die Sicht auf die Ereignisse, auf die Proteste, den Polizeieinsatz, die Belastung für die Stadtbevölkerung, sehr unterschiedlich. Das ist bis heute so. Denn der Sonderausschuss hat viel Zeit und Kraft verschlungen, aber wenig an Aufarbeitung und Klärung der vielen offenen Fragen geleistet. Politische Verantwortung hat niemand übernommen. Eine Chance wurde vertan.

Eigentlich ist der Sonderausschuss ein Ausschuss der Bürgerschaft, also der Legislative. Tatsächlich jedoch hat die Innenbehörde, die Exekutive, den Ausschuss beherrscht. Mit ihren Darstellungen nahm sie den Großteil der Redezeit in Anspruch, mit Hilfe einer völlig auf Rechtfertigung der Behörde eingeschworenen SPD dominierte sie den Ausschuss. Vor allem hatte sie die Hoheit über die Informationen, die der Ausschuss erhielt oder nicht erhielt, und damit auch die Deutungshoheit über das Geschehen. So wurden dem Ausschuss zum Beispiel Videos oder Bilder vorenthalten, die die Behauptung von der ,Falle', von Gewalttätern auf den Dächern entlang des Schulterblattes am Abend des 7. Juli hätten beweisen - oder eben auch widerlegen können. Selbstkritisches, vor allem in Bezug auf die von Anfang an konfrontative und oft versammlungsfeindliche Einsatzstrategie, war ebenso selten zu hören wie Zukunftsgerichtetes.

Auch wenn das der letzte G20-Gipfel in Hamburg gewesen sein dürfte, eines ist sicher: Die nächste ,Großlage' kommt bestimmt. Die Weiterentwicklung der Protestkultur scheint uns dringend erforderlich. Dafür müssen alle Beteiligten ihre Verantwortung wahrnehmen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 16. August 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4454: Bahnchaos - Selbstverständlichkeiten als große Lösung (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 15. August 2018

Bahnchaos: Selbstverständlichkeiten als große Lösung



Nach dem wochenlangen Chaos am Hamburger Hauptbahnhof haben SPD und Senat nach eigenen Worten DB, HVV, S-Bahn und Metronom "zu einem Gespräch eingeladen" und nun Verbesserungen angekündigt. "Wieso braucht es für eine Selbstverständlichkeit wie die Koordination des Ersatzverkehrs bei lange geplanten Baumaßnahmen erst einen Gesprächskreis mit der SPD?", fragt Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "DB und HVV haben hier selten unprofessionell gehandelt. Dass so etwas überhaupt vorkommen konnte, ist unglaublich und darf sich einfach nicht wiederholen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 15. August 2018

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3182: Linke hat Kampf für Frauenförderung offenbar aufgegeben (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 16. August 2018

Linke hat Kampf für Frauenförderung offenbar aufgegeben



Anlässlich der Diskussion um die Besetzung von Leitungsposten an Gerichten und Staatsanwaltschaften erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Ich bin verwundert, dass ausgerechnet die Linke fürchtet, die Ministerpräsidentin könnte Einfluss auf die unabhängige Justiz des Landes nehmen. Vordergründig setzt sich auch Frau Bernhardt dafür ein, dass Frauen dieselben Rechte und dieselben Karrierechancen haben müssen wie Männer. Gleichzeitig kritisiert sie plötzlich, dass Ministerpräsidentin Manuela Schwesig genau dies auch für den Bereich der Justiz fordert. Das ist umso weniger erklärbar, wenn man sieht, dass in den Spitzenpositionen in den Gerichten und Staatsanwaltschaften Frauen praktisch keine Rolle spielen. Das ist nicht hinnehmbar und das kritisiert die Ministerpräsidentin zu Recht. Dabei geht es nicht darum, Einfluss auf konkrete Personalentscheidungen zu nehmen, sondern einen Missstand zu benennen, den die Linke offenbar als schicksalhaft hinzunehmen bereit ist."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/4889: Kostenloses WLAN in Nahverkehrszügen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 16.08.2018

Kostenloses WLAN in Nahverkehrszügen - GRÜNE Forderung wird
umgesetzt



Zur Inbetriebnahme von kostenlosem WLAN in Nahverkehrszügen der SÜWEX
erklärt Pia Schellhammer, netzpolitische Sprecherin:

"Mit der Inbetriebnahme von kostenlosem WLAN in den Nahverkehrszügen
der SÜWEX erfüllt das Land eine Forderung, der wir GRÜNE in den
vergangenen Jahren immer wieder Nachdruck verliehen haben, sei es mit
parlamentarischen Initiativen oder der Aufnahme in den
Koalitionsvertrag. Das Land trägt heute mit dieser Maßnahme ein
weiteres Mosaiksteinchen zum Komfort im Nahverkehr bei. Zwischen den
rheinland-pfälzischen Oberzentren und den benachbarten
Metropolregionen werden die Menschen künftig mit stabilem
Internetzugang unterwegs sein."

Jutta Blatzheim-Roegler, verkehrspolitische Sprecherin, ergänzt:

"Unser Ziel bleibt eine schnellstmögliche Ausstattung aller
Nahverkehrszüge im Land mit kostenlosem und zuverlässigem WLAN. Dies
sollte zukünftig in allen Ausschreibungen berücksichtigt werden. Damit
wird die Attraktivität des Nahverkehrs erhöht, das ist in Hinsicht auf
einen dauerhaften Umstieg insbesondere von Pendlerinnen und Pendlern
vom Auto in den Zug wichtig.

Der erste Klimaschutzbericht der Landesregierung zeigt, dass die
CO2-Emissionen im Land zwar insgesamt deutlich zurückgegangen sind,
der Endenergieverbrauch im Verkehrssektor aber entsprechend dem
Bundestrend weiter gestiegen ist. Dieser Entwicklung müssen wir mit
aller Macht entgegenwirken. Es ist gut, dass die Landesregierung mit
dem Rheinland-Pfalz-Takt nicht nur selbst Maßnahmen ergreift, sondern
beim Streckenausbau und bei der Elektrifizierung im Schienenverkehr
entsprechende finanzielle Mittel beim Bund einfordert. Darüber hinaus
muss noch stärker auf den Ausbau des ÖPNV insgesamt sowie auf den
Radverkehr gesetzt und in beiden Bereichen die Infrastruktur
konsequent ausgebaut werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. August 2018

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 31-30, Fax: 06131 / 208 41-31

Internet: http://www.gruene-fraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/4888: Bildungsmonitor - "Rheinland-Pfalz schneidet erneut nur durchschnittlich ab" (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
15.08.2018

Bildungsmonitor

Anke Beilstein / Marion Schneid: "Rheinland-Pfalz schneidet erneut nur
durchschnittlich ab"



Die bildungspolitische Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion, Anke
Beilstein, und die hochschulpolitische Sprecherin der
CDU-Landtagsfraktion, Marion Schneid, äußern sich zur Veröffentlichung
des INSM-Bildungsmonitors 2018.

Anke Beilstein: "Die Bewertungsmaßstäbe des Bildungsmonitors lassen
wichtige Erfolgsbedingungen für eine gute Bildung außen vor, wie
Unterrichtsversorgung, Lerninhalte und die Zufriedenheit der
Ausbildungsbetriebe und Hochschulen mit dem Lernniveau der Schüler.
All das fließt nicht in den Bildungsmonitor ein. Genau bei diesen
Themen hat die Ampelregierung aber den größten Nachholbedarf.
Rheinland-Pfalz schafft es nicht über einen Platz im Mittelfeld
hinaus. Die Landesregierung darf sich mit diesem Ergebnis nicht
zufrieden geben.

Gerade im Bereich der Unterrichtsqualität und der Digitalisierung
brauchen wir neue Impulse: Mehr Lehrer, eine bessere Lehrerbildung,
verbindliche Unterrichtsinhalte, eine bessere Schreib- und
Lesekompetenz der Grundschüler und eine Stärkung der informatischen
Bildung. Hier ist Ministerin Hubig gefordert."

Marion Schneid: "Der Bildungsmonitor stellt in den beiden gemessenen
Kategorien der Hochschulpolitik Minister Wolf ein miserables Zeugnis
aus: Platz 12 bei der Einwerbung von Drittmitteln, Platz 15 bei der
Forschungsorientierung - das sind schlechte Rahmenbedingungen für den
Hochschulstandort Rheinland-Pfalz. Die Landesregierung muss die
Grundversorgung der Hochschulen endlich wieder sicherstellen und die
vorhandenen Innovationspotentiale unterstützen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. August 2018

CDU Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Tel: 0 61 31 - 208 - 3309, Fax: 0 61 31 - 208 - 4309

Internet: www.cdu-fraktion-rlp.de
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AFRIKA/1426: Südafrika - Wasserkrise am Western Cape offenbart weitreichendes politisches Versagen (afrika süd)


afrika süd - zeitschrift zum südlichen afrika

Nr. 3, Mai/Juni 2018

SÜDAFRIKA

Shower Songs reichen nicht

von Richard Worthington



Die Wasserkrise am Western Cape offenbart weitreichendes
politisches Versagen. Noch ist der "Day Zero", vor dem schon lange
gewarnt wurde, nicht eingetreten. Doch um die Katastrophe abzuwenden,
braucht es mehr als nette "Shower Songs", mit denen südafrikanische
Künstlerinnen und Künstler die Bevölkerung zum Wassersparen
auffordern.



Ein altes Sprichwort besagt: "Erst an jenem Tag, an dem dein Brunnen
ausgetrocknet ist, wirst du Wasser wirklich zu schätzen wissen." Wie
Kapstadt mit dieser Weisheit umgehen wird, lässt sich noch nicht
abschließend sagen. Derzeit stützt sich die Wasserversorgung der Stadt
vorrangig auf die Reserven in Stauseen. Man verlässt sich darauf, dass
im Großteil der Stadt das Wasser weiterhin aus dem Hahn sprudelt. Die
Regenfälle im späten März waren mit viel Erleichterung verbunden, aber
aus den ausgedörrten Böden wird nur ein geringer Anteil des
Regenwassers ins Grundwasser übergehen und die Reservoirs füllen.
Prognosen für die Winterregenzeit lassen sich damit nur schwer
treffen. Schon jetzt ist aber klar, dass die Landwirtinnen und -wirte
im Western Cape zu den Leidtragenden gehören, da durch die Dürre etwa
25 Prozent der Obstplantagen und Weinberge aufgegeben werden mussten
und 30.000 Arbeitsplätze verloren gingen.

Zum Jahresbeginn alarmierte der "Day Zero" die Bürgerinnen und Bürger
von Kapstadt und machte in drastischer Weise auf die Konsequenzen des
Wassermangels aufmerksam: darauf, dass die Wasserversorgung womöglich
bald eingestellt und durch Katastrophenschutzmaßnahmen ersetzt werden
müsste. Quittiert wurde dies oft mit einem: "Das haben wir schon lange
prophezeit." Denn bereits mehr als ein Jahrzehnt zuvor waren
zahlreiche Pläne entwickelt (jedoch nicht umgesetzt) worden, die
darauf abzielten, mithilfe weiterer Staudämme die Wasserversorgung zu
verbessern und lokal verfügbares Grundwasser zu nutzen. Zudem hatte
die Provinz Western Cape eine eigene Klimaanpassungsstrategie
entwickelt.

Die Krisen in der Infrastrukturplanung und den vorgelagerten
Entscheidungsprozessen waren jedoch kein breit diskutiertes Thema in
der politischen Öffentlichkeit. Stattdessen hatten politische Querelen
in der einzigen südafrikanischen Provinz, die nicht vom Afrikanischen
Nationalkongress (ANC) regiert wird, die Debatte dominiert. Die
gegenseitigen Schuldzuweisungen sind nicht abgehakt, aber eine
institutionelle Antwort auf die Wasserkrise fehlt weiterhin. Auch
darüber, ob dies die ersten dramatischen Konsequenzen des Klimawandels
für Südafrika sind, wird zu wenig öffentlich nachgedacht - geschweige
denn, inwieweit eine intensivere Nutzung von Planungsinstrumenten wie
dem "Local Integrated Development Planning" (ein
Bürgerbeteiligungsverfahren, das die demokratische Legitimität sichern
soll) Abhilfe schaffen könnte.


Besorgniserregende Wasserversorgung

Der katastrophale Zustand der südafrikanischen Wasserversorgung ist
bereits seit langem ein besorgniserregendes Thema. Immer noch haben
etwa drei Millionen Menschen keinen Zugang zu Trinkwasser und es gibt
zahlreiche Fälle, in denen Abwasser die Trinkwasservorkommen
verseucht. Das zuständige Department of Water and Sanitation (DWS) ist
vor allem für sein Missmanagement sowie für Korruptionsvorwürfe
bekannt. Im Jahre 2014 verzichtete das Ministerium erstmals darauf,
seinen "Blue Drop Report", einen Bericht zum Status quo der
Wasserversorgung, zu veröffentlichen. Im März 2018 wurde ein
parlamentarischer Untersuchungsausschuss zum DWS eingerichtet und der
langjährig amtierende Minister abgesetzt.

Südafrika ist ein wasserarmes Land und weltweit auf Platz 30 der
trockensten Länder. 98 Prozent des verfügbaren Wassers werden für den
unmittelbaren Verbrauch genutzt, wobei allein zwei Drittel davon auf
landwirtschaftliche Bewässerung entfallen. Ein neuer Report des
Institute for Security Studies bilanziert: "Mehr als 60 Prozent der
südafrikanischen Flüsse werden übernutzt, und nur ein Drittel der
Flüsse sind in gutem Zustand." Die landesweiten Regenfälle erreichten
im Jahre 2015 mit 403 mm ihren historischen Tiefpunkt seit Beginn der
Wetteraufzeichnungen im Jahre 1904.

Kapstadt weist zwar hinsichtlich seiner Wasserversorgungsinfrastruktur
recht gute Werte auf, und der Wasserverlust über die Leitungen liegt
mit nur 11 Prozent deutlich niedriger als im übrigen Land. Auch die
Statistiken zu Wasserverbrauch und -versorgung gelten als belastbar.
Möglicherweise hat auch die Einrichtung eines Krisenkomitees durch die
Bürgermeisterin Patricia de Lille geholfen, das Ruder herumzureißen
und gemeinsam Wassersparmaßnahmen umzusetzen. Trotzdem lässt die
Wasserkrise ein soziales Problem zutage treten, wie speziell der ANC
nicht müde wurde zu betonen: Weiterhin besteht große soziale
Ungleichheit beim Zugang zu Wasser; dies betrifft auch eine
zuverlässige Versorgung sowie die Wasserqualität. Ein Anwohner der
(inzwischen legalisierten) informellen Siedlung Philippi wurde mit den
Worten zitiert: "Day Zero haben wir doch schon seit zwei Jahren."

Der Wirtschaftsverband Consulting Engineers SA stellte im Rahmen einer
Pressekonferenz Anfang 2018 fest, dass nicht die häufigen Dürren,
sondern die mangelhafte Infrastruktur die Wasserkrise hervorgebracht
hätten. Kapstadt sei lediglich das erste Opfer eines weitreichenden
Staatsversagens in der Wasserpolitik. Neresh Prater, der Präsident der
Vereinigung, schlug dem Finanzministerium vor, eine eigene
Infrastrukturabteilung einzurichten, um bei der Vergabe von
öffentlichen Aufträgen in der Wasserversorgung größere Transparenz zu
garantieren. Immer noch ist Südafrika weit davon entfernt, Städte
nicht nur als Wasserverbraucher, sondern auch als Wassereinzugsgebiete
zu betrachten, und mit der Methode des Integrierten
Wasserressourcenmanagements eine lückenlose Versorgung und
Aufbereitung zu gewährleisten.


Dringlicher Handlungsbedarf

Schlechte Regierungsführung war zweifellos ein Faktor, der Kapstadts
Krisenanfälligkeit entscheidend erhöht hat. Gleichzeitig ist es nur
eine zufällige Fügung, dass kräftige Niederschläge in Johannesburg und
der gesamten Provinz Gauteng dort ein ähnliches Desaster verhindert
haben. Wie Craig Sheraton in der Tageszeitung Business Day berichtete:
"Im Oktober 2016 war die Provinz mit einer schweren Dürre konfrontiert
und der Bewässerungsspeicher des Vaal-Dammes war nur noch zu 27
Prozent gefüllt." Dieser Damm ist nun bis an den Rand gefüllt, aber
dafür befindet sich das Eastern Cape in einer vergleichbar ernsten
Situation wie das Western Cape.

Mittlerweile wird deutlich, dass klar identifizierte Risiken
selbstgefällig ignoriert wurden. Ein aktueller Artikel des Alternative
Information and Development Centre listet zahlreiche
Regierungsdokumente auf, darunter zwei Studien aus dem Jahre 2002, die
vor Wasserknappheit in Kapstadt warnten. Diese Dokumente empfahlen vor
mehr als 15 Jahren Maßnahmen, die jetzt in buchstäblich letzter Minute
umgesetzt worden sind: Erschließung neuer Grundwasservorkommen,
Wasseraufbereitung und Entsalzung. Schon im Jahre 2011 wurde ein Plan
entwickelt, um die geförderte Wassermenge zu erhöhen; dieser wurde
aber durch die Stadtverwaltung im Oktober 2015 abgelehnt, da die
Kosten als nicht darstellbar erschienen.

Am dringlichsten erscheint der Handlungsbedarf nun in folgenden
Feldern: Nachfrageorientiertes Management und Infrastrukturerhalt
(dies schließt auch ein, die Versorgungslecks zu schließen), Ausbau
und Renovierung der Infrastruktur (inklusive der Nutzung von
Grauwasser), Diversifizierung der Wasserressourcen. All diese Aspekte
waren schon einmal diskutiert worden, als im Jahre 2008 landesweite
Stromausfälle - das sogenannte "load shedding" - Südafrika
verdunkelten. Trotzdem ist die Elektrizitäts-Infrastruktur weiterhin
von Zentralismus geprägt, und zwei der weltgrößten Kohlekraftwerke
(Medupi und Kusile; Anm. d. Übers.) tragen ebenfalls entscheidend zur
Übernutzung der Wasserressourcen bei. Wenn diese Dynamik sich
fortsetzt, wird dies eine Reihe teils widersprüchlicher Konsequenzen
haben:


	weitere Staudammprojekte, wobei der Wasserverlust durch Verdunstung immens ist,

	unzureichende öffentliche Gelder, um die Infrastruktur zu erhalten und die Wasserressourcen zu diversifizieren,

	Fortsetzung eines nachfrageorientierten Wassermanagements, gepaart mit dem Interesse, öffentliche Dienstleistungen zu nutzen, um staatliche Einnahmen zu steigern (höhere Wasserpreise, wenngleich mit Stufentarifen, die die Auswirkungen auf die arme Bevölkerung, die offiziell 50 Prozent ausmacht, zu verringern).

	Ein wachsendes politisches Interesse, den privatwirtschaftlichen Sektor einzubinden, und damit die Gefahr einer Liberalisierung der Wasserversorgung.

	Eine ganzheitliche Planung wird weiterhin ein Zukunftstraum bleiben.



Um Christine Colvin mit einer Studie des südafrikanischen WWF
(Scenarios for the Future of Water in South Africa) zu zitieren:
"Obwohl das Kap weiterhin nur Millimeter von einem Desaster entfernt
ist, besteht eine noch größere Gefahr darin, dass die ergiebigen
Niederschläge in den übrigen Landesteilen die guten Absichten, besser
vorbereitetet zu sein und Wassergovernance zu stärken, buchstäblich
wegspülen werden. Deswegen gilt es nun, kritisch zu prüfen, ob die
Wasserkrise einen systemischen Wandel induziert hat, durch den wir die
Bedeutung von Wasser gebührend wertschätzen und die Transformation hin
zu einer wassersparenden Ökonomie beschreiten können."



Der Autor ist freier Journalist (u.a. beim Daily Maverick) und seit
mehr als 15 Jahren in der südafrikanischen Umwelt- und Klimabewegung
aktiv, zuletzt bei Earthlife und dem WWF.

Übersetzung aus dem Englischen von Franziska Müller

 * 

Weitere Artikel in afrika süd Nr. 3, Mai/Juni 2018

EDITORIAL

DAS KABILA-REGIME LÄUFT AMOK

Ein Kommentar von Emanuel Matondo zu den Machttricks von Kongos
Präsident Joseph Kabila.

AKTUELL


MOSAMBIK

DER EWIGE WIDERSACHER

Afonso Dhlakama, Präsident der Renamo, ist im Mai verstorben. Lothar
Berger über den langwierigen Kontrahenten der regierenden Frelimo und
dadurch ins Stocken geratene Friedensgespräche.

WEN SOLL MAN BESTRAFEN, WENN KEINER UNSCHULDIG IST?

Im Skandal um die illegitimen Schulden Mosambiks haben alle Seiten
Federn gelassen. Jürgen Kaiser plädiert für eine Schuldenumwandlung
für Entwicklung.


SÜDAFRIKA

WEGE AUS DEM SUMPF?

Die Gupta-Brüder standen im Mittelpunkt der "State Capture" unter der
Präsidentschaft Jacob Zumas. Die Aufarbeitung ihrer Netzwerke ist
ebenso mühsam wie ihre strafrechtliche Verfolgung, wie Ringo Raupach
aufzeigt.

SHOWER SONGS REICHEN NICHT

Die Wasserkrise am Western Cape offenbart weitreichendes politisches
Versagen. Um die Katastrophe eines "Day Zero" abzuwenden, braucht es
mehr als Songs zum Wassersparen, sagt Richard Worthington. [voller
Artikel]

DIE AUFGESCHOBENE LANDREFORM

Der ANC will Agrarland in Südafrika entschädigungslos enteignen. Die
deutschen Medien reagieren panisch. Es gäbe aber durchaus Ansatzpunkte
für eine behutsame Umverteilung, meint Benjamin Luig.


SIMBABWE

JENSEITS VON PARTEIEN

Junge Menschen in Simbabwe bedienen sich mehr und mehr der sozialen
Medien und Bewegungen, um ihrer politischen Meinung Ausdruck zu
verleihen. Von Jürgen Langen.


NAMIBIA

SOZIALE ABSICHERUNG IN NAMIBIA

Klaus Schade geht der Frage nach, ob die Sozialhilfeleistungen in
Namibia einen Beitrag zur Reduzierung von Ungleichheit und Armut
leisten können.

KÜSKA UND GENOZID

Die Verhandlungen im Zusammenhang mit dem Völkermord an den Herero und
Nama ziehen sich hin. Die Opfergruppen wollen Aufklärung und die
Bundesregierung versucht, die in New York anhängende Klage um
Reparationen zu ignorieren, schreibt Reinhard Kößler.


ANGOLA

DER GEIST VON MPALABANDA

In der angolanischen Exklave Cabinda lebt das Erbe einer gewaltfreien
Bürgerbewegung. Ein Bericht von Emanuel Matondo.


ANGOLA/MAURITIUS

OFFSHORE-ERMÖGLICHER

Mauritius hat dem Schweizerisch-angolanischen Geschäftsmann
Jean-Claude Bastos, Schlüsselfigur in den Paradise Papers, 91
Bankkonten gesperrt, wie Will Fitzgibbon schreibt.


MALAWI

EXTREMER GEWALT AUSGESETZT

Menschen mit Albinismus leben in Malawi unter Todesgefahr. Ihre
Körperteile sind begehrt und werden in rituellen Praktiken verwendet.
Watipaso Mzungu Junior hat über die Hintermänner dieses abscheulichen
Geschäfts recherchiert.


SAMBIA

VIELES NEU IN SAMBIA

Dass es in Sambia trotz negativer Schlagzeilen auch positive
Entwicklungen gibt, davon konnten sich Maria Tekülve und Theo Rauch
bei ihrer Reise in die Nordwestprovinz überzeugen.

PROBLEMATISCHE ENTWICKLUNGSFINANZIERUNG

Großflächige Agrarinvestitionen in Sambia verletzen das Recht auf
Nahrung, wie Roman Herre von FIAN berichtet.


DR KONGO

KABILAS DIPLOMATISCHER EIERTANZ

Das Regime der DR Kongo hat mit Belgien gebrochen, wendet sich China
zu und hofft auf Unterstützung durch andere westliche Staaten. Von
Kani Kalonji.


AFRIKA: FILM

"BLACK PANTHER": ENDLICH EIN SCHWARZER SUPERHELD

Die Comic-Verfilmung begeisterte Kritiker und Publikum, doch Slavoj
Zizek sieht eher seine Doppeldeutigkeit zwischen Gut und Böse.


SERVICE

REZENSIONEN

 * 
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HOCHSCHULE/2226: Niedersachsen - Land investiert in Hochschulstandorte (idw)


Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur - 15.08.2018

Land investiert in Hochschulstandorte

12 Millionen Euro für neue Hochschulgebäude in Leer und Göttingen



Niedersachsen investiert weiter in seine Hochschulstandorte: Die
Hochschule Emden/Leer erhält ein neues "Maritimes Technikum", und am
Göttinger Standort der Hochschule Hildesheim/ Holzminden/ Göttingen (HAWK)
entsteht ein neues Forschungsgebäude für angewandte Plasma- und
Lasermedizin. Mit seiner Zustimmung hat der Haushaltsausschuss des
Niedersächsischen Landtags heute (Mittwoch) grünes Licht für die
Baumaßnahmen im Gesamtumfang von über 12 Millionen Euro gegeben.

Leer ist ein Standort mit Tradition: Seit 1854 besteht die nautische
Ausbildungsstätte, an der heute mehr als 400 junge Menschen im Fachbereich
Seefahrt ausgebildet werden. Um im maritimen Bereich auf der Höhe der Zeit
zu bleiben, erhält die Hochschule mit dem "Maritimen Technikum" neue
Versuchsanlagen und Laboreinrichtungen. Wesentlicher Bestandteil des
Gebäudes ist ein Manöverbecken, das in Kombination mit
Strömungs-/Seegangsrinne, Windkanal und Antriebsprüfstand sowie Flächen
für Versuchsaufbauten die praktischen Erfahrungen der Studierenden
entscheidend verbessern wird.

"In Leer als bedeutendem Reedereistandort in Deutschland werden zukünftige
Kapitäne, Schiffsoffiziere oder Reedereimanager ausgebildet. Praktisches
Training sowie die Simulation von Abläufen im Schiffbetrieb sind dabei ein
wesentlicher Bestandteil. Ich freue mich, dass mit dem neuen Gebäude jetzt
optimale Rahmenbedingungen geschaffen werden können. Das ist wichtig für
die Studierenden, die Hochschule Emden/Leer und die gesamte Region", sagt
Niedersachsens Minister für Wissenschaft und Kultur, Björn Thümler.

Die Nutzfläche des neuen Technikums wird rund 1000 Quadratmeter betragen.
Die Finanzierung des maritimen Neubaus in Höhe von knapp 6 Millionen Euro
erfolgt mit 5 Millionen Euro (HP INVEST) aus Sondermitteln des Landes
Niedersachsen sowie Eigenmitteln der Hochschule.

In Göttingen soll der neue Forschungsbau die räumlichen Voraussetzungen
für anwendungsorientierte Forschung im Bereich Plasma- und
Lasermedizintechnik schaffen. Damit kann die HAWK einen ihrer
Hauptforschungsschwerpunkte weiter ausbauen und zugleich die Planungen für
einen Göttinger Gesundheitscampus in Kooperation mit der
Universitätsmedizin Göttingen sinnvoll ergänzen. Neben diversen
Speziallaboren und Büroarbeitsflächen soll auch ein Hörsaal mit Platz für
bis zu 120 Menschen für die Fakultät N (Naturwissenschaften und Technik)
entstehen.

"Die zusätzlichen räumlichen Kapazitäten ermöglichen es, die bestehenden
Forschungsaktivitäten der HAWK in Göttingen auszubauen und zu
intensivieren", betont Thümler. "Der neue Forschungsbau flankiert
hervorragend das laufende Forschungsprojekt aus der Fördermaßnahme
FH-Impuls des Bundesministeriums für Bildung und Forschung. Mit den
aktuellen und neuen Forschungskapazitäten bestehen somit auch exzellente
Möglichkeiten, Forschung und auch Transfer in Niedersachsen zu stärken."

Das geplante Forschungsgebäude soll auf den Zietenterrassen, dem
ehemaligen Kasernengelände im Göttinger Ortsteil Geismar, am Standort der
Fakultät N errichtet werden und insgesamt 679 Quadratmeter Nutzfläche
bieten. Die Kosten für das Forschungsgebäude belaufen sich auf insgesamt
rund 4,6 Millionen Euro - 50 Prozent der Mittel stammen aus der 
EFRE-Finanzierung in der Förderperiode 2014-2020, weitere 40 Prozent sind
Landesmittel, 10 Prozent kommen von der HAWK. Den Bau des Hörsaalgebäudes
mit Gesamtkosten in Höhe von mehr als 1 Million Euro trägt die HAWK
vollständig aus eigenen Mitteln.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution769

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Niedersächsisches Ministerium für Wissenschaft und Kultur, 15.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1149: Lebensmittel der Zukunft (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 15.08.2018

Lebensmittel der Zukunft

Wissenschaftler erforschen Akzeptanz und Geschmack von Mikroalgen als
Zutat



(pug) Mit der stetig wachsenden Bevölkerung steigt auch der weltweite
Bedarf an proteinreichen Lebensmitteln. Da sich die Fleischerzeugung nicht
unbegrenzt steigern lässt, suchen Wissenschaftler nach alternativen
Proteinquellen, um den Bedarf zu decken. Forscherinnen und Forscher der
Universität Göttingen beschäftigen sich zurzeit mit der Frage, inwiefern
sich die proteinreiche Mikroalge Spirulina (Arthrospira platensis) für die
Herstellung von Lebensmitteln eignet. Dabei spielen sowohl Textur und
Geschmack als auch die Akzeptanz durch Verbraucher eine Rolle.




[image: Foto: © Universität Göttingen]

In der Online-Umfrage am beliebtesten: mit Spirulina gefüllte Nudeln.

Foto: © Universität Göttingen



Die sogenannte Nassextrusion ist ein etabliertes Verfahren, um
beispielsweise aus Sojaprotein faserige und bissfeste Produkte
herzustellen, die in ihrer Textur Fleisch ähneln. Als Soja-Schnitzel,
Soja-Steaks oder Soja-Nuggets findet man sie in vielen Supermarktregalen.
Die Verarbeitung von Spirulina auf diese Weise ist allerdings bislang kaum
erforscht. Die Göttinger Wissenschaftler untersuchten deshalb zunächst,
inwiefern die Mikroalge überhaupt geeignet ist, Basisprodukte für
Fleischalternativen herzustellen und welchen Einfluss die technischen
Parameter auf die sensorischen Eigenschaften des Produkts haben.

Eine Online-Befragung von rund 1.000 Verbraucherinnen und Verbrauchern in
Deutschland, Frankreich und den Niederlanden sollte zusätzlich Aufschluss
geben, ob ein solches Produkt überhaupt akzeptiert würde. Die
Teilnehmerinnen und Teilnehmer konnten zwischen Fotos von
Spirulina-gefüllten Nudeln, Spirulina-Sushi und einem proteinreichen Snack (Jerky)
wählen: mit dem klaren Ergebnis, dass die Spirulina-Pasta am beliebtesten
war.

"Das liegt wahrscheinlich daran, dass die Verbraucher im Allgemeinen mit
Pasta sehr vertraut sind", sagt die Erstautorin der Studien, Stephanie
Grahl von der Abteilung "Produktqualität tierischer Erzeugnisse" der
Universität Göttingen. "Die Mikroalge Spirulina hat das Potenzial, in
verschiedenen Formen als Lebensmittel angeboten zu werden. Alle drei
Produktkategorien wären mit Spirulina denkbar, sofern sie bei den
Verbrauchern bekannt sind."




[image: Foto: © Universität Göttingen]

Farblich und aromatisch passend: Spirulina-Sushi.

Foto: © Universität Göttingen



Folgerichtig untersuchen die Forscher nun in einem sensorischen
Konsumententest verschiedene Geschmacksrichtungen von Spirulina-Pasta mit
dem Ziel, schmackhafte Produkte zu entwickeln, die eine nachhaltige
fleischarme Ernährung unterstützen. Die Arbeiten sind Teil des vom Land
Niedersachsen geförderten Forschungsprojekts "Sustainability Transitions
in der Lebensmittelproduktion: Alternative Proteinquellen in
sozio-technischer Perspektive".

Weitere Informationen sind im Internet zu finden unter:

www.uni-goettingen.de/sustrans


Originalpublikationen:

Stephanie Grahl et al. Towards more sustainable meat alternatives: How
technical parameters affect the sensory properties of extrusion products
derived from soy and algae. Journal of Cleaner Production 2018. Doi:
10.1016/j.jclepro.2018.07.041.

Stephanie Grahl et al. Consumer-Oriented Product Development: The
Conceptualization of Novel Food Products Based on Spirulina (Arthrospira
platensis) and Resulting Consumer Expectations. Journal of Food Quality
2018. Doi: 10.1155/2018/1919482.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution77

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Georg-August-Universität Göttingen, 15.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/142: Polizeigesetz Niedersachsen - Dringender Änderungsbedarf (Digitalcourage)


digitalcourage e.V. - Pressemitteilung vom 16. August 2018

Digitalcourage und weitere Expert.innen sehen erheblichen
Überarbeitungsbedarf des vorgeschlagenen niedersächsischen
Polizeigesetzes



Digitalcourage und andere Expert.innen haben am Donnerstag, 16. August
2018, im Innenausschuss des niedersächsischen Landtags Stellungnahmen zur
geplanten Reform des Polizeigesetzes abgeben.

Nach Einschätzung von Digitalcourage besteht erheblicher
Überarbeitungsbedarf am derzeitigen Entwurf. Die insgesamt eingereichten
Stellungnahmen weisen auf mehr als 200 Kritikpunkte, handwerkliche Mängel,
Ergänzungen und Risiken hin. Digitalcourage fordert die
Regierungsfraktionen von SPD und CDU auf, eine öffentlich einsehbare
Zusammenfassung aller Stellungnahmen zu erstellen. Das erfordert allein die
gesetzgeberische Sorgfaltspflicht bei derart tiefen
Grundrechtseinschnitten.

Dass Ministerpräsident Weil, wie Medien gegenüber angekündigt [1], den
Gesetzesentwurf ohne Änderungen durchdrücken möchte, kann Digitalcourage in
keiner Weise nachvollziehen.

Der Gesetzgebungs- und Beratungsdienst des niedersächsischen Landtages
(GBD) erteilte Hoffnungen, dass der Entwurf rasch in ein Gesetz überführt
werden könne, einen deutlichen Dämpfer - geschätzte 30
verfassungsrechtliche Probleme seien erkennbar.

"Maßgeblich für den Weitergang der Reform des Polizeigesetzes werden jetzt
die weiteren Diskussionen im Innenauschuss, das Gutachten des GDB und der
Protest auf der Straße sein", sagt Friedemann Ebelt von Digitalcourage.
"Trotz Druck des Gesetzgebers wird der ursprüngliche Zeitplan nicht
eingehalten werden - die Kritik zeigt Wirkung."

"Die Anhörung hat gezeigt, dass die geladenen Unternehmen, Datenschützer,
Fußballfans, Bürgerrechtlerinnen und Rechtsanwältinnen mit dem vorgelegten
Entwurf nicht leben können", sagt Friedemann Ebelt von Digitalcourage.

"Wir wollen eine ermittelnde Polizei, die gemeinsam mit den Bürger.innen
arbeitet", sagt Friedemann Ebelt von Digitalcourage. "Wir wollen keine
Wahrscheinlichkeits- und Überwachungspolizei und wir brauchen keine
Prognosejustiz. Was soll beispielsweise eine konkrete Wahrscheinlichkeit
sein?"

"Die Sicherheitslage in Niedersachsen ist nachweislich sehr gut -
Kriminalität ist rückläufig", sagt Friedemann Ebelt von Digitalcourage.
"Für die meisten vorgeschlagenen gesetzlichen Änderungen gibt es keine
ausreichende Begründung, wie unsere Stellungnahme zeigt."

"Wir haben Zweifel, dass die vorgeschlagene Reform die bereits sehr hohe
Sicherheit in Niedersachsen merklich verbessert", sagt Friedemann Ebelt von
Digitalcourage. "Nach unserer Einschätzung sind die Grundrechtseingriffe
hingegen unstrittig, und es existieren mit den sogenannten Staatstrojanern
sogar erhebliche Gefahrenpotenziale."

"Der angestrebte Paradigmenwechsel - weg von der Verfolgung von Straftaten
und hin zu einer Verdächtigungspolizei - ruft verfassungsrechtliche Sorgen
hervor", ergänzt Uli Fouquet von Digitalcourage in Braunschweig. "Unser
Eindruck ist, dass die hier geplanten Änderungen einen erstaunlich breiten
Bevölkerungsquerschnitt betreffen und beschäftigen."

Zum derzeitigen Zeitpunkt bleiben viele entscheidende Fragen offen und
unbeantwortet, u.a.:

• Wie möchte die Landesregierung verhindern, dass beispielsweise
organisierte Kriminalität die für den Einsatz von sogenannten
Staatstrojanern notwendigen Sicherheitslücken ausnutzen kann für Angriffe
beispielsweise gegen Krankenhäuser, Parlamente und andere kritische
Infrastruktur?

• Warum enthält die geplante Reform keine Umsetzung des sogennanten
IT-Grundrechts ("Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integrität
informationstechnischer Systeme"), das die Sicherheit im digitalen
Zeitalter wahren soll?

• In der Begründung der Reform wird ausgeführt, dass Anis Amri nicht
ausreichend effektiv überwacht wurde. Unserer Kenntnis nach ist das
Gegenteil der Fall. Wie kommen die Fraktionen der CDU und SPD zu ihrer
Einschätzung?

• Warum reagiert die vorgeschlagene Gesetzesreform nicht auf die
nachweisbare Gefahr durch die Verstrickungen des Verfassungsschutzes mit
dem NSU-Komplex, der Aktenvernichtung, der Vertuschung, der Behinderung der
Aufklärung und dem unterstützenden Einsatz von V-Leuten?

• Laut Gesetzesentwurf soll eine "dringende Gefahr" unter anderem dann
vorliegen, wenn ein Schadenseintritt für "Sachen von bedeutendem Wert,
deren Erhaltung im öffentlichen Interesse liegt", droht. Was sind "Sachen
von bedeutendem Wert"?

• Wie wurden konkret die "Anforderungen an die zukünftigen
polizeilichen Aufgaben ..." ermittelt? Wir würden hier gern die Methode und
die Daten einsehen, um die Einschätzung nachvollziehen und bewerten zu
können.

• Warum soll der sogenannten Präventivgewahrsam auf bis zu 74 Tage
erweitert werden, anstatt dafür Sorge zu tragen, dass sicherheitsrelevante
Ermittlungen in vier oder zehn Tagen durchgeführt werden können? 74 Tage
verleiten dazu, Ermittlungen auf die lange Bank zu schieben. Wertvolle Zeit
geht verloren, die Komplizen nutzen könnten. Statt qualitativer Ausweitung
erachten wir eine qualitative Verbesserung von behördlichen Abläufen,
personeller Kapazitäten und von Kommunikation für die bessere Lösung für
mehr Sicherheit im Land.

• Ulf Küch, Leiter Kriminalpolizei Braunschweig, hat für Braunschweig
belegt, dass die Kriminalität rückläufig ist und es darum keinen Grund für
Verschärfungen von Polizeigesetzen gibt. Er sagt, dass es eine Gefahr für
Sicherheit ist, dass in den nächsten Jahren 1/3 der Polizei in Rente geht.
Er will Prävention im Sinne von Aufklärung. "Mit Repressionen lösen Sie
keine Probleme in diesem Land". Warum greift die Landesregierung diese
Punkte nicht für Gesetzgebung auf?

Nach Entwurf von SPD und CDU ist eine kontroverse Neufassung des Gesetzes
über die öffentliche Sicherheit und Ordnung (NPOG) geplant.


Digitalcourage:

Digitalcourage setzt sich seit 1987 für Datenschutz und Bürgerrechte ein
und richtet seit 2000 die jährliche Verleihung der BigBrotherAwards aus.
2008 erhielt Digitalcourage die Theodor-Heuss-Medaille für besonderen
Einsatz für die Bürgerrechte.


Anmerkung:

[1] welt.de: "Anhörung zu neuem Polizeigesetz beginnt mit Kritik an Weil"

https://www.welt.de/regionales/niedersachsen/article181196098/Anhoerung-zu-neuem-Polizeigesetz-beginnt-mit-Kritik-an-Weil.html

Stellungnahme von Digitalcourage vom 24.07.2018 als PDF:

https://digitalcourage.de/sites/default/files/2018-07/Stellungnahme-Digitalcourage-NPOG-23-7-2018.pdf

Terminankündigung:

Großdemonstration 8.9.2018 ab 13 Uhr

Ernst-August-Platz vor dem Hauptbahnhof, Hannover

Bündnis #noNPOG - Nein zum neuen niedersächsischen Polizeigesetz

https://www.niedersachsentrojaner.de/demo/

 * 

Quelle

Pressemitteilung vom 16. August 2018

digitalcourage e.V.

Marktstraße 18, 33602 Bielefeld

Telefon: +49-521-1639-1639, Fax: +49-521-61172

E-Mail: mail@digitalcourage.de

Internet: www.digitalcourage.de
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NAHOST/1608: Jemen - zivile Ziele ... (SB)


Jemen - zivile Ziele ...



Verzweifelt versucht der UN-Sonderbeauftragte für den Jemen, der
britische Diplomat Martin Griffiths, seit Wochen, die Kriegsparteien
für Friedensverhandlungen zu gewinnen, die voraussichtlich am 6.
September - Tagungsort bislang unbekannt - beginnen sollen. Aktuell
stehen die Chancen auf eine Beilegung des seit März 2015 tobenden
Kriegs schlecht. Die schiitischen Huthi-Rebellen - auch
Ansar-Allah-Bewegung genannt -, die den Nordwesten des Landes samt der
Hauptstadt Sanaa nach wie vor fest im Griff haben, sind ihren
öffentlichen Erklärungen zufolge verhandlungsbereit. Doch auf der
gegnerischen Seite, vor allem bei Saudi-Arabien und den Vereinigten
Arabischen Emiraten, die seit mehr als drei Jahren vergeblich dem von
den Huthis gestürzten Interimspräsidenten Abd Rabbu Mansur Hadi wieder
zur Macht verhelfen wollen, scheinen Kriegslust und Siegeswillen
ungeachtet mangelnden militärischen Erfolgs am Boden sowie aller
obligatorischen Bekenntnisse zum Ziel einer Beendigung des
Blutvergießens weiterhin die Haupttriebkräfte zu sein.

Am 25. Juli war es zu einem aufsehenerregenden Raketenangriff der
Huthis nahe der Küste des Jemens am Roten Meer gekommen. Die Huthis
behaupteten, sie hätten zwei gegnerische Kriegsschiffe beschossen.
Doch am darauffolgenden Tag hieß es aus Riad, es seien zwei große
saudische Öltanker angegriffen worden, so daß wegen der Gefahr für
Mensch und Umwelt vorerst keine Handelsschiffe des Königreichs mehr
die gerade 20 Kilometer, etwas über zehn Seemeilen, breite Meerenge
Bab al Mandab, die das Horn von Afrika von der Arabischen Halbinsel
trennt sowie das Rote Meer mit dem Indischen Ozean verbindet,
durchlaufen dürfen. Eine solche Entscheidung hätte schwerwiegende
Folgen für die Weltwirtschaft. Bab Al Mandab passieren Schiffe mit
einer Gesamtmenge von 4,8 Millionen Tonnen Rohöl täglich in Richtung
Europa. Eine Umfahrung Afrikas führte zu einem Zeitverlust von 15
Tagen und, sollte Bab Al Mandab länger nicht befahrbar bleiben,
zusätzlichen Kosten in Milliardenhöhe.

So gesehen war es ein großes Entgegenkommen an das Ölexportland
Saudi-Arabien, als am 31. Juli Mohammed Ali Al Huthi, der Vorsitzende
des Obersten Revolutionsrats der Ansar Allah, eine zweiwöchige
Suspendierung von Angriffen zur See verkündete. Seit Mitte Juni
versuchen Bodentruppen der von den Saudis und den Emiratern
angeführten Militärkoalition die Hafenstadt Hudeida, den einzigen
verbliebenen Zugang der Huthis zur Außenwelt, über den der Import der
für Millionen von Menschen notwendigen Lebensmittel und Medikamente
mehr schlecht als recht läuft, einzunehmen. Rund die Hälfte der
600.000 Einwohner Hudeidas ist inzwischen vor den schweren Kämpfen
geflüchtet. Bislang haben die Angreifer keinen nennenswerten Erfolg
beim Versuch, die Verteidigungslinie der Huthis zu überwinden,
vorweisen können.

Der Frust angesichts dieser militärischen Blamage erklärt vielleicht,
warum am 2. August saudische und emiratische Kampfjets den Fischmarkt
von Hudeida sowie ein Krankenhaus der Stadt angegriffen haben. Bei dem
Angriff, der sich in eine lange Folge schwerster Kriegsverbrechen der
Koalitionäre im Jemen einreiht, kamen 55 Menschen ums Leben. Rund 100
wurden schwer verletzt, viele von ihnen verstümmelt. Mit diesem Akt
haben Riad und Abu Dhabi erneut demonstriert, wie gleichgültig ihnen
das Schicksal der Menschen im Jemen ist, und zugleich den
Friedensbemühungen von UN-Unterhändler Griffiths und dem
Entgegenkommen der Huthis eine Abfuhr erteilt. Und es sollte noch
schlimmer kommen.

Am 9. August griffen saudische und emiratische Kampfjets einen
Marktplatz in der Stadt Dayhan in dem von den Huthis kontrollierten
Nordwesten des Jemen an und jagten dabei einen Bus voller Schulkinder,
die gerade auf dem Heimweg von einem Ausflug waren, in die Luft. Bei
der Greueltat, die weltweites Entsetzen ausgelöst hat, starben 47
Menschen, darunter 29 Schulkinder. Weitere 77 Menschen gingen schwer
verletzt aus dem Inferno hervor. Nicht wenige von ihnen dürften ihren
Verletzungen in den kommenden Wochen und Monaten erliegen. Von einem
Kriegsverbrechen wollte man in Riad dennoch nichts wissen. Bei dem
Angriff habe es sich um eine "legitime militärische Aktion" gehandelt,
so das saudische Oberkommando.

Auch im US-Verteidigungsministerium wiegelte man ab. Ungeachtet der
Tatsache, daß die Luftwaffe der Saudis und der Emirater beim Krieg im
Jemen auf amerikanische und britische Unterstützung in den Bereichen
Rüstung, Wartung, Luftbetankung und Nachrichtenwesen angewiesen ist,
behauptete Armeemajor Josh Jacques, Sprecher des für den Nahen Osten
zuständigen Zentralkommandos (CENTCOM), man werde vermutlich niemals
erfahren, ob die in Dayhan verwendete Munition aus den USA stamme.
Bereits zu diesem Zeitpunkt kursierten im Internet die Bilder
jemenitischer Journalisten, auf denen Raketenreste vom Angriff auf
Marktplatz und Schulbus zu sehen waren, welche die verwendete Waffe
eindeutig als eine MK-82-Bombe aus dem Hause General Dynamics
identifizierten. Seit drei Jahren verdient dieses Unternehmen zusammen
mit anderen US-Rüstungsgiganten wie Boeing, Lockheed Martin und
Raytheon am Krieg im Jemen, der Schätzungen zufolge Riad und Abu Dhabi
200 Millionen Dollar am Tag kostet, ein Vermögen.

Doch es sind nicht die einträglichen Rüstungsgeschäfte, die dafür
sorgen, daß das "sinnlose" Morden im Jemen kein Ende findet. Begründet
wird die ausländische Militärintervention mit iranischen Umtrieben
zugunsten der Ansar Allah, für die bis heute kein einziger glaubhafter
Beweis vorgelegt worden ist. Es wurden von den Koalitionären bislang
weder iranische Waffen erbeutet noch irgendwelche iranische
Militärberater oder Freiwillige der schiitisch-libanesischen
Hisb-Allah-Miliz lebendig als Gefangene oder tot als Leiche
präsentiert. Folglich gewinnt die Vermutung, gemeinsam hätten es die
Saudis, die Emirater und ihre gemeinsame Schutzmacht USA auf
unerschlossene Ölreserven des Jemens abgesehen, an Glaubwürdigkeit.

Diese These erläuterten der Politikwissenschaftler Phil Butler am 12.
April 2016 bei Global Research sowie Jack Dressler von Veterans for
Peace am 10. August 2018 bei Counterpunch. Butler und Dressler
beziehen sich beide auf entsprechende Studien der U. S. Geological
Survey von 2002 sowie auf ursprünglich geheime, vor einiger Zeit von
Wikileaks veröffentlichte Depeschen des US-Außenministeriums aus dem
Jahr 2009, als Hillary Clinton dort die Führung hatte. Daraus geht
hervor, daß die Verantwortlichen in Washington, Riad und Abu Dhani vom
Vorhandensein gigantischer, bisher erst in Ansätzen erschlossener
Öl- und Gasreserven sowohl im Jemen, dem Armenhaus Arabiens, selbst
als auch unmittelbar vor dessen Küste überzeugt waren - und vermutlich
immer noch sind -, was natürlich den Schluß nahelegt, daß sie ihre
dortige Politik von dieser Erkenntnis leiten lassen.

16. August 2018
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EHRENAMT/072: Gutes tun im Urlaub - Ein neuer Trend mit Tücken (idw)


Universität zu Köln - 15.08.2018

Gutes tun im Urlaub: Ein neuer Trend mit Tücken

Sozialwissenschaftler der Uni Köln forscht über den sogenannten
Voluntourismus und warnt vor rein Profit-orientierten Anbietern.



Den neuen Trend zum ehrenamtlichen Engagement als Volunteer im Rahmen eines
Kurzurlaubs sieht Benjamin Haas vom Lehrstuhl für Sozialpolitik und
Methoden der qualitativen Sozialforschung der Universität zu Köln
kritisch.

Die neuen Freiwilligenreisen nehmen eine immer größere Position am Markt
ein, um der steigenden Nachfrage, sich im Sommerurlaub aktiv, hilfreich
und gut zu engagieren, nachzukommen.

"Der sogenannte Voluntourismus hat auch eine problematische Komponente",
sagt Haas im Interview. "Das gut gemeinte kurzfristige Engagement
beispielsweise für Waisenkinder kann für die Kinder zur psychologischen
Belastung werden. Oft werden Familien angehalten, ihre Kinder allein für
diese Angebote ins Heim zu geben, um dem Andrang gerecht zu werden.
Außerdem kommen durch den Trend auch Anbieter auf den Markt, die sich mit
den wichtigen Faktoren von Engagement, Entwicklungspolitik, mit sozialen
Projekten, Kinderheimen oder Naturschutz eigentlich kaum auskennen und
hier lediglich als Vermittlungsagentur auftreten, die sich ihren Service
kosten lässt. Der Löwenanteil dieses Geldes bleibt bei den Konzernen und
kommt nicht den Projekten zu Gute."

Der Kölner Doktorand kritisiert im Gespräch zudem die Doppelmoral, einen
hohen CO2-Ausstoss für einen Flug nach Costa Rica in Kauf zu
nehmen, um dort dann etwa an einem Regenwald-Naturschutzprojekt
mitzuarbeiten. Auch im eigenen Heimatland gäbe es diverse Möglichkeiten,
sich sozial zu engagieren.

Das komplette Interview finden Sie unter:

http://www.portal.uni-koeln.de/index.php?id=13862

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 15.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RENTE/709: Kurzexpertise zur "Zwangsverrentung" im Rechtskreis des SGB II (Paritätischer Wohlfahrtsverband)


Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Pressemeldung vom 16. August
2018

Kurzexpertise der Paritätischen Forschungsstelle zur "Zwangsverrentung"
im Rechtskreis des SGB II



Ältere SGB-II-Leistungsberechtigte sind gesetzlich verpflichtet,
vorzeitig in Altersrente zu gehen ("Zwangsverrentung"), sofern die
rentenrechtlichen Voraussetzungen bestehen und kein Ausnahmegrund vorliegt.
Für die betroffenen Personen bedeutet dies lebenslange Abschläge bei der
Altersrente. Erstmals legt die Paritätische Forschungsstelle nun
Schätzungen zur Zahl der Betroffenen vor.

Offizielle Angaben über die Zahl der Betroffenen liegen nicht vor, da die
Statistik der Rentenversicherung keinen Aufschluss darüber gibt, ob Anträge
freiwillig oder unfreiwillig gestellt wurden. Auch die Bundesagentur für
Arbeit erhebt dazu keine Zahlen. Die Paritätische Forschungsstelle
unternimmt es deshalb mit der vorliegenden Kurzexpertise erstmals, den
Umfang der Zwangsverrentungen näherungsweise zu bestimmen. Sie stützt sich
dabei auf eine Sonderauswertung der Statistik der Bundesagentur für Arbeit,
die diese für den Paritätischen vorgenommen hat. Dabei zeigt sich, dass
Zwangsverrentungen weiterhin in erheblichem Umfang stattfinden, obwohl das
Bundesministerium für Arbeit und Soziales im September 2016 meldete,
Zwangsverrentungen "abgeschafft" zu haben.

Zwar hat sich die Zahl der Abgänge von arbeitslosen Leistungsbeziehenden im
Alter von 63 und 64 Jahren aus dem SGB II nach einer Reform der sog.
Unbilligkeitsverordnung, die Ausnahmen von der Zwangsverrentung regelt,
verringert. Auch 2017 waren jedoch noch 49.119 Abgänge der über 63-Jährigen
und 22.473 Abgänge von über 64-Jährigen aus dem SGB II in die
Nichterwerbstätigkeit oder ohne weiteren Aufschluss zu verzeichnen. Das
sind mehr als doppelt so viele, wie etwa fünf Jahre zuvor, im Jahr 2012.
Schon jetzt summiert sich die Zahl der mit zum Teil hohen Abschlägen
verrenteten SGB-II-Bezieher auf eine sechsstellige Zahl. Die vorliegenden
Zahlen lassen zwar weiterhin keine genaue Bestimmung der Zahl der konkret
"Zwangsverrenteten" zu, weil darin u.a. auch Leistungsbeziehende enthalten
sind, die in eine Erwerbsminderungsrente wechseln. Da die Menschen aber
nicht in eine Erwerbstätigkeit wechselten und im Regelfall auf zusätzliche
Sozialleistungen angewiesen bleiben, die sie grundsätzlich vorrangig in
Anspruch nehmen müssen, ist trotz der Reform der Unbilligkeitsverordnung
2017 nach wie vor von einer fünfstelligen Anzahl von zwangsverrenteten
Menschen pro Jahrgang auszugehen. Für die Betroffenen folgen daraus zum
Teil erhebliche und lebenslang wirkende Abschläge auf den monatlichen
Rentenanspruch, die sich schnell auf mehrere tausend Euro summieren.
Arbeitsmarktpolitisch läuft die Zwangsverrentung dem von der
Bundesregierung selbst gesteckten Ziel zuwider, auch älteren Menschen im
Erwerbsleben zu halten. Sollte die Praxis der "Zwangsverrentung" nicht
geändert werden, drohen vielen weiteren Betroffenen massive Einbußen bei
ihren erworbenen Rentenansprüchen.


Link zur Kurzexpertise:

http://infothek.paritaet.org/pid/fachinfos.nsf/0/611f8fc8d4f1b434c12582eb002d0f7a/$FILE/PaFo-2018-3-Zwangsverrentung.pdf

 * 

Quelle:

Deutscher Paritätischer Wohlfahrtsverband - Gesamtverband e. V.

Oranienburger Str. 13-14, 10178 Berlin

Telefon +49(0)30|24636-0, Telefax +49(0)30|24636-110

Internet: www.paritaet.org, www.der-paritaetische.de
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DISKUSSION/419: Wiesbaden - "Berufsverbote, Schnee von gestern oder heute noch aktuell?", 21.08.2018


DGB Hessen - Thüringen

"BERUFSVERBOTE, VERFASSUNGSSCHUTZ- UND POLIZEIGESETZ"

Dienstag, 21. August 2018, 19.00 Uhr,

Schülercafé Fresko in 65189 Wiesbaden, Welfenstr. 10



Ausstellungseröffnung, Vortrag und Diskussion mit:


	Dr. Rolf Gössner,
 Rechtsanwalt / Publizist, Internationale Liga für Menschenrechte (Berlin), Mitherausgeber des "Grundrechte-Report. Zur Lage der Bürger- und Menschenrechte in Deutschland"

	Sandro Witt,
 stellv. Vorsitzender DGB Bezirk Hessen-Thüringen

	Thomas Eilers: 10 Jahre Berufsverbot



1972, die Ministerpräsidenten und Bundeskanzler Brandt (SPD)
unterzeichnen den sogenannten Radikalenerlass. "Verfassungsfeinde"sollten
aus dem öffentlichen Dienst - Verwaltung, Polizei, Post, Bundesbahn,
Schulen und Hochschulen - entfernt bzw. gar nicht erst eingestellt
werden.

Der Staat griff auf Erkenntnisse der Verfassungsschutzämter zurück.
Bundesweit wurden 3,5 Millionen Personen überprüft und tausende
wegen angeblich "mangelnder Gewähr der Verfassungstreue"
abgelehnt oder entlassen.

Bespitzelung und Regelanfragen verunsicherten insbesondere viele
junge Menschen. Diese Praxis führte auch zu zahlreichen Protesten aus
dem Ausland. In (inter)nationalen Medien war das bis heute
vergessene Kapitel bundesdeutscher Geschichte jahrelang präsent.

Weitere Informationen unter:

www.dgb-wiesbaden.de

 * 

Quelle:

DGB Büro Wiesbaden

Bahnhofstr. 61, 65185 Wiesbaden

Internet: www.dgb-wiesbaden.de
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DISKUSSION/418: Hameln - Auf dem Weg in den präventiv-autoritären Sicherheitsstaat?, 22.08.2018


yyy#NoNPOG Hameln

Auf dem Weg in den präventiv-autoritären Sicherheitsstaat?

Veranstaltung zur geplanten Verschärfung des niedersächsischen
Polizeigesetzes

Vortrag mit RA Dr. Rolf Gössner am Mittwoch, 22.8.2018 in Hameln



Am Mittwoch, den 22. August 2018, veranstaltet das lokale Bündnis #NoNPOG
Hameln - Gegen das niedersächsische Polizeigesetz (NPOG) einen Vortrag mit
Rechtsanwalt Dr. Rolf Gössner aus Bremen.

RA Dr. ROLF GÖSSNER

(Internationale Liga für Menschenrechte)


referiert und diskutiert am Mittwoch, 22. August 2018, um 19:30 Uhr

im Saal des Bürgersenders "radio-aktiv" (Deisterallee 3, 31785 Hameln).

Ab 19:30 Uhr wird sich der Referent in seinem Vortrag, der in den Räumen
von radio aktiv (Deisterallee 3, 31785 Hameln) stattfindet, mit der
inhaltlichen Kritik am geplanten niedersächsischen Polizeigesetz (NPOG)
auseinandersetzen - im Anschluss darf gerne diskutiert (und vernetzt)
werden. Wer die Arbeit von #NoNPOG Hameln unterstützen möchte, kann uns
gerne kontaktieren: 

nonpoghameln@riseup.net .

Internet:

http://nonpoghameln.blogsport.eu/



In der ganzen Bundesrepublik krempeln Landesregierungen die Polizeigesetze
um, nachdem bereits das BKA-Gesetz sowie das bayerische Polizeigesetz
verschärft worden sind. Durch eine massive Ausweitung der
Eingriffsbefugnisse der Polizei werden dabei Grund- und Freiheitsrechte
massiv eingeschränkt - nicht nur in Bayern, sondern auch in Niedersachsen:
Mit sogenannter Quellen-Telekommunikationsüberwachung und
Online-Durchsuchung mittels Staatstrojanern sollen PC, Laptops, Smartphones
und Co. von der Polizei heimlich durchsucht und ausgeforscht werden können -
 und zwar schon weit im Vorfeld konkreter Gefahren und möglicher
Straftaten. Sog. Gefährder sollen Aufenthalts- und Kontaktverboten
unterzogen und zur Überwachung in elektronische Fußfesseln gelegt werden
können - ohne Straftaten begangen zu haben, nur weil die Polizei ihnen
zutraut, solche künftig zu begehen. Außerdem sollen sog. Gefährder bis zu
74 Tage in polizeiliche Präventivhaft gesperrt werden können - auf bloßen
Verdacht, ohne Anklage, ohne Prozess und Urteil. Dazu soll die
Videoüberwachung im öffentlichen Raum noch weiter ausgebaut und die Polizei
mit Body-Cams und Elektroschockgeräten aufgerüstet werden.

Über die enormen Gefahren, die mit dieser Polizeirechtsverschärfung
verbunden sind, referiert der Bremer Bürgerrechtsaktivist Rolf Gössner; er
gibt Einblicke in eine fatale Polizeirechtsentwicklung und zeigt auf,
welche Auswirkungen diese in der Praxis haben kann - für politisch Aktive
wie für die gesamte Zivilgesellschaft, für die Grund- und Freiheitsrechte
und für den demokratischen Rechtsstaat.

Referent: Dr. Rolf Gössner, Rechtsanwalt, Publizist und parlamentarischer
Berater; Kuratoriumsmitglied der Internationalen Liga für Menschenrechte
(Berlin), Mitherausgeber des "Grundrechte-Reports" und Mitglied der Jury
zur Verleihung des Negativpreises "BigBrotherAward". Autor/Herausgeber
zahlreicher Bücher zum Themenbereich Demokratie, Innere Sicherheit, Grund-
und Freiheitsrechte.

 * 

Quelle:

Dr. Rolf Gössner
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ARBEIT/2847: Systematisches Defizit beim Umgang mit Langzeitarbeitslosigkeit (idw)


Ernst-Abbe-Hochschule Jena - 15.08.2018

Vorbeugen ist besser als Heilen! - Kritische Anmerkungen zum Umgang mit
Langzeitarbeitslosigkeit

Systematisches Defizit beim Umgang mit Langzeitarbeitslosigkeit



Programme zur Bekämpfung von Langzeitarbeitslosigkeit, wie das aktuell
im Bundeskabinett beschlossene "Teilhabechancengesetz", haben einen
systematischen Webfehler. Sie sind rein kurativ ausgerichtet. Es fehlt
ihnen komplett eine präventive Komponente.

Prof. Dr. Klaus Watzka aus dem Fachbereich Betriebswirtschaft der 
Ernst-Abbe-Hochschule/Jena hat dazu eine kritische Analyse angefertigt.



Die Langzeitarbeitslosen von heute sind die fehlenden Personalressourcen
von morgen! In Zeiten knapper Arbeitskräfte wird damit aus einem bis dato
eher gesellschaftlichen Problem auch ein betriebswirtschaftliches.
Unternehmen darf es nicht gleichgültig sein, ob staatliche Programme für
Arbeitslose effizient sind oder nicht. Bei einer grundsätzlich
erfreulichen Tendenz auf dem Arbeitsmarkt sind bei aktuell 2,28 Mio.
Arbeitslosen immer noch 0,82 Mio. langzeitarbeitslos
(www.arbeitsagentur.de). Das sind ca. 36%! Für die verbleibenden 64%
besteht - insbesondere bei nachlassender Konjunktur - die Gefahr, die
potenziellen Langzeitarbeitslosen von morgen zu sein!

Aktuell hat nun Mitte Juli das Bundeskabinett mit dem
"Teilhabechancengesetz" ein Förderprogramm für Langzeitarbeitslose im
Volumen von 4 Mrd. Euro (!) beschlossen. Über Ergänzungen im
Sozialgesetzbuch II (§§ 16i, 16e SGBII) soll im Kern ein
öffentlich geförderter Arbeitsmarkt mit sozialversicherungspflichtigen
Arbeitsverhältnissen auf Basis des Mindestlohns entstehen. War eine Person
mindestens zwei Jahre arbeitslos, dann kann der Arbeitgeber über zwei Jahre
einen Lohnkostenzuschuss von 75% (1.Jahr) und 50% (2. Jahr) erhalten. Nach
einer mindestens siebenjährigen Arbeitslosigkeit sind Zuschüsse von 100%
über zwei Jahre möglich, die dann bis zum maximalen Förderzeitraum von 5
Jahren jährlich um jeweils 10% sinken. In beiden Fallgruppen ist als neues
Element begleitend eine intensive Betreuung und Beratung (= Coaching) von
Arbeitnehmer und Arbeitgeber durch die Arbeitsagentur oder einen
beauftragten Dritten vorgesehen (www.bmas.de). Dieses Programm erweitert
und verlängert ein ähnlich gelagertes Förderprogramm, das bereits die
Vorgängerin von Arbeitsminister Heil, Andrea Nahles, mit einem
Förderzeitraum 2015-2019 und einem Fördervolumen von 885 Mio. Euro ins Werk
gesetzt hatte. In diesem Kontext sei auch nochmal an die vielfältigen
Programme der letzten Jahrzehnte für "schwer vermittelbare Arbeitslose"
und die große Zahl an Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) erinnert. Man
nimmt also durchaus viel Geld für die Thematik "Langzeitarbeitslosigkeit"
in die Hand.

Allerdings haben alle Programme einen entscheidenden Webfehler. Sie sind
rein therapeutisch ausgelegt. Eine prophylaktische Komponente fehlt
völlig. Sie setzen damit systematisch zu spät an! In allen Lebensbereichen
betreiben wir aus gutem Grund Prophylaxe. Impfungen sollen den Ausbruch
schwerer Krankheiten verhindern, regelmäßige Krebsvorsorge potenzielle
Lebensbedrohung früh aufdecken, regelmäßige Sicherheitsschulungen sollen
Arbeitsunfälle vermeiden. Schon der Volksmund weiß: Vorbeugen ist besser
als heilen! Und der Ökonom steuert dann die Erkenntnis zu, dass
prophylaktische Maßnahmen oft erheblich kostengünstiger sind als kurative
Maßnahmen.

Nur im Umgang mit Arbeitslosigkeit wird diese eigentlich simple Erkenntnis
nicht hinreichend beherzigt. Große Teile der beträchtlichen öffentlichen
Mittel für die Reintegration Langzeitarbeitsloser hätten eingespart werden
können, wenn Politik (und Tarifpartner!) die Problematik entschlossener,
früher und vor allem mit anderer Akzentsetzung angegangen wären. Das lange
Zuwarten und die fehlenden vorbeugenden Maßnahmen bei der
Arbeitsmarktpolitik haben die Problematik der Langzeitarbeitslosigkeit
erst in ihre Komplexität und Größendimension hineinwachsen lassen. Wer zu
lange den Kopf in den Sand steckt, knirscht eben irgendwann mit den
Zähnen? Warum diese Einschätzung?

Schon seit mehreren Jahrzehnten hat sich die Psychologische
Arbeitslosenforschung in vielen nationalen und internationalen empirischen
Studien mit den belastenden Auswirkungen von Arbeitslosigkeit beschäftigt.
Dabei hat sich klar gezeigt, dass Arbeitslosigkeit das Risiko für das
Auftreten spezifischer Belastungswirkungen deutlich steigert. In aller
Kürze: Der Verlust der Arbeit führt zu einem schleichenden Zerfall von
Zeitstrukturen. Die Befähigung zur Zeitplanung, zur effizienten
Zeitverwendung und zur Zeitdisziplin nimmt ab. Arbeitslosigkeit verhindert
die Erfahrung eigener Nützlichkeit und Handlungskompetenz und lässt so
Selbstwertgefühl und Selbstwirksamkeitserwartungen erodieren. Die mit dem
Arbeitsverlust einhergehende Reduzierung des verfügbaren Einkommens führt
zu massiven Finanz- und Überschuldungsproblemen und verengt für die ganze
Familie den sozialen Lebensraum. Arbeitslosigkeit nimmt dem Betroffenen
seine beruflichen Sozialkontakte und damit ein wichtiges Anwendungsfeld
für Sozialkompetenzen. Erfolgt zudem ein (wahrscheinlicher) Rückzug aus
dem privaten Kontaktfeld, verschärft sich die Verkümmerung der sozialen
Qualifikationen. Familienstrukturen werden zerstört, wenn die Partner mit
der neuen Rollenaufteilung (ganztägige Anwesenheit des Partners!) im
häuslichen Umfeld scheitern. Und gut belegt ist schließlich auch, dass
Arbeitslose - trotz geringerer objektiver Belastungen - eine schlechtere
physische und psychische Gesundheit aufweisen. Die Länge der
Arbeitslosigkeit ist dabei nur ein Einflussfaktor. Die Probleme sind damit
keineswegs nur auf Langzeitarbeitslose beschränkt.

Diese Befunde sind schon seit langem bekannt. Wer genau hinschauen wollte,
der musste kein Prognosegenie sein, um zu vermuten, dass sich diese
Belastungswirkungen über kurz oder lang zu massiven Vermittlungshemmnissen
verdichten mussten. Nun ist es wenig kreativ, über vergossene Milch zu
klagen. Das Kind ist nun einmal in den Brunnen gefallen.

Jetzt versucht man über langwierige, kostenintensive Programme wenigstens
einen Teil der Betroffenen wieder "nach oben zu ziehen". Gut so! Aber man
sollte aus diesen Brunnenstürzen die Lehren für die Zukunft ziehen und den
Brunnen massiv vergittern. Dies verringert zukünftig die Problemhäufigkeit
und -intensität bei längerer Arbeitslosigkeit.

Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen müssen also um einen Vorsorgebaustein
ergänzt werden. Wie muss dieser aussehen?

Generell sollten Mitarbeiter direkt nach einem Arbeitsplatzverlust eng und
professionell begleitet werden. In der Sprache der Psychologen durchlaufen
sie ein "kritisches Lebensereignis", das eine intensive psychische
Anpassungsleistung abfordert. Es kann ohne belastbare
Bewältigungsstrategien schnell überfordernd sein. Schockstarre, depressive
Tendenzen und Rückzug in die Inaktivität sind bei entsprechender
Persönlichkeitsdisposition die Folgen. Eine psychologische Begleitung kann
aus Kostengründen durchaus in einem Gruppensetting stattfinden. Es bietet
den Arbeitslosen zudem die Chance auf gegenseitige Beratung/Unterstützung
und auf die psychisch erleichternde Erkenntnis, dass sie mit ihrem
Schicksal nicht allein sind. Ziel in dieser frühen Phase muss weiterhin
die Erhaltung eines hohen Aktivitätsniveaus zur Planung und Gestaltung der
weiteren beruflichen Zukunft sein.

Dazu gehört die Erarbeitung eines guten Know-how in Bewerbungsfragen, eine
Facette die die Arbeitsagenturen bereits sehr gut abdecken. Sobald
abzusehen ist, dass eine schnelle Anschlussbeschäftigung nicht
realisierbar ist, also etwa nach 3-4 Monaten, müssen intensivere
Betreuungsmaßnahmen einsetzen. Dazu gehört in einem ersten Modul eine
detaillierte Finanzberatung. Es zeichnet sich nun für unbestimmte Zeit ein
geringeres Haushaltseinkommen ab. Die Finanzstrukturen und das
Ausgabeverhalten der gesamten Familie müssen analysiert und auf die neue
Situation hin justiert werden - proaktiv, ehe die Schuldenfalle
zuschnappt. In einem zweiten Modul gilt es, eine möglichst geregelte
Zeitstruktur zu erhalten. Dies gelingt, wenn sich die Betroffenen aktiv
alternativen Aufgaben stellen (z.B. Weiterbildung, ehrenamtliche
Tätigkeit, neue Hobbies, Realisierung privater Großprojekte an der
Immobilie). Ohne Beratung und gezielte Motivation ergreifen Arbeitslose
diese naheliegenden Optionen oft nicht, verharren in Inaktivität und bauen
Schwellenängste auf. Zielvereinbarungen mit externen Coaches wären ein
probates Mittel. Solche alternativen Zeitverwendungen stabilisieren auch
das Selbstwertgefühl und verhindern den Rückzug aus den familienexternen
Sozialkontakten.

Ergänzend sind in einem dritten Modul zur psychischen Stabilisierung
Angebote nötig, bei denen in einem Gruppensetting der Verlust des
Arbeitsplatzes und die momentane eigene Situation psychisch aufgearbeitet
werden kann. Das Methodenspektrum von Psychologen und Sozialpädagogen ist
hier gefragt.

Zur Vorbeugung gegen eine signifikante Verschlechterung des
Gesundheitszustandes und Etablierung schädlicher Verhaltensmuster während
der Arbeitslosigkeit bietet sich in einem vierten Modul ein intensiver
Einsatz all der Bausteine an, die aus dem Betrieblichen
Gesundheitsmanagement - oftmals in Zusammenarbeit mit Krankenkassen - im
Rahmen der Gesundheitsaufklärung und Krankheitsprophylaxe gut bekannt sind
(z.B. gesundes Essen, Motivation zur Bewegung, Aufklärung über Alkohol und
Nikotin).

Final stellt sich die Frage nach Zuständigkeit und Finanzierung dieses
Maßnahmenbündels. Die zentrale inhaltliche, organisatorische und
finanzielle Zuständigkeit hätten aufgrund ihres gesetzlichen Auftrags zur
"Verkürzung der Dauer der Arbeitslosigkeit" (§ 1 SGB III) die
Arbeitsagenturen. In der Pflicht sind aber auch die freisetzenden
Unternehmen. Denn zum einen gebietet es die "Fürsorgepflicht" als
arbeitsvertragliche Nebenpflicht, einen Mitarbeiter nicht gänzlich
unvorbereitet und unbegleitet in die "Lebenskrise Arbeitslosigkeit" zu
entlassen. Eine Outplacement-Beratung als "letzte Sozialleistung" sollte
Standard werden. Zum anderen haben Betriebe durch ihre
Freisetzungsentscheidung die Kosten der Arbeitslosigkeit auf die
Allgemeinheit externalisiert. Allerdings muss ein Kostenbeitrag der
Arbeitgeber überschaubar bleiben, da sie ja bereits über die
Arbeitslosenversicherung in die Kasse der Arbeitsagentur eingezahlt haben.
Als zusätzliche Finanzierungsquelle kämen insbesondere die Umwidmung
kleiner Teile der Abfindungs- und Sozialplanzahlungen in Betracht. Charme
hätte auch der gemeinsame Unterhalt von überbetrieblichen 
Outplacement-Zentren durch viele Unternehmen. Deren Finanzierung erfolgt nach dem
Versicherungsprinzip über die Entrichtung eines monatlichen Geldbetrags je
beschäftigtem Mitarbeiter. Dafür erwirbt das einzelne Unternehmen das
Gegenrecht, im Falle einer Freisetzung, die Dienste des Zentrums für den
Mitarbeiter in Anspruch nehmen zu dürfen.

Fazit: Es ist Zeit für ein flächendeckendes Outplacement-Konzept für alle
Mitarbeiter zur Prophylaxe gegen Langzeitarbeitslosigkeit. In Zeiten des
demografischen Wandels und sich verknappender Arbeitskräfte, kann es sich
Deutschland schon aus rein ökonomischen Gründen nicht leisten, neben den
Jugendlichen ohne Hauptschulabschluss und den älteren Mitarbeitern, die
den vorgezogenen Ruhestand wählen, auch noch eine substanzielle Anzahl an
Menschen an eine verkrustete Langzeitarbeitslosigkeit zu verlieren. Und
aus ethischer Perspektive gebietet sich sowieso, das Schicksal einer
Langzeitarbeitslosigkeit zu verhindern.




Weitere Informationen unter:

http://www.eah-jena.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution339

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ernst-Abbe-Hochschule Jena, 15.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2846: Ausbildungsvergütung - Zum Leben zu wenig (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 32 vom 10. August 2018

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Zum Leben zu wenig

Manfred Dietenberger zur Ausbildungsvergütung



Am 1. August bzw. am 1. September beginnt für alle Azubis in
Deutschland das neue Lehrjahr. "Braucht Du einen billigen Arbeitsmann,
schaff Dir einen Lehrling an", war einer der Slogans der
Lehrlingsbewegung schon vor 50 Jahren. Aus Lehrlingen wurden
inzwischen Auszubildende (Azubis), aber auch heute bekommen immer noch
viel zu viele Azubis eine unzureichende Ausbildungsvergütung, die
hinten und vorne nicht zur Existenzsicherung reicht.

Was Lehrlinge derzeit bekommen, ist von Branche zu Branche sehr
unterschiedlich. Im Handwerk ist die Spannbreite besonders extrem: So
verdient ein Auszubildender im Bäcker- und Konditor-Handwerk im
dritten Lehrjahr 550 Euro, der Maurer-Azubi dagegen erhält 1.410 Euro.
Eine ostdeutsche Friseurin in Ausbildung bekommt im Durchschnitt 269
Euro brutto. Während der angehende Einzelhändler in Baden-Württemberg
im ersten Lehrjahr mit 733 Euro rechnen kann, sind es in
Mecklenburg-Vorpommern nur 653 Euro. Fast jeder dritte Befragte im
Handwerk bekommt weniger als 500 Euro netto. Und so kommt es
alljährlich zur Abstimmung mit den Füßen. "Dort, wo die Vergütung
besonders niedrig ist, sind die Abbrecherquoten extrem hoch", sagt
Elke Hannack, stellvertretende DGB-Vorsitzende. Beispiel: Im
Friseurhandwerk starten pro Jahr durchschnittlich etwas mehr als
10.000 Jugendliche ihre Ausbildung, etwa 5 000 Azubis halten bis zur
Prüfung durch: "Viele steigen aus, da sie mit der kargen Vergütung
nicht über die Runden kommen", so Hannack.

Interessanterweise sind gerade in den Branchen, in denen die
Ausbildung am kostenintensivsten ist (hauptsächlich in der Industrie)
und die Auszubildenden noch am wenigsten Profit erwirtschaften, die
Ausbildungsvergütungen am höchsten. Das ist so, weil dort die Höhe der
Ausbildungsvergütung von mitgliederstarken Gewerkschaften erkämpft
oder ausgehandelt wurden. Die niedrigsten Ausbildungsvergütungen gibt
es in den kleinen, kaum oder gar nicht gewerkschaftlich organisierten
Betrieben. Diese Schwäche darf nicht länger zu Lasten der
Auszubildenden gehen. Deshalb fordert der DGB seit Jahren neben dem
Mindestlohn auch eine Mindestausbildungsvergütung.

Auf Druck der Gewerkschaften vereinbarte die GroKo im
Koalitionsvertrag: "Im Rahmen der Novelle des Berufsbildungsgesetzes
werden wir eine Mindestausbildungsvergütung im Berufsbildungsgesetz
verankern." Das Gesetz solle bis zum 1. August 2019 beschlossen werden
und zum 1. Januar 2020 in Kraft treten. Geht es nach dem DGB, betrüge
die Mindestausbildungsvergütung im ersten Lehrjahr 635 Euro, im
zweiten Jahr 696 Euro, im dritten 768 Euro und im vierten 796 Euro.
Mehr als jeder dritte Ausbildungsbetrieb müsste seine
Ausbildungsvergütung bei einem angenommenen Betrag von 650 Euro
anpassen. Ein auskömmliches und selbstbestimmtes Leben dürfte damit
allerdings kaum zu bestreiten sein.

Auszubildende brauchen dringend eine Mindestausbildungsvergütung. Sie
muss unabhängig von Tarifverträgen für alle und überall gelten. Ohne
Schlupflöcher, ohne Ausnahmen. Wie hoch sie sein muss, müssen die
Azubis einschätzen und dann zusammen zuerst in den Gewerkschaften und
dann gegen GroKo und Kapital dafür kämpfen. Zur Orientierung empfehlen
sich folgende Eckpunkte: Die Armutsgefährdungsgrenze beträgt 1.064
Euro, die Pfändungsgrenze 1.140 Euro, Warenkorbberechnungen für ein
existenzsicherndes Leben kommen auf ein Einkommen zwischen 1.000 und
1.200 Euro. Die Mindestvergütung muss schneller kommen, und sie muss
auskömmlich sein.

 * 
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GEWERKSCHAFT/1689: Erste Verhandlungsrunde zwischen ver.di und Ryanair (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
16. August 2018

Erste Verhandlungsrunde zwischen ver.di und Ryanair



Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) hat gestern (15.
August 2018) in Dublin sowohl mit der Fluggesellschaft Ryanair als
auch mit den Leiharbeitsfirmen Crewlink und Workforce
Tarifverhandlungen für die rund 1.000 Flugbegleiter bei Ryanair in
Deutschland aufgenommen.

Die erste Verhandlungsrunde sei ein offener Austausch gewesen, in dem
sich Ryanair in wenigen Punkten bewegt habe, erklärt
ver.di-Verhandlungsführerin Mira Neumaier. Ryanair habe das Angebot
gemacht, nationale Verträge abschließen zu wollen, allerdings erst
bis zum Jahr 2022.

Die Fluggesellschaft werde sich zu weiteren Themen aus der
Verhandlungsrunde mit ver.di bis zum Ende der nächsten Woche
schriftlich äußern.

"Wenn diese Stellungnahme vorliegt, werden wir das Gesamtpaket
bewerten", betont ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christine Behle. Im
Anschluss daran werde der Fortgang der Gespräche besprochen werden.
Zu den zentralen Forderungen von ver.di für die Kabinenbeschäftigten
gehört eine substantielle Entgeltsteigerung, die das Einkommen für
alle Beschäftigten existenzsicher und planbar macht. Dazu gehören
unter anderem die Einführung eines Basisgehaltes für alle
Flugbegleiter, die Erhöhung dieses Gehaltes und die Einführung einer
Mindeststundengarantie. Desweiteren fordert ver.di die Übernahme der
Sozialversicherungsbeiträge durch den Arbeitgeber bei saisonalen
Freistellungen und die Einrichtung einer betrieblichen
Interessenvertretung.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 16.08.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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ARBEITSRECHT/259: Videoüberwachung von Arbeitnehmern als Beweismittel? (idw)


Hochschule Fresenius - 15.08.2018

Videoüberwachung von Arbeitnehmern als Beweismittel?

Bundesarbeitsgericht entscheidet am 23.8.2018



Wer als Arbeitnehmer klaut, dem darf gekündigt werden. Diese Erkenntnis
verwundert wenig. Wie ist es aber, wenn der Arbeitgeber die Beweismittel
durch eine Videoüberwachung des Arbeitnehmers gewonnen hat? Dürfen diese
Beweismittel verwendet werden? Nein, urteilte die Vorinstanz und gab der
Arbeitnehmerin, die gegen die Kündigung geklagt hatte, Recht. Hiergegen
legte der Arbeitgeber Revision ein - das Bundesarbeitsgericht entscheidet
hierüber am 23.8. Angesichts des Inkrafttretens der neuen
Datenschutzgrundverordnung, ist die anstehende Entscheidung daher mit
Spannung zu erwarten. Prof. Dr. Michael Fuhlrott, Professor für
Arbeitsrecht an der Hochschule Fresenius, gibt dazu eine Einschätzung.


Hamburg. Den Arbeitnehmer schützen das Allgemeine Persönlichkeitsrecht und
sein Recht auf informationelle Selbstbestimmung. Diese im Grundrecht
verankerten Rechte gestatten dem Arbeitnehmer, über die Verwendung seiner
persönlichen Daten grundsätzlich allein zu entscheiden. Der Arbeitgeber
hat hingegen ein berechtigtes Interesse, Straftaten und
Pflichtverletzungen seiner Arbeitnehmer im Betrieb aufzuklären. "Im
Zweifel ist zwischen allgemeinem Persönlichkeitsrecht und den berechtigten
Interessen des Arbeitgebers abzuwägen", weiß Prof. Dr. Michael Fuhlrott,
Fachanwalt für Arbeitsrecht und Professor für Arbeitsrecht an der
Hochschule Fresenius.

Datenschutzrecht gibt genaue Vorgaben

Das Datenschutzrecht sieht daher eine solche Abwägung zwischen den
beiderseitigen Interessen gem. § 26 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)
vor. "Auf einzelne Arbeitnehmer gerichtete Ermittlungsmaßnahmen sind nur
zulässig, wenn der Arbeitgeber einen konkreten Verdacht einer
Pflichtverletzung oder Straftat hat. Ermittlungen 'ins Blaue hinein' sind
unzulässig. Dabei gewonnene Erkenntnisse sind dann oftmals nicht
verwertbar", so Fuhlrott.

Sonderregelungen für Videoüberwachungen

Für Videoüberwachungen finden sich im BDSG zudem genaue Regelungen, was
erlaubt ist und was nicht. Diese sind nach Inkrafttreten der
Datenschutzgrundverordnung zum 25.5.2018 nochmals verschärft worden.
Öffentlich zugängliche Räume dürfen nur überwacht werden, wenn dies zur
Wahrnehmung des Hausrechts oder zur Wahrnehmung berechtigter Interessen
für konkret festgelegte Zwecke erforderlich ist, so schreibt das BDSG es
in § 4 vor. Durch einen entsprechenden Hinweis muss auf die bestehende
Videoüberwachung hingewiesen werden. Die erhobenen Daten sind zudem
unverzüglich zu löschen, wenn die Speicherung zur Zweckerreichung nicht
mehr erforderlich ist. "Durch das neue Datenschutzrecht sind die Vorgaben
für offene Videoüberwachungen, die Arbeitgeber zu wahren haben, nochmals
verschärft worden", so Fuhlrott. Um eine solche Videoüberwachung handelte
es sich in dem aktuellen Fall.

Verdeckte Videoüberwachungen nur in Ausnahmen

Noch strenger ist hingegen der Maßstab bei verdeckten Videoüberwachungen,
also solchen, von denen der Arbeitnehmer keine Kenntnis hat. "Verdeckte
Videoüberwachungen von Arbeitnehmern sind nur in Ausnahmefällen erlaubt,
wenn der Arbeitgeber einen konkreten Verdacht hat und andere Mittel zur
Aufklärung ausscheiden", erklärt der Arbeitsrechtler.

Sachverhalt der aktuellen Entscheidung

Über welchen Fall muss das BAG am 23. August entscheiden? Der Arbeitgeber
betrieb eine Lottoannahmestelle und verdächtigte eine Arbeitnehmerin
aufgrund von im August 2016 angesehenen Videoaufnahmen der offenen
Videoüberwachung im Verkaufsraum, bereits im Februar 2016 mehrere
Geldbeträge unterschlagen zu haben. Er kündigte daraufhin außerordentlich
fristlos.

Diese Kündigung war vor dem Landesarbeitsgericht Hamm erfolglos. Der
Arbeitgeber habe durch die lange Aufbewahrung der Videobänder gegen
datenschutzrechtliche Vorgaben verstoßen. Die Aufnahmen hätten
unverzüglich gelöscht werden müssen. Eine Einsichtnahme erst nahezu ein
halbes Jahr später sei unzulässig. Daher sei gegen das
Persönlichkeitsrecht der betroffenen Arbeitnehmerin verstoßen worden. Das
Gericht qualifizierte die Videoaufnahmen und die hierauf beruhenden
Aussagen von Zeugen als unverwertbar. Der Verstoß gegen das
Persönlichkeitsrecht der betroffenen Arbeitnehmerin überwiege hier das
Arbeitgeberinteresse an Aufklärung. Daher sei die Kündigung unwirksam.

Entscheidung des BAG mit Blick auf neues Datenschutzrecht?

"Die Vorinstanz stellt sich damit auf eine eher formalistische
Betrachtung", so Fuhlrott. Es sei richtig, dass das Datenschutzrecht die
unverzügliche Löschung von Aufnahmen vorschreibt. "Allerdings muss auch in
solchen Fällen eine Abwägung zwischen Arbeitgeber- und
Arbeitnehmerinteresse erfolgen." In anderen Fällen in der Vergangenheit
habe das BAG etwa Verstöße gegen datenschutzrechtliche Vorgaben
dahinstehen lassen, wenn es bei einer Abwägung zu einem Überwiegen des
Arbeitgeberinteresses kam. "Das Bundesarbeitsgericht hat in mehreren
Entscheidungen deutlich gemacht, dass ein Verstoß gegen
datenschutzrechtliche Normen nicht per se zur Unverwertbarkeit führt",
meint Fuhlrott. Ob das BAG dieser Linie treu bleibt, hält er für offen:
"Einerseits hat das Bundesarbeitsgericht in der Vergangenheit deutlich
gemacht, welches Gewicht es der Interessenabwägung beimisst. Andererseits
sind durch das neue Datenschutzrecht viele Anforderungen wie weitergehende
Dokumentationspflichten gestärkt worden, sodass das Gericht künftig auch
eine strengere Linie zugrunde legen könnte", so Fuhlrott. Die Entscheidung
am kommenden Donnerstag bleibe jedenfalls mit Spannung abzuwarten.



Prof. Dr. Fuhlrott hat sich mit der Thematik des Arbeitnehmerdatenschutzes
und Fragen der Beweisverwertung bereits mehrfach ausführlich in
Fachzeitschriften befasst:

Fuhlrott: Keylogger & Arbeitnehmerdatenschutz, Neue Zeitschrift für
Arbeitsrecht (NZA) 2017, S. 1308 ff.

Fuhlrott/Schröder: Beschäftigtendatenschutz und arbeitsgerichtliche
Beweisverwertung, Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht (NZA) 2017, S. 278 ff.

Fuhlrott: Aktuelle Rechtsprechung zum Beschäftigtendatenschutz,
Gesellschafts- und Wirtschaftsrecht (GWR) 2017, S. 448 ff.




Weitere Informationen unter:

http://www.hs-fresenius.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution258
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Fresenius, 15.08.2018
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SCHACH-SPHINX/06656: Fest, eng, aber auch anfällig (SB)


Der Unterschied zwischen einer Stellung vom "Igel"-Typ und einer
beengten Position könnte nicht weiter weg sein. Im letzteren Falle ist
Passivität und im ersteren planmäßiges Ansammeln von Spannungskräften
das Leitmotiv. Passivität schließt jedoch Gegenspiel aus, und viele
Spieler geraten in diese Fallgrube, weil sie während der
Eröffnungsphase den Kampf um die Initiative nicht aufnehmen, sondern
mit eher zurückhaltenden Zügen eine kompakte Stellung anstreben. Diese
bekommen sie dann auch. Wie eine starre Festung wirkt ihr Aufbau dann,
starr nach allen Seiten, aber auch reaktiv, ohne eigenes konkretes
Agieren. Der Gegner gibt die Stoßrichtung vor, er erzwingt in der
Regel auch die Verteidigungsmanöver, da die Wahl in beengten
Positionen auf ein Minimum, meist nur auf einen einzigen
folgerichtigen, nicht sofort zum Untergang führenden Zug beschränkt
bleibt. Schleicht sich dann auch nur die geringste Ungenauigkeit ins
Spiel, folgt die Bestrafung auf dem Fuße wie im heutigen Rätsel der
Sphinx. Der Nachziehende hatte sich im Zentrum zurückdrängen lassen
und die Turmlinien an den Weißen abgetreten. Als er dann mit zuletzt
1...Sf8-g6? die Diagonale b1-h7 vermeintlich zu blockieren glaubte,
traf ihn der Keulenschlag, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06656: Fest, eng, aber auch anfällig (SB)]



Smetankin - Mowsesian

Leitomischl 1995


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Aufgestaute Energie wurde nach 1...Dc7-b7? freigesetzt, doch die
Wirkung rächte sich an der Ursache. Weiß kam mit 2.Sh4-f5! Kg8-h8 -
2...e6xf5 3.Lg2xd5 mit Qualitätsgewinn - 3.Sf5xg7! Kh8xg7 4.e2-e4!
Db7xb3 5.Dc3-c1 zu einem stürmischen Sieg. Schwarz gab auf, weil er
nach 5...Ld5xe4 6.Td1xd7 e6-e5 7.Dc1-g5+ ohnehin am Ende gewesen wäre.
Auch das scheinbar bessere 2...Ld5xg2 wäre elegant widerlegt worden:
3.Td1xd7! Db7xd7 4.Sf5-h6+ Kg8-h8 5.Dc3xf6! Und zuguterletzt hätte
2...Db7xb3 3.Sf5-e7+ Kg8-h8 4.Se7xd5 eine Figur gekostet.
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SOZIALES/145: Das Gegenüber entscheidet, wie ich mich verhalte (idw)


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 15.08.2018

Sozialpsychologische Studie belegt: Das Aufwachsen in einer sozialen
Klasse ist prägend für das spätere Auftreten, noch mehr aber die
Kommunikationssituation



FRANKFURT. Sind Menschen mit mehr Geld und Bildung dominanter und weniger
warmherzig? Eine sozialpsychologische Studie an der Goethe-Universität
hinterfragt Stereotypen.

Wie wird unser Verhalten durch unsere soziale Klasse beeinflusst? Diese
Frage beschäftigt die Soziologie schon seit jeher. Je nachdem, ob Menschen
in einem Arbeitermilieu aufwachsen oder in einem Akademikerhaushalt,
übernehmen sie für diese Schicht charakteristische Verhaltensweisen, so
die Hypothese. Die Frankfurter Sozialpsychologin Dr. Anna Lisa Aydin hat
neue Belege für diese Hypothese gefunden. Ihre gemeinsam mit Forschenden
aus Zürich, Hagen, Idaho und Tel Aviv erarbeitete Studie, die im
Fachmagazin Social Psychological and Personality Science erschienen ist,
zeigt jedoch auch, dass Menschen nicht nur stur ihr klassenspezifisches
Verhalten zeigen, sondern flexibel auf ihr Gegenüber aus anderen sozialen
Klassen reagieren.

Ein Großteil der Forschung zum Einfluss sozialer Klasse beruht auf den
Ideen des Soziologen Pierre Bourdieus. Er beschreibt, wie sich das Umfeld,
in dem wir aufwachsen, tief in unsere Identität einschreibt.
Sozialpsychologische Autoren argumentieren, dass Menschen aus einer
niedrigeren sozialen Klasse über weniger Ressourcen verfügen und ihre
Umwelt in geringerem Maße beeinflussen können. Sie seien somit stärker auf
gegenseitige Hilfe angewiesen, was dazu führe, dass Zusammenhalt ein
wichtiger Wert sei. Die Menschen identifizierten sich mit diesem Wert und
verhielten sich dementsprechend kooperativ. Menschen aus einer höheren
sozialen Klasse hingegen verfügten über mehr Ressourcen, sie könnten
zwischen mehreren Alternativen entscheiden und seien weniger auf
gegenseitige Hilfe angewiesen. Dies resultiere in individualistischeren
Selbstkonzepten, bei denen es zentral sei, seine Umwelt nach den eigenen
Vorstellungen zu gestalten. Die unterschiedlichen Verhaltensweisen stellen
somit eine Anpassungsleistung an das jeweiliges Lebensumfeld dar.

Diese Theorie ließ sich in den vorliegenden Studien zum Teil stützen.
Insgesamt wurden mehr als 2000 Personen in Deutschland befragt. So war den
Befragten, die sich einer niedrigeren sozialen Klasse zugehörig fühlten,
ein warmherziger und kooperativer Umgang mit anderen Menschen aus ihrer
sozialen Klasse wichtiger als jenen, die sich einer höheren sozialen
Klasse zugehörig fühlten. Darüber hinaus legten diejenigen, die mehr
verdienten und besser gebildet waren, mehr Wert darauf, im Kontakt mit
anderen ihre Kompetenz zu zeigen und dominant aufzutreten als die
Angehörigen der Gruppe mit geringerem Verdienst und weniger guter
Ausbildung.

Die Befürchtung der Autoren: Derartige Verhaltensunterschiede könnten zu
einer weiteren Zunahme sozialer Ungleichheit in Deutschland führen. Denn
wer dominanter auftritt, hat bessere Chancen auf sozialen Aufstieg. Die
beobachteten Verhaltensunterschiede waren jedoch relativ klein. Deutlich
grösser war der Einfluss der sozialen Klasse des Gegenübers. Wie verhalten
sich Menschen, wenn sie es mit jemandem aus einer niedrigeren oder höheren
Klasse zu tun haben? Die Mehrheit der Befragten bezeichnete die sozialen
Unterschiede in Deutschland als nicht bzw. weniger gerechtfertigt. Sie
fanden es folglich wichtig, sich gegenüber Menschen mit weniger Geld und
Bildung warmherzig und kooperativ zu verhalten. Umgekehrt legten sie Wert
darauf, gegenüber Menschen mit mehr Geld und Bildung kompetent zu
erscheinen und sich zu behaupten.

Diese Befunde sind insbesondere vor dem Hintergrund relevant, dass die
soziale Ungleichheit in Deutschland und vielen anderen Teilen der Welt
zunimmt, obwohl sie von den meisten Menschen als ungerechtfertigt
wahrgenommen wird. Während die auf soziologischen Theorien basierende
Forschung erklären kann, wie sich diese Ungleichheit durch die Prägung in
den unterschiedlichen sozialen Klassen noch verstärken kann, bietet die
aktuelle Studie einen etwas optimistischeren Ausblick: Sobald es nämlich
zum Austausch zwischen Personen unterschiedlicher Klassen kommt und die
Klassenunterschiede als illegitim empfunden werden, zeigt sich Solidarität
gegenüber Armen und ein Selbstbehauptungswille gegenüber Reichen.



Publikation: Aydin, A. L., Ullrich, J., Siem, B., Locke, K. D., & Shnabel,
N. (in press). The effect of social class on agency and communion:
Reconciling rank-based and identity-based perspectives.
Manuscript accepted for publication in Social Psychological and
Personality Science.

http://journals.sagepub.com/doi/pdf/10.1177/1948550618785162

https://psyarxiv.com/waz8e/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 15.08.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INSZENIERUNG/094: Hamburg - GEISTER. Ein theatraler Friedhofsparcour, Die AZUBIS, 30.8.-9.9.2018


Künstlerkollektiv Die AZUBIS

GEISTER (UA)

Ein theatraler Friedhofsparcour zu der großen Frage des Lebens:

Wofür lohnt es sich zu sterben?

Für alle ab 14 Jahren



PREMIERE 01. September, 19 Uhr // Weitere Vorstellungen: 02., 06., 07.
und 09. September, jeweils 19 Uhr // Donnerstag, 30. August 2018
(Schulvorstellung)

Friedhof Ohlsdorf // Treffpunkt: Sammelpunkt hinter dem Verwaltungsgebäude

Die Zuschauer versammeln sich zu einer Friedhofsführung am Eingang des
Ohlsdorfer Friedhofs. Audioguides werden ausgeteilt, die Gruppe setzt
sich in Bewegung und lauscht den Geschichten über alte
Begräbnisrituale, Maulwurfsplagen und Ehrengräber. Der Park zeigt sich
von seiner schönsten Seite - alles ist friedlich und still.

Vereinzelte Friedhofsbesucher gehen der Grabpflege nach, Spaziergänger
genießen die Natur, eine junge Frau zerrt einen schweren weißen Sack
hinter sich her, eine andere läuft mit blutverschmierten Händen
verzweifelt zwischen den Gräbern umher...

Zunehmend wird der Erzählstrang der Friedhofsführung von theatralen
Momenten überlagert und mit ihnen verwoben: Iphigenie, Antigone und
Elektra treten auf, betrauern ihre toten Verwandten und suchen Auswege
aus den Zwickmühlen ihrer Geschichten. Die Figuren sind vor
existentielle Fragen gestellt: Wie wollen wir leben? Woran glauben
wir? Wofür treten wir ein? Wofür lohnt es sich zu sterben?

In Zeiten gesellschaftlicher Umbrüche stellen sich Fragen nach
Grundwerten, Idealen und Handlungsmöglichkeiten mit besonderer
Dringlichkeit - für junge Menschen und alle anderen auch. Dies greifen
wir auf, spitzen es zu und fordern die Zuschauer im Laufe der
theatralen Handlung immer wieder heraus, Stellung zu beziehen und ins
Geschehen einzugreifen.

SPIELORT: Friedhof Ohlsdorf, Fuhlsbüttler Str. 756, 22337 Hamburg

Treffpunkt ist der Sammelpunkt hinter dem Verwaltungsgebäude des
Friedhofs.

SPIELTERMINE: Donnerstag, 30.08.2018 (Schulvorstellung)

Samstag, 01.09.2018, 19.00 Uhr (PREMIERE)

Sonntag, 02.09.2018, 19.00 Uhr

Donnerstag, 06.09.2018, 19.00 Uhr

Freitag, 07.09.2018, 19.00 Uhr

Sonntag, 09.09.2018, 19.00 Uhr

Karten: kindertheater@dieazubis.de

Ticketpreise: 12 und 15 Euro

Preise und Termine Schulklassen auf Anfrage, werden individuell
vereinbart.

Regie: Die AZUBIS (Kai Fischer und Christopher Weiß) // Spiel: Lisa
Apel, Kai Fischer, Sara Reifenscheid, Christopher Weiß, Agnes
Wessalowski // Musik: Christopher Weiß // Projektionen: Kai Fischer
Dramaturgie/Produktionsleitung: Caroline Heinemann

Die Produktion entsteht in Kooperation mit dem Klabauter Theater und
dem Ohlsdorfer Friedhof

Wir danken unseren Patenklassen an der Klosterschule und der Schule
am See für die Zusammenarbeit.

Die Produktion wurde gefördert von der Behörde für Kultur und Medien
der Freien und Hansestadt Hamburg und der Hamburgischen Kulturstiftung

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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KLEINKUNST/850: Bielefeld - Sebastian Schnoy "Dummikratie - Warum Deppen Idioten wählen", 25.8.


Sebastian Schnoy Dummikratie - Warum Deppen Idioten wählen



Deutschlands schrägster Historiker Sebastian Schnoy nimmt das Publikum
mit auf eine Zeitreise zu frühen Deutschen, antiken Griechen, Römern
und allen, die unserem Kontinent ihren Stempel aufgedrückt haben. In
diesem Kabarettprogramm fahren all Ihre Vorfahren vor! Dabei stellt er
fest, dass Geschichte viel sympathischer wird, wenn man die Kriege
einfach weglässt. Und die Jahreszahlen gleich dazu, schließlich wurde
nicht mal Jesus an seinem Geburtstag geboren, sondern acht Jahre
später. Wir Deutschen sind in der Evolution oft sitzengeblieben, als
Barbaren, Vandalen ohne Sandalen, Germanen, Banausen und sind erst
heute Maschinenbauingenieure. Und einen Fehler dürfen wir nicht
nochmal machen: Nie wieder sollten wir einem Mann ein politisches Amt
anvertrauen, der kleiner ist als 1,69m.

Lachen Sie sich schlau!

Ort: Zweischlingen

Osnabrücker Str. 200, 33649 Bielefeld

Tel. 0521 / 171697, Fax 0521 / 171667

Termin 25.08.2018, 21:00 Uhr

Karten bestellen - Preise: EUR 18,00

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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SCHAUSPIEL/1206: Mainz - Das letzte Parlament (Ghost Story), Uraufführung 28.8., Termine bis 28.10.2018


Staatstheater Mainz

DAS LETZTE PARLAMENT (Ghost Story) (UA)

von Björn Bicker

am 28. August um 19.30 Uhr

im Landtag im Landesmuseum Mainz



Mit einer Premiere im Großen Haus (MARIA STUART, 25.8.) und einer
Uraufführung im Landtag von Rheinland-Pfalz eröffnet das Schauspiel
die Spielzeit 2018/19 am Staatsheater Mainz.

Gehört die Demokratie ins Museum? 65 Jahre lang hat das historische
Mainzer Deutschhaus als Parlamentsgebäude für den
rheinland-pfälzischen Landtag gedient, doch nun muss es saniert
werden. Die Abgeordneten haben für ihre Plenumssitzungen in dieser
Übergangsphase eine neue Heimat gefunden: die Steinhalle des Mainzer
Landesmuseums. Ein Parlament im Museum - besser könnte man es nicht
erfinden.

Björn Bicker, preisgekrönter Autor des ebenfalls am Staatstheater
Mainz gespielten Stückes Deportation Cast, hat dies zum Anlass
genommen, sich mit den Abgeordneten und den Menschen, die um sie herum
arbeiten, über den Zustand der Demokratie, über ihre Zukunft und
Visionen zu unterhalten. Ausgehend von seinen Erfahrungen im Mainzer
Landtag, schreibt er ein Theaterstück für das Staatstheater. Welch
passenderen Spielort könnte es für die Aufführung geben, als der Ort,
an dem sich die Menschen treffen, die sich dazu entschieden haben, an
unserer parlamentarischen Demokratie mitzuarbeiten? Zumal vor dem
Hintergrund, dass in Mainz der erste Versuch einer Demokratie auf
deutschem Boden zu Zeiten der französischen Revolution gewagt wurde.

Inszenierung: Brit Bartkowiak

Bühne: Hella Prokoph,

Kostüme: Britta Leonhardt

Musik: Ingo Schröder

Dramaturgie: Rebecca Reuter

Die blinde Stenografin: Kristina Gorjanowa

Der Geist der Demokratie: Monika Dortschy

Die Abgeordneten: Elena Berthold; Vincent Doddema, Klaus Köhler

Die Zwergschule: Leoni Schulz; Daniel Mutlu

Die rüstigen Rentner Schifferstadt: Daniel Friedl, Martin Herrmann

Kinderchor des Peter-Cornelius-Konservatoriums der Stadt Mainz

Weitere Spieltermine: 15., 16. und 29.9. sowie 13. und 28.10.

 * 

Quelle:

Staatstheater Mainz

Gutenbergplatz 7, 55116 Mainz

E-Mail: kommunikation@staatstheater-mainz.de

Internet: www.staatstheater-mainz.com
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SCHAUSPIEL/1205: Mainz - Maria Stuart, Premiere 25.8., Termine bis 30.10.2018


Staatstheater Mainz

MARIA STUART

Premiere am 25. August um 19.30 Uhr im Großen Haus



Mit einer Premiere im Großen Haus und einer Uraufführung im Landtag
von Rheinland-Pfalz (DAS LETZTE PARLAMENT, 28.8.) eröffnet das
Schauspiel die Spielzeit 2018/19 am Staatsheater Mainz.

Maria Stuart, Königin von Schottland, sitzt als Gefangene im
Kerker der Königin von England, Elisabeth. Als Mörderin ihres Mannes
vom Thron verjagt, suchte sie Zuflucht bei ihr, doch sie wird des
Hochverrats angeklagt. Man drängt Elisabeth zu einem Urteil, die
ersten Männer des Staates treten als Ratgeber an, jeder auf seinen
eigenen Vorteil bedacht. Leicester, früher Maria zugetan und jetzt
Mann an der Seite Elisabeths, überredet diese zu einem Treffen mit der
Gefangenen. Als sich die Rivalinnen gegenüberstehen, kommt es zum
Eklat.

Nach einem vereitelten Attentat auf Elisabeth ist Marias Todesurteil
sicher. Unter dem Druck des aufgebrachten englischen Volkes und ihrer
Berater unterzeichnet die Königin das Urteil und legt es in Davisons
Hände. Er zögert, Burleigh kommt ihm zuvor. Als herauskommt, dass
Maria doch nicht Anstifterin des Mordkomplotts ist, will Elisabeth den
Fall noch einmal untersuchen lassen. Sie verlangt von Davison das
unterschriebene Todesurteil zurück. Doch da ist es bereits zu spät. Es
ist das große Duell zweier starker Frauen im Kampf um Männer und
Macht. Die eine richtet mit harter Hand im Namen ihres Volkes, die
andere stirbt als Märtyrerin im Namen Gottes.

Inszenierung: Dariusch Yazdkhasti

Bühne: Anna Bergemann

Kostüme: Josephin Thomas

Video: Konrad Kästner

Dramaturgie: Carmen Bach

Weitere Spieltermine: 27.8., 4., 8., 14., 20. und 30.9. sowie 10., 20.
und 30.10.

 * 

Quelle:

Staatstheater Mainz

Gutenbergplatz 7, 55116 Mainz

E-Mail: kommunikation@staatstheater-mainz.de

Internet: www.staatstheater-mainz.com
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POLITIK/836: Kosmetik-Tierversuche - EU-Parlament für weltweites Verbot (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 2/2018

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Kosmetik-Tierversuche:

EU-Parlament für weltweites Verbot

von Christina Ledermann



Aus der EU kommen gleich drei gute Nachrichten zu Tierversuchen:
Das EU-Parlament setzt sich für ein internationales Tierversuchsverbot
für Kosmetik ein, die Kommission will mehr Transparenz bei
Tierexperimenten und die Europäische Arzneibuchkommission schafft
einen der ältesten und weitverbreitetsten Tierversuche zur
Arzneimittelprüfung ab.


Am 3. Mai fasste das EU-Parlament mit großer Mehrheit eine
Entschließung: Die Abgeordneten fordern führende EU-Politiker auf, ein
internationales Tierversuchsverbot für Kosmetik durch einen Beschluss
der Vereinten Nationen (UN-Resolution) auf den Weg zu bringen. Diese
UN-Resolution soll vor 2023 in Kraft treten. Leider ist die
Entschließung des EU-Parlaments von den führenden EU-Politikern nicht
einforderbar. Trotzdem ist sie wichtig, denn sie zeigt den Weg, der zu
einem internationalen Tierversuchsverbot für Kosmetik führt. Zusammen
mit unseren europäischen Partnerorganisationen kämpfen wir schon lange
für ein internationales Verbot. Was 2013 in der EU gelang, wollen wir
gemeinsam auch weltweit erreichen. Das Verbot für
Kosmetik-Tierversuche greift umso besser, je früher die noch fehlenden
tierversuchsfreien Testmethoden existieren und in die Prüfvorschriften
aufgenommen sind. Ausreichende Forschungsgelder und wissenschaftliche
Kooperationen müssen die UN-Resolution begleiten.


Kommission will mehr Transparenz

Erfreuliche Nachrichten kommen auch von der EU-Kommission: Nach einer
Überprüfung der EU-Tierversuchsrichtlinie hat sie eine Reihe von
Änderungen vorgeschlagen, um Informationen zu Tierversuchen schneller
und besser öffentlich zugänglich zu machen. Vorschläge waren unter
anderem, die Nicht-technischen Zusammenfassungen von Tierversuchen
(NPT) innerhalb von sechs Monaten nach ihrer Zulassung zu
veröffentlichen, retrospektive Bewertungen von Projekten mit
schädigendem Tiergebrauch ebenfalls. Ferner plant die Kommission, die
Informationen ab 2020 in einer anwenderfreundlichen Datenbank zentral
zugänglich zu machen. In dieser sollen auch die jährlichen Statistiken
veröffentlicht werden. Diese Maßnahmen der Kommission gehen zurück auf
die Lobbyarbeit unseres europäischen Dachverbandes, der Europäischen
Koalition zur Beendigung von Tierversuchen (ECEAE). Der Bundesverband
begrüßt die Initiative der Kommission. Er fordert schon lange eine
retrospektive Bewertung für alle Versuche an Tieren. Denn die Antwort,
ob ein Versuchsziel erreicht wurde, bleibt bei den meisten
Tierversuchen immer noch im Dunkeln. Bis jetzt konnte eine
retrospektive Bewertung nur für die Tierexperimente erreicht werden,
die mit schweren Schmerzen, Schäden oder Leiden einhergehen sowie für
Versuche, die an Affen durchgeführt wurden.


EU schafft 100 Jahre alten Tierversuch ab

Nach einer Entscheidung der Europäischen Arzneibuchkommission wird der
vor über 100 Jahren eingeführte Tierversuch an Mäusen und
Meerschweinchen zur Prüfung auf anomale Toxizität (ATT) in Europa
abgeschafft. Damit darf einer der ältesten und weitverbreitetsten
Tierversuche zur Arzneimittelprüfung ab dem 1. Januar 2019 in Europa
nicht mehr durchgeführt werden. Bei dem Test bekommen die Tiere die zu
prüfende Substanz injiziert und es wird beobachtet, ob und wie viele
Tiere in einem festgelegten Zeitraum sterben. Zur Chargenprüfung wird
der Test schon seit Jahren nicht mehr verlangt, er wurde aber
weiterhin bei der Entwicklung von Arzneimitteln eingesetzt. Zu der
Abschaffung kam es, nachdem die "European Partnership for Alternative
Approaches to Animal Testing" (EPAA), eine Initiative der Europäischen
Kommission und der Industrie, eine Streichung des ATT befürwortet
hatte. Wissenschaftler des Paul-Ehrlich-Instituts (PEI) sowie des
Bundesinstituts für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) hatten
die Unterlagen für die Streichungen des Tierversuchs zusammengestellt
und die notwendigen Anträge gestellt.

 * 

Quelle:

Magazin tierrechte - Ausgabe 2/2018, S. 16

Menschen für Tierrechte

Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de

 

tierrechte erscheint viermal jährlich.

Der Verkaufspreis ist im Mitgliedsbeitrag enthalten.
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MELDUNG/465: Vogelvirus in Großraum Nürnberg nachgewiesen (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 16. August 2018

Vogelvirus in Großraum Nürnberg nachgewiesen

Vor allem Amseln verenden am Usutu-Virus - Für Menschen und andere
Tiere ungefährlich - Tote Vögel an Tropeninstitut schicken



Hilpoltstein, 16.08.18 - Dem LBV werden seit Ende Juli vermehrt tote
Amseln aber auch andere Singvögel im Großraum Nürnberg gemeldet. Nun
hat sich die Vermutung bestätigt, dass es sich um einen Ausbruch des
Usutu-Virus handelt. Wie das Bayerische Landesamt für Gesundheit und
Lebensmittelsicherheit (LGL) mitteilt, wurde bei vier der
totgefundenen und untersuchten Wildvögel das Virus nachgewiesen. Neben
zwei Amseln waren auch ein Kleiber und ein Bartkauz infiziert. Ein
Ansteckungsrisiko für Menschen und andere Tiere besteht kaum. Um
Verbreitung und Auswirkungen dieser neuen Gefährdungsursache für Vögel
zu erfassen und zu bewerten, bittet der LBV, in Zusammenarbeit mit
seinem bundesweiten Partner NABU, um das Einsenden von toten Amseln an
Virus-Experten. Die kostenlose Untersuchung nimmt das
Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin in Hamburg (BNI) vor. Die
Finder können Vögel einschicken oder beim örtlichen Veterinäramt
abgeben. Die toten Tiere sollen, wie grundsätzlich alle in der Natur
verendeten Tiere, am besten mit einem Handschuh angefasst werden.
Leider kann man Usutu-Infektionen von Amseln oder anderen Vogelarten
weder verhindern noch behandeln.

Im Großraum Nürnberg sind dem LBV derzeit mindestens 55 tot
aufgefundene Amseln und je ein toter Zaunkönig, Eichelhäher, Blaumeise
und Kleiber bekannt. Bei einigen von ihnen ist nun eine Infektion mit
dem aus Afrika eingeschleppten Usutu-Virus belegt. Das Virus wird vor
allem durch eine auf Vögel spezialisierte Stechmücke übertragen.
Erkrankungen treten deshalb nur von Mai bis September auf. "Infizierte
Vögel wirken offensichtlich krank, sind apathisch, flüchten nicht mehr
und verlieren das Gefieder an Hals und Kopf. Sie sterben meist
innerhalb weniger Tage. Fast immer sind es Amseln, bei denen diese
Krankheit festgestellt wird, weshalb die Usutu-Epidemien auch als
Amselsterben bekannt wurden", erklärt LBV-Experte Ulrich Lanz. Die
Empfänglichkeit des Virus ist bei verschiedenen Vogelarten sehr
unterschiedlich ausgeprägt: Außer Amseln erkranken noch gehäuft Eulen,
andere Vogelarten sind nur ausnahmsweise betroffen.

Es scheint, dass die Amselpopulationen in den Ausbruchsgebieten im
Laufe der Zeit eine gewisse Immunität gegen dieses neue Virus
entwickeln. "Trotzdem kann es erst einmal zu einem Massensterben und
zu einem spürbaren Einbruch in den Amselbeständen kommen. In den
bisherigen Hauptausbruchsgebieten in Südwestdeutschland geht man von
einem Rückgang von rund 15 Prozent seit 2011 aus. Eine Gefährdung für
die Gesamtpopulation geht davon aber nicht aus.", so Lanz. Das Virus
wird sich vermutlich zunächst noch weiter ausbreiten. Mit der
zunehmenden Immunität der Population dürften die Infektionen dann aber
- möglicherweise auch erst in den nächsten Jahren - wieder abebben.
Dies war auch bei einem früheren Seuchenzug in Österreich der Fall.
"Dann erholen sich die Bestände auch wieder", ist sich Lanz sicher.

Der weitere Verlauf des Auftretens von Usutu-Erkrankungen lässt sich
schwer vorhersagen. Die Vermehrung und Verbreitung der Viren hängt vor
allem von der Witterung in den Sommermonaten ab: Feuchtwarmes Wetter
begünstigt die Verbreitung von Viren und Stechmücken. "Durch die
Klimaerwärmung kommen tropische Infektionskrankheiten auch in unseren
Breiten generell häufiger vor. Es ist durchaus denkbar, dass wir mit
der Häufung sehr heißer Sommer wie des diesjährigen auch häufiger
Usutu-Infektionen bei uns verzeichnen", vermutet Lanz. Die Viren
werden ausschließlich von infizierten Stechmücken übertragen. Kranke
und tote Vögel sind nicht ansteckend für andere Vögel, Haustiere oder
Menschen.

Tote Amseln einschicken

Wer eine tote Amsel findet und diese einschicken möchte, sollte
folgende Punkte beachten: Obwohl nach aktuellem Wissensstand kaum eine
Infektionsgefahr von den Vögeln ausgeht, wird zum Hantieren mit toten
Tieren grundsätzlich das Verwenden von Handschuhen empfohlen. Die
Amseln sollten zügig, idealerweise mit einem Tiefkühlakku versehen,
gut gepolstert und wasserdicht verpackt versendet werden. Bei den
derzeitigen Temperaturen ist eine Isolation mit Styropor sinnvoll. Es
empfiehlt sich besonders vor Wochenenden, die Einsendung mit dem BNI
telefonisch abzustimmen. Bitte den Schriftzug "Freigestellte
veterinärmedizinische Probe" auf der Verpackung anbringen. Das Porto
trägt der Bürger, die Untersuchung ist kostenlos. Der Absender wird
über das Ergebnis informiert; neben der Anschrift dürfen auch der
Fundort (mit Postleitzahl) und das Funddatum nicht fehlen. Wer die
Vögel nicht einschicken möchte, kann sie entsorgen oder vergraben,
beides ist unbedenklich. Die Postadresse des Bernhard-Nocht-Instituts
und weitere Informationen unter www.lbv.de/usutu.

Hintergrund

Erstmals wurde das nach einem südafrikanischen Fluss benannte
tropische Virus 2010 in Stechmücken in Deutschland nachgewiesen. In
den Jahren 2011 und 2012 kam es dann zu einem großräumigen Ausbruch
des Virus, welches ein Massensterben von Amseln in Südwestdeutschland
verursachte. Eine Auswertung der Daten aus den großen
wissenschaftlichen Mitmach-Aktionen des LBV "Stunde der Wintervögel"
und "Stunde der Gartenvögel", konnte nachweisen, dass die
Amselbestände in den damals bundesweit nachweislich vom Virus
betroffenen 21 Postleitzahlengebieten zwischen 2011 und 2012 merklich
zurückgegangen sind. Somit könnten bei einem bundesweiten
Gesamtbestand von rund acht Millionen Brutpaaren möglicherweise
300.000 Amseln dem Virus zum Opfer gefallen sein.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 16.08.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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LUFT/607: Sommerurlaub in der Stadt - Schlecht für die Lunge (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 16.08.2018 / Emissionen

Sommerurlaub in der Stadt: Schlecht für die Lunge



Ein Kurzurlaub in europäischen Großstädten ist genauso schädlich wie
das Rauchen mehrerer Zigaretten - zu dem Ergebnis kommt eine von der
Umweltorganisation Transport and Environment (T&E) durchgeführte
Untersuchung der beliebtesten Urlaubsstädte in Europa.

Wenn Sie vier Tage in der Innenstadt von London verbringen, könnten
Sie ebenso gut drei Zigaretten rauchen - so hoch sind die
Feinstaubwerte in der britischen Hauptstadt. In Istanbul 'rauchen'
UrlauberInnen in vier Tagen sogar vier Zigaretten, das ist gemeinsam
mit Prag trauriger Spitzenwert unter den zehn untersuchten Städten.
Grundlage für die Analyse von T&E sind die Werte für Feinstaubpartikel
(PM2.5), die die Lunge beim Einatmen ähnlich stark belasten wie beim
Rauchen. Auch in Paris, Barcelona, Amsterdam, Mailand, Rom, Wien und
Dublin entspricht ein Kurzurlaub dem Konsum von einer bis drei
Zigaretten.

Ein großer Teil der Feinstaubpartikel in den Städten stammt aus
Autoabgasen. Deshalb sollten die Autohersteller auch dafür sorgen,
dass die Luftqualität schnell wieder besser wird, fordert Jens Müller,
Koordinator für Luftqualität und Diesel bei T&E. Falls sie dies nicht
tun, müssten die verschmutzenden Autos aus den Städten verbannt
werden, um die Bevölkerung zu schützen.

"Wenn die Luftverschmutzung hoch ist, wird uns empfohlen, nicht im
Freien zu essen oder Sport zu treiben. Aber bei Städtetrips geht es
doch darum, spazieren zu gehen und auf Restaurantterrassen zu essen.
Derzeit werden TouristInnen, darunter auch Kinder, mehr oder weniger
zum Rauchen gezwungen - was die Auswirkungen auf die Gesundheit
betrifft", so Müller. [km]



Pressemitteilung T&E

https://www.transportenvironment.org/news/summer-tourists-%E2%80%98forced-smoke%E2%80%99-top-european-cities

Detaillierte Untersuchungsergebnisse

https://docs.google.com/spreadsheets/d/1R2GyjHfkDtx_tOO9OBuWnGUhkCKEGrbGpkyf-gDxSsA/edit#gid=0

 * 

Quelle:

EU-News, 16.08.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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EUROPA/620: Zulassung gefährlicher Chemikalien wird transparenter (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 16.08.2018 / Chemie & Nanotechnologie

Zulassung gefährlicher Chemikalien wird transparenter



Die Europäische Chemikalienagentur (ECHA) veröffentlicht seit Ende
Juli Informationen über nachgeschaltete Unternehmen, die
zulassungspflichtige Stoffe verwenden. Damit reagiert die Behörde auf
Forderungen nach mehr Transparenz.

Stoffe, die im Rahmen der EU-Chemikalienverordnung REACH als
'besonders besorgniserregend' (substance of very high concern, SVHC)
eingestuft werden, dürfen ab einem bestimmten Datum nur noch mit
Genehmigung hergestellt, importiert und verwendet werden. Die EU
erteilt solche Genehmigungen für Hersteller und auch für
nachgeschaltete ('downstream') Anwendungen. Wenn ein nachgeschalteter
Anwender die Substanz benutzt, muss er die ECHA darüber in Kenntnis
setzen. Öffentlich zugänglich Informationen über diese Verwendungen
und darüber, welche Angaben die Nutzer einreichen müssen, standen
bisher nicht zur Verfügung. Das neue Register auf der Webseite der
ECHA listet die nachgeschalteten Anwender von SVHC nun auf und
informiert über die Menge und Art der Verwendung. Derzeit gibt es 43
Stoffe, für deren Verwendung Zulassungen erteilt werden müssen.

Rechts- und Politikberaterin Apolline Rogers von der
Umweltrechtsorganistion ClientEarth bewertet den Schritt positiv. Die
größere Transparenz könne den Wettbewerbsdruck auf Lieferanten von
SVHC erhöhen und somit die Substitution solcher Stoffe durch sichere
Alternativen fördern. Sie bedauert jedoch, dass Anwender sich einer
Veröffentlichung widersetzen können, wenn es weniger als zwei
zugelassene Anwender eines Stoffes gibt. Sie fordert außerdem, noch
detailliertere Informationen über den Einsatz von SVHC im neuen
Register zu veröffentlichen, beispielsweise darüber, wie viele
MitarbeiterInnen dem Stoff potenziell ausgesetzt sind und welche
Alternativen zur Verfügung stehen.

Ende des vergangenen Jahres forderte ClientEarth in einer Studie über
die Arbeit der ECHA mehr öffentliche Informationen über die Verwendung
von SVHC in der gesamten Lieferkette. [km]



Register der ECHA über nachgeschaltete Anwendungen

https://echa.europa.eu/de/regulations/reach/downstream-use-notifications#register

Pressemitteilung von ClientEarth

https://www.clientearth.org/european-chemicals-agency-improves-chemical-use-transparency-but-gaps-remain/

ECHA-Studie von ClientEarth

https://www.clientearth.org/transparency-shortcomings-undermine-safer-substitutions-chemicals-new-report-echa/

 * 

Quelle:

EU-News, 16.08.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin
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LATEINAMERIKA/181: Brasilien - Umweltschützer ermordet, Holzmafia nimmt indigenes Volk ins Visier (Survival)


"Survival International" - Deutsche Sektion - 15. August 2018

Brasilien: 

Indigener Umweltschützer ermordet, Holzmafia nimmt indigenes Volk
ins Visier

Die Guajajara sind als "Wächter Amazoniens" in der bedrohtesten Region
des Amazonas-Regenwaldes aktiv



Hinweis: Die nachfolgenden Erläuterungen können verstörend
wirken

Der Anführer eines Amazonas-Volkes, das bekannt ist für den Schutz
seines Regenwaldes, wurde getötet. Es ist der jüngste Todesfall nach
einer Reihe von Angriffen auf das indigene Volk.

Die Leiche von Jorginho Guajajara wurde in der Nähe eines Flusses im
brasilianischen Bundestaat Maranh�o gefunden. Er war ein Anführer der
Guajajara, die international als "Wächter Amazoniens" in der
bedrohtesten Region des Amazonas-Regenwaldes gefeiert wurden.

Bisher ist unklar, wer für seinen Tod verantwortlich ist. In der
Vergangenheit wurde das Volk jedoch wiederholt von einer
einflussreichen Holzmafia attackiert, weil sie ihre Heimat im Wald
schützen und sich für unkontaktierte Indigene aus dem benachbarten
Volk der Awá einsetzen. Den Awá droht eine Katastrophe, sollte ihr
Land zerstört werden.

Aufgrund der Untätigkeit der Behörden gründeten die Guajajara ein Team
von Umweltaktivisten, die "Wächter Amazoniens", das den Wald vor
Holzfällern schützt. Einigen Schätzungen zufolge wurden seit 2000 bis
zu 80 Angehörige der Guajajara ermordet.

Der Mord an Jorginho Guajajara ist ein weiterer Hinweis auf die
zunehmende Instabilität in dem Gebiet.

Im Mai war ein Team aus der brasilianischen Umweltbehörde Ibama und
der Umweltpolizei in das Arariboia-Reservat entsandt worden - ein
seltenes Zeichen der Unterstützung der Behörden.

Die Guajajara erklärten: "Unsere unkonkatierten Awá-Nachbarn können
nicht überleben, wenn der Wald zerstört ist. Solange wir leben, werden
wir für die unkonkatierten Indianer, für uns alle und für die Natur
kämpfen."

Survival International hat die Behörden angesichts der zunehmenden
Gewalt gegen die Guajajara für ihre Untätigkeit kritisiert.

Stephen Corry, Direktor von Survival International, sagte heute: "Die
Wächter Amazoniens stehen vor einer humanitären Krise. Sie kämpfen um
ihr Überleben. Das kleine Amazonas-Volk steht einer aggressiven,
mächtigen und bewaffneten Holzmafia gegenüber, die enge Verbindungen
zu lokalen und nationalen Politikern hat. Sie bezahlen ihren
Widerstand mit ihren Leben. Sie brauchen dringend öffentliche
Unterstützung, damit sie überleben können."



Die Guajajara, die die Leiche gefunden haben, haben gegenüber Survival
International erklärt, dass der Nacken von Jorginho Guajajara
gebrochen war und der Kopf fast vom Körper getrennt wurde. Die Leiche
wurde an einer Stelle gefunden, an der auch andere Guajajara, die auf
ähnliche Weise von Holzfällern getötet wurden, zurückgelassen wurden.
Die Guajajara haben sich an die Behörden gewandt und verlangen eine
Untersuchung des Falls.

Die Wächter Amazoniens


	Die Wächter Amazoniens sind Männer des Guajajara-Volkes aus dem brasilianischen Bundesstaat Maranhão, die es sich zur Aufgabe gemacht haben, den noch erhaltenen östlichen Teil des Amazonas-Regenwaldes zu schützen.

	Sie möchten das Land, welches sie ihr Zuhause nennen, für Hunderte Guajajara-Familien sowie eine kleine Anzahl unkontaktierter Awá-Indigener retten.

	Die Wächter erklären ihre Arbeit so: "Wir überwachen das Gebiet, finden Holzfäller, zerstören ihre Ausrüstung und schicken sie weg. Wir haben viele Holzfäller aufgehalten. Es funktioniert."

	Die Wächter haben kürzlich ein Video und Bildmaterial der unkontaktierten Awá veröffentlicht.

	Videos, in dem einige Wächter über ihre Arbeit sprechen, findest du bei Survivals Projekt "Tribal Voice".



Arariboia


	Das indigene Gebiet Arariboia umfasst ein einzigartiges Biom, das als "Vor-Amazonas" bekannt ist - das Übergangsgebiet zwischen der Savanne und dem eigentlichen Regenwald.

	Dort finden sich Tiere und Pflanzen, die es nirgendwo sonst im Amazonasgebiet gibt.

	Das indigene Territorium ist durch illegale Abholzung bedroht.

	Durch die drastische Kürzung staatlicher Mittel für die Indianerschutz-Behörde FUNAI und den Schutz indigener Gebiete sind die Gefahren noch größer, da das Gebiet von den Behörden nicht angemessen überwacht oder geschützt wird.

	In der Region operiert, unterstützt von einigen lokalen Politikern, eine mächtige und gewaltbereite Holzmafia.





Bildunterschriften der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildungen der Originalpublikation:


	Die Wächter Amazoniens zerstörten kürzlich diesen Lastwagen, der für illegale Abholzung in ihrem Gebiet eingesetzt wurde. (Quelle: Guardians of the Amazon)

	Franciel Guajajara, einer der Wächter Amazoniens, erklärt seine Arbeit. (Quelle: Survival) -Jorginho Guajajaras Leiche wurde in der Nähe eines Flusses im Osten des brasilianischen Amazonasgebietes gefunden. (Quelle: Survival)





Survival International ist die globale Bewegung für die Rechte
indigener Völker. Wir helfen indigenen Völkern ihr Leben zu
verteidigen, ihr Land zu schützen und ihre Zukunft selbst zu
bestimmen.

Seit 1969 | Büros in Berlin, London, Madrid, Mailand, Paris, San
Francisco

Unterstützer*innen in über 100 Ländern | Alternativer Nobelpreis
1989

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15.08.2018

Survival Deutschland

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalderstr. 4, 10405 Berlin

Telefon: +49 (0)30 72 29 31 08, Fax: +49 (0)30 72 29 73 22

E-Mail: info@survivalinternational.de

Internet: www.survivalinternational.de
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POLITIK/430: Umwelt- und Naturschutzmaßnahmen der Landwirtschaft sollen besser vergütet werden (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 16. August 2018

Umwelt- und Naturschutzmaßnahmen der Landwirtschaft sollen besser
vergütet werden



Umweltstaatssekretär Jochen Flasbarth und der Landwirtschafts- und
Umweltminister von Mecklenburg-Vorpommern Dr. Till Backhaus beraten
heute über die anstehende EU-Agrarreform und über Naturschutzmaßnahmen
der Landwirtschaft. Mecklenburg-Vorpommern hat ein Konzept vorgelegt,
bei dem die Umwelt- und Naturschutzleistungen der Landwirte stärker
als bisher aus EU-Mitteln entlohnt werden sollen. Das Treffen findet
im Nationalpark Vorpommersche Boddenlandschaft statt, wo unter anderem
das Küstenschutzsystem Ostzingst und das Renaturierungsgebiet
Sundische Wiesen besucht wird.

Staatssekretär Flasbarth: "Die momentane Dürre in weiten Teilen
Ostdeutschlands zeigt, dass es sich für die Landwirtschaft auszahlt,
vermehrt in Anpassungsmaßnahmen an den Klimawandel zu investieren.
Dafür brauchen die Landwirte finanzielle Mittel. Diese stünden in der
EU-Agrarförderung bereit, dazu muss diese aber entsprechend
ausgerichtet werden. Da viele Umwelt- und Naturschutzleistungen der
Landwirte auch der Klimaanpassung dienen, sollten die EU-Gelder für
die Landwirtschaft endlich auch stärker an solche Leistungen geknüpft
werden. Ich begrüße, dass Mecklenburg-Vorpommern hierzu ein
umfassendes, ehrgeiziges Konzept entwickelt hat."

Der Umwelt- und Landwirtschaftsminister von Mecklenburg-Vorpommern
Backhaus: "Extreme Witterungsereignisse wie die anhaltende Trockenheit
der vergangenen Monate oder die Überflutungen von 2017 stellten sich
immer häufiger ein. Die Kompensation der entstandenen Schäden
überfordert die Landwirte ebenso wie die Gesellschaft. Deshalb muss
der bisherigen Marktorientierung der gemeinsamen europäischen
Agrarpolitik eine klare Umweltorientierung entgegengesetzt werden. Die
künftige europäische Agrarpolitik muss es den Landwirten ermöglichen,
mit Umweltleistungen Geld zu verdienen - so wie wir es mit dem Modell
aus Mecklenburg-Vorpommern zur gemeinsamen europäischen Agrarpolitik
nach 2020 vorschlagen."

Die Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) wird trotz Kürzungen einer der
größten Haushaltsposten der EU bleiben. Nur wenn die Anforderungen von
Umwelt und Gesellschaft in die Landwirtschaft integriert werden,
lassen sich öffentliche Zahlungen dauerhaft rechtfertigen. Gerade im
Naturschutz fehlen bisher effiziente Fördermaßnahmen. Für solche
Maßnahmen wollen sich Umweltstaatssekretär Flasbarth und Minister
Backhaus zukünftig gemeinsam einsetzen.

Auch die Staatssekretäre der Umweltminister aller sechzehn
Bundesländer haben sich kürzlich dafür ausgesprochen, dass
Umweltaspekte bei der Reform der gemeinsamen EU Agrarpolitik stärker
berücksichtigt werden sollten.

Der Nationalpark Vorpommersche Boddenlandschaft gehört als einer von
16 Nationalparken zu den Naturschätzen in Deutschland. Die Halbinsel
Darß-Zingst und die Insel Hiddensee sowie die sie umgebenden Ostsee-
und Boddengewässer zeichnen sich durch eine abwechslungsreiche
Landschaft mit vielfältiger Biodiversität aus. In den letzten Jahren
fanden mehrere Deichbaumaßnahmen statt, die auch zu einem verbesserten
Naturschutz (u. a. Wiederherstellung von Salzwiesen) führen.



Die Gemeinsame Agrarpolitik der EU (GAP) regelt für jeweils sieben
Jahre die Förderung der Landwirtschaft in Europa und welche
Umweltanforderungen dabei zu berücksichtigen sind. Derzeit laufen die
Beratungen von Europäischem Rat, Europäischem Parlament und
Europäischer Kommission für die Förderperiode nach 2020. Nach den
Vorschlägen der EU-Kommission soll die GAP einer der beiden großen
Ausgabeposten der EU bleiben. Bei der Positionierung der
Bundesregierung setzt sich das Bundesumweltministerium dabei für mehr
Klima-, Umwelt- und Naturschutz in den GAP-Vorschlägen ein.




Weitere Informationen:

Beschluss der Sonder-Amtsleiter-Konferenz der UMK vom 4. Juli 2018:


https://www.umweltministerkonferenz.de/documents/endgueltiges-protokoll-der-sonder-ack-vom-4-juli-in-berlin_1532082161.pdf

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 167/18, 16.08.2018

Herausgeber: Bundesumweltministerium (BMU)
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POLITIK/429: Praktikerdialog "Klimaschutz und Klimaanpassung in der Landwirtschaft" (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 16. August 2018

Schulze: "Gezielte Soforthilfen und Klimavorsorge müssen Hand in Hand
gehen"

Bundesumweltministerin beim Praktikerdialog "Klimaschutz und
Klimaanpassung in der Landwirtschaft"



Anlässlich der aktuellen Dürrefolgen für die Landwirtschaft trifft
Bundesumweltministerin Svenja Schulze heute Landwirte, um aktuelle
Erfordernisse durch den fortschreitenden Klimawandel zu diskutieren.
Die Zunahme von Extremwettereignissen wie längere Trockenperioden oder
starke Niederschläge fordern die Landwirtschaft besonders heraus.
Gleichzeitig bietet die mögliche längere Vegetationsperiode - die
Klimamodelle gehen für Deutschland zukünftig von wärmeren, trockeneren
Sommern und kürzeren, wärmeren Wintern aus - auch neue Chancen für den
Pflanzenanbau. Außerdem gilt der Sektor wegen seines guten Ausbildungs-
und Organisationstandes als besonders gut anpassungsfähig.

Svenja Schulze: "Dieser Sommer hat neue Temperaturrekorde und ein
neues Ausmaß an Trockenheit gebracht. Besonders die Landwirtschaft ist
davon betroffen. Deshalb müssen wir auch Sofortmaßnahmen zur
Bewältigung der Krise prüfen. Gleichzeitig gilt es jetzt umso mehr,
Agrarförderung so umzugestalten, dass nachhaltiges Wirtschaften und
die Anpassung an den Klimawandel finanziell gefördert wird. Nur so
machen wir landwirtschaftliche Betriebe langfristig krisenfester und
erreichen gleichzeitig unsere Ziele im Umwelt-, Natur- und
Klimaschutz." Bei dem Treffen wird die praktische Umsetzung möglicher
Klimaanpassungsmaßnahmen diskutiert, wie eine standortgerechte
Bewirtschaftung, eine größere Kulturvielfalt bei der Pflanzenauswahl,
eine vielfältige und weite Fruchtfolge, zum Beispiel von Pflanzen, die
mehr und weniger Nährstoffe brauchen. Erörtert wird auch, inwieweit
der Viehbestand an die örtlich verfügbaren Futtergrundlagen angepasst
werden muss. Dies kann die ökonomische Widerstandskraft der Betriebe
gegen Extremwetterlagen verstärken. Ein wichtiges Thema ist außerdem
der Beitrag der Forschung für ökologisch angepasste Sorten, die bei
verschiedenen Witterungen besser überstehen. Die klassische und
ökologische Pflanzenzüchtung bietet hier nach wie vor Potential. Der
Praktikerdialog geht auch auf die Klimaziele der Landwirtschaft ein.
Die Branche soll bis 2030 31 bis 34 Prozent Treibhausgase weniger als
1990 ausstoßen. Die davor vorgesehenen Maßnahmen wird die
Bundesregierung im Maßnahmenprogramm zum Klimaschutzplan im Frühjahr
2019 vorlegen.

 * 

Quelle:
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STELLUNGNAHME/500: Umweltverbände warnen vor neuer Ems-Vertiefung (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 16. August 2018

Umweltverbände warnen vor neuer Ems-Vertiefung - Schlüssiges
Hafenkonzept für die Nordsee gefordert



Die Pläne zur Vertiefung der Außenems stoßen bei Umwelt-, Fischerei-,
Wassersport- und Tourismusorganisationen auf deutliche Kritik.
Präsentiert wurden diese vor einer Woche bei einem Runden Tisch zur
sogenannten "Anpassung" der Außenems, zu dem Umwelt- und
Wirtschaftsministerium nach Hannover geladen hatten. Umweltminister
Lies verkündete, dass mit einer ökologischen Strategie zum
Sedimentmanagement die Außenems ohne größere Umweltschäden vertieft
werden könne.

Die niedersächsischen Umweltverbände lehnen Pläne zu einer erneuten
Vertiefung der Außenems strikt ab und kritisieren die Position des
niedersächsischen Umweltministers als Augenwischerei. "Ein Stopp der
Verklappungen sowie eine neue, sinnvolle Verwendung von Baggergut ist
richtig und überfällig. Dies allein wird den schlechten ökologischen
Erhaltungszustand der Ems jedoch nicht ausgleichen. Es ist ein
absurder Teufelskreis, daraus die angebliche Unbedenklichkeit einer
weiteren Vertiefung abzuleiten. Der Gesundheitszustand der Ems wird
sich mit jeder weiteren Flussvertiefung verschlechtern", warnen die
Verbände.

Die Ems befindet sich in einem schlechten ökologischen
Erhaltungszustand. Niedersachsen ist verpflichtet, diesen nachhaltig
zu verbessern. So verlangt es die europäische Gesetzgebung nach der
Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie und der EU-Wasserrahmenrichtlinie. Auch
die Meeresstrategierichtlinie und die Vogelschutzrichtlinie sind zu
beachten. Eine weitere Flussvertiefung würde dagegen die Situation
verschlechtern und durch einen größeren Unterhaltungsaufwand zu noch
mehr Baggerungen führen. Die bereits durchgeführte niederländische und
die geplante deutsche Vertiefung der Außenems werden die jährlichen
Baggermengen um weitere 41 Prozent erhöhen. Insgesamt sind zukünftig
deutsch-niederländische Unterhaltungsbaggerungen in einer
Größenordnung von knapp zehn Millionen Kubikmetern und eine
beträchtliche Potenzierung der Eintrübung zu erwarten und zu bedenken.

Anhand bisheriger Ausbau- und Unterhaltungsmaßnahmen an/in den
Tideflüssen Ems, Weser und Elbe ist bekannt, womit bei einer weiteren
Flussvertiefung zu rechnen ist: Die Flutdominanz nimmt weiter zu,
weniger Wasser fließt ins Meer zurück, dafür verbleibt mehr Schlick im
Ästuar. Außerdem gelangt das salzige Meerwasser weiter flussaufwärts.
Dies führt zum Absterben von Organismen, die auf Brack- oder Süßwasser
angewiesen sind - noch mehr Schlick entsteht. Fische verlieren ihre
Laichplätze. Insbesondere im Sommer sinkt bei hohen Temperaturen der
Sauerstoffgehalt so enorm, dass von toten Zonen im Fluss gesprochen
werden muss.

Die Folgen einer Vertiefung werden sich bis ins Wattenmeer auswirken
und sind mit dem Schutz des Nationalparks und des
UNESCO-Weltnaturerbes Wattenmeer nicht vereinbar. Durch Eintrübung und
Verschlickung werden Muschelbänke und Seegraswiesen beeinträchtigt.
Veränderte physikalische Vorgänge sorgen dafür, dass Ausflockungen von
Sedimenten entstehen, so dass die Badewasserqualität und
Fischereigründe bis vor Borkum beeinträchtigt werden. Badestellen
sowie Sportboothäfen und Slipstellen für Boote sind an manchen Stellen
des ostfriesischen Festlands schon heute aufgrund der massiven
Verschlickung kaum noch oder nur unter erschwerten Bedingungen
nutzbar. Hier zeigt sich die Unausgewogenheit der bisherigen
Betrachtung: "Der Fokus von Bund und Land liegt stets auf der
regionalen Hafenwirtschaft. Darüber werden der Naturschutz, Fischerei-
und Seglerinteressen sowie der Bädertourismus am ostfriesischen
Festland und auf den Inseln nahezu vergessen oder verdrängt",
kritisieren die Verbände.

Die Umweltverbände bekräftigen ihre Forderung nach einem
übergreifenden, ökologisch ausgerichteten Sedimentmanagementkonzept
sowie nach einem durchdachten und in sich schlüssigen Hafenkonzept der
norddeutschen Küstenländer, bei dem die Möglichkeiten des bestehenden
Tiefwasserhafen in Wilhelmshaven konsequent genutzt werden können.
Dadurch ließen sich die Unterläufe der Flüsse und Ästuare entlasten.
Mit Unterstützung aus Kreisen des Wassersports und des Tourismus sowie
seitens der Muschelfischerei und der Stadt Borkum stemmen sich
Niedersachsens Umweltverbände gemeinsam mit WWF daher gegen jede
weitere Vertiefung der Außenems.




Gemeinsame Pressemitteilung von:


	BUND Niedersachsen

	Der Mellumrat e.V.

	Landesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz Niedersachsen

	NABU Niedersachsen

	NaturFreunde Niedersachsen

	Naturschutzverband Niedersachsen

	Niedersächsischer Heimatbund

	Wissenschaftliche Arbeitsgemeinschaft für Natur- und Umweltschutz

	WWF Deutschland



Unterstützer der Pressemitteilung:


	Landesfischereiverband Weser-Ems e.V., Verband der Kleinen Hochsee- und Küstenfischerei

	Niedersächsische Muschelfischer GbR

	Die Nordsee GmbH

	Segler-Verband Niedersachsen e. V.

	Stadt Borkum - Der Bürgermeister



 * 

Quelle:

Presseinformation vom 16.08.2018

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Niedersachsen

Goebenstr. 3a, 30161 Hannover

Tel.: 0511/965 69-0, Fax: 0511/662 536

E-Mail: presse.nds@bund.net

Internet: www.bund-niedersachsen.de
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STELLUNGNAHME/499: Am Riedberger Horn wird naturverträglicher Tourismus ad absurdum geführt (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz:

Gemeinsame Pressemitteilung mit dem BUND Naturschutz in Bayern e.V. -
16. August 2018

Ausbau des Skigebiets am Riedberger Horn

Landratsamt Oberallgäu genehmigt Speicherbecken inmitten Jahrtausende
altem Moor - Förderung des "naturnahen Tourismus" in der Region wird
zur Farce



Hilpoltstein/Nürnberg, 16.08.2018 - Das Landratsamt Oberallgäu hat nun
überraschend den Bau eines neuen Speicherbeckens für die
Kunstschneeproduktion im Skigebiet Grasgehren am Riedberger Horn
genehmigt. Die Planungen sind dabei nicht nur aus
naturschutzfachlicher Sicht kritisch zu bewerten, da das Projekt in
einem sensiblen Moorgebiet realisiert werden soll. Es wird somit
massive Auswirkungen auf schützenswerte Lebensräume und Arten wie das
Birkhuhn haben. LBV und BN sind zudem überrascht und enttäuscht über
die Genehmigung zu einer Zeit, in der zeitgleich bei persönlichen
Gesprächen mit dem Landrat und den Bürgermeistern der betroffenen
Gemeinden eigentlich nach einer gemeinsamen Kompromisslösung gesucht
wurde. Auch die angekündigte Förderung des naturverträglichen
Tourismus durch die Staatsregierung mit einer Summe von 20 Millionen
Euro wird so ad absurdum geführt.

Dr. Norbert Schäffer, LBV-Vorsitzender: "Die Staatsregierung spricht
von naturverträglichem Tourismus und dem Schutz klimarelevanter Moore -
 und gleichzeitig genehmigt der Landrat, dass enorm viele tausend
Kubikmeter Torf am Riedberger Horn einfach weggebaggert werden.
Eklatanter kann der Widerspruch zwischen Worten und Taten im
Naturschutz nicht sein. Der LBV wird gegen den Genehmigungsbescheid
wie auch gegen den sofortigen Maßnahmenvollzug prozessieren, um diese
Naturzerstörung zu verhindern"

Richard Mergner, BN-Vorsitzender: "Der nun genehmigte Ausbau ist alles
andere als naturverträglich und daher nicht vereinbar mit den
Versprechungen eines naturnahen Öko-Tourismus. Wir sind entsetzt, dass
die Genehmigung sogar mit einem Sofortvollzug erteilt wurde und noch
im August mit ersten Maßnahmen zu rechnen ist. Wir haben daher Antrag
auf Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung gestellt. Wir laden
Ministerpräsident Markus Söder zu einem Ortstermin ein, denn die
Planung stellt die von ihm vorgestellten Ergebnisse des
'Friedensgipfels zum Riedberger Horn' in der Staatskanzlei auf den
Kopf."

Noch am Vortag der Genehmigung ging ein Schreiben des Oberallgäuer
Landrats bei LBV und BN ein, in dem eine gemeinsame Kompromisslösung
beim Ausbau des Skigebiets Grasgehren inklusive Speicherbecken
gewünscht wurde. Umso überraschender für die Naturschützer kam beinahe
zeitgleich der sofortige Genehmigungsbescheid für einen Schneiteich,
der am geplanten Standort von den Naturschutzverbänden seit langem
kategorisch abgelehnt wird. Eine Modernisierung der Anlagen im
Skigebiet Grasgehren wird von den Verbänden grundsätzlich mitgetragen,
um die wirtschaftliche und touristische Attraktivität in der Region zu
erhalten. Der ausgewählte Standort für den Schneiteich liegt jedoch in
einer biologisch hoch sensiblen Zone. Es sind nicht nur klimarelevante
Moore betroffen, deren besondere Schutzwürdigkeit erst kürzlich von
der Staatsregierung mit einem Masterplan "Moore in Bayern" bestärkt
wurde. Im umliegenden Gebiet kommt zudem das vom Aussterben bedrohte
Birkhuhn und weitere sensible Arten wie Alpensalamander und Raufußkauz
vor.

Besonders fragwürdig erscheint den Verbänden die Genehmigung eines
derart umstrittenen Projekts vor dem Hintergrund, dass die
Staatsregierung für die Förderung eines "naturverträglichen
Öko-Tourismus" den Gemeinden erst kürzlich 20 Millionen Euro Förderung
in Aussicht stellte. Diese Zusage erteilte Ministerpräsident Söder,
nachdem er der umstrittenen Skischaukel am Riedberger Horn im April
eine Absage erteilt hatte. Im Rahmen eines 5-Punkte-Plans sollte durch
die Förderung der naturverträgliche Tourismus in der Region zu einem
"Natur-Meilenstein mit enormer Strahlkraft" ausgebaut werden.

"Durch den Bescheid mit Sofortvollzug kann theoretisch noch heute der
erste Bagger am Riedberger Horn anrollen. Da wir die Planungen nicht
im Detail kennen, bitten wir die Besucherinnen und Besucher, uns jetzt
oder in Zukunft mitzuteilen, wenn die Bauarbeiten vor Ort beginnen.",
so Schäffer.

"Solange der Ausbau des Riedberger Horns nicht rechtlich verbindlich
ad acta gelegt, die Zone C des Alpenplans wiederhergestellt ist und
der Ausbau der bestehenden Skigebiete naturverträglich erfolgt, sind
die bisherigen Versprechungen nur Lippenbekenntnisse, auf die wir uns
leider nicht verlassen können." so Mergner.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 16.08.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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AKTION/233: Sternmarsch zur Rettung der Rüdigsdorfer Schweiz im Südharz am 29. August 2018


Kur- und Fremdenverkehrsverein Neustadt/Harz

Presse-Information - 15. August 2018

Sternmarsch zur Rettung der Rüdigsdorfer Schweiz im Südharz am 29.
August 2018



Südharz. Die Menschen im Südharz sind in Mehrheit gegen neue
Steinbrüche in ihrer Heimat. Parteiübergreifend treten auch die
lokalen Politiker dafür ein. Selbst die Thüringer Landesregierung
versprach, sich dafür einzusetzen, dass keine neuen Abbaugebiete
östlich der B 4 entstehen.

Mit der
Bestätigung des Abbaus am Kuhberg zwischen Niedersachswerfen,
Harzungen und Rüdigsdorf 
wird der Willen der Bevölkerung ignoriert und die systematische
Zerstörung der einmaligen Gipskarstlandschaft fortgesetzt.

Der Abbau beginnt in diesen Tagen. Wie wird es danach weiter gehen?
Wenn wir uns nicht wehren, folgen bald
weitere Brüche in der Rüdigsdorfer Schweiz: Harzfeld, Winkelberg
...

Bürger, meldet euch zu Wort! 

Treten wir gemeinsam auf, für den Erhalt unserer einmaligen Natur-
und Kulturlandschaft! Beziehen wir Position gegen neue
Gipsabbauflächen im Südharz - für uns und alle kommenden Generationen!
Zeigen wir durch unsere Anwesenheit, dass wir keine neuen Steinbrüche
wollen!

Der Neustädter Kur- und Fremdenverkehrsverein lädt deshalb alle Bürger
zur gemeinsamen Sternwanderung zum Kuhberg ein.

Wann: Mittwoch, den 29. August 2018 um 18.00 Uhr

Wo: Kuhberg (Gemarkung Niedersachswerfen)

Treffpunkte zur gemeinsamen Sternwanderung:

Neustadt: 17.00 Uhr Busplatz

Harzungen: 17.30 Uhr Kirche

Niedersachwerfen: 17.30 Uhr am Bad

NDH Krimderode: 17.00 Uhr Kirche

 * 

Quelle:

Kur- und Fremdenverkehrsverein Neustadt/Harz

Presse-Information, 15.08.2018

weitergeleitet durch BUND Westharz
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AKTIONSTAGE/940: Anpacken für Grasfrosch, Teichmolch und Co. in Ahrendsburg, 25.8. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 14. August 2018

Anpacken für Grasfrosch, Teichmolch und Co.

Am 25.8. ab 10 Uhr veranstaltet die NABU-Gruppe Ahrensburg einen
StadtNatur-Aktionstag. Freiwillige Helfer/innen sind herzlich
willkommen!



Am Samstag, den 25. August 2018 wird der NABU Hamburg mit der
NABU-Gruppe Ahrensburg einen Aktionstag veranstalten. Es soll das
Amphibienlaichgewässer am Hopfenbach weiter gepflegt werden. Gemeinsam
mit den Helfern und Helferinnen soll der massive Schilf- und
Weiden-Bewuchs entfernt und die Flächen für Amphibien,Schmetterlinge
und Wildbienen erhalten werden.

Amphibien haben es schwer in unserer aufgeräumten Landschaft. Teiche
verlanden oder werden zugeschüttet und die Landschaft ist von Straßen
zerschnitten. Rückzugsmöglichkeiten und Bereiche, in denen sie ihren
Nachwuchs großziehen können, sind rar geworden. "Der von uns gepflegte
Teich droht ohne unsere Hilfe zu verlanden", sagt Michel Quermann,
Leiter der Ahrensburger NABU-Gruppe, die sich vor Ort für den
Naturschutz einsetzt. "Insbesondere Weiden und stark wuchernde
Pflanzen wollen wir bei der nächsten Aktion zurückdrängen."

Die NABU-Gruppe wünscht sich durch den Aktionstag mehr Unterstützung
für ihre Arbeit zu bekommen. Vor Ort können Fragen zur Teilnahme an
weiteren Aktionen gerne an die Gruppenleitung gestellt werden. Der
NABU Hamburg führt regelmäßig Aktionstage in und um Hamburg durch, bei
denen jeder Interessierte teilnehmen kann, um ein kleinen Beitrag zum
Naturschutz leisten zu können.

Der Einsatz findet am Samstag, 25. August 2018 von 10 bis etwa 15 Uhr
statt. Material, Werkzeug sowie Getränke und einen kleinen Imbiss
stellt der NABU bereit. Freiwillige Helfer/innen jeden Alters sind
herzlich eingeladen, bei diesem Einsatz mitzumachen. Vorkenntnisse
sind nicht notwendig. Lediglich feste Kleidung und evtl. Regenschutz
werden empfohlen. Falls vorhanden, gerne Gartenhandschuhe mitbringen.
Wer mitmachen möchte, meldet sich bitte für den Aktionstag an. Dabei
wird der genaue Treffpunkt bekannt gegeben. 

Kontakt: 040/697089-37, E-Mail: rudolph@nabu-hamburg.de

Der Aktionstag wird gefördert von der NKG Hanseatische Natur und
Umweltinitiative e.V. (NKGHNUI) und aus Zweckerträgen der Lotterie
BINGO! Die Umweltlotterie.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 091/18, 14.08.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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EUROPA/185: Von der Quelle bis zum Meer - Steckbrief zur EU-Wasserpolitik (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 16.08.2018 / Wasser & Meere

Von der Quelle bis zum Meer: Steckbrief zur EU-Wasserpolitik



Die Gewässer der EU sind noch lange nicht in dem "guten Zustand", in
dem Umweltaktive sie gern hätten. Die EU-Kommission überprüft zurzeit
die gesetzlichen Grundlagen für die europäische Wasserpolitik. Unter
anderem sind ein Fitness-Check und eine Überprüfung der
Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) geplant. Umweltverbände fürchten, dass
einige EU-Mitgliedstaaten diesen Prozess nutzen, um eine Verschiebung
der Zielsetzung der WRRL oder eine Absenkung der Schutzstandards zu
erreichen. Bisher haben sich die Länder bei der Umsetzung des
Wasserschutzes als Querschnittsaufgabe nämlich nicht gerade mit Ruhm
bekleckert.

Welche Schritte in den kommenden Jahren geplant sind, welche weiteren
Vorschriften zur EU-Wasserpolitik gehören und wie sich europäische und
deutsche Umweltverbände zu den Brüsseler Plänen positionieren, können
Sie im neuen Steckbrief der EU-Koordination kompakt auf vier Seiten
nachlesen.

Während der EU-Ratspräsidentschaft Österreichs erfährt die Debatte auf
der Europäischen Wasserkonferenz vom 20. bis 21. September 2018 einen
Höhepunkt. Vorab wollen die Umwelt- und Naturschutzverbände BUND,
GRÜNE LIGA, NABU, WWF und der DNR ihr gemeinsames WRRL-Verbändeforum
durchführen und mit Vertreter*innen von Politik, Verwaltung und
Verbänden den EU-Fitness-Check kritisch begleiten. Merken Sie sich den
31. August und 1. September 2018 vor. [jg]



Steckbrief zur EU-Wasserpolitik 

https://www.dnr.de/fileadmin/Publikationen/Steckbriefe_Factsheets/steckbrief-eu-wasserpolitik.pdf

WRRL-Forum 2018

https://www.wrrl-forum.de/forum-2018/

 * 

Quelle:

EU-News, 16.08.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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KURSUS/1193: Bielefeld - Fototour "Portrait Urban" am 26. August 2018


Fototour "Portrait Urban"



Dieser kompakte Fotoworkshop richtet sich an fortgeschrittene
Einsteiger/Innen in die Digitalfotografie die sich mehr mit der
Portraitfotografie beschäftigen möchten. Während unserer Tour geht es
darum, wie man besondere Portraits bei vorhandenem Licht fotografiert.
Ein gutes Portrait benötigt nicht unbedingt einen großen Aufwand an
Technik und exklusiven Locations. Die Fotografierenden lernen, wie man
verschiedene Blenden und Brennweiten bei der Portraitfotografie
einsetzt und welche Methoden die Kamera zur Belichtungsmessung bietet.

Für Fototraining fotografieren wir einen Vormittag mit Modell auf dem
Gelände der Universität Bielefeld und lernen, mit gezielt eingesetzter
Fototechnik und Regieanweisungen besondere Portraits zu erstellen. Die
Universität, sowie diverse Grünflächen, angrenzende Parkplätze und
U-Bahnanlagen garantieren dabei eine anregende urbane Umgebung mit
interessanten Hintergründen und Überdachungen.

Die Teilnehmer lernen, wie man auch mit einfachen Mitteln zu
überzeugenden Ergebnissen kommt - ohne umfangreiches und kompliziertes
Zubehör. Fotografiert wird daher mit vorhandenem Licht und Reflektor
um den gezielten Umgang mit wechselnden Lichtstimmungen zu erlernen.
Der Kurs startet mit einer theoretischen Einführung im
Universitätsgebäude, danach geht es gemeinsam raus zum Fotografieren.

Workshoptermin: August, 26.08.2018, 10.00-14.00 Uhr

Ort/Treffpunkt: Universität Bielefeld

Kursgebühr: 79,- Euro (incl. 19% MwSt.) / incl. Modellhonorar und
Skript

Anmeldung unter: sarah-fotoworkshopbielefeld(at)web(dot)de

Voraussetzung:
digitale Spiegelreflexkamera oder Bridgekamera; die eigene Kamera und
Techniken wie Blende und Belichtungszeit werden beherrscht

Ort: Universität Bielefeld

Universitätsstr. 25, 33615 Bielefeld

Tel. 0521 / 106-00

Veranstalter - FotoworkshopBielefeld

Termin: 26.08.2018, 10:00 - 14:00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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KURSUS/1192: Bielefeld - Fotoworkshop "Basiskurs Blende & Zeit" am 26.8.2018


Fotoworkshop "Basiskurs Blende & Zeit"



Dieser kompakte Fotoworkshop richtet sich an Einsteiger/Innen in die
Digitalfotografie, die bisher im Automatikmodus fotografieren und ihre
Kamera nun im Detail kennen lernen möchten.

Begriffe wie ISO, Weißabgleich, Verschlusszeit, Blende, Brennweite,
Tiefenschärfe, ... werden in diesem Workshop, direkt an der eigenen
Kamera erklärt. Auch der Zusammenhang zwischen Blende und
Belichtungszeit und deren Wirkung auf die Bildgestaltung werden
erläutert und von den Teilnehmern trainiert. Ziel des Workshops ist,
die eigene Kamera besser zu verstehen und zu beherrschen. Durch den
bewussten Einsatz der Kameratechniken entstehen zukünftig bessere
Fotos da die Teilnehmer lernen, Motive richtig einzuschätzen und an
ihrer Kamera jeweils eine passende Einstellung vorzunehmen.

Der Workshop startet mit einer theoretischen Einführung in den Räumen
des Seminarhauses "Kreuzstraße". Im Anschluss daran wird das Gelernte
gemeinsam in der Praxis trainiert und vertieft.

Themen im Überblick:

- Wie funktioniert meine Kamera eigentlich?

- Brennweite, Blende und Belichtungszeit

- richtige Kameraeinstellungen finden

- Weißabgleich / ISO-Einstellung / Autofokus

- Histogramm

- fotografieren trainieren

Workshoptermin: 26.08.2018, 15.30-19.30 Uhr

Ort/Treffpunkt: Begegnungszentrum Kreuzstraße / Kreuzstr. 19a / 33602
Bielefeld

Kursgebühr: 69,- Euro (incl. 19% Mwst.)/ incl. Skript

Anmeldung unter: sarah-fotoworkshopbielefeld(at)web(dot)de

Voraussetzung: digitale Spiegelreflexkamera, Systemkamera oder
Bridgekamera; keine Vorkenntnisse nötig

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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MARKT/4143: Bielefeld - Kreativmarkt am 25. und 26. August 2018


KREATIVMARKT - Für alle auf der Suche nach Kreativität



Traditionelles Handwerk, Qualität, Kunst und Design treffen auf
Kreativität, Leidenschaft und Phantasie. Im Zentrum des diesjährigen
Schweinemarktes Brackwede ist ein Kreativmarkt des Veranstalters
Kunsthandwerk-Kühl zu finden. Unterschiedliche Künstlerinnen und
Künstler aus OWL präsentieren ihr Handwerk und Ihre
Kunsthandwerksstücke in einer bunten Vielfalt. Verarbeitet wurden alle
erdenklichen Materialien anhand verschiedener Techniken.
Eintritt frei.

Ort: Bielefeld-Brackwede

Festplatz Gleisdreieck Brackwede, Südring 9

Veranstalter - Kunsthandwerk-Kühl

Termine:

25.08.2018, 14:00 - 19:00 Uhr

26.08.2018, 11:00 - 19:00 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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TOUR/7311: Hanau - Stadtführung "Von den Römern bis zum Schloss Philippsruhe" am 25.8.


Von den Römern bis zum Schloss Philippsruhe

Führung durch Hanau-Kesselstadt am 25. August



Im Auftrag der Tourist-Information Hanau geleitet Stadtführerin
Brigitte Wende am Samstag, 25. August, durch Alt-Kesselstadt.
Treffpunkt ist um 14 Uhr am Eingang des Kesselstädter Friedhofs. Dort
beginnt die Führung in der historischen römischen Badeanlage.
Anschließend führt der Weg durch die idyllische Altstadt über den
Salisweg zur Reinhardskirche, Friedenskirche und an zahlreichen
Fachwerkhäusern vorbei und endet vor Schloss Philippsruhe.

Die Teilnahme kostet sieben Euro für Erwachsene und für Kinder die
Hälfte. Eine Voranmeldung ist unbedingt erforderlich, da die Führung
bei mangelndem Interesse abgesagt wird. Anmeldung bei der
Tourist-Information im Hanauer Rathaus unter Telefon 06181-295 739
oder beim Hanau Laden (Am Freiheitsplatz 3), Telefon 06181-427 78 99
oder per E-Mail an touristinformation@hanau.de. Weitere Informationen
über diese und andere Stadtführungen unter www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 14. August 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TOUR/7310: Bielefeld - KIEZ-Tour durch den Westen der Stadt am 25. August


KIEZ-Tour durch den Bielefelder Westen



Die neue Kiez-Tour zoomt in den Bielefelder Westen. Die Stadtführung
ist facettenreich, bunt, eigensinnig und kreativ - so wie der beliebte
Bielefelder Stadtteil.

Der Fokus richtet sich auf (un-)bekannte Hotspots und beleuchtet
Beton, Kneipenkult, Fußball, Street Art, Kunst und Lebensgefühl. Alles
ein bisschen abseits vom Mainstream - mit Fun-Facts, einer guten
Portion Wissen rund um den Westen und der ein oder anderen
Überraschung...

Seid bei der ersten Kiez-Tour durch Bielefelds Westen dabei und
entdeckt neues Terrain!

Preis - pro Person EUR 12,00 (ermäßigt EUR 10,00)

Tickets - für die öffentlichen Führungen in der Tourist-Information am
Niederwall, Tel. (0521) 516999

 - Gruppenbuchungen ab 10 Personen,

Tel. (0521) 516102

Teilnehmer - max. 20

Dauer - 2,5 Stunden

Start - U-Bahn-Haltestelle Rudolf-Oetker-Halle/Graffiti

Ende - Emil-Gross-Platz

Ort: Bielefeld-Mitte

Veranstalter - Bielefeld Marketing GmbH, Tel. (0521) 516160

Termin: 25.08.2018; 16:00 - 18:30 Uhr

Karten bestellen - Preise: EUR 12,00/ EUR 10,00

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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